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Einfiihrung

Edda Blenk-Knocke und Eva Maria Hohnerlein

Die vorliegende Publikation dokumentiert die Beitrage zu der Tagung ,,Zeit fir Verant-
wortung im Lebensverlauf - Politische und rechtliche Handlungsstrategien®, die am
29. November 2010 im Deutschen Bundestag in Berlin stattfand. Sie markiert zugleich
den Abschluss eines mehrjahrigen gleichstellungspolitischen Kooperationsprojekts
zwischen dem Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem
Max-Planck-Institut fir ausldndisches und internationales Sozialrecht zu Fragen der
sich wandelnden Geschlechterrollen, den unterschiedlichen Auswirkungen rechtli-
cher und sozialstaatlicher Rahmenbedingungen auf die Lebensverlaufe von Mannern
und Frauen sowie den Spannungen zwischen gesellschaftlichen Entwicklungen sowie
sozialen und 6konomischen Veranderungsprozessen einerseits und den rechtlichen
und sozialstaatlichen Regelungen andererseits.

Zeit fur Sorgeverantwortung wird in der modernen Gesellschaft zu einem knappen
Gut. Jedoch bemisst sich die Menschlichkeit einer Gesellschaft gerade daran, ob und
wie sie fiir ihre hilfsbediirftigen Mitglieder Sorge tragt. Deshalb ist die Bereitstellung
eines geeigneten sozialen und rechtlichen Rahmens fiir die Erméglichung der Uber-
nahme von Sorgeverantwortung durch Frauen und Ménner von existenzieller Bedeu-
tung fiir eine humane Gesellschaft.

Bisher wurde die Sorgearbeit iiberwiegend unentgeltlich von Frauen im Rahmen der
Familie geleistet. Zwar gilt die Ubernahme von Sorgearbeit in Paar- und Generatio-
nenbeziehungen auch heute als eine gesellschaftlich wichtige Tatigkeit, d.h. als ein
Beitrag zum Gemeinwohl.! Allerdings haben sich die Bedingungen, unter denen diese
Verantwortung gelebt werden kann, entschieden verdndert: Privat und/oder 6ffent-
lich geschiitzte Solidarrdume, um sich ,,Zeit fiir Verantwortung“ zu nehmen, sind klei-
ner geworden, und sie sind mit hoheren individuellen Risiken behaftet. Die famili-
enrechtlichen und sozialstaatlichen Reformen der letzten Jahre betonen verstarkt die
Eigenverantwortung der Individuen als neue Zielvorgabe. Dem entsprach seit 2000
auf europaischer Ebene der wirtschaftspolitische Orientierungsrahmen der sog. Lis-
sabon-Strategie, die einen Anstieg der Erwerbsquote von Frauen auf 60 % (sowie 70 %
Erwerbsbeteiligung fiir die gesamte Erwerbsbevolkerung) bis zum Jahr 2010 vorsah.
Nach der anschliefRenden Europa-2020-Strategie wird unter den 20- bis 64-jahrigen
Frauen und Mannern nunmehr eine Beschéftigungsquote von 75 % angestrebt.

Wenn aber Manner wie Frauen umfinglich eigenverantwortlich fiir sich selber sorgen
und ihren Unterhalt eigenstdndig erwirtschaften sollen, so wird die Zeit fiir Sorgearbeit
knapp. Zugleich zeigt sich die grofRe Diskrepanz zwischen dem volkswirtschaftlichen
Nutzen unentgeltlicher familidrer Sorgearbeit und ihrer nach wie vor beschrankten
gesellschaftlichen und 6konomischen Anerkennung. Vor diesem Hintergrund pla-

1 Vgl. Heimbach-Steins (2011), Zeit fiir Verantwortung - eine Frage der privaten oder der 6ffentlichen Solida-
ritit?, in diesem Band (S. 171).
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dierte die englische Familienrechtlerin Anne Barlow im Rahmen des Forschungspro-
jekts daftir, die Gesellschaft solle den Wert der Familienarbeit bewusst wiirdigen, und
zwar unabhéngig von der Familienform und dem zivilrechtlichen Status eines Paares.
Andernfalls konnte das ,soziale Band verloren gehen, das unsere Gesellschaft unsicht-
bar zusammenhalt“?

Um den Zusammenhalt der Gesellschaft zu sichern, ist es folglich unumgéanglich,
Menschen Zeit fiir die Ubernahme von Sorgeverantwortung in der Familie bereitzu-
stellen - sei es fiir die Kinderbetreuung, sei es fiir die Pflege von alten und kranken
Angehorigen. Fur die sorgetragenden Frauen und Mianner bedeutet das héufig eine
Umbruchsituation im bisherigen Leben, einen Rollenwechsel bzw. eine zusitzliche
Rollentibernahme. Dabei brauchen sie Unterstiitzung durch addquate Rahmenbedin-
gungen. Gleichzeitig darf die Chancengleichheit von Mannern und Frauen nicht aus
den Augen verloren werden, und es muss sichergestellt sein, dass die Menschen, die
Verantwortung fiir andere iibernehmen, dadurch langfristig keine Nachteile erleiden
bzw. dass diese kompensiert werden.

Die grofle Herausforderung ist es nun, diese Ziele in einer Gesellschaft zu verwirkli-
chen, die durch die wachsende Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt und, damit
verbunden, durch eine zunehmende Pluralitit der Lebensformen und Lebensverldufe
gekennzeichnet ist. Die gleichstellungspolitischen Implikationen dieser Modernisie-
rungsprozesse im europiischen Vergleich waren Gegenstand des Forschungsprojekts
,Was kommt nach dem Erndhrermodell?*

Das Forschungsprojekt ,Was kommt nach
dem Erndhrermodell?“

Das interdisziplindre und internationale Forschungsprojekt ,Was kommt nach dem
Erndhrermodell?“ wurde seit dem Herbst 2006 vom Max-Planck-Institut fir auslandi-
sches und internationales Sozialrecht in Kooperation mit dem Bundesministerium fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend durchgefiihrt. Im Rahmen des Projekts wurden
zwei Expertenkonferenzen veranstaltet, die sich mit Fragen des Rollenwandels, Veran-
derungen der Rollenleitbilder insbes. im Familien- und Sozialrecht im europiischen
Vergleich und mit den unterschiedlichen Chancen von Frauen und Ménnern auf eine
eigenstandige Existenzsicherung befassten.?

2 Vgl. Barlow (2008), Rollenleitbilder im Familienrecht des Vereinigten Konigreichs - Probleme der Bewertung
von Familienarbeit in und auferhalb der Ehe, in: BMFSF] (Hrsg.), Eigenverantwortung, private und offent-
liche Solidaritat - Rollenleitbilder im Familien- und Sozialrecht im europiischen Vergleich, Nomos Verlag,
S. 256.

3 BMFSFJ (Hrsg.) (2008), Eigenverantwortung, private und 6ffentliche Solidaritit — Rollenleitbilder im Fami-
lien- und Sozialrecht im européischen Vergleich, Nomos Verlag, Forschungsreihe Bd. 3; BMFSFJ (Hrsg.) (2009),
Rollenleitbilder und -realititen in Europa: Rechtliche, 6konomische und kulturelle Dimensionen, Nomos
Verlag, Forschungsreihe Bd. 8.
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In einer dritten Projektphase wurden drei autonome wissenschaftliche Arbeitsgrup-
pen eingerichtet, um ausgewihlte Themenkomplexe zu vertiefen, mit der Vorgabe, im
Rahmen eines Policy Papers gleichstellungspolitisch orientierte Reformoptionen und
Gestaltungsansitze fiir den politischen Entscheidungsprozess aufzuzeigen.

Es handelte sich um die Arbeitsgruppen ,,Ehegiiterrecht” (Leitung: Prof. Dr. Barbara
Dauner-Lieb), ,Familienernihrerinnen® (Leitung: Prof. Dr. Ute Klammer und Dr. Chris-
tina Klenner) und ,Pflegepersonen” (Leitung: Prof. Dr. Ulrich Becker). Die Ergebnisse
der drei Arbeitsgruppen wurden auf der Tagung ,Zeit fiir Verantwortung im Lebens-
verlauf - Politische und rechtliche Handlungsstrategien am 29.11.2010 erstmals der
politischen und fachverbandlichen Offentlichkeit vorgestellt. Nunmehr sollen die drei
Policy Papers mit dieser Publikation einem grofieren Publikum zugénglich gemacht
werden.

Die Verantwortung fiir die Handlungsoptionen und -empfehlungen tragen die betei-
ligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, sie entsprechen nicht notwendig
den Positionen der gegenwirtigen Bundesregierung.

Der empirische Befund: Pluralismus der Lebensformen
in der Gesellschaft und im individuellen Lebensverlauf

In Europa besteht eine grofie Heterogenitit der Lander in ihrer wohlfahrtsstaatlichen
Ausgestaltung, ihren Geschlechterordnungen, ihrer Familien- und Sozialpolitik. Das
hédngt mit einer Vielzahl von historischen, politischen, 6konomischen, rechtlichen
und soziokulturellen Faktoren zusammen. Dass die Geschlechterrollen von Ménnern
und Frauen, d.h. ihre individuellen Muster zur Verteilung bezahlter Erwerbsarbeit und
unbezahlter Familien- und Sorgearbeit, in den letzten Jahrzehnten vielfaltiger gewor-
den sind, gehort zu den zentralen Befunden aus den zwei europiisch vergleichenden
Expertenkonferenzen, die 2007 und 2008 stattfanden. Es haben sich neue Lebensfor-
men entwickelt, die das ménnliche Alleinerndhrermodell zurtickdringen bzw. ablésen.
Allerdings haben der Pluralismus der Lebensformen und die Dynamik der Geschlech-
terarrangements im Lebensverlauf in den untersuchten Lindern ein jeweils anderes
Gesicht.

Auch in Deutschland ist die Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Geschlechterarrange-
ments und Geschlechterrollenleitbilder gelebte Realitiat: Das klassische mannliche
Alleinerndhrermodell ist nach wie vor empirisch und normativ prisent, ist jedoch
vom Zuverdienermodell verdrangt worden. Mit der stetig wachsenden Gruppe der
Familienerniahrerinnen hat sich tiberdies in den letzten Jahren eine neue Familien-
konstellation entwickelt, iber deren Lebensrealitit noch nicht geniigend bekannt ist.

4 In Danemark und Frankreich dominiert bei Paaren das Zwei-Vollzeit-Erwerbstiatigenmodell, in Grofbritan-
nien und Deutschland ist das Vollzeit-Teilzeit-Erwerbstdtigenmodell (sog. modifiziertes Erndhrermodell oder
Zuverdienermodell) besonders beliebt und in Italien dominiert noch das traditionelle Alleinerndhrermodell.
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Herausforderungen fiir die Gleichstellungspolitik

Die Forderung der tatsichlichen Gleichberechtigung von Frauen und Méannern ist
in Deutschland ein weithin akzeptiertes Ziel. Gleichstellungspolitik muss - um die-
ses Ziel zu erreichen - heute auf die Pluralitit der Lebensformen und der Lebenslaufe
reagieren und bei den Weichenstellungen im Lebenslauf ansetzen. Realisierung glei-
cher Lebenschancen fiir die Geschlechter, fairer Risikoausgleich und eigenstindige
Existenzsicherung von Frauen und Ménnern sind Bausteine einer Politik zur Vermei-
dung von Altersarmut, zur Gestaltung von mehr Geschlechtergerechtigkeit und glei-
cher Teilhabe im Erwerbs- und Familienleben.

Es kann dabeinicht das Ziel der Politik sein, den Menschen eine bestimmte Lebensform
vorzuschreiben, sondern es geht um die Ermoglichung von Wahlfreiheit. Das bedeu-
tet nicht, dass alle Lebensformen dieselbe 6ffentliche Solidaritit benétigen. Offent-
liche Solidaritit in Form von Sozialleistungen und Steuerprivilegien sollte vor allem
Familien mit Kindern zukommen. Im Gutachten der Sachverstindigenkommission
flir den ersten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung heifit es: ,Die Kommission
war sich einig, dass sich Lebensformen nicht vorschreiben lassen. Die vorfindbare und
auch zukiinftige Pluralitit von Lebensformen ist Ausdruck unterschiedlicher Prife-
renzen und der in einem freiheitlich orientierten Gemeinwesen selbstverstindlichen
Entscheidungsfreiheit.” Es geht aber nicht nur um formale, sondern um tatsdchliche
Entscheidungsfreiheit.’ Zielkonflikte zwischen Familien- und Genderpolitik kénnen
dabei durchaus auftreten und diirfen nicht zulasten der Frauen geldst werden.

Es stellt sich die Frage, wie Gleichstellungspolitik einerseits die Ubernahme von Sor-
geverantwortung durch Frauen und Méanner im familidren Bereich sozial und recht-
lich gestalten und andererseits die Risiken abfedern kann, die mit der Ubernahme
bestimmter Rollenmuster und der Verabredung einer bestimmten Verantwortungs-
teilung im familidgren und beruflichen Bereich verbunden sind. Hier sind auch das
Familien- und Sozialrecht in vielfiltiger Weise herausgefordert. Beide Rechtsbereiche
konnen sich den sozialen Wandlungsprozessen im Bereich der Geschlechterrollen und
-arrangements nicht verschlieflen, wenn sie ihre Gestaltungsrelevanz behalten und
ihre Schutzaufgaben nicht verfehlen wollen.

Beispielhaft fiir den Politikansatz ,Zeit fiir Verantwortung im Lebensverlauf” sind die
Fragestellungen, die von den Expertinnen und Experten der drei Arbeitsgruppen zwi-
schen Oktober 2009 und Juli 2010 behandelt und am 29. November 2010 auf der Kon-
ferenz im Deutschen Bundestag zur Diskussion gestellt wurden.

5 Neue Wege - Gleiche Chancen. Gleichstellung von Frauen und Miannern im Lebensverlauf. Gutachten der
Sachverstindigenkommission an das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend fiir den
ersten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, Januar 2011, S. 31.
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Alle drei Arbeitsgruppen haben sich jeweils Themen gewidmet, die mit Weichen-
stellungen im Lebensverlauf von Minnern und Frauen durch die Ubernahme von
Verantwortung im familidren Nahbereich zu tun haben. Obwohl inhaltlich verschie-
den, gruppieren sich diese Themen samtlich um den Wandel von Geschlechterrollen
und -leitbildern und um die bestehende Pluralitit der Geschlechterarrangements. Die
gleichstellungspolitische Aufgabe ist es, politische und rechtliche Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die gerade in den Phasen der Rolleniibergiange mehr Chancengleich-
heit und mehr Geschlechteregalitit in den unterschiedlichen Lebensmodellen von
Ménnern und Frauen im Lebensverlauf erméglichen.

(1) Arbeitsgruppe Ehegiiterrecht

In der Arbeitsgruppe Ehegliterrecht geht es um die Frage, wann entsteht und wie lange
besteht Verantwortungsbereitschaft der Ehepartner fiireinander und welcher rechtli-
che Rahmen ist geeignet, um die partnerschaftliche Verantwortung zu stirken. Dabei
ist die ,,Zeit fiir Verantwortung” in doppeltem Sinn beriihrt: Zum einen bietet die Ehe
einen besonders geschiitzten Rahmen im Sinne von Zeit fiir Verantwortung, d.h. fiir
die Moglichkeit, Sorgearbeit zu erbringen. Zum anderen geht es um die Frage des Zeit-
punktes fir partnerschaftliche Verantwortung im Ehegliterrecht, ndmlich dann, wenn
die Bereitschaft zur Verantwortung fiir einen Ausgleich familienbedingter Risiken auf-
grund gemeinsam getroffener Entscheidungen generell vorhanden ist. Der derzeitige
institutionelle Rahmen macht es leicht, Nachteile einseitig einer Seite aufzubiirden.

Welcher rechtliche Rahmen ist geeignet, wechselnden Rollenarrangements im Ver-
lauf der Ehe gerecht zu werden, partnerschaftliche Verantwortung gerade auch in
Fallen einer asymmetrischen Arbeitsteilung zu starken, d.h. wenn Erwerbsarbeit und
Familienarbeit nicht egalitar verteilt sind und von einem der Partner (mehr) Verant-
wortung fiir Familienarbeit ibernommen wird? Die letzten Familienrechtsreformen
in Deutschland haben implizit modernisierte Rollenmuster vorausgesetzt und das
Problem des Ausgleichs jener Risiken, die sich durch Arbeitsteilung in der Ehe mit
(temporarer) Dominanz der Care-Aufgaben bei einem Partner ergeben, ausgeblendet.
Damit stellt sich die Frage, ob ein Bedarf an Modernisierung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen besteht - u.a. durch die Anerkennung von echten Wahlmoglichkeiten
hinsichtlich des giiterrechtlichen Regimes - und ob die Gestaltung eines fairen Aus-
gleichs in bestimmten Konstellationen nicht starker auf die bestehende Ehe verlagert
werden konnte. Dies entspricht dem empirischen Befund, wonach die Bereitschaft der
Ehepartner, wihrend der Ehe zu einem fairen finanziellen Ausgleich zu kommen, viel
hoher ist als im Konfliktfall einer Scheidung.

6 Vgl. Borgstedt (2011), Partnerschaft und Ehe - Entscheidungen im Lebensverlauf, in diesem Band S. 45 ff.



Seite 12 Einfiihrung E(g_mﬁﬂ E@) - M : »%

(2) Arbeitsgruppe Familienerndhrerinnen

Diese Arbeitsgruppe befasst sich mit der neuen, aber stetig wachsenden Rollenkons-
tellation, bei der Frauen als Allein- oder Haupternahrerin ihrer Familie fungieren. In
diesem Fall liegt die Umbruchsituation darin, dass die Frauen die Rolle der Familien-
erndhrerin haufig ungeplant bzw. ungewollt ibernehmen missen. Das bedeutet, sie
tragen die volle 6konomische Verantwortung im Erwerbsleben fir ihre Familie, ohne
auf diese Rolle vorbereitet zu sein, wahrend ihre Partner oft gleichzeitig ein Schei-
tern in ihrer Erndhrerrolle bewaltigen missen, etwa im Fall von Arbeitslosigkeit. Die
Annahme, dass es sich bei den Familienernidhrerinnen um das ménnliche Allein-
erndhrermodell mit umgekehrtem Vorzeichen handelt, ist unzutreffend. Weibliche
Familienerndhrerinnen erndhren die Familie unter ganz anderen Bedingungen, als
maénnliche Familienerndhrer dies tun.

Die Gruppe der Familienerndhrerinnen ist heterogen. Es handelt sich um Frauen in
Paarbeziehungen mit und ohne Kinder und um alleinerziehende Miitter, die sich viel-
fach im unteren Einkommensbereich und in prekiren Beschiftigungsverhiltnissen
befinden. Daneben geht es aber auch um Familienernahrerinnen in Double-Career-
Couples, die ihre Partner in der Einkommenshohe tiberholt haben. Trotz der wachsen-
den Zahl der Familienerndhrerinnen handelt es sich weder per se um ein emanzipa-
torisches Modell noch um ein neues Geschlechterrollenleitbild, sondern zumeist um
die faktische Reaktion auf eine Umbruchsituation in der Familie. Da die Verteilung
von Haushalts- und Sorgearbeit hierbei in aller Regel weiterhin traditionellen Mus-
tern folgt, tragen die Familienerndhrerinnen eine doppelte Verantwortung und stehen
unter einer enormen Doppelbelastung, die hohe gesundheitliche Risiken zur Folge
haben kann.

Die Autorinnen des Policy Papers formulieren eine Fille an Handlungs- und Gestal-
tungsansitzen in unterschiedlichen Politikfeldern, wie Arbeitsmarktpolitik, Entgelt-
strukturen, Sozial- und Familienpolitik, Infrastruktur zur Kinderbetreuung und Ver-
kehrsinfrastruktur, aber auch die Starkung partnerschaftlicher Rollenleitbilder in den
Betrieben, um die Familienerndhrerinnen, die sowohl bei der Erwerbsarbeit als auch
bei der Familienarbeit Verantwortung iibernehmen, im sozialen Nahbereich und auf
kommunaler, betrieblicher und bundespolitischer Ebene zu unterstiitzen.

(3) Arbeitsgruppe Pflegepersonen

In dieser Arbeitsgruppe liegt der Fokus auf der Ubernahme von Pflegeverantwortung
innerhalb der Familie. Auch dies ist fiir die Pflegenden eine Entscheidung, die je nach
Lebenssituation einen Umbruch im Lebensverlauf mit spezifischen Risiken fiir die
wirtschaftliche Eigenstdndigkeit und Sicherheit darstellen kann. Sowohl héusliche
Pflege unter Angehorigen wie auch professionelle Pflege sind traditionell stark von
tiberkommenen Geschlechterrollen und -leitbildern geprigt. Gerade im héuslichen
Bereich pflegen (noch) iberwiegend Frauen, wobei in Deutschland pflegende Partner
und S6hne inzwischen immerhin eine bedeutsame Minderheit darstellen.
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Im deutschen Pflegeversicherungsrecht ist der Vorrang der hiuslichen Pflege vor
anderen Pflegeformen verankert. Dies entspricht dem Wunsch der ganz tiberwiegen-
den Mehrheit der Bevolkerung. Deshalb gilt es, addquate institutionelle und rechtliche
Rahmenbedingungen fiir die Ubernahme von Pflege in der Familie zu schaffen, d.h.
Zeit fur diese Form der Sorgeverantwortung bereitzustellen und Frauen und Ménner
dabei zu unterstiitzen. Ein hoher Stellenwert ist zeitgleich der Gesundheitsprivention
von Pflegenden beizumessen.

Ungeachtet der geschlechtsneutralen Formulierung weist der Grundsatz des Vorrangs
der hiuslichen Pflege implizit den Frauen die Verantwortung fiir pflegebediirftige
Angehorige zu. Aus einer gleichstellungspolitisch orientierten Lebensverlaufspers-
pektive heraus stellt sich deshalb nicht nur die Frage, welche Risiken die Ubernahme
von Pflegeverantwortung in der Familie mit sich bringt, insbesondere hinsichtlich der
eigenstandigen Existenzsicherung, der Vermeidung von Altersarmut und der Chancen
auf dem Arbeitsmarkt, und wie diese Risiken minimiert werden kdnnen, sondern es
geht auch darum, wie die bisher unterreprasentierte Gruppe der Ménner fiir die Uber-
nahme von Pflegeaufgaben zu gewinnen ist.

Die Ubernahme von Pflegeverantwortung in der Familie entspricht den Reziprozitts-
erwartungen, die die Beziehungen zwischen den Generationen sowohl gesellschaftlich
als auch rechtlich pragen. Allerdings gibt es in der modernen Gesellschaft Entwicklun-
gen, die die Einlosung von Pflegeerwartungen der Elterngeneration erschweren bzw.
unmoglich machen, trotz einer nach wie vor hohen (wenn auch leicht sinkenden) Pfle-
gebereitschaft in der Bevolkerung. Hier sind vor allem der demografische Wandel, die
zunehmende Bildungsbeteiligung und Arbeitsmarktintegration von Frauen und die
von den Arbeitsmarkten geforderte Mobilitit zu nennen, die dazu fiihrt, dass die Kin-
dergeneration hiufig weit entfernt vom Wohnort der Eltern lebt. Das stellt komplexe
Anforderungen an die Organisation 6ffentlicher Rahmenbedingungen.

Ein neues Leitbild: Erwerbstitige mit Sorgeverantwortung
im Lebensverlauf

Im Zuge der gesellschaftlichen Modernisierungsprozesse erfordert eine geschlechter-
gerechte Partizipation von Frauen und Minnern an Familie und Erwerbstatigkeit
ein neues Leitbild hinsichtlich der Zuschreibung von Geschlechterrollen, das wie
folgt beschrieben werden kann:

Es geht keineswegs darum, ,Frauen wie Manner bzw. Miitter und Viter gleichzei-
tig tiber den gesamten Erwerbs- und Lebensverlauf hinweg vollzeitig in Erwerbs-
arbeit zu integrieren und Flrsorgeaufgaben weitgehend an gesellschaftliche Ins-
titutionen zu delegieren. Vielmehr sollen beide Geschlechter die Option haben
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und entsprechende Rahmenbedingungen dafiir vorfinden, ihre Erwerbsaufgaben mit
ihren Fursorgeaufgaben vereinbaren zu konnen, ohne dass es dadurch zu gravierenden
beruflichen, einkommens- oder rentenbezogenen Nachteilen fiir sie kommt.”

Es ist die grofle Zukunftsaufgabe der Gleichstellungspolitik, die Gesellschaft fir das
neue Modell zu gewinnen und es in den Bereichen von Recht und Wirtschaft konsis-
tent umzusetzen.

7 Klammer/Klenner/Pfahl (2011), Frauen als Ernihrerinnen der Familie: Politische und rechtliche Herausfor-
derungen, in diesem Band, S. 57. Zum , Leitbild der/des Erwerbstitigen mit (potenziellen) Fiirsorgeverpflich-
tungen und anderen lebensweltlichen Zeitbedarfen im Lebensverlauf vgl. im Ubrigen auch das Sachverstin-
digengutachten fiir den ersten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung ,Neue Wege - Gleiche Chancen”
vom Januar 2011 (oben Fn. 5), S. 209 f,, 225 f. Das Gutachten empfiehlt, dass die Gleichstellungspolitik ,,von
einem Leitbild gleicher Verwirklichungschancen von Frauen und Mdnnern im Bildungs- und Beschdftigungs-
system ausgeht, aber auch Raum fiir gesellschaftlich notwendige unbezahlte Sorgearbeit, Bildungsphasen und
Eigenzeit ldsst, Wahlmdglichkeiten fiir unterschiedliche Prdferenzen und in unterschiedlichen Lebensphasen
bietet und gleichzeitig sicherstellt, dass Unterbrechungen der Erwerbstdtigkeit fiir gesellschaftlich anerkannte
Tatigkeiten wie z. B. Sorgearbeit langfristig nicht zu Nachteilen fiithren., S. 225.
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Zu Beginn mochte ich Sie im Namen des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend recht herzlich zur Tagung ,Zeit fiir Verantwortung im Lebensver-
lauf - Politische und rechtliche Handlungsstrategien“ hier im Paul-Lobe-Haus begrii-
fRen.

[. Entwicklung des Projekts ,Was kommt nach dem
Erndhrermodell?“

Die heutige Tagung bildet den vorldufigen Schlusspunkt des Projekts ,Was kommt nach
dem Erndhrermodell?, das die Abteilung Gleichstellung meines Hauses in Kooperati-
on mit dem Max-Planck-Institut fir auslindisches und internationales Sozialrecht in
Miinchen iiber einen Zeitraum von vier Jahren durchgefiihrt hat.

Ziele des Projektes waren es,

I den Wandel der Rollenleitbilder vom klassischen Erndhrermodell hin zur eigenstin-
digen Existenzsicherung von Mannern und Frauen wissenschaftlich zu begleiten
und damit Grundlagenarbeit fiir anstehende Reformprozesse zu leisten, die unter der
Maxime stehen sollen, auch in Zeiten der Pluralisierung und Individualisierung faire
Rahmenbedingungen fiir jene zu schaffen, die sich Zeit fiir familidre Sorgeaufgaben
nehmen, Rahmenbedingungen, die sicherstellen, dass die Folgen gemeinsam getrof-
fener Entscheidungen im Lebenslauf nicht systematisch geschlechtshierarchisch
ungleich verteilt sind.

Dazu haben zwei internationale und interdisziplinare Tagungen stattgefunden, einmal
2007 und einmal 2008, die auch umfangreich dokumentiert wurden. Rund um diese
Tagungen hat sich ein Expertennetzwerk gebildet.

In drei hochkaritig besetzten Arbeitsgruppen wurde in der Folge der beiden Fachkon-
ferenzen 2009 und 2010 an jenen Themen weiter gearbeitet, die sich im Projektverlauf
als gleichstellungspolitisch besonders interessant herausgestellt haben:

die gleichstellungspolitische Betrachtung der Themen
I Familienrechtsreformen/Ehegiiterrecht,

I Familienerndhrerinnen und

I Unterstiitzung von Pflegepersonen.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen sind in drei Policy Papers mit schon recht konkre-
ten Handlungsempfehlungen festgehalten.

Die Policy Papers wurden von unabhdngigen wissenschaftlichen Arbeitsgruppen
erstellt. Die Empfehlungen werden von der Bundesregierung mit Aufmerksamkeit
gelesen, sie geben aber nicht immer den Standpunkt der Bundesregierung wieder, son-
dern sind Impulse in einem gesellschaftlichen Reformprozess, der von der Uberzeu-
gung getragen ist, dass wir den gesellschaftlichen Zusammenhalt nur starken kénnen,
wenn wir den Mafdstab der Geschlechtergerechtigkeit bei unseren politischen Vorha-
ben durchgingig berticksichtigen.
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Im Rahmen der heutigen Tagung werden die Ergebnisse der Arbeitsgruppen erstmals
der politischen Offentlichkeit vorgestellt und diskutiert.

I1. Rollenwandel und Verantwortung im Lebensverlauf als
Leitgedanken des Projekts

Lassen Sie mich noch etwas zur inhaltlichen Entwicklung der Leitthemen des Projekts
sagen:

Die erste internationale und interdisziplindre Tagung im Jahr 2007 hat sich mit Rollen-
leitbildern im Familien- und Sozialrecht im europiischen Vergleich befasst und dabei
das Spannungsfeld von Eigenverantwortung, privater und 6ffentlicher Solidaritét in
den Blick genommen. Frau Professorin Heimbach-Steins, die heute den Abschlussvor-
trag halt, hat damals mit ihrem sozialethischen Impuls fiir den Gesamtprozess wesent-
liche Anregungen gegeben und deutlich gemacht, wie sehr wir darauf angewiesen
sind, Eigenverantwortung dadurch zu stdrken, dass wir gemeinsame Verantwortung
ernst nehmen, dass wir die Bereitschaft und Fihigkeit zur Solidaritit in Familie und
Partnerschaft erhalten, indem wir institutionelle Rahmenbedingungen schaffen, die
es leicht machen, verldsslich Verantwortung in ,,kleinen Netzen“ zu ibernehmen.

Betrachtet wurden neben Deutschland die Lander Italien, Frankreich, Grofbritanni-
en und Danemark. Das bisher wenig erforschte Zusammenspiel des Familien- und
Sozialrechts wurde untersucht. Daneben wurde die Situation in den einzelnen Staa-
ten jeweils empirisch dargestellt. Dabei wurde deutlich, dass die Zielerreichung von
Gesetzesreformen eng mit der Verdnderungsgeschwindigkeit kultureller Vorstellun-
gen zusammenhingen kann.

Diese erste Tagung hat eine solche Fiille von Materialien erbracht, dass es sinnvoll war,
die zweite Tagung im Jahre 2008 unter dem Titel ,Rollenleitbilder und -realititen in
Europa: Rechtliche, 6konomische und kulturelle Dimensionen® vor allem der Auswer-
tung des gewonnenen Materials und der Vertiefung einzelner Themen zu widmen.
Dabei wurden bereits die Themen der anschlieflenden Arbeitsgruppen angesprochen.

Beide Tagungen haben gezeigt, dass die Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Geschlech-
terrollen und Geschlechterarrangements in den untersuchten européischen Lindern
gelebte Realitit ist.

Weiterhin zeigte sich, dass das Verhaltnis von Eigen-, Familien- und gesellschaftlicher
Verantwortung einem Wandel unterliegt, der in allen untersuchten europiischen
Staaten gegenwartig ist.
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Obwohl inhaltlich verschieden, gruppieren sich die Themenstellungen der vertiefen-
den Arbeitsgruppen zum ,Eheglterrecht®, zu den ,Familienernihrerinnen“ und zur
LSunterstlitzung von Pflegepersonen” genau um diese Fragen - um den Wandel von
Geschlechterrollen und -leitbildern und um die Pluralitit der ,Geschlechterarrange-
ments“ - der gelebten Aufteilung von Aufgaben und Zustandigkeiten zwischen Ménnern
und Frauen.

Alle Themenfelder haben zudem - neben dem Bezug zur Fragestellung des Rollen-
wandels - einen zentralen Bezug zum Begriff der Verantwortung, insbesondere der
Verantwortung im Lebensverlauf.

Wo Partner gemeinsame Entscheidungen féllen, miissen auch beide Partner fiir die
Folgen dieser Entscheidung gemeinsam Verantwortung iibernehmen, miissen die mit
der Entscheidung verbundenen Chancen und Risiken verlasslich und fair zwischen
den Partnern verteilt werden.

Dies ist gewissermafien die Folge von Wahlfreiheit. Denn eine gemeinsam getroffe-
ne Wahl fiihrt auch zur Ubernahme von Verantwortung, des wirtschaftlich stirkeren
ftir den wirtschaftlich schwacheren Partner. Dass dies nicht selbstverstidndlich ist und
kontinuierliche gesellschaftspolitische Gestaltungsaufgaben mit sich bringt, zeigt
die anlisslich dieser Tagung vom BMFSF] veroffentlichte Reprasentativbefragung zu
sPartnerschaft und Ehe® von Carsten Wippermann und Silke Borgstedt. Die Studie lie-
fert spannende empirische Befunde fiir die rechtssystematischen Uberlegungen der
Arbeitsgruppe Ehegiiterrecht.

Verantwortung hat in den drei Arbeitsgruppen je unterschiedliche Bedeutung:

Beim Ehegiiterrecht geht es im Kern um die Verantwortung der Partner (fiireinander)
wahrend und nach einer Ehe.

Bei den Familienerndhrerinnen geht es um gelebte Verantwortung - gerade auch in
ungeplanten, ungewollten Situationen, wenn z.B. der Mann arbeitslos wird.

Bei der Unterstiitzung von Pflegepersonen geht es um die soziale Absicherung der Ver-
antwortung oder Solidaritit in der Familie im Lebensverlauf.

I1I. Die Arbeitsgruppen

Die Herausforderung der Arbeitsgruppen bestand darin, Vorschlige fiir politische und
rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die vor allem bei Ubergingen im Lebens-
lauf mehr Chancengleichheit bieten und mehr Geschlechteregalitit in den unter-
schiedlichen Lebensmodellen von Ménnern und Frauen im Lebensverlauf ermogli-
chen.
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1. Arbeitsgruppe Ehegliterrecht

Im Rahmen der Arbeitsgruppe Ehegliterrecht wurde eingangs festgestellt, dass
nach der Reform des Unterhaltsrechts von 2008 und den damit einhergehen-
den Risiken flir den nicht oder nur eingeschriankt erwerbstitigen Ehegatten den
gliterrechtlichen Ausgleichssystemen eine gesteigerte Bedeutung zukommt.

Die Vorschléage der Arbeitsgruppe Ehegliterrecht zielen auf eine Stirkung der Verant-
wortung zwischen Partnern wahrend einer bestehenden Ehe.

Es stellt sich vor allem die Frage, welcher rechtliche Rahmen in Fillen einer asymmet-
rischen Arbeitsteilung gewdhlt werden kann, in der Erwerbs- und Familienarbeit nicht
gleich verteilt sind und einer der Partner mehr Verantwortung fiir die Familienarbeit
Ubernimmt.

Die Arbeitsgruppe hat sich sowohl mit dem gesetzlichen und vertraglichen Guterrecht
als auch mit Ehevertrigen auseinandergesetzt. Dabei wurden auch steuerrechtliche
Aspekte berticksichtigt.

Vorgestellt wird heute auch die neue, ebenfalls von der Abteilung Gleichstellung in
Auftrag gegebene Sinus-Milieu-Studie ,Partnerschaft und Ehe - Entscheidungen im
Lebenslauf. Einstellungen, Motive und Kenntnisse des rechtlichen Rahmens®.

Diese sehr interessante repriasentative Erhebung hat unter anderem zum Ergebnis:

Wihrend der Ehe sind Solidaritat und Verantwortungsbereitschaft flireinander grof?.
Die Bereitschaft aber, auch nach dem Scheitern der Partnerschaft fiir den Expartner
bzw. die Expartnerin eine gewisse Verantwortung zu tragen, z.B. weil er/sie wiahrend
der Partnerschaft verschiedentlich beruflich zuriickgesteckt hat, ist erstaunlich gering.

Dieser Befund muss bei eventuellen Reformen in jedem Fall Beachtung finden.
2. Arbeitsgruppe Familienerndhrerinnen

Die zweite Arbeitsgruppe bezieht sich auf die neue, aber stetig wachsende Rollenkons-
tellation, bei der Frauen als Allein- oder Haupternéhrerin ihrer Familie fungieren.

Meine Damen und Herren, in jedem zehnten Paarhaushalt ist eine Frau die Hauptein-
kommensbezieherin, wenn man alleinerziehende Frauen berticksichtigt, gilt dies sogar
fr rund 18 % aller Mehrpersonenerwerbshaushalte.

Frauen nehmen die ,Erndhrerrolle“ allerdings nicht zu gleichen Bedingungen wahr
wie Méanner dies tun. Die weibliche Familienernédhrerin ist also kein Pendant zum
maénnlichen Familienerndhrer, nur unterschieden durch ein ,,umgekehrtes Vorzei-
chen”.
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Frauen erlangen den Status der Familienernahrerin oft unfreiwillig, z. B. durch Arbeits-
losigkeit oder durch zu geringe Erwerbseinkiinfte des Lebenspartners.

Dies fiihrt haufig zu einer mehrfachen Belastung: Die Frau erwirtschaftet das Haupt-
einkommen einer Familie, sie verdient aber dabei durch den Gender Pay Gap in
Deutschland durchschnittlich ca. 23 % weniger Bruttolohn als ihre ménnlichen Kolle-
gen.

Zudem tragen diese Frauen die Hauptverantwortung fiir die familidre Fiirsorgearbeit
oft weiter, da sich die Manner grofitenteils aufgrund eines traditionellen Rollenver-
stdndnisses heraushalten.

Nattirlich gibt es auch Frauen, die aufgrund einer hohen Qualifikation und dement-
sprechender Positionierung im Arbeitsmarkt in Kooperation mit dem bewusst weni-
ger stark beruflich eingespannten Partner leben. Dies ist aber noch eine kleine Gruppe.

Alle Vorschlage zur Forderung eines gleichberechtigten Geschlechtermodells miissen
nach den Ergebnissen der Arbeitsgruppe eine grundsitzliche Anforderung erfiillen:
eine sozial-, familien- und arbeitsmarktpolitische Einrahmung eines Leitbildes des bzw.
der Erwerbstdtigen mit Fiirsorgeaufgaben im Lebensverlauf.

Auch auf die Diskussion dieses vorgeschlagenen Leitbildes bin ich sehr gespannt.
3. Arbeitsgruppe Pflegepersonen

Der Fokus dieser dritten Arbeitsgruppe liegt auf der Ubernahme von Pflegeverant-
wortung innerhalb der Familie. Damit wird hier der Blick nicht - wie bisher haufig
- auf die Pflegebedirftigen, sondern auf die Pflegenden gerichtet, und zwar unter
besonderer Bertiicksichtigung der Gleichstellungsperspektive.

Nach den Zahlen des Bundesgesundheitsministeriums gibt es derzeit (Stand 05/10)
2,37 Mio. Pflegebediirftige in Deutschland. Davon werden 1,63 Mio. ambulant gepflegt.
1,03 Mio. werden dabei laut dem Statistischen Bundesamt ausschlieflich durch Ange-
horige versorgt.

Dies stellt unsere Gesellschaft jetzt und in den kommenden Jahren vor Herausforde-
rungen: Durch die zunehmende Lebenserwartung steigt der Anteil der dlteren und
hochaltrigen Menschen in unserer Gesellschaft und der Anteil der Pflegebediirftigen
steigt parallel dazu.

Zu welchen Auswirkungen der Anstieg von Pflegebediirftigen genau fithren wird, ist
noch nicht hinreichend geklart, von einem wachsenden sozialen Risiko im Zusam-
menhang mit der Thematik der Pflegebediirftigkeit kann aber ausgegangen werden.
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Pflegepersonen sind iberwiegend Familienangehorige, aktive Pflegepersonen sind
aber in erster Linie Frauen. Da die Erwerbsbeteiligung, vor allem von Frauen, weiter
steigen wird, sind Modelle zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erforder-
lich.

Die Lebenssituation von Pflegepersonen ist dabei sehr unterschiedlich. Aspekte wie das
Alter und die Erwerbssituation erfordern individuelle Unterstiitzungsmodelle.

Politik und Gesellschaft sind gefordert, die nétigen Rahmenbedingungen zu schaffen.
Das von der Arbeitsgruppe vorgelegte Policy Paper zeigt eine ganze Bandbreite von
Optionen auf, die hier im Laufe des Tages vorgestellt und diskutiert werden.

Als Losungsansatz empfiehlt sich unter anderem eine Erweiterung des Pflegeperso-
nals, wobei als wichtigste Gruppe die in der Pflege weit unterreprisentierten Manner
im Fokus stehen.

Ein Entgeltersatz im Sinne einer Sozialversicherungslosung oder durch eine steuerfi-
nanzierte Leistung kommt angesichts der Notwendigkeit der Konsolidierung sowohl
der offentlichen als auch der Sozialversicherungshaushalte nicht in Betracht.

Die heutige Rechtslage ermdglicht lediglich im akuten Pflegefall eine arbeitsrechtliche
Freistellung von bis zu zehn Arbeitstagen oder den Anspruch auf unbezahlte Freistel-
lung mit Riickkehrmoglichkeit fiir die Dauer von bis zu sechs Monaten. Sechs Monate
Freistellungsanspruch sind allerdings in den meisten Fillen bei Weitem nicht ausrei-
chend.

Lassen Sie mich daher noch etwas zur Initiative der Familienpflegezeit sagen:

Die Initiative fiir eine bis zu zweijihrige ,,Familienpflegezeit“ schafft ein dringend not-
wendiges und bedarfsorientiertes Entlastungsangebot, indem ein Angebot zur Verbes-
serung der Vereinbarkeit von hiuslicher Pflege und Berufstatigkeit geschaffen wird,
ohne die Lohnnebenkosten zu erhéhen. Das Gegenteil ist sogar der Fall: Durch die Sta-
bilisierung der Bereitschaft, Verantwortung fir hdusliche Pflege zu ibernehmen, wird
die Pflegeversicherung entlastet und der Beitragssatzanstieg gedampft.

Was ist die Familienpflegezeit?

Zur hiuslichen Pflege einer oder eines nahen Angehorigen kann die Arbeitszeit fiir
maximal 24 Monate auf eine Teilzeitarbeit im Umfang von mindestens 50 % einer Voll-
zeitbeschiftigung reduziert werden. Danach erfolgt die Riickkehr zum alten Beschéfti-
gungsumfang. Der Lohnverlust kann durch die Nutzung von Wertkonten im Umfang
von 50 % der Reduktion abgefedert werden. Nach der Pflegephase erfolgt die Riickkehr
zum alten Beschiftigungsumfang - bei weiterhin reduziertem Lohn, um das negative
Wertguthaben wieder auszugleichen.
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Was leistet die Familienpflegezeit?

I Fiir die Beschiftigten wird ein rechtlich abgesicherter Freiraum zur Ubernahme der
von ihnen gewiinschten Wahrnehmung familidrer Verantwortung zur Verfligung
gestellt — mit Riickkehranspruch zum vorherigen Beschéftigungsumfang, mit beson-
derem Kiindigungsschutz und mit der Moglichkeit der Abfederung der Einkommen-
seinbufien.

I Dariiber hinaus leistet die Familienpflegezeit einen Beitrag zur Vermeidung von
Altersarmut; die Konstruktion hilft im Zusammenwirken mit den Rentenbeitra-
gen der Pflegeversicherung pflegenden Angehorigen, trotz Ausiibung der Pflege, die
Rentenanspriiche etwa auf dem Niveau der Vollzeitbeschiftigung zu halten. Bezie-
herinnen und Bezieher geringer Einkommen stehen sich durch die Aufnahme der
Pflegetitigkeit bei reduzierter Arbeitszeit sogar besser als bei Fortfithrung ihrer Voll-
erwerbstatigkeit.

Fiir die Arbeitgeber hilt sich die Belastung in sehr engen Grenzen:

I Zur Absicherung des Ausfallrisikos, das durch eine mogliche Berufsunfihigkeit der
zum Ausgleich ihres Wertguthabens verpflichteten Beschiftigten entsteht, wird eine
Versicherungspflicht begriindet.

I Unternehmen miissen keine Einschrankung ihrer Liquiditit hinnehmen, da sie den
Lohnvorschuss zinslos beim Bund refinanzieren kdnnen.

I Die Flexibilitdt der Unternehmen bleibt gewahrt; Voraussetzung fir die Einfihrung
der Familienpflegezeit ist eine vertragliche Einigung der Tarifparteien, eine entspre-
chende Betriebsvereinbarung oder eine Individualabrede.

Ich denke, auch dieser Vorschlag wird heute diskutiert werden. Auf das Ergebnis bin
ich gespannt.

IV. Schluss

Fairer Risikoausgleich und eigenstindige Existenzsicherung von Frauen und Mannern
sind wichtige Bausteine zur Vermeidung von Altersarmut, zur Gestaltung von mehr
Geschlechtergerechtigkeit und gleicher Teilhabe im Erwerbs- und Familienleben.

Auch die Ergebnisse dieses Projekts zeigen dabei, dass es ein wesentliches Anliegen sein
muss, Zeit fiir die Ubernahme von Verantwortung bereitzustellen und auch Umbriiche
und kritische Uberginge im Lebensverlauf in den Blick zu nehmen und dabei Unter-
stitzung anzubieten.

Die Ergebnisse unseres Projekts zeigen zudem, dass sich gerade das Familien- und Sozi-
alrecht der Herausforderung durch Wandlungsprozesse im Bereich der Geschlechter-
rollen und Geschlechterrollenleitbilder stellen miissen.
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Dieses Anliegen wird durch den Koalitionsvertrag fiir diese Legislaturperiode gesttitzt.
Dort heifit es:

~Weiterhin werden wir priifen, wie die Leistungen im Unterhaltsrecht, Steuerrecht,
Sozialrecht und Familienrecht harmonisiert werden koénnen und entsprechende
Schritte einleiten.

Ich hoffe, dass unser Projekt zum Erndhrermodell und auch die heutige Tagung einen
gesellschaftlichen Diskussionsprozess zu diesem notwendigen Harmonisierungspro-
zess befordern.

Ich wiinsche Thnen einen anregenden Tag!
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Zusammenfassung

Die jungste Reform des Zugewinnausgleichsrechts hat zwar einige technische Probleme geldst, aber
auch viele Grundsatzfragen offengelassen, die in der aktuellen Fachliteratur lebhaft diskutiert werden.
Dazu gehéren: 1) das gesetzliche Giterrecht (Zugewinngemeinschaft), 2) das vertragliche Giiterrecht
und 3) die Ehevertrage.

Die Vorschlage der Arbeitsgruppe Eheglterrecht zielen auf eine Starkung der Verantwortung zwi-
schen den Partnern wahrend bestehender Ehe. Der Akzent liegt dabei auf jenen rechtlichen Ins-
trumentarien, welche geeignet sind, eine starkere Partizipation des (iberwiegend mit Familienarbeit
befassten Ehepartners bereits wahrend der Ehe herbeizufiihren. Nach der Reform des Unterhalts-
rechts und den damit einhergehenden Risiken fiir den nicht oder nur eingeschrankt erwerbstatigen
Ehegatten kommt den giiterrechtlichen Ausgleichssystemen hier eine gesteigerte Bedeutung zu. Die
Mehrzahl der im Giterrecht offenen Fragen hiangt mit dem Wandel von Ehe und Partnerschaft unter
den Bedingungen einer fortschreitenden Individualisierung und Pluralisierung der Lebensverhaltnisse
zusammen. Dieser Befund fiihrt zu der These, dass das Kriterium der ,,Ehebedingtheit“ eine Grundlage
fur die Anpassung der guterrechtlichen Ausgleichssysteme an die gewandelten Lebensverhaltnisse
bildet.

1. Das gesetzliche Guterrecht (Zugewinngemeinschaft)

a. Die Zugewinngemeinschaft bedeutet Gitertrennung wahrend der Ehe mit schuldrechtlichem
Ausgleich im Falle der Auflosung. Hier stellt sich die Frage, inwieweit auch eheneutrale Vermégens-
zuwachse bei einer Scheidung dem Zugewinnausgleich unterfallen. Die Zugewinngemeinschaft soll
eine Beteiligung des haushaltfiihrenden Ehegatten am Gewinn sicherstellen, den der erwerbstatige
Ehegatte erwirtschaftet hat. Vermégenserwerb, der nicht ,,ehebedingt® ist, also mit der Aufgaben-
teilung in der Ehe nichts zu tun hat, muss von der Ausgleichspflicht ausgenommen bleiben. Es sollte
daher den in der Literatur erhobenen, vom Deutschen Familiengerichtstag und vom Deutschen
Juristentag unterstiitzten Forderungen nach einer Erganzung des § 1374 Abs. 2 BGB entsprochen
werden. Diese konnte lauten: ,Dem Anfangsvermégen wird auch Vermdgen zugerechnet, dessen
Erwerb nach seiner Zweckbestimmung in keiner Beziehung zur ehelichen Lebens- und Wirtschafts-
gemeinschaft steht.

b. Aus dem gleichen Grund wird vorgeschlagen, eheneutrale Wertsteigerungen von Grundstu-
cken, Aktiendepots oder dhnlichen Vermdgenswerten aus dem Zugewinnausgleich herauszuhal-
ten, sie im Fall der Scheidung also nicht gemeinschaftlich, sondern individuell zuzurechnen. Den
in der Literatur erhobenen, vom Deutschen Familiengerichtstag und vom Deutschen Juristentag
unterstiitzten Forderungen nach einer Anderung des § 1376 Abs. 1 BGB sollte entsprochen wer-
den. Danach sind derartige Vermogensgegenstande mit dem Wert im Zeitpunkt der Beendigung
des Guterstandes zu erfassen, wobei z.B. Verwendungen auf Grundstiicke zu berticksichtigen
waren.

c. Der Grundgedanke der Verwaltungsfreiheit der Ehegatten fir ihr eigenes Vermégen wird in der
Zugewinngemeinschaft durch §§ 1365, 1369 BGB eingeschréankt. So darf ein Ehegatte gemaR § 1365
BGB nicht tiber sein Vermogen als Ganzes und gemaR § 1369 BGB nicht tber einzelne Hausrats-
gegenstande verfligen. Die Literatur beanstandet, dass zwischen den Extremen eines Schutzes des
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Vermaégens im Ganzen auf der einen und der kleinen und kleinsten (Hausrats-)Gegenstande auf der
anderen Seite die Mitte fehle. Der Wortlaut des § 1365 BGB sollte daher wie folgt erganzt werden:
LVerfligungen tiber das Familienheim sind unwirksam.*

2. Das vertragliche Giiterrecht

a. Um eine bewusste Entscheidung fir einen bestimmten Giiterstand treffen zu kénnen, bedarf es
der Information, woran es Eheleuten bei der EheschlieRung haufig mangelt. Daneben lassen System-
widrigkeiten im Guterrecht daran zweifeln, ob in Deutschland eine echte Wahlmaoglichkeit Giberhaupt
besteht. Glitergemeinschaft und Gutertrennung werden steuerlich benachteiligt und auch aus diesem
Grunde haufig nicht gewahlt. Das deutsche Steuerrecht privilegiert nur die Zugewinngemeinschaft,
da der Zugewinnausgleich steuerfrei ist. Zu beanstanden ist, dass Vermogenstransfers unter Eheleu-
ten vor allem aus dem Grund disprivilegiert werden, weil sie schon zum Zeitpunkt der Ehe und nicht
erst nach ihrer Auflosung erfolgen. Dies bedarf besonderer Hervorhebung, weil nach der Sinus-Studie
zu Partnerschaft und Ehe (2010) im Zeitpunkt des Scheiterns der Ehe keine oder nur wenig Bereit-
schaft besteht, kiinftig Verantwortung zu Gibernehmen. Diese Bereitschaft liegt aber wahrend der Ehe
vor - ein Umstand, dem das deutsche Steuerrecht nicht hinreichend Rechnung tragt. Der Gesetz-
geber sollte Anreize schaffen, bereits wahrend der Ehe einen fairen Ausgleich fiir den 6konomisch
schwadcheren Partner zu schaffen. Fir die Zukunft wére eine Harmonisierung von Giterrecht und
Steuerrecht zu fordern.

b. Was die Wahlmaglichkeiten zwischen einzelnen Guterstanden anbelangt, so gibt es in Deutschland
zwei und mit dem neuen deutsch-franzdsischen Wahlgiiterstand der Zugewinngemeinschaft sogar
drei Guterstande, in denen wahrend der Ehe Giitertrennung herrscht. Dem Desiderat, bereits wahrend
der Ehe Anspriiche zugunsten des 6konomisch schwacheren Partners entstehen zu lassen, kdnnte
lediglich die Gutergemeinschaft entsprechen. Ihre Regelung mit Giber 100 Vorschriften im BGB ist
aus vielen Griinden aber heute nicht mehr zeitgemaR. Sie hat in der Praxis daher jede Bedeutung
verloren. Nach MaRRgabe des gesetzlichen Giterstands der Zugewinngemeinschaft haben die haus-
haltfiihrenden (bzw. mit Pflege und Erziehung von Kindern betrauten) Ehegatten, die dem anderen
die Erwerbstatigkeit iberhaupt oft erst erméglichen, wahrend der Ehe keinen Zugriff auf das erwor-
bene Vermogen. Dass keine rechtliche Gemeinschaft, Teilhabe oder Mitentscheidungsrechte in Bezug
auf die Verwendung von Einkiinften des anderen Ehegatten bestehen, tritt in Widerspruch mit den
Vorstellungen, Wiinschen und Erwartungen der meisten Menschen, die im gesetzlichen Giterstand
leben. Es ist daher zu iiberlegen, ob nicht auch in Deutschland eine entsprechende Wahlmadglichkeit
geschaffen werden sollte. Eine das gemeinschaftliche Element wahrend der Ehe starkende Alternative
konnte die in den meisten Landern Europas herrschende Errungenschaftsgemeinschaft sein.

3. Ehevertrage

Ehevertrage regeln langfristige, dynamische Beziehungen, die erheblichen Wandlungen unterliegen
konnen. Oft lasst sich im Zeitpunkt eines Verzichts auf Zugewinnausgleich noch nicht voraussehen,
wie die Aufgabenteilung in der Ehe tatsachlich gestaltet wird. Hinzu kommen Besonderheiten beim
Abschluss eines Ehevertrags, die sich wegen des Glaubens an die Unaufloslichkeit der Ehe auf die
Willensbildung negativ auswirken und unter Stichworten wie ,begrenzte Rationalitdt” oder ,Uber-
optimismus“ erértert werden. Die Eingriffsschwelle muss bei Ehevertragen daher niedriger als bei
Vertragen des gewohnlichen Geschiftslebens liegen. Es wird vorgeschlagen, §§ 1408 oder 1409 BGB
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dahin gehend zu ergdnzen, dass ehevertragliche Verzichtserklarungen unwirksam sind, soweit sie
einen Vertragspartner entgegen den Geboten von Treu und Glauben durch eine einseitige Verteilung
der Lasten unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann insbesondere
dann vorliegen, wenn sich der Verzicht auch auf einen Ausgleich jener Nachteile erstreckt, die ein
Ehegatte aufgrund der wéahrend der Ehe einvernehmlich praktizierten Aufgabenteilung erlitten hat.
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[. Einleitung

Die Diskussionen tber den Glterstand der Zugewinngemeinschaft sind mit der
Reform des Giiterrechts vom 1. September 20091 nicht zum Erliegen gekommen. Die
Reform hat zwar einige technische Probleme geldst, aber auch viele Grundsatzfragen
offengelassen, die aus dem allgemeinen Wandel der Lebensverhéltnisse resultieren.
Gemeinsames Merkmal dieses Wandels ist die fortschreitende Individualisierung und
Pluralisierung der Lebensverhiltnisse, wie sie etwa in der abnehmenden Zahl von
Eheschliefungen, den erhohten Scheidungsziffern oder der Zunahme nichtehelicher
Lebensgemeinschaften zum Ausdruck kommt. Auch das Eingehen einer Ehe wird heu-
te nicht mehr als Selbstverstindlichkeit, sondern als Folge einer bewussten Entschei-
dung angesehen. Uberhaupt sind in den letzten Jahrzehnten die Wahlméglichkeiten
und Entscheidungskompetenzen im Familienrecht stark erweitert worden.

Diese Veranderungen haben auch im Ehegliterrecht einen Niederschlag gefunden. Als
Beispiel sei nur die Forderung erwihnt, dass sich die Partner als Voraussetzung fiir
die Eheschlieffung aktiv fiir einen Giiterstand entscheiden sollen. Eine solche Wahl
lasst sich unter den gegenwiértigen rechtlichen Rahmenbedingungen aber kaum tref-
fen: Die BGB-Giitergemeinschaft erscheint nicht mehr zeitgemaf. Hinzu kommt, dass
wegen der Privilegierung des gesetzlichen Giiterstands von der Wahl anderer Giiter-
stdnde hiufig schon aus steuerrechtlichen Griinden abgeraten werden muss. Hand-
lungsbedarf besteht aber nicht nur im vertraglichen, sondern auch im gesetzlichen
Guterrecht. Hier stellt sich vor allem die Frage, inwieweit einzelne Vermogensbestand-
teile den Eheleuten im Fall der Scheidung entweder individuell oder gemeinschaftlich
zugerechnet werden sollen. Im Ubrigen sind die neuen Auskunftsanspriiche und die
sich daraus ergebenden Folgeprobleme ein Indiz dafiir, dass das geltende Modell des
Zugewinnausgleichs mit strikter Giitertrennung wéhrend der Ehe wertungsmaflig
unter Druck gerit und der Bedarf an einer modernen Errungenschaftsgemeinschaft
steigt.

[1. Das gesetzliche Giiterrecht

Obwohl die jiingste Reform des Giiterrechts den gesetzlichen Giiterstand der Zuge-
winngemeinschaft in wichtigen Punkten veridndert hat, sind noch viele Grundsatz-
fragen offen, die in der aktuellen Fachliteratur und Wissenschaft lebhaft diskutiert
werden. Dazu gehort vor allem die Frage nach den Grenzen und der Reichweite von
§ 1374 Abs. 2 BGB: Inwieweit miissen auch eheneutrale Vermogenszuwéchse im Fall
der Scheidung dem Zugewinnausgleich unterfallen?

1 Gesetz zur Anderung des Zugewinnausgleichs- und Vormundschaftsrechts vom 6. Juli 2009, BGBL. I,
S.1696.
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1. Privilegierter Erwerb in der Zugewinngemeinschaft

Die Zugewinngemeinschaft beruht auf dem Gedanken, dass der Ehegatte, der seinem
Partner durch Familienarbeit die uneingeschrinkte erwerbswirtschaftliche Tatigkeit
ermoglicht, an dem hierbei erzielten Gewinn beteiligt werden muss. Gerechtfertigt
wird diese Teilhabe durch die Annahme einer grundsitzlichen Gleichwertigkeit von
Berufs- und Haushaltstitigkeit, die auch aufierhalb des Ehegiiterrechts eine Rolle
spielt. Die Zugewinngemeinschaft soll also eine Beteiligung des haushaltfiihrenden
Ehegatten am Gewinn sicherstellen, den der erwerbstitige Ehegatte erwirtschaftet hat.
Vermogenserwerb, der nicht ,,ehebedingt” ist, der mit der Aufgabenteilung in der Ehe
nichts zu tun hat, soll von der Ausgleichspflicht ausgenommen bleiben. § 1374 Abs. 2
BGB schliefit eine Beteiligung an durch Erbe oder Schenkungen erworbenem Vermo-
gen daher aus. Nun gibt es tiber den in § 1374 Abs. 2 BGB geregelten Tatbestand hinaus
aber noch weitere Erwerbsarten, die offensichtlich in keinerlei Zusammenhang mit
der ehelichen Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft stehen. So ist umstritten, ob etwa
auch Lottogewinne, Schmerzensgelder oder Unfallabfindungen als privilegierter, d.h.
nicht ausgleichspflichtiger, Erwerb zu qualifizieren sind.

Die Rechtsprechung hat eine Erweiterung des Anwendungsbereichs von § 1374
Abs. 2 BGB auf diese Erwerbsformen bislang immer abgelehnt, weil der Gesetzgeber in
§ 1374 Abs. 2 BGB die Situationen, in denen der Vermdgenszuwachs von der Teilung
ausgenommen ist, abschlieflend aufgezdhlt und damit im Interesse der Praktikabilitit
bewusst eine starre, schematische Regelung getroffen habe, die auch im Wege der Ana-
logie auf vergleichbare Sachverhalte nicht ausgedehnt werden diirfe. Die Behauptung,
der Gesetzgeber habe in § 1374 Abs. 2 BGB eine abschlieflende Regelung treffen wollen,
geht zurlck auf eine Leitentscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) aus dem Jahre
1976, in der das hochste Zivilgericht glaubt, sich auf die Verfasser des Gleichberechti-
gungsgesetzes berufen zu konnen, die den gesetzlichen Giiterstand der Zugewinnge-
meinschaft in den 1950er-Jahren in das BGB neu eingefiihrt haben. Den Materialien
zum Gleichberechtigungsgesetz konnen aber keine Aussagen entnommen werden, die
auf einen eindeutigen Willen des Gesetzgebers schliefien lassen: Die vom BGH in Bezug
genommenen Abschnitte der Materialien handeln gar nicht vom privilegierten Erwerb,
sondern von einem ganz anderen Thema, und zwar von Fragen der Ausgleichsforde-
rung, die heute in § 1378 BGB geregelt sind. Uberhaupt lassen sich den Gesetzgebungs-
materialien keinerlei Anhaltspunkte fir die Behauptung entnehmen, dass § 1374 Abs. 2
BGB eine abschliefRende Aufzdhlung der privilegierten Erwerbsvorgiange enthalte und
einer ausdehnenden Anwendung im Wege der Analogie nicht zugénglich sei.

Sowohl der 16. Deutsche Familiengerichtstag als auch der 67. Deutsche Juristentag haben
sich fiir eine Erweiterung des Anwendungsbereichs von § 1374 Abs. 2 BGB ausgesprochen.
Der Blick auf die jiingste Literatur zeigt, dass es heute kaum noch Autorinnen und Auto-
ren gibt, die auch einen eheneutralen Erwerb als ausgleichsfihig anerkennen wollen. Um
zu veranschaulichen, mit welcher Geschlossenheit in der Wissenschaft eine Reform des
§ 1374 Abs. 2 BGB aktuell gefordert wird, seien hier einige Fundstellen namhafter Auto-
rinnen und Autoren und ihrer Beitrdge aufgelistet:
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Winfried Born, Reform der familienrechtlichen Ausgleichssysteme - Kosmetik oder
Kurskorrektur? In: NJW 2008, S. 2289-2295, 2291; Gerd Brudermiiller, Zugewinnge-
meinschaft: Struktur und Reform, in: Volker Lipp, Eva Schumann, Barbara Veit (Hrsg.),
Die Zugewinngemeinschaft - ein europiisches Modell? (2009), S. 3-21, 16, 20; Nina
Dethloff, Unterhalt, Zugewinn, Versorgungsausgleich - Sind unsere familienrecht-
lichen Ausgleichssysteme noch zeitgemafd? In: Verhandlungen des siebenundsech-
zigsten deutschen Juristentages, Bd. I (2008), A 1-A 159, A 94-95; Katharina Hilbig,
Reformiiberlegungen zum Zugewinnausgleich, in: JURA 2008, S. 922-929, 928 f.; Rainer
Hoppenz, Reformbedarf und Reformbestrebungen im Zugewinnausgleich, in: FamRZ
2008, S. 1889-1894, 1891; Elisabeth Koch, Unterhalt, Zugewinn- und Versorgungsaus-
gleich - sind unsere familienrechtlichen Ausgleichssysteme noch zeitgemaf3? In: JR
2008, S. 309-312, 309; Katharina von Koppenfels-Spies, Unterhalt, Zugewinn, Versor-
gungsausgleich - Sind unsere familienrechtlichen Ausgleichssysteme noch zeitge-
mafd? In: JZ 2008, S. 801-811; Walter Pintens, Ehegliterstinde in Europa, in: Volker Lipp,
Eva Schumann, Barbara Veit (Hrsg.), Die Zugewinngemeinschaft - ein européiisches
Modell? (2009), S. 23-37, 31; Ingeborg Rakete-Dombek, Die Reform des Giiterrechts -
Was leistet die Reform, was leistet sie nicht? In: FPR 2009, S. 270-273, 272; Thomas Rau-
scher, Technische Reform der Zugewinngemeinschaft - zu kurz gegriffen, in: Walter
Bayer, Elisabeth Koch (Hrsg.), Aktuelle Fragen des Familienrechts (2009), S. 9-26, 13-15;
Anne Réthel, Pladoyer fiir eine echte Zugewinngemeinschaft, in: FPR 20009, S. 273-276,
276 (dort auch zum Beschluss des 67. DJT, wonach ,eheneutraler Erwerb von der Tei-
lung auszunehmen ist“); Dieter Schwab, Familienrecht, 17. Auflage (2009), Rdnr. 276
(S. 134); Marina Wellenhofer, Unterhalt, Zugewinn und Versorgungsausgleich - Sind
unsere familienrechtlichen Ausgleichssysteme noch zeitgemift? In: JURA 2008,
S.647-653,651.

In der neueren Literatur wird also nahezu einhellig bestritten, dass eine Ausgleichs-
pflicht eheneutralen Erwerbs mit den Gerechtigkeitsvorstellungen vereinbar ist, die
der Zugewinngemeinschaft zugrunde liegen. Die Entscheidungen der hochstrichter-
lichen Rechtsprechung benachteiligen nicht nur den betroffenen Ehegatten, der z.B.
durch Zahlung von Schmerzensgeld finanzielle Kompensation und Genugtuung fiir
seine personlich erlittene Unbill bekommen soll, sondern treten auch in Konflikt
mit den fortgeschritteneren europdischen Rechtsordnungen, die einen eheneutralen
Erwerb aus der Teilung moglichst heraushalten. Nicht ohne Grund ist daher schon
gefragt worden, ob das deutsche gesetzliche Giiterrecht international tiberhaupt noch
konkurrenzfahig sei.

2. Wertermittlung des Anfangsvermogens

Die in Bezug auf Umfang und Grenzen des privilegierten Erwerbs gefiihrten Kontro-
versen betreffen nicht nur die Vorschrift des § 1374 Abs. 2 BGB, sondern auch § 1376
Abs. 1 BGB. Danach soll dem Anfangsvermogen der Wert zugrunde gelegt werden,
den dieses Vermogen beim Eintritt in den Glterstand, also in der Regel im Zeitpunkt
der Eheschliefung, hatte. Wertsteigerungen von Grundstiicken, Aktiendepots, Wert-
papieren oder dhnlichen Vermogenswerten miissten nach dieser Vorschrift im Fall
der Scheidung mit dem anderen Ehegatten also geteilt werden. Insoweit besteht ein
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Unterschied zur Errungenschaftsgemeinschaft, wo das Anfangsvermogen mit dem
Wert veranschlagt wird, den es bei Auflésung der Ehe tatsdchlich hat (vgl. nachstehend
III 1 e). Dieser Unterschied gibt Anlass zu einer Uberlegung iiber das grundsitzliche
Verhiltnis der beiden Giiterstande.

Die Besonderheit der Zugewinngemeinschaft besteht darin, dass hier jeder Ehegatte
wihrend der Ehe freies Wirtschaftssubjekt bleibt und im Grundsatz auch frei tiber sein
Vermogen verfiigen kann. Eine dingliche Berechtigung des haushaltfiihrenden Ehe-
gatten an den ,Einki{inften“ des erwerbstitigen Ehegatten entsteht nicht, der Teilha-
begedanke wird erst am Ende der Gemeinschaft verwirklicht. Das gemeinschaftliche
Element ist bei der Errungenschaftsgemeinschaft also stirker ausgeprégt als bei der
Zugewinngemeinschaft, wo wihrend der Ehe de facto Giitertrennung herrscht. Gera-
de auch im internationalen Vergleich mit der Errungenschaftsgemeinschaft liegt die
Anziehungskraft der Zugewinngemeinschaft nicht zuletzt darin, dass sie modernen
Individualisierungstendenzen in besonderer Weise entgegenkommt. Die Losung des
Gesetzgebers, eheneutralen Erwerb wie z.B. Wertsteigerungen von Grundstiicken auf
Basis der in § 1376 BGB geregelten Mafdstibe als ausgleichspflichtig zu qualifizieren,
stofRt in der aktuellen Literatur daher auf entschiedenen Widerspruch. Es wird kriti-
siert, dass der ausgleichsberechtigte Ehegatte bei einer Zugewinngemeinschaft besser
gestellt werden wiirde als bei der dinglich wirkenden, das gemeinschaftliche Element
stiarker betonenden Errungenschaftsgemeinschaft.

Vor allem zwei Griinde, namlich das ,Wesen der Ehe als Schicksalsgemeinschaft“ und
die ,Kompliziertheit“ der Wertberechnung, haben den Gesetzgeber bei Einfiihrung der
Zugewinngemeinschaft bewogen, die Wertermittlung in dieser Weise zu regeln. Bei-
de Griinde vermogen heute nicht mehr zu tiberzeugen. Dass der Topos vom ,Wesen
der Ehe als Schicksalsgemeinschaft® unter Bedingungen fortschreitender Indivi-
dualisierung tiberholt erscheint, bedarf hier keiner niaheren Ausfiihrungen. Auch ist
zu bezweifeln, dass eine solche Wertermittlung zu kompliziert sei. Dagegen spricht,
neben den Erfahrungen, die in mehreren europdischen Lindern mit der Errungen-
schaftsgemeinschaft gemacht wurden, auch die Tatsache, dass der geplante deutsch-
franzosische Giiterstand einer Wahl-Zugewinngemeinschaft? alle Grundstiicke und
grundstiicksgleichen Rechte des Anfangsvermégens mit dem Wert ansetzt, den sie am
Tag der Beendigung des Gliterstandes haben.

3. Verfiigungen tber das Familienheim
Da bei einer Zugewinngemeinschaft jeder Ehegatte wihrend der Ehe freies Wirt-

schaftssubjekt bleibt und eine dingliche Berechtigung des einen am Vermégen des
anderen nicht entsteht, ist die Zugewinngemeinschaft auch als Giiterstand der freien

2 Das Abkommen zwischen Deutschland und Frankreich tiber den Giiterstand der Wahl-Zugewinnge-
meinschaft wurde am 4.2.2010 in Paris unterzeichnet, vgl. dazu Klippstein, FPR 2010, 510 ff.; Meyer,
FamRZ 2010, 612. Zur Umsetzung des deutsch-franzoésischen Wahlgiiterstandes vgl. den Gesetzentwurf der
Bundesregierung, Bundesrat-Drucksache Nr. 67/11 vom 4.2.2011.
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Marktgesellschaft bezeichnet worden. Dieser Grundgedanke, der auch in der Verwal-
tungsfreiheit beider Ehegatten fiir ihr eigenes Vermoégen (§ 1364 BGB) zum Ausdruck
kommt, unterliegt bekanntlich gewissen Schranken, die vor allem in den Vorschriften
der §§ 1365 und 1369 BGB geregelt sind. Gemif} § 1365 BGB bedarf der Zustimmung
des anderen Ehegatten, wer iiber sein gesamtes Vermogen oder iber einen Einzelge-
genstand verfiigen mochte, welcher faktisch das ganze oder fast das ganze Vermogen
ausmacht. § 1369 BGB sichert dartiber hinaus die wirtschaftlichen Grundlagen des
Haushalts, indem er die Zustimmung des anderen Teils bei Verfiigungen tiber Haus-
haltsgegenstinde verlangt.

In der Literatur ist nun wiederholt hervorgehoben worden, dass die §§ 1365, 1369 BGB
ihren Schutzzweck, namlich die Erhaltung der wirtschaftlichen Grundlage der Familie,
nicht hinreichend oder héufig nur durch Zufall erfiillen. Insbesondere wird beméngelt,
dass das gesetzliche Giiterrecht keine Regelung fiir Geschifte tiber das Familienheim
enthilt. Dass die in der Literatur erhobene Kritik berechtigt ist, wird sich schwerlich
bestreiten lassen: Wahrend § 1365 BGB seine Schutzfunktion nur erfiillen kann, wenn
das Familienheim das ganze oder mindestens fast das ganze Vermogen des verdufiern-
den Ehegatten ausmacht, erfasst der Regelungsbereich des § 1369 BGB die kleinen und
ganz kleinen Gegenstande des ehelichen Haushalts. Zwischen diesen Extremen fehlt den
rechtsgeschiftlichen Beschrankungen der Zugewinngemeinschaft deutschen Rechts die
Mitte. In der Literatur ist nach den Grundsitzen eines argumentum a minori ad maius
daher gefordert worden, dass ein gesetzliches Giiterrecht, ,,das Tassen und Bierkriige vin-
kuliert®, sich erst recht mit Geschiften befassen musste, welche der Familie die dufdere
Grundlage entziehen. Wie beim ,,privilegierten Erwerb“ wird also auch hier eine Anpas-
sung des deutschen Rechts an jene europdischen Rechtsordnungen gefordert, welche
dem Familienheim den ihm gebithrenden Schutz bereits heute zukommen lassen. Der
Wortlaut des § 1365 BGB sollte daher durch einen Zusatz erganzt werden, der wie folgt
lauten konnte: ,Verfiigungen tiber das Familienheim sind unwirksam.”

4. Zwischenergebnis

In der Literatur ist die ,,iberschiefRende Tendenz“ der Zugewinngemeinschaft zu Recht
kritisiert worden. Sie geht Uiber die Solidarititskonzepte der meisten europaischen
Rechtsordnungen hinaus. Ein solcher ,,Uberschuss” muss als systemwidrig bezeichnet
werden, weil auch der deutsche gesetzliche Giiterstand auf der Pramisse beruht, dass
nur ehebedingter Erwerb ausgleichspflichtig ist. Es sollte den in der Literatur erhobe-
nen, vom Deutschen Familiengerichtstag und vom Deutschen Juristentag unterstiitz-
ten Forderungen nach einer Erginzung des § 1374 Abs. 2 BGB entsprochen werden.
Diese konnte lauten: ,Dem Anfangsvermogen wird auch Vermogen zugerechnet, des-
sen Erwerb nach seiner Zweckbestimmung in keiner Beziehung zur ehelichen Lebens-
und Wirtschaftsgemeinschaft steht Dann wiirden auch Grundstiicke, Aktiendepots
und dhnliche Vermdgenswerte mit dem Wert im Zeitpunkt der Beendigung des Giiter-
standes erfasst werden kdnnen, wobei z.B. Verwendungen auf Grundstiicke zu bertick-
sichtigen wiren. Schliefilich sollte der Wortlaut des § 1365 BGB in einer Weise geandert
werden, dass ein Ehegatte Giber das Familienheim nur mit Zustimmung des anderen
Ehegatten verfiigen kann.
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I1I. Das vertragliche Giiterrecht

Um eine bewusste Entscheidung fiir einen bestimmten Giiterstand treffen zu konnen,
bedarf es der Information, woran es Eheleuten bei der Eheschliefftung haufig mangelt.
Einer solchen Entscheidung stehen zudem konzeptuelle Schwichen des Vertragsgii-
terrechts und Unstimmigkeiten im Verhéltnis zum Steuerrecht entgegen: Die BGB-
Gltergemeinschaft bildet heute keine wirkliche Alternative mehr. AufRerdem muss, da
das Steuerrecht nur den gesetzlichen Guterstand privilegiert, von der Wahl anderer
Giterstdnde schon aus steuerrechtlichen Griinden hiufig abgeraten werden.

1. Wahlgiiterstinde

Der gesetzliche Gliterstand der Zugewinngemeinschaft hat bei der Eheschlieffung kei-
nen Vermogensiibergang zur Folge. Da die Vermogen der Ehegatten wihrend der Ehe
getrennt bleiben, ist die Bezeichnung ,Zugewinngemeinschaft” irrefihrend. Dem Lai-
en erscheint es oft befremdlich, dass der haushaltfiihrende Ehegatte zunichst keinen
Zugriff auf das Einkommen des erwerbstitigen Ehegatten haben soll. Aus der Praxis
wird daher immer wieder berichtet, die Eheschlieflenden wiirden zu wenig tber das
Giiterrecht wissen.? Es fehlen ihnen also die Voraussetzungen fiir eine Wahl zwischen
den durch die Rechtsordnung bereitgestellten Glterstinden. Probleme bereiten aber
nicht nur mangelnde Informationen und unzureichendes giiterrechtliches Wissen
kinftiger Eheleute, sondern auch Systemwidrigkeiten im Giiterrecht selbst. Inkonsis-
tenzen zwischen Zivilrecht und Steuerrecht auf der einen und konstruktive Defizite auf
der anderen Seite lassen daran zweifeln, ob in Deutschland eine echte Wahlmaoglichkeit
derzeit iiberhaupt besteht.

a. Steuerrechtliche Privilegierung des gesetzlichen Giiterstands als Ausgangspunkt
Welchen Giiterstand die Eheleute bei der Eheschliefung wiahlen, wird oft nach ganz
unterschiedlichen Gesichtspunkten entschieden. Eine Rolle spielt sicher das von den
Partnern in Aussicht genommene Ehemodell, wobei etwa zwischen dem traditionel-
len, stiarker gemeinschaftlich orientierten ,,Erndhrermodell“ und einer eher ,individu-
alistischen“ Doppelverdienerehe zu unterscheiden wire. Mindestens genauso wichtig
wie das geplante Ehemodell und der ihm angemessene Regelungstyp sind aber wirt-
schaftliche und insbesondere steuerrechtliche Gesichtspunkte, die in der familien-
rechtlichen Literatur haufig ausgeblendet oder nur am Rande behandelt werden. Wer
diese Seite der Wahl eines Giiterstandes in den Blick nimmt, wird rasch feststellen,
dass die Steuergesetzgebung den Giiterstand der Zugewinngemeinschaft gegeniiber
der Giitergemeinschaft und der Gltertrennung privilegiert.

3 Dieser Befund ist durch eine Befragung, die Sinus Sociovision im Auftrag des BMFSFJ] zum Thema ,,Part-
nerschaft und Ehe: Entscheidungen im Lebensverlauf - Einstellungen, Motive, Kenntnisse des rechtlichen
Rahmens“ (2010) durchgefthrt hat, jingst wieder bestitigt worden (bei Ehen im gesetzlichen Guiterstand
herrscht zumeist die Vorstellung einer Giitergemeinschaft; je jiinger eine Altersgruppe ist, desto grofler sind
die Irrttimer ber den rechtlichen Rahmen einer Ehe).
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Zunichst aber gilt auch fiir Ehegatten, die sich fiir den gesetzlichen Glterstand
entschieden haben: Vermogensiibertragungen zwischen Eheleuten sind grund-
satzlich der Schenkungssteuer unterworfen, wenn sie nicht unmittelbar durch
eine konkrete Gegenleistung ausgeglichen werden. Anders als etwa in den USA,
Grofbritannien oder neuestens auch in Frankreich gibt es in Deutschland kein
Sonderrecht, das Vermogenstransfers zwischen Ehegatten von der Besteuerung
ausnimmt. Einfache Zuwendungsvorginge wie etwa die Einrichtung eines Oder-
Kontos, die Begriindung von Miteigentum oder die Schuldentilgung fiir den ande-
ren Ehegatten konnen hierzulande also einen Steuertatbestand erfiillen. Fiir Ehe-
gatten, die im gesetzlichen Giiterstand leben, entféllt allerdings eine wihrend der
Ehe entstandene Schenkungssteuer bei Beendigung des Giiterstands, wenn es sich
um Zuwendungen handelte, die in Erfillung einer Ausgleichsforderung gemaifd
§ 1378 BGB vorgenommen wurden.

Die Privilegierung des gesetzlichen Giiterstands erfolgt im Erbschaftssteuerrecht in
erster Linie tiber § 5 ErbStG. Die Vorschrift orientiert sich an der zivilrechtlichen Dog-
matik des BGB, wonach die gegenseitige Teilhabe am Zugewinn bei Auflésung einer
Ehe entweder durch Erhéhung des Erbteils (§ 1371 BGB) oder durch einen schuld-
rechtlichen Ausgleichsanspruch (§§ 1363 Abs. 2 S. 2, 1378 BGB) realisiert wird. Dem-
entsprechend regelt § 5 Abs. 1 ErbStG die erbschaftssteuerlichen Folgen fiir den Fall
des Todes eines Ehegatten und § 5 Abs. 2 ErbStG die steuerlichen Konsequenzen bei
Begriindung einer schuldrechtlichen Ausgleichsforderung. Ohne hier auf Einzelheiten
der Vorschriften des § 5 ErbStG néiher eingehen zu kénnen, l4sst sich im Ergebnis doch
feststellen: Der Entstehungstatbestand der zugewinnrechtlichen Ausgleichsforderung
und Geldzahlungen zu ihrer Erfiillung 16sen keine Erbschaftssteuer aus.

b. Die BGB-Giitergemeinschaft - ein Auslaufmodell?

Von der Moglichkeit, die Gutergemeinschaft zu wahlen, wird hierzulande so gut
wie kein Gebrauch mehr gemacht. Die Nachteile dieses Glterstandes liegen auf
der Hand: Die Mithaftung auch fiir voreheliche Schulden, Unterhaltsverbindlich-
keiten oder deliktische Schadensersatzverpflichtungen sind mit erheblichen Risi-
ken verbunden. Auflerdem gilt die Glitergemeinschaft als ,schwerfillig* aufgrund
des Zwangs zur Einigung bei der gemeinschaftlichen Verwaltung. Hinzu kommen
steuerliche Nachteile: Schon die Begriindung einer Giitergemeinschaft bedeutet
fir den weniger vermogenden Ehegatten in Hohe des vereinbarten Gesamtguts
(§ 1416 Abs. 1 S. 1 BGB) eine schenkungssteuerpflichtige ,,Bereicherung* (§ 7 Abs. 1 Nr.
4 ErbStG). Die Vorteile, nimlich dass die Einkiinfte beider Eheleute schon wiahrend der
Ehe in einen ,gemeinschaftlichen Topf* fallen, woraus dann die gemeinschaftlichen
Ausgaben in gemeinschaftlicher Verwaltung bestritten werden, kdnnen diese Nach-
teile offenbar nicht mehr aufwiegen. Steigende Scheidungsziffern und fortschreiten-
de Individualisierung haben die der traditionellen bzw. ,allgemeinen® Gilitergemein-
schaft zugrunde liegende Idee einer unaufléslichen Verbindung (legal unity) von zwei
Personen verschiedenen Geschlechts zu einer Person weitgehend erschiittert.



Seite 35 Kapitel I E(g_mﬁﬂ E(‘E — }E - ’%

Eine zeitgemifle Ausgestaltung der Glitergemeinschaft wiirde voraussetzen, dass der
Gesetzgeber den Ehegatten jenen Freiraum gewéhrt, den sie benotigen, um eigenstan-
dig disponieren zu kdnnen. Diese Moglichkeit ist grundsétzlich gegeben, weil auch die
Guitergemeinschaft Vermogensbestandteile kennt, die, wie das Vorbehalts- oder Eigen-
gut, nicht gemeinschaftlich sind. Von einer Erweiterung des Bereichs des Eigenguts
und einer Vergroflerung der Freiheit bei der Verwaltung ist es dann freilich nur ein
kleiner Schritt zur modernen Errungenschaftsgemeinschaft, auf die noch zurtickzu-
kommen ist (vgl. nachstehend e).

c. Steuerrechtliche Disprivilegierung der Giitertrennung

Im Gegensatz zur Zugewinngemeinschaft und zur Gitergemeinschaft sind die
Ehegatten bei der Gltertrennung am Vermdégenserwerb des anderen nicht beteiligt.
Ein Vorteil dieses Giiterstands liegt in seiner rechtlichen Klarheit und Einfachheit. Zu
seiner Wahl neigen Eheleute, die beide vermogend oder berufstitig sind und auf dem
Standpunkt einer individualistischen Eheauffassung stehen. Auch kann die Beteiligung
am Zugewinn - im Fall von Wertzuwéachsen eines Unternehmens - unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten als unbefriedigend erscheinen. Gltertrennung und Giiterge-
meinschaft scheinen auf den ersten Blick diametral entgegengesetzt zu sein. Die Unter-
schiede verlieren jedoch an Gewicht, wenn wahrend der Ehe Vermogenswerte auf den
Ehegatten mit dem geringeren Vermogenszuwachs tibertragen werden. Es gibt viele
Ehen, in denen die wesentlichen Vermogensgegenstinde im Miteigentum zur Hilfte
beider Ehegatten stehen, sodass bisweilen auch vom Giiterstand der ,Bruchteilsge-
meinschaft“ gesprochen wird.

Zuden Schattenseiten der Gltertrennung gehort, dass sie eine unangemessene Benach-
teiligung jenes Ehegatten zur Folge haben kann, der aufgrund von Familienarbeit kei-
nen oder nur geringen Vermogenszuwachs zu erwarten hat. Ein wirksamer Verzicht
auf jede Beteiligung am Zugewinn wiirde praktisch einer Zurtickweisung des in der
Hausarbeit und in der Pflege oder Erziehung von Kindern liegenden Vermogenswerts
gleichkommen. In solchen Fillen stellt sich die Frage, ob und inwieweit dispositivem
Recht durch Vertragskontrolle Grenzen zu setzen sind (vgl. nachstehend 4). Dartiber
hinausist die Gltertrennung im Vergleich zur Zugewinngemeinschaft mit steuerlichen
Risiken und Nachteilen verbunden. Die Vorschrift des § 5 ErbStG, welche den Gter-
stand der Zugewinngemeinschaft in den Féllen der Beendigung durch Scheidung und
durch Tod privilegiert, ist auf die Giitertrennung nicht anwendbar. Wahrend bei einer
Gitertrennung im Fall der Scheidung kein privilegierter Anspruch gemaf: § 1378 BGB
entsteht, kann der Tod eines Ehegatten zu gravierenden erbschaftssteuerlichen Belas-
tungen des tiberlebenden Ehegatten fithren. Hinzu kommt, dass auch bei der Giitertren-
nung Ubertragungen von Vermégensmassen wihrend der Ehe der Schenkungssteuer
unterliegen.
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Die Gltertrennung hat in Deutschland nur geringe Bedeutung in der Praxis. Die Griin-
de hierfiir sind vom Ehegliterstand weitgehend unabhingig. Selbst Eheleute, die der
Uberzeugung sind, dass die Giitertrennung der ihrem Ehemodell angemessene Rege-
lungstyp wire, sehen sich gezwungen, wegen der steuerlichen Risiken auf den gesetz-
lichen Giiterstand auszuweichen.

d. Die ,,Bruchteilsgemeinschaft® als ungeschriebener Wahlgiiterstand

Zu den wichtigsten Prinzipien des deutschen Familienrechts gehort der Gedanke, dass
in der Regel beide Ehepartner zum Vermogenserwerb gleichermaflen beigetragen
haben. Dieser Gedanke kommt etwa im Recht der allgemeinen Ehewirkungen und im
Recht des Verwandtenunterhalts zum Ausdruck, wo die Arbeitsleistungen der Ehe-
partner gleichwertige Beitrdge zum Familien- oder Kindesunterhalt darstellen, unab-
héngig davon, ob es sich um auflerhdusliche Erwerbstatigkeit oder um Familienarbeit
handelt. Im Gtterrecht sorgt der gesetzliche Giiterstand des Zugewinnausgleichs
daftir, dass das Vermogen als das Ergebnis gemeinsamer Wertschopfung bei Beendi-
gung des Giiterstands beiden Ehegatten zu gleichen Teilen zukommt.

Nun kommt es in der Praxis aber hiufig vor, dass Ehegatten diese Prinzipien auch
auflerhalb des gesetzlichen Giiterrechts erfiillen, etwa indem sie ein Gemeinschafts-
konto bzw. ein sogenanntes ,,Oder-Konto® eréffnen, auf das sie Geldbetrage zur Hono-
rierung von Familienarbeit oder fiir die Altersvorsorge iberweisen. Weitere Beispiele
wiren die Tilgung von Schulden eines Ehegatten oder der Erwerb von beweglichen
Vermogensgegenstinden und Grundstiicken gemeinsam zu gleichen Anteilen. Im
Grundbuch werden die Ehegatten dann als Miteigentiimer zu je 1/2 eingetragen,
wobei fiir ihr Verhiltnis untereinander die Bestimmungen tiber die Gemeinschaft
(8§ 741 ff. BGB) zur Anwendung kommen.

Die Normen des Ehegiliterrechts bestimmen also nur zum Teil die vermogensrecht-
lichen Beziehungen zwischen Ehegatten. Haufig werden diese Beziehungen auch
auflerhalb der durch die Rechtsordnung vorgesehenen Typen mit den Mitteln des
allgemeinen Schuld-, Sachen- oder Gesellschaftsrechts geregelt. Zu Recht pflegt die
Literatur daher von einem Giiterstand im weiten Sinne einer Gesamtheit der vermo-
gensrechtlichen Beziehungen unter Ehegatten - von einem Giiterstand der ,Bruch-
teilsgemeinschaft” oder von einem Giiterstand der ,,Giitereinheit“ als typische Erschei-
nungsformen der Rechtswirklichkeit - zu sprechen.

e. Die moderne Errungenschaftsgemeinschaft - eine Alternative zur
liberkommenen BGB-Giitergemeinschaft?

Zugewinngemeinschaft bedeutet bekanntlich , Glitertrennung mit schuldrechtlichem
Ausgleich” Kritiker behaupten, diese Konstruktion benachteilige den haushaltfiih-
renden Ehegatten, der dem anderen Ehegatten seine Erwerbstitigkeit iberhaupt erst
ermogliche, ohne aber Zugriff auf dessen Einkommen schon bei bestehender Ehe zu
erhalten. Das ,dingliche Gefille zwischen den Ehegatten wéhrend der Ehe wider-
spreche ,der Einsicht in die Gleichwertigkeit der Ehebeitrage* Es stellt sich daher die
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Frage, ob neben dem gesetzlichen Giiterstand nicht noch ein konkurrierendes Modell
angeboten werden sollte, das dem gemeinschaftlichen Element wahrend der Ehe stér-
ker Rechnung tragt als die Zugewinngemeinschaft. Zu denken wire an eine Ablosung
der aus vielen Griinden ,,abschreckenden® Ausgestaltung der BGB-Gtlitergemeinschaft
durch eine moderne Form der beschrankten Giitergemeinschaft: der Errungenschafts-
gemeinschaft.

Die Errungenschaftsgemeinschaft ist der in Europa am meisten verbreitete Giiterstand.
Wie die Zugewinngemeinschaft beruht auch sie auf dem Gedanken, dass gemeinschaft-
liches Vermdgen nur dasjenige sein soll, zu dessen Erwerb beide Ehegatten unmittelbar
oder mittelbar beigetragen haben. Nach MafRgabe einer Errungenschaftsgemeinschaft
fallen nicht nur das Anfangsvermogen und das durch Schenkung oder Erbe erworbene
Vermogen, sondern auch Schadensersatz, Schmerzensgeld oder Wertsteigerungen von
Grundstiicken in das Eigengut. Die Errungenschaftsgemeinschaft entspricht damit
jenen Forderungen zur Erweiterung des privilegierten Erwerbs, wie sie in Deutschland
derzeit so nachdriicklich erhoben werden. Dass die moderne Errungenschaftsgemein-
schaft mit einer individualistischen Eheauffassung durchaus harmonieren kann, zeigt
sich auch darin, dass bei der Verwaltung dieses Eigenguts dem anderen Ehegatten kein
Mitspracherecht zusteht. Das Gesamtgut verwalten die Ehegatten dagegen gemein-
schaftlich. ,Gemeinschaftliche Verwaltung“ bedeutet bei der modernen Errungen-
schaftsgemeinschaft jedoch nicht, dass die Ehegatten - wie bei der deutschen Giter-
gemeinschaft - bei jeder Verwaltungsmafinahme zusammenwirken miissen. Vielmehr
gilt der Grundsatz der ,konkurrierenden Verwaltung®, wonach die Ehegatten nur im
Bereich der ,,auflergewohnlichen Verwaltung“ gemeinsam handeln miissen.

Im Fall der Scheidung behilt jeder Ehegatte sein Eigengut, lediglich das Gesamtgut
wird geteilt. Im Grunde handelt es sich also um das gleiche Prinzip wie bei der Zuge-
winngemeinschaft, nur dass die Ermittlung des Zugewinns oftmals erheblich kom-
plizierter als die Aufteilung des Gesamtguts in der Errungenschaftsgemeinschaft ist.
Diese Vorteile diirfen aber nicht dariiber hinwegtduschen, dass auch bei der Errungen-
schaftsgemeinschaft gerechnet werden muss, etwa wenn bei der Auseinandersetzung
Wertausgleichanspriiche erhoben werden. Probleme bereiten der Errungenschafts-
gemeinschaft tiberdies Haftungsfragen, die in einer Zugewinngemeinschaft so nicht
auftreten. Welcher Giiterstand in der Praxis schwieriger zu handhaben ist, lasst sich
nicht leicht sagen. Die franzosischen Notare raten von der Zugewinngemeinschaft ab,
weil sie zu kompliziert sei. Dagegen ist in Deutschland die Auffassung verbreitet, die
Errungenschaftsgemeinschaft wiirde in der Praxis mehr Probleme aufwerfen als die
Zugewinngemeinschaft. Der Grund fiir diese unterschiedlichen Einschitzungen diirf-
te darin liegen, dass die Juristinnen und Juristen aller Linder dazu neigen, ihr eige-
nes Recht stets fiir das jeweils beste zu halten. Im Ubrigen bildet den Vergleichspunkt
zur Errungenschaftsgemeinschaft hier nicht die Zugewinngemeinschaft, sondern die
BGB-Giitergemeinschaft, die auch nach Meinung der deutschen Juristinnen und Juris-
ten inzwischen obsolet geworden ist.
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2. Steuerrechtliche Fallstricke und Hindernisse fur die Bereitschaft
zur Ubernahme von Verantwortung bereits wihrend der Ehe

Uber die Einfithrung der Bruchteilsgemeinschaft als vertraglichen Giiterstand ist vor
allem Ende der 1950er-Jahre nach Inkrafttreten des Gleichberechtigungsgesetzes in
jenen Bundeslindern diskutiert worden, in denen die Errungenschaftsgemeinschaft
uber Generationen hinweg als gesetzlicher Giiterstand gegolten hat. Mit der Bruch-
teilsgemeinschaft sollte dem Wunsch vieler Ehegatten Rechnung getragen werden,
schon wihrend der Ehe mindestens am kéuflich erworbenen Grundbesitz gleichmafig
beteiligt zu sein, ohne dass im Fall von Tod oder Scheidung im Einzelnen gepriift wird,
von welchem Ehegatten die Mittel zum Erwerb des Grundstiicks und zur Finanzierung
des Hausbaus herriihren. In Zeiten, in denen Klagen tiber die Zugewinngemeinschaft
und das dadurch erzeugte ,dingliche Gefille“ zwischen den Ehegatten lauter werden,
missen solche Ansitze wieder auf Interesse stofden.

Dies bestdtigt auch die aktuelle Studie von Sinus Sociovision zum Thema ,Partner-
schaft und Ehe“ (vgl. vorstehend III. 1 Fn. 3). Danach besteht im Zeitpunkt des Schei-
terns einer Partnerschaft (oder der Auflosung einer Ehe) ganz iiberwiegend keine oder
nur sehr geringe Bereitschaft, auch kiinftig noch Verantwortung zu tibernehmen. Ein
hoher Anteil der Befragten bekennt sich indessen zur wechselseitigen Verantwortung
wiahrend der Ehe. Fiir die Rechtsordnung folgt daraus die Aufgabe, bereits bei beste-
hender Ehe fiir einen fairen Ausgleich zu sorgen - die Bereitschaft zur Ubernahme
von Verantwortung also schon zu einem fritheren Zeitpunkt anzuerkennen und zu
starken, auch mit Blick auf einen Schutz des 6konomisch schwicheren und potenziell
bediirftigen Partners. Gerade auch vor diesem Hintergrund miissen ,Wahlgiterstin-
de“ wie Bruchteils- oder Errungenschaftsgemeinschaft heute wieder auf gesteigertes
Interesse stofden, weil sie mit einer dinglichen Berechtigung des anderen Partners
wihrend der Ehe den in der Bevélkerung herrschenden Auffassungen in besonderer
Weise entgegenkommen. Es ist daher zu beanstanden, dass das deutsche Steuerrecht
der Bereitschaft zur Ubernahme von Verantwortung wihrend der Ehe Hindernisse in
den Weg stellt. Dies bedarf einer kurzen Erlauterung:

Haufig sucht der erwerbstitige Ehegatte mit einer dinglichen Teilhabe bereits wih-
rend der Ehe zu zeigen, dass er die Familienarbeit als gleichwertigen Beitrag zum Ver-
mogenserwerb anerkennt. Die Zuwendungen werden daher regelméflig als ,,Gegen-
leistung” fiir die erbrachte Familienarbeit anzusehen sein, wobei nicht selten auch
Gesichtspunkte der Altersversorgung eine Rolle spielen. Es ist daher zu bezweifeln, ob
derartige Zuwendungen tatsichlich als unentgeltlich und damit als steuerrechtlich
relevante Schenkungen qualifiziert werden diirfen (vgl. vorstehend 1. d). Auflerdem
ist zu beanstanden, dass Zuwendungen, die im Fall der Scheidung keiner Besteuerung

4 Eine nacheheliche Verantwortung bejahen nur noch 18% der Frauen und 23 % der Ménner, im Falle eines
beruflichen Verzichts in der gemeinsamen Zeit 35% der Frauen und 33 % der Manner. Dieses Verstidndnis ist
bei der jiingeren Generation (18-29 Jahre) sogar noch deutlicher ausgeprigt: 86 % der Frauen und Manner
sind der Auffassung, es gibt keine Griinde fir eine posteheliche Verantwortung fiir den Partner, und 84%
teilen diese Auffassung selbst dann, wenn der Partner beruflich zurtickgesteckt hat.
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unterliegen wiirden, nur deshalb besteuert werden, weil sie schon wihrend der Ehe
getitigt werden. Es mag nicht einleuchten, warum Familien- und Erwerbsarbeit nicht
auch in giiterrechtlicher Hinsicht schon wihrend der Ehe gleichwertig sein sollen und
warum das deutsche Steuerrecht dem Ausgleich in der Partnerschaft derartige Hin-
dernisse bereitet, zumal die Zuwendungen etwa im Rahmen von §§ 1360 S. 2 oder 1606
Abs. 3 S. 2 BGB ebenfalls wihrend der Ehe getitigt werden, ohne dabei einem fiskali-
schen Zugriff ausgesetzt zu sein.

3. Zwischenergebnis

Esist zu beanstanden, dass Vermogenstransfers unter Eheleuten, welche die tragenden
Prinzipien des Zivil- und Familienrechts bestétigen oder sogar bekraftigen, steuerlich
disprivilegiert werden, nur weil sie schon wihrend der Ehe und nicht erst im Zeitpunkt
von deren Auflésung erfolgen. Dieser Ansatz tritt auch in Konflikt mit den Ergebnis-
sen neuerer Untersuchungen, wonach Solidarititszusagen bei der Eheschlieffung im
Wesentlichen auf die bestehende Ehe begrenzt bleiben. Der Gesetzgeber miisste daher
Anreize fiir einen Risikoausgleich wihrend der Ehe setzen, also eine Regelung auch
flir die Zeit wdhrend, nicht nur nach Auflésung der Ehe finden. Insoweit ergibt sich
eine Verbindung mit dem aktuellen Leitmotiv des BMFSFJ ,Zeit fiir Verantwortung
und faire Chancen® Das Glterrecht wird dadurch in einem doppelten Sinne bertihrt:
Einmal mit Blick auf jene Zeitrdume, in denen Care-Arbeit tatsichlich erbracht wird,
welche im Falle eines Scheiterns der Beziehung giiterrechtlich dann unter den Stich-
worten ,Ausgleich ehe- oder partnerschaftsbedingter Nachteile“ zu berticksichtigen
wiren; zudem aber auch im Sinne des Zeitpunkts fiir Verantwortung im Ehegliter-
recht, d.h. bereits wihrend der Ehe, wenn die Bereitschaft fiir Verantwortung in Form
eines Anspruchs auf Ausgleich von Risiken generell noch vorhanden ist. Da die BGB-
Guitergemeinschaft heute nicht mehr zeitgemaf? ist, das Giiterrecht den Partnern aber
zumindest die Option fiir eine dingliche Teilhabe wihrend der Ehe bereitstellen sollte,
wire zu prifen, ob nicht die moderne Errungenschaftsgemeinschaft ein Vorbild fiir
die Neugestaltung der Giitergemeinschaft sein konnte.

Das Steuerrecht privilegiert nur den gesetzlichen Guterstand; von der Wahl anderer
Guterstdinde muss gegenwartig daher oft schon aus steuerrechtlichen Griinden abge-
raten werden. Fiir die Zukunft ist eine Harmonisierung von Giiterrecht und Steuer-
recht zu fordern. Es wird vorgeschlagen, dass die Eheschlieflenden nach einer Berei-
nigung der Unstimmigkeiten im Gebiet der Wahlgtiterstinde ihren Gliterstand selbst
bestimmen.

4. Ehevertrage

Im Giiterrecht herrscht grundsitzlich Vertragsfreiheit. Ehegatten konnen gemif}
§ 1408 Abs. 1 BGB statt der Zugewinngemeinschaft einen der beiden anderen Wahlgtiter-
stinde bestimmen. Sie konnen sich aber auch damit begntigen, nur den Ausgleich des
Zugewinns auszuschliefien, also nicht den gesetzlichen Giiterstand als solchen, aber
seine wichtigste Rechtsfolge. Ob und inwieweit Gerichte den Inhalt von Ehevereinba-
rungen kontrollieren oder gar korrigieren durfen, gehort zu den schwierigsten Fragen



Seite 40 Kapitel I E(g_mﬁﬂ E(‘E — }E - ’%

des Familienrechts. Literatur und Rechtsprechung halten eine solche Kontrolle heute
zwar Uiberwiegend flir notwendig, ihre Legitimation ist aber nach wie vor umstritten.

a. Die Kontrolle von Ehevereinbarungen nach der hochstrichterlichen
Rechtsprechung

Nach der Judikatur des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) sollen Ehevertrige unein-
geschrinkte Giiltigkeit nur beanspruchen konnen, wenn sie auf einer tatsidchlichen
Selbstbestimmung beider Parteien beruhen. Zur Vermeidung ,.einseitiger ehevertragli-
cher Lastenverteilung“ sollen die Gerichte in Fillen, in denen die individuelle Selbstbe-
stimmung durch ungleiche Verhandlungspositionen oder einseitige Dominanz eines
Ehegatten gestort wird, den Inhalt des Ehevertrags nach Mafigabe der zivilrechtlichen
Generalklauseln (§§ 138, 242 BGB) kontrollieren und gegebenenfalls korrigieren. Auf
dieser Grundlage hat die Rechtsprechung des BGH in den letzten Jahren ein regelrech-
tes System der gerichtlichen Kontrolle von Ehevertragen und Scheidungsvereinba-
rungen entwickelt. Ziel der Kontrolle sei es, zu verhindern, dass durch die vertragliche
Regelung eine Lastenverteilung entstiinde, die dem belasteten Ehegatten bei einer
Lverstindigen Wiirdigung des Wesens der Ehe“ nicht zuzumuten wiére.

Die Kontrolle von Ehevereinbarungen erfolgt nach der Rechtsprechung des BGH auf
zwei Stufen: Im Rahmen einer ,Wirksamkeitskontrolle“ gemafR § 138 Abs. 1 BGB ist
zunichst zu priifen, ob dem Vertrag wegen eines Verstofles gegen die ,,guten Sitten“
die Anerkennung der Rechtsordnung ganz oder teilweise mit der Folge zu versagen
ist, dass an seine Stelle die gesetzlichen Regelungen treten. Da die Eingriffsschwelle
bei ,Sittenwidrigkeit“ sehr hoch liegt, erlangt in der Praxis vor allem die zweite Stu-
fe an Bedeutung, auf der gemif § 242 BGB im Rahmen einer , Ausiibungskontrolle“
zu untersuchen ist, ob ein Ehegatte ,treuwidrig” bzw. ,rechtsmissbrauchlich“ handelt,
wenn er sich im Fall der Scheidung auf die ihm durch Vertrag eingeriumte Rechts-
macht beruft. Nun bedarf die Vorschrift des § 242 BGB der Konkretisierung, weil sie
keine fertige Regel dafiir enthilt, was unter , Treu und Glauben“ zu verstehen ist. Wich-
tige Anhaltspunkte bilden hierbei gesetzliche Interessenbewertungen oder Grund-
prinzipien, die in anderen Normen ihren Ausdruck gefunden haben. Im Falle eines
Konflikts mit der vertraglichen Regelung muss dann ,,abgewogen“ werden, welchem
Interesse oder Prinzip der Vorrang gebiihrt.

Im Unterschied zur ,Wirksamkeitskontrolle“ sind bei einer ,,Austibungskontrolle”
nicht nur die Umstidnde beim Vertragsschluss, sondern auch im Zeitpunkt des Schei-
terns der Lebensgemeinschaft zu beurteilen. Die Ausiibungskontrolle beruht also auf
einer ex post-Betrachtung, sodass auch Vorginge berticksichtigt werden kénnen, die
beim Vertragsschluss noch nicht bekannt oder absehbar waren. Nach den Ausfithrun-
gen des BGH kann es daher rechtsmissbrauchlich sein, sich auf einen Ausschluss des
Zugewinnausgleichs zu berufen, ,wenn die tatsichliche einvernehmliche Gestaltung
der ehelichen Lebensverhiltnisse von der urspriinglichen, dem Vertrag zugrunde lie-
genden Lebensplanung grundlegend abweicht.” Unterschiede zwischen Wirksamkeits-
und Ausiibungskontrolle bestehen auch auf der Rechtsfolgenseite. Wahrend § 138 BGB
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regelmifig zur Nichtigkeit fiihrt, eroffnet § 242 BGB die Moglichkeit einer Anpassung
der urspriinglich vorgesehenen nachehelichen Lastenverteilung an die wihrend der
Ehe einvernehmlich praktizierte Aufgabenteilung.

b. Die ,Kernbereichslehre“ des BGH

Nach den Ausfithrungen des BVerfG zielt die Kontrolle von Ehevertragen auf die Ver-
meidung ,einseitiger ehevertraglicher Lastenverteilung® Der BGH hat nun in einer
Reihe von Entscheidungen versucht, das Merkmal ,einseitiger Lastenverteilung®
durch eine Gewichtung der Scheidungsfolgen zu konkretisieren. Nach der von ihm
entwickelten ,Kernbereichslehre“ steht der Betreuungsunterhalt (§ 1570 BGB) an ers-
ter Stelle, gefolgt von den Anrechten auf Versorgungsausgleich und den Anspriichen
auf Unterhalt wegen Alters und Krankheit. Der Anspruch auf Ausgleich des Zugewinns
soll dagegen nicht dem Kernbereich des Scheidungsfolgenrechts angehoren. Die
wegen Familienarbeit entgangenen Erwerbschancen seien im Scheidungsfolgensys-
tem mit den Bestimmungen des Unterhalts-, und nicht des Giiterrechts zu befriedi-
gen. Gleichwohl hat das hochste Zivilgericht auch die Korrektur eines Verzichts auf
Zugewinnausgleich nicht generell ausgeschlossen. Ein Rechtsmissbrauch kénne etwa
dann vorliegen, ,wenn die Ehegatten bei ihrer Abrede von beiderseitiger, 6konomisch
vergleichbar gewinnbringender Berufstitigkeit ausgegangen sind“ Das Beispiel lasst
erkennen, dass der BGH annimmt, die Eingriffsschwelle liege bei giiterrechtlichen
Ehevereinbarungen erheblich hoher als in den kernbereichsnahen Gebieten.

Das ,Kernbereichs-Ranking“ des BGH hat in der Literatur keine ungeteilte Zustim-
mung gefunden. Bezweifelt wurde insbesondere, ob das Unterhaltsrecht die ihm zuge-
dachte Aufgabe tiberhaupt erfiillen kann. Seit der tief greifenden Reform von 2008 ist
der betreuende Ehegatte bekanntlich zur Aufnahme einer Erwerbstatigkeit im Grund-
satz schon verpflichtet, wenn das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat. Damit sind
die Aussichten, iber das Unterhaltsrecht einen Ausgleich fir die wegen Familienarbeit
entgangenen Erwerbschancen zu schaffen, erheblich gesunken. Hinzu kommt, dass
der BGH in seiner jiingeren Judikatur zur Kernbereichslehre der Altersvorsorge einen
deutlich hoheren Stellenwert beigemessen hat als in der Grundsatzentscheidung von
2004.

Dies verdient besondere Hervorhebung, weil in der klassischen Einverdienerehe der
Vermogenserwerb - etwa in Form von Eigenheim oder Wertpapieren - in erster Linie
Vorsorgecharakter hat. Die Vermogensbildung dient hier regelméflig zur Absiche-
rung des Lebensstandards nach Eintritt in das Rentenalter und nicht irgendwelchen
»ehetlibergreifenden Zwecken*. Daher ist nicht ohne Grund betont worden, dass ,die
Pramisse der Kernbereichsferne des Zugewinnausgleichs in Wertungswiderspruch zur
Annahme einer Kernbereichsnihe des Versorgungsausgleichs® steht. Erst recht gilt
dies, wenn der erwerbstitige Ehegatte als Unternehmer keine oder nur geringfligige
Versorgungsanwartschaften erworben hat.
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c. Schranken der Privatautonomie im Ehegiiterrecht

Angesichts dieser Unstimmigkeiten ldsst sich nach Mafigabe der familienrechtlichen
Kernbereichslehre nicht ohne Weiteres klaren, ob und unter welchen Voraussetzungen
auf den Schutz des gesetzlichen Giliterrechts verzichtet werden kann. Es muss daher
weiter ausgeholt und die grundsitzliche Frage aufgeworfen werden, ob Privatautono-
mie im Ehegliterrecht etwas anderes bedeutet als im Wirtschaftsrecht und ob diese
hier besonderen Schranken unterliegt. Dabei ist zu beachten, dass Ehevertrige gerade
auch aufgrund der persénlichen Bindungen und Beziehungen zwischen den Beteilig-
ten immer einige Besonderheiten aufweisen. Es ist der ,,Glaube® an die Unaufldslichkeit
einer Ehe, der gerade im Zeitpunkt der Eheschliefung und wegen der Solennitit des
Ereignisses leicht einen Uberschuss an ,,Optimismus“ - eine gewisse Art von ,begrenz-
ter Rationalitdt“ oder Scheu vor Regelungen - erzeugt, die mit dem , Lebenszeitprinzip“
in Konflikt treten.

Es sind also die Erwartungen an die Ehe, an die kiinftige Beziehung und lebens-
lange Gemeinschaft mit dem Partner, die einer realistischen Einschitzung und
~Richtigkeitsgewahr“ von Vereinbarungen bei der Eheschliefung im Wege stehen
konnen. Da die ehelichen Lebensverhiltnisse langfristig angelegt und stetem Wan-
del unterworfen sind, kann erst im Zeitpunkt des Scheiterns auf Grundlage einer
ex post-Betrachtung geklart werden, ob die Veranderungen so gravierend waren, dass
ein Festhalten am Inhalt des Vertrags aus Sicht des benachteiligten Ehegatten als unzu-
mutbar erscheint. Eine solche ex post-Betrachtung ,bei verstindiger Wiirdigung des
Wesens der Ehe®, hier unter den Gesichtspunkten etwa von ,Unaufloslichkeit®, ,reiner
Liebe“und ,begrenzter Rationalitit, ermoglicht § 242 BGB, der damit als das geeignete
Instrument zur Herbeifihrung einer interessengerechten Losung erscheint.

d. Ergebnis

Es sind allerdings auch Fille denkbar, in denen beide Ehegatten sich schon bei der Ehe-
schlieftung dartiber einig sind, eine Ehe nach dem Modell traditioneller Rollenvertei-
lung zu fithren, und gleichwohl auf den Schutz des gesetzlichen Giiterrechts verzich-
ten. Dann wire zu fragen, ob eine Ausiibungskontrolle auch zuléssig ist, wenn sich aus
Merkmalen wie ,Dynamik® oder ,Wandel“ der Umstdnde und Lebensverhéltnisse kei-
ne Schlisse auf die Notwendigkeit einer Vertragsanpassung ziehen lassen. Im Ergebnis
wire diese Frage wie folgt zu beantworten:

Ehevertrige regeln langfristige, dynamische, dem Wandel unterworfene Beziehungen,
deren Entwicklungen sich im Zeitpunkt eines Verzichts auf den Zugewinnausgleich oft
noch nicht absehen lassen.® Hinzu kommen Besonderheiten der Willensbildung und
Konsensstruktur, die in der Literatur unter Stichworten wie ,reine Liebe® ,begrenz-
te Rationalitat* oder ,Uberoptimismus“ erértert werden. Die Eingriffsschwelle muss
bei Ehevertrigen daher niedriger als bei Vertragen des gewodhnlichen Geschéftslebens

liegen. Ein geeignetes Instrument zur Uberpriifung des Inhalts von Ehevertrigen ist

5 Dass die moderne Ehe keine starre Institution ist, sondern zunehmend durch einen dynamischen Verlauf
gepragt wird und sich das urspriingliche Arrangement der Ehegatten den veridnderten Gegebenheiten immer
wieder anpassen muss, gehort auch zu den zentralen Erkenntnissen, welche die Studie von Sinus Sociovision
zu Partnerschaft und Ehe (2010) vermittelt.
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die Austibungskontrolle (§ 242 BGB), die im Rahmen einer ex post-Betrachtung eine
Anpassung an die in der Ehe einvernehmlich praktizierte Aufgabenteilung ermog-
licht. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass mit dem Anspruch auf eine hilftige Beteili-
gung am Zugewinn auf einen ,Bruchteil“ kiinftigen Vermogens verzichtet wird. Dieser
Verzicht tritt in Konflikt mit dem allgemeinen Grundsatz, dass niemand zum Vorteil
eines anderen auf sein kiinftiges Vermogen oder einen Bruchteil desselben verzichten
darf (vgl. § 311b Abs. 2 BGB). Die Abwigung dieses Grundsatzes mit dem Grundsatz
der Privatautonomie fithrt zu dem Ergebnis, dass die Privatautonomie jedenfalls dann
zurlicktreten muss, wenn sich der Verzicht auch auf einen Ausgleich ehebedingter
Nachteile erstreckt.

Fir die Zukunft wire zu tberlegen, ob §§ 1408 oder 1409 BGB nicht dahin gehend
ergianzt werden sollten, dass ehevertragliche Verzichtserklarungen den Vertragspart-
ner nicht entgegen den Geboten von Treu und Glauben durch eine einseitige Vertei-
lung der Lasten unangemessen benachteiligen diirfen. Eine unangemessene Benach-
teiligung kann insbesondere dann vorliegen, wenn sich der Verzicht auch auf einen
Ausgleich jener Nachteile erstreckt, die ein Ehegatte aufgrund der wihrend der Ehe
einvernehmlich praktizierten Aufgabenteilung erlitten hat.

IV. Restimee

Thesenartig lieRen sich die vorstehend erorterten Handlungsfelder im Giiterrecht
wie folgt zusammenfassen: Im gesetzlichen Ehegiiterrecht sollte den in der Lite-
ratur erhobenen, vom Deutschen Familiengerichtstag und vom Deutschen Juris-
tentag unterstltzten Forderungen nach einer Erginzung des § 1374 Abs. 2 BGB
entsprochen werden. Diese konnte lauten: ,Dem Anfangsvermodgen wird auch
Vermogen zugerechnet, dessen Erwerb nach seiner Zweckbestimmung in kei-
ner Beziehung zur ehelichen Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft steht* § 1376
Abs. 1 BGB sollte dahin gehend gedndert werden, dass Grundstiicke, Aktiendepots und
dhnliche Vermogenswerte mit dem Wert im Zeitpunkt der Beendigung des Giiterstan-
des erfasst werden, wobei z.B. Verwendungen auf Grundstiicke zu berticksichtigen
waren. Schlieilich sollte der Wortlaut des § 1365 BGB durch einen Zusatz ergianzt wer-
den, dass Verfligungen tiber das Familienheim unwirksam sind.

Bei den ,Wahlgiterstinden“ kann von einer echten Wahlmaoglichkeit erst nach einer
Harmonisierung von Steuer- und Giiterrecht gesprochen werden. Hinzu kommt das
Erfordernis einer Neugestaltung der Giitergemeinschaft: Hier wire zu priifen, ob nicht
die moderne Errungenschaftsgemeinschaft ein Vorbild sein kénnte. Der Vorschlag,
dass die Eheschlieffenden ihren Guterstand selbst bestimmen sollen, kann erst nach
einer Bereinigung der Unzuldnglichkeiten und Unstimmigkeiten im Gebiet der Wahl-
gliterstinde ernsthaft diskutiert werden.

Im Bereich der ehevertraglichen Verzichtserklarungen sollten Vertragspartner vor
unangemessenen Benachteiligungen durch eine einseitige Verteilung der Lasten
geschiitzt werden. Eine solche Benachteiligung konnte insbesondere dann vorliegen,
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wenn sich der Verzicht auch auf einen Ausgleich jener Nachteile erstreckt, die ein Ehe-
gatte aufgrund der wihrend der Ehe einvernehmlich praktizierten Aufgabenteilung
erlitten hat.
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Partnerschaft und Ehe - Entscheidungen im Lebensverlauf.
Einstellungen, Motive, Kenntnisse des rechtlichen Rahmens

Silke Borgstedt

[. Ausgangslage und Zielsetzung der Studie*

Im Auftrag des BMFSFJ fiihrte das Sinus-Institut 2010 eine bevolkerungsreprasentative
Untersuchung zum Thema Ehe und Partnerschaft durch (2.001 Interviews mit Frauen
und Méannern zwischen 18 und 60 Jahren, reprasentativ fir die Wohnbevoélkerung in Pri-
vathaushalten). Ziel war das Verstdndnis grundlegender Einstellungen und Erwartun-
gen in Bezug auf Ehe sowie der Motive und Barrieren fiir bzw. gegen eine Heirat. Dabei
wurden ebenso die jeweiligen Kenntnisse des rechtlichen Rahmens und das Wissen um
Folgen von Ereignissen und Entscheidungen wihrend einer Ehe untersucht.

II. Zentrale Ergebnisse

1. Einstellungen zu Partnerschaft und Ehe und entsprechende
Wissensbestidnde

Die Menschen wiinschen sich auf Dauer angelegte Paarbeziehungen und sind grund-
satzlich bereit, in ihrer Partnerschaft Verantwortung und Solidaritét zu gestalten. 80 %
der Befragten wiinschen sich, dass eine Partnerschaft ein Leben lang hilt. Der Wunsch
nach lebenslanger Partnerschaft ist dabei nicht exklusiv an die Ehe gekoppelt. Wer ver-
heiratet ist, hat jedoch eine etwas stirker ausgeprigte Perspektive einer lebenslangen
Partnerschaft (87 %) als Menschen ohne Trauschein (71 %).

Die Entscheidung von Frauen und Méannern, ihrer Partnerschaft die Gestalt einer Ehe
zu geben, ist (heute) kein selbstverstandlicher Schritt (mehr), sondern eine bewusste
Entscheidung. Sie ist an die Erwartung gekniipft, dass die Ehe ein vom Staat geschaf-
fener und geschutzter Rechtsrahmen ist, a) auf den sich der und die Einzelne verlassen
kann, b) der die Lebenslagen und Lebenslaufe der Menschen berticksichtigt und c) der
geschlechtergerecht ist.

Allerdings kennen die meisten Frauen und Ménner - auch die Verheirateten - diesen
rechtlichen Rahmen der Ehe nicht. Elemente und Begriffe wie ,Ehegattensplitting®,
,Glitertrennung®, ,Zugewinngemeinschaft” sind fir viele - selbst dem Namen nach -
unbekannt.

Das Wissen steigt nicht automatisch aufgrund von Erfahrungen und Entscheidungen
wiahrend einer Ehe. Das Wissen wichst in der Praxis derzeit nur dann, wenn Ehen
gescheitert sind und geschieden werden - also wenn die Ex-Ehegatten mit den Folgen
und Nebenwirkungen konfrontiert sind.

* Sinus Sociovision (im Auftrag des BMFSFJ), Partnerschaft und Ehe - Entscheidungen im Lebensverlauf. Ein-
stellungen, Motive, Kenntnisse des rechtlichen Rahmens, Berlin 2010.
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Zudem gibt es deutliche Unterschiede in den Einschitzungen und Bewertungen hin-
sichtlich des Verstindnisses von Ehe bei Mdnnern und Frauen: Médnner glauben stér-
ker an die Ehe als Institution im Sinn eines stabilen Gebaudes: Deutlich mehr als Frau-
en erwarten Manner, ihre Partnerschaft mit der Heirat krisenfester und langlebiger zu
machen (,sicherer Hafen®). Frauen hingegen glauben stirker an die Institution Ehe als
kommunikativen Prozess einer kontinuierlichen Verstindigung tiber die aktuelle und
zukiinftige Gestaltung des Projekts ,,Ehe*.

Die Vorstellung tiber das, was eine Ehe rechtlich konkret bedeutet, ist vage, beruht
auf Intuition und Projektionen und ist stark geprigt von signifikanten duferlichen
Formen, Ritualen und Dokumentationen wie den Akten der Eheschliefung und der
Ehescheidung.

Dieses Verhalten griindet in einem Grundvertrauen, durch die eherechtlichen Rege-
lungen hinreichend abgesichert zu sein. Man geht schlicht - selbstverstdndlich und
unkritisch - davon aus, dass die bestehenden Gesetze und staatlichen Regelungen auf
die heutigen Lebenswirklichkeiten und Lebenserwartungen der Menschen ausgerich-
tet sind. Frauen und Méanner glauben, dass sie sich mit der Eheschlieffung und wih-
rend der Ehe nicht mehr um Risiken und Folgen kiimmern missen, weil sie von der
Gewissheit ausgehen, dass ja ,,alles” staatlich geregelt ist.

Ein besonders grofles Grundvertrauen, durch die eherechtlichen Regelungen
~geschitzt” zu sein, haben vor allem jene, die demnéichst heiraten wollen, jung Verhei-
ratete und Verheiratete unter 30 Jahren sowie Personen mit geringerer Bildung.

2. Posteheliche Verantwortung

Fiir die Menschen gehen Liebe und Verantwortung Hand in Hand: 82 % der Manner
und Frauen stimmen voll und ganz der Aussage zu ,Man ist fiir Menschen verantwort-
lich, die man liebt“ Verantwortung ist allerdings an Bedingungen gekoppelt. Dreh-
und Angelpunkt fiir Verantwortungsbereitschaft gegeniiber dem Partner ist in der
Bevolkerung zum einen das subjektive Gefiihl von Liebe, zum anderen die zeitliche
Voraussetzung, dass die Partnerschaft aktuell besteht.

Die Menschen gehen in eine Ehe mit der Hoffnung, dass diese ein Leben lang hal-
ten moge - doch sie haben nicht mehr die Erwartung, dass dies sicher gelingt.
Es besteht die Moglichkeit, dass sie vorzeitig endet - und damit ein Lebensabschnitt
sein konnte. Sollte eine Ehe vorzeitig enden, dann hat die Ehe - in der Vorstellung der
Bevolkerung und der Verheirateten - klare, ,endgiiltige” Begrenzungen. Die Begriffe
slrennung® ,Scheidung” und , Auflésung der Ehe“ verstehen die Menschen wortlich.
Die meisten wollen sich nach einer Ehescheidung nicht mehr mit dem Partner befas-
sen (miissen), wollen ihren neuen Lebensabschnitt unabhingig und unbelastet von

Ereignissen des vorangegangenen gestalten.
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Die Einsicht und Bereitschaft zur nachehelichen Fiirsorge sind nur bei wenigen
verheirateten Frauen und Méannern vorhanden. Mit dem rechtlichen Akt der Ehe-
scheidung gilt fur die meisten ihre Ehe in (fast) allen Belangen und Folgen als
beendet.

Trotz hoher Zustimmung zur Aussage ,Wenn man heiratet, ist das ein verbindliches
Bekenntnis zur gegenseitigen Solidaritiat gibt es in weiten Teilen der Bevolkerung
und auch bei aktuell Verheirateten keine Bereitschaft, nach einer gescheiterten Part-
nerschaft fiir die Expartnerin/den Expartner weiter Verantwortung (v.a. in Bezug auf
Zeit und Geld) zu tragen. Posteheliche Solidaritit begreift die Mehrheit als mentale
Verbundenheit nach Maflgabe subjektiver Empathie. Eine praktisch-materielle Ver-
antwortung fiir die Expartnerin/den Expartner sehen die meisten nicht oder lehnen
sie explizit ab.

Im Alltagsverstindnis der Manner und Frauen ist die Scheidung die , Liquidation” der
Ehe als Sozial- und Rechtsform. Dabei ist das Verstdndnis, dass die innerhalb der Ehe
getroffenen Entscheidungen und Lebensldufe lebenslang - auch nach einer poten-
ziellen Scheidung - rechtsverbindliche Folgen haben, kaum ausgeprégt. Die meisten
denken in Bezug auf Folgen nur an Verantwortung fiir gemeinsame Kinder sowie an
die aktuelle notwendigste Sicherung der materiellen Existenz der Expartnerin/des
Expartners (solange diese/dieser nicht selbst erwerbstitig oder wieder verheiratet ist).
Es gibt dariiber hinaus keine weiteren Vorstellungen tiber Neben- und Spétfolgen und
kaum eine Zeitperspektive (etwa in Bezug auf Altersvorsorge).

III. Fazit

Wenn sich Ehepartner so bewusst auf den Staat verlassen (dass sie sich nicht einmal
selbst informieren), dann kann dies als ein Mandat an den Staat begriffen werden, ver-
lassliche Rahmenbedingungen zu gewahrleisten, die bereits wihrend der Ehe, also in
der Phase, in der ein hohes Maf! an gegenseitiger Solidaritit besteht, einen gerechten
Ausgleich schaffen.

Insofern ist die Ehe nicht nur als (starre) Institution zu sehen, sondern vor allem in
ihrer Dynamik im Lebensverlauf. Das Ehegiliterrecht muss somit in Rechnung stellen,
dass die Gleichzeitigkeit von traditionellen, modernen und postmodernen Rollenver-
standnissen von Frauen wie Minnern und die zunehmend diskontinuierlichen und
perforierten Lebensldufe innerhalb und auferhalb einer Ehe Folgen (Nebenfolgen,
Spatfolgen) fiir die jeweiligen Ehegatten selbst sowie fiir indirekt Betroffene haben.
Diese Folgen sind fir die Ehegatten kaum vorhersehbar. Junge Frauen und Manner
haben in der Regel keine Losungen (weil kein Wissen und Weitblick), um mit Ereig-
nissen im Lebensverlauf so umzugehen, dass die resultierenden Vorteile und Risiken
allein aufgrund personlicher Absprachen zwischen ihnen gerecht verteilt werden.
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In der Summe und Konsequenz bedeutet dies: Schieflagen wihrend der Ehe sind nicht
erst nach der Ehe, sondern wihrend der Ehe zu korrigieren; hierfiir sind priaventive
und synchrone Regeln anzubieten. Das entspricht dem origindren Eheverstindnis der
Frauen und Ménner in Bezug auf partnerschaftliche Solidaritat und Subsidiaritat.
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Diskussion zum Panel ,Ehegiiterrecht”

Die Diskussion hatte folgende Schwerpunkte:

I Ehegiiterrecht in der Lebensverlaufsperspektive

I Giterstinde und Wahlfreiheit

I Verhiltnis Ehegiiterrecht - Steuerrecht

I Teilhabegerechtigkeit im Unterhaltsrecht und im Ehegiiterrecht
I Nichteheliche Lebensformen und Teilhabe

Ehegiiterrecht in der Lebensverlaufsperspektive

Eva Maria Welskop-Deffaa pladiert dafiir, das Thema Eheglterrecht grundsétzlich
unter der Perspektive dynamischer Lebenslaufe zu betrachten. Die Menschen wis-
sen am Beginn der Ehe heute hiufig nicht, in welchen - wechselnden - Formen der
Arbeitsteilung sie die Partnerschaft ein Leben lang gestalten werden. Die Frage ist
daher, wie das Ehegiiterrecht die zahlreichen Unwigbarkeiten im Verlauf einer Ehe
am ehesten auffangen konnte. Es miisse gelingen, eine Verstindigung tiber faire Ver-
mogensbeteiligung zu einem Zeitpunkt zu unterstiitzen, an dem die Bereitschaft zum
Ausgleich besonders grof? ist, also zu Beginn oder wihrend und nicht erst nach dem
Scheitern der Ehe.

Guterstinde und Wahlfreiheit

In einer Gesellschaft fortschreitender Individualisierung und Pluralisierung ergibt sich
immer wieder die Notwendigkeit des Wahlens. Stephan Meder fiihrt aus, dass Paare in
unterschiedlichen Geschlechterarrangements leben. Paare mit einem héheren Indivi-
dualisierungsgrad (Doppelverdienerehe) werden sich vielleicht fiir die Giitertrennung
entscheiden. Aber wofiir kdnnen sich Paare entscheiden, die fiir sich die traditionelle
Rollenteilung gewahlt haben?

In Deutschland gibt es eine Ansammlung von Glterstianden, die durch Gltertrennung
gekennzeichnet sind: die Zugewinngemeinschaft (der Begriff ist als solcher irrefiih-
rend), die Giitertrennung und kiinftig der deutsch-franzosische Wahl-Giiterstand der
Zugewinngemeinschaft. Somit bleibt fiir Paare, die sich mehr Gemeinschaft wahrend
bestehender Ehe wiinschen bzw. einem eher traditionellen Rollenleitbild folgen moch-
ten, nur der Wahlgtiterstand der Giitergemeinschaft. Aber die Giitergemeinschaft ist
in ihrer jetzigen Form schon lange veraltet und spielt heute in der Praxis keine Rolle
mehr. Obwohl die Bevolkerung vom Staat erwartet, unterschiedliche Wahlmoglichkei-
ten bereitzustellen, gibt es diese Wahlmoglichkeiten de facto also nicht, da es an einem
funktionierenden Modell der Giitergemeinschaft fehlt. Um diese Liicke zu schlief3en,
hat die Arbeitsgruppe Ehegiliterrecht einen modernisierten Wahlgiiterstand ins Spiel
gebracht, der &hnlich wie die in Europa verbreiteten Giiterstinde der Errungenschafts-
gemeinschaft den Gedanken der Gemeinschaft wahrend der Ehe stirker betont.
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Nach Elisabeth Winkelmeier-Becker bedeutete der Grundsatz der Wahlfreiheit aus der
Sicht der Frauen urspriinglich vor allem, sich flir eine Berufstitigkeit entscheiden zu
konnen. Heute bedeutet Wahlfreiheit dartiber hinaus, dass Menschen sich nicht recht-
fertigen missen, wenn sie einen traditionellen Lebensentwurf wéhlen, wenngleich in
der Gegenwart eine lebenslange traditionelle Arbeitsteilung selten wird.

Eva Maria Welskop-Deffaa unterstreicht die Erfahrung, dass die Entscheidung fiir eine
traditionelle Rollenteilung in der heutigen Zeit mit geschlechtshierarchisch verteilten
Risiken behaftet ist. Die Zugewinngemeinschaft sei nur begrenzt geeignet, diese Risi-
ken auszugleichen. Die Zugewinngemeinschaft schaffe u.a. Anreize gegen Vermogens-
bildung und fiir eine hohe Konsumneigung in Zeiten ehelicher Krisen. Es entspricht
nicht der Interessenlage des Erndhrers hohe Sparguthaben zu bilden, die im Fall einer
Scheidung zu teilen sind. Welskop-Deffaa pladiert deshalb dafiir, neben den Giiterstin-
den, die die Giitertrennung regeln, in Deutschland zumindest einen modernen Wahl-
gliterstand anzubieten, der wiahrend der Ehe ein stirker gemeinschaftsrechtliches
Konzept unterstiitzt. Die vorgestellte Sinus-Studie zu Partnerschaft und Ehe hat klar
gezeigt, dass ein finanzieller Ausgleich erst zum Zeitpunkt der Scheidung ungiinstig
ist, da nach dem Scheitern der Ehe die Bereitschaft zur Solidaritit mit der Partnerin/
dem Partner stark sinkt. Der Ausgleich sollte bereits vorher erfolgen.

Hinsichtlich der Giterstinde konnte eine Wahlpflicht oder ein Opting-out-Ver-
fahren eingefiihrt werden, verbunden mit der notwendigen Information der Paare
bei der Eheschliefung, damit diese eine bewusste Entscheidung treffen kénnen.

Barbara Dauner-Lieb hebt noch einmal hervor, dass die Errungenschaftsgemeinschaft
als Wahlgiiterstand nicht den gesetzlichen Guterstand der Zugewinngemeinschaft -
die ja eine Giitertrennung ist - ersetzen soll, sondern eine Alternative fiir jene Paare
bieten soll, die sich mehr Gemeinschaft wiinschen.

Elisabeth Winkelmeier-Becker hilt den Grundsatz des gesetzlichen Giiterstandes der
Zugewinngemeinschaft, dass Familienarbeit und Erwerbsarbeit gleichwertig sind, fiir
verniinftig und das fihre ihrer Meinung nach auch wirtschaftlich zu einem verntnf-
tigen Ergebnis. Die wirtschaftliche Alleinentscheidungsmoglichkeit der Partner in
Bezug auf ihr jeweiliges eigenes Vermogen in der gesetzlichen Zugewinngemeinschaft
hilt sie gerade auch fiir Frauen fiir eine wichtige Rechtsposition, auf die sie nicht ver-
zichten méchte. Im Ubrigen kann man auch in der Zugewinngemeinschaft wihrend
bestehender Ehe gemeinsames Eigentum erwerben, wenn die Partner dies wiinschen.

Nach Barbara Dauner-Lieb besteht bereits heute ein richterliches Nebengiiterrecht,
indem die Rechtsprechung de facto eine Errungenschaftsgemeinschaft herstellt. Aller-
dings sind die Einzelheiten dieses Nebengiiterrechts duflerst untibersichtlich, sodass
die Frage einer gesetzlichen Regelung zumindest ernsthaft gepriift werden sollte.
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Robert Wessels macht darauf aufmerksam, dass es in den unteren Einkommens-
bereichen breite Bevolkerungsgruppen gibt, in denen sidmtliche Guterstinde leerlau-
fen, weil es einfach nichts zu verteilen gibt. Bei der Wahl des passenden Gtliterstandes
handelt es sich vornehmlich um ein Problem gut situierter Kreise.

Verhiltnis Ehegiiterrecht - Steuerrecht

Barbara Dauner-Lieb erldutert, dass die verschiedenen Giiterstinde steuerrechtlich
unterschiedlich begleitet werden. Die Arbeitsgruppe Ehegiiterrecht hilt insbesondere
die steuerrechtliche Qualifizierung einer Zuwendung wiahrend bestehender Ehe zum
Zweck der Alterssicherung eines Partners als Schenkung und nicht als Kompensation
flir Familienarbeit wihrend der Ehe fiir nicht zielfiihrend, auch wenn dies in der Regel
nur wohlhabende Ehen betrifft.

Im Ubrigen stehen auch die Regelungen zur Besteuerung von Eheleuten (Ehegatten-
splitting) unter starkem Reformdruck. Bislang ist der Zufluss der Vermogensvorteile
aus einem Ehegattensplitting nicht mit dem Giiterrecht abgestimmt. In der Diskussi-
on werden sehr unterschiedliche Reformoptionen angesprochen. Helga Schulz pladiert
dafr, fiir Neuehen ein Wahlrecht dahin gehend einzufiihren, ob sie eine Individualbe-
steuerung oder ein reformiertes Splitting mit einer Ausgleichsfunktion wiinschen; fiir
Altehen sollte das alte Splittingverfahren weiterhin gelten. Ein anderer Reformansatz
wiirde das Ehegattensplitting daran koppeln, dass zugunsten des Ehegatten, der sich
ausschlieRlich oder tiberwiegend der Familienarbeit widmet, tatsichlich ein moneta-
rer Ausgleich stattfindet, also tatsachlich Geld auf sein Konto tiberwiesen wird (Elisa-
beth Winkelmeier-Becker). Dadurch wird dem Gedanken partnerschaftlicher Teilhabe
eher Rechnung getragen.

Teilhabegerechtigkeit im Unterhaltsrecht und im
Ehegiiterrecht

Im Zentrum der Darlegungen von Gerd Brudermdiller stehen die Begriffe Teilhabe und
Teilhabegerechtigkeit in den familienrechtlichen Ausgleichssystemen. Aufgabe des
Unterhaltsrechts ist es vor allem, ehebedingte Nachteile auszugleichen. Das Ehegiiter-
recht dient dagegen primir der Teilhabegerechtigkeit und in bestimmten Fillen dem
Ausgleich ehebedingter Nachteile oder der Bedarfsbefriedigung, also auch der Kom-
pensation fiir versaumte wirtschaftliche Vorsorge in einer arbeitsteiligen Ehe.

Zum Grundsatz der Teilhabegerechtigkeit hat das Bundesverfassungsgericht in ver-
schiedenen Entscheidungen Folgendes ausgefiihrt:

Die Ehe ist geschiitzt als Lebensgemeinschaft gleichwertiger Partner. Dabei steht es den
Ehegatten frei, ihre Ehe so zu fiihren, dass ein Ehepartner alleine einer Berufstdtigkeit
nachgeht und der andere sich der Familienarbeit widmet. Kommen den Ehegatten gleiche
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Rechte und gleiche Verantwortung bei der Ausgestaltung ihres Ehe- und Familienlebens
zu, so sind dann auch die Leistungen, die sie jeweils im Rahmen der von ithnen in gemein-
samer Verantwortung getroffenen Entscheidungen erbringen, als gleichwertig anzusehen.
Haushaltsfithrung und Kindesbetreuung haben fiir das gemeinsame Leben der Ehepart-
ner keinen geringeren Wert als Einkiinfte, die dem Haushalt zur Verfiigung stehen.

Sind Leistungen, die die Ehegatten im gemeinsamen Unterhaltsverbund erbringen, gleich-
wertig, dann haben die Ehegatten grundsdtzlich auch den Anspruch auf gleiche Teilhabe
am gemeinsam Erwirtschafteten, das ihnen zu gleichen Teilen zuzuordnen ist.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) ist der Zugewinnausgleich
der ehevertraglichen Disposition am weitesten zugdnglich. Das passe aber nur bedingt
mit dem Teilhabegedanken zusammen. Laut Brudermiiller wird der BGH den Vorstel-
lungen des Bundesverfassungsgerichts zur Teilhabe speziell im Bereich des Giiter-
rechts nicht in allen Fallkonstellationen gerecht.

Beispielhaft dafiir ist die Entscheidung des BGH vom 17.10.2007. Es handelt sich um
folgenden Fall: Die Ehegatten hatten notariell Giitertrennung vereinbart. Der Mann war
zundchst Angestellter, dann Unternehmer. Die Frau war Hausfrau und Mutter. Weder der
Mann noch die Frau hatten wdhrend der Ehe nennenswerte Versorgungsanrechte erwor-
ben. So konnte bei der Scheidung kein relevanter Versorgungsausgleich durchgefiihrt wer-
den. Naheliegenderweise versuchte dann die Ehefrau, iiber den Zugewinnausgleich an das
gemeinsam in der Ehe Erwirtschaftete heranzukommen. Der BGH hat jedoch die Giiter-
trennung nicht beanstandet und lief§ die Frau leer ausgehen.

Ein Weiteres kommt hinzu: Der BGH hat immer darauf hingewiesen, dass das Unter-
haltsrecht etwaige vertragliche Einschrinkungen des Zugewinnausgleichs auffange.
Dies sei auch dadurch gewahrleistet, dass das Unterhaltsrecht bei den Scheidungsfol-
gen in dem ,Ranking“ des BGH (nach der sog. Kernbereichslehre) so weit oben in der
Skala angesiedelt ist. Seit dem am 1.1.2008 in Kraft getretenen Unterhaltsrechtsreform-
gesetz sind dieser Argumentation allerdings weitgehend die Grundlagen entzogen: Der
Grundsatz der nachehelichen Solidaritiat wurde stark beschrankt zugunsten des Grund-
satzes der Eigenverantwortung. Nach dem neuen Recht kann der Unterhalt leichter als
frither herabgesetzt und/oder befristet werden. Damit geht die Sicherungsfunktion, so
wie sie vom Gesetzgeber gedacht ist, unter Umstdnden ins Leere. Zwei rechtliche Situa-
tionen konnen nun aufeinanderprallen und im Zusammenspiel zu einer Verschiarfung
fiihren: Der nacheheliche Unterhalt ist durch die Reform reduziert und zugleich kann
es im Giiterrecht dazu kommen, dass durch Gutertrennung die Teilhabe am gemein-
sam Erwirtschafteten rechtlich nicht gewihrleistet ist. Wenn die Rechtsprechung nicht
in absehbarer Zeit Mittel zur Losung dieser Fille findet, miisste wohl der Gesetzgeber
eingreifen.

Die Rechtslage verscharft sich auch aus folgendem Grund: In Deutschland sind Unter-
halt, Versorgungsausgleich und Giiterrecht strikt getrennte Ausgleichssysteme, die
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nicht aufeinander abgestimmt sind und keine Flexibilitit untereinander gestatten.
Kann das Giiterrecht, etwa bei Vereinbarung der Giitertrennung in der Unterneh-
merehe, seine Teilhabe- und, in bestimmten Fillen, Kompensationsfunktion nicht
erfiillen und wird dann auch noch, wie durch die Reform geschehen, zusétzlich das
nacheheliche Unterhaltsrecht in seiner Versorgungsleistung beschrankt, dann sind die
Betroffenen - iiberwiegend Frauen - doppelt schlecht gestellt. Das fiihrt gesellschafts-
politisch zu Spannungen und wird auch so von den Betroffenen nicht hingenommen.
Der Gesetzgeber hat hohe Erwartungen an deren Eigenverantwortung gestellt, ohne
allerdings ftr die dazu nétigen Rahmenbedingungen zu sorgen. Hier besteht ein gro-
Res Defizit.

Inzwischen versucht der BGH nunmehr auch Vertrauensgesichtspunkte - etwa bei
Altehen, in denen Frauen unter ganz anderen Bedingungen die Ehe eingegangen sind
- zu bertlicksichtigen, um die Folgen der Unterhaltsrechtsreform etwas abzupuffern.
Das ist gerade beim Betreuungsunterhalt erforderlich. Die - im Kern richtige - Abkehr
vom bisherigen Altersphasenmodell darf aber, wie es zunéchst in der Praxis tenden-
ziell gehandhabt wurde, nicht dazu fiihren, dass einer Mutter trotz Kindererziehung
eine Erwerbstitigkeit oktroyiert wird, als ob sie schon immer im Doppelverdiener-
modell gelebt habe. Das entspricht nicht der gelebten Realitit aufgrund gemeinsamer
partnerschaftlicher Vereinbarung und oft auch nicht den gegebenen ortlichen Bedin-
gungen der auflerhduslichen Kindesbetreuung. Kumuliert mit den Folgen der Unter-
haltsrechtsreform also auch noch der fehlende giiterrechtliche Ausgleich, fithrt dies,
wie Brudermiuiller erldutert, zu einer bedenklichen Schieflage.

Elisabeth Winkelmeier-Becker betont die Solidaritét in der Ehe, die gemeinsame Verant-
wortung fiireinander und fiir gemeinsame Entscheidungen. Wenn sich aus gemeinsa-
men Entscheidungen Risiken ergeben nach der Scheidung, dann miissen sie gemeinsam
getragen werden. Dieser Grundsatz ist in der Unterhaltsrechtsreform zu kurz gekom-
men. Begiinstigt werden Kinder und der Familienernihrer, der eine zweite Chance
erhalt. Auf der Verliererseite steht die erste Ehefrauy, die ehebedingte Nachteile u.U. nicht
mehr kompensieren kann. Die eindeutige Botschaft in der Gegenwart lautet, dass die Ehe
keine lebenslange Versorgungsinstitution mehr ist.

Barbara Dauner-Lieb konstatiert, dass die Wahlfreiheit zwischen Familie und Beruf
zwar theoretisch noch besteht, aber faktisch brisant ist. Seit der Unterhaltsrechtsreform
ist es fur jede Frau zu gefahrlich, mit der Erwerbsarbeit aufzuhoren. Die Erwerbsbio-
grafie bekommt einen Knick und die Versorgung ist nicht nachzuholen. De facto kann
der Rat an die Frauen nur lauten, zu arbeiten und von den Ehegatten die Familienarbeit
einzufordern. Wenn Frauen und Miitter in den Arbeitsmarkt geschickt werden, dann
muss aber auch gewihrleistet sein, dass es am Arbeitsmarkt die richtigen Chancen gibt.
Die Debatte um die Frauenquote ist daher zum derzeitigen Zeitpunkt kein Zufall. Denn
jetzt mussen die Frauen sehen, wo sie bleiben, und sie miissen dafiir kimpfen, dass sie
die Teilhabe auch bekommen.
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Nichteheliche Lebensformen und Teilhabe

Helga Hentschel weist darauf hin, dass die Lebensform der Ehe empirisch an Bedeu-
tung verliert. Junge Leute wihlen immer weniger die Form der Ehe und auch geschie-
dene Personen wollen hiufig nicht noch einmal unter den gleichen Bedingungen eine
Ehe eingehen.

Es stellt sich deshalb die Frage nach geschlechtergerechten Alternativen flr diesen
Personenkreis. In Deutschland gibt es mittlerweile eine rechtliche Alternative fiir
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, in anderen Lindern wurden auch recht-
lich verbindliche Rahmen fir nicht verheiratete heterosexuelle Paare eingefiihrt, ins-
besondere wenn Kinder zu betreuen und éltere Menschen zu pflegen sind.

In der Arbeitsgruppe Ehegiiterrecht wurde durchaus - so Barbara Dauner-Lieb - die
Ausweitung des Ausgleichs ehebedingter Nachteile mit Blick auf nichteheliche Lebens-
gemeinschaften reflektiert. Es gibt in der Rechtsprechung inzwischen Verwerfungen,
die geglittet werden miissen und kénnen, ohne dass Art. 6 Grundgesetz substanziell
bertihrt wird. Die Arbeitsgruppe ist der Meinung, dass bestimmte partnerschaftliche
Themen unabhingig davon betrachtet werden miissen, ob das Band der Ehe besteht
oder nicht.

Edda Blenk-Knocke
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Zusammenfassung

Jeder zehnte Paarhaushalt hat eine weibliche Haupteinkommensbezieherin. Werden alleinerziehende
Frauen mit beriicksichtigt, dann ergibt sich, dass in rund 18 % aller Mehrpersonenerwerbshaushalte
eine Frau hauptsachlich oder allein die Familie ernahrt. Bei Familienerndhrerinnen handelt es sich
um eine heterogene Gruppe von Frauen, denen gemeinsam ist, dass sie in voller Verantwortung den
Lebensunterhalt fir sich, ihre Kinder und ggf. ihren Partner erwirtschaften. Jedoch ist die weibliche
Familienerndhrerin mehrheitlich kein Pendant zum mannlichen Familienerndhrer ,mit umgekehrtem
Vorzeichen® Stattdessen ist davon auszugehen, dass es sich vielfach um schwierige und fragile Arran-
gements handelt. Frauen ,ernahren“ nicht zu den gleichen Bedingungen wie Manner dies tun. Sie
erlangen den Status haufig unfreiwillig und versorgen die Familie teilweise unter prekaren Bedingun-
gen, weil sie in der Regel weniger Geld verdienen. 31% der Familienernahrerinnen (aber nur 4% der
Familienernahrer) verdienten 2007 bis 900 € monatlich. Ist der Status Folge der Arbeitslosigkeit des
Mannes oder seiner geringen Erwerbseinkiinfte, treten haufig noch Konflikte mit den Geschlechter-
rollenidentifikationen beider Partner hinzu. Familienerndhrerinnen sind nicht selten von einer Belas-
tungskumulation betroffen, da sie in den allermeisten Féllen neben ihrem Haupteinkommensbezug
gleichzeitig weiterhin die Hauptverantwortung fiir die familiale Fiirsorgearbeit tragen.

Daneben hat sich auch eine kleine Gruppe von Familienerndhrerinnen entwickelt, die durch hohe
Qualifikation und dementsprechende Arbeitsmarktposition, in Absprache mit ihrem bewusst beruf-
lich weniger stark orientierten Partner, neue, bisher noch ungewéhnliche Geschlechterarrangements
leben.

Die deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die gegenwartig mit einer inkonsistenten Mischung von
Regelungen und Leistungen teilweise am Bild des mannlichen Familienernahrers, teilweise an einem
gleichberechtigten Zweiverdienermodell ankniipft, ist auf diese neuen Familienkonstellationen bisher
nicht adidquat eingestellt. Am Beispiel der Gruppe von Familienernahrerinnen wird sehr deutlich, wie
groR der gleichstellungs- und sozialpolitische Reformbedarf ist.

Gegentiber dem (mannlichen oder weiblichen) Erndhrermodell weisen egalitdre Einkommenskons-
tellationen von Paaren deutliche Vorteile auf. Sie er6ffnen beiden Partnern Partizipations- und Ent-
faltungschancen, sind mit héheren Einkommen und gesteigerten Zufriedenheitswerten verbunden.

Zur Forderung eines gleichberechtigten Geschlechtermodells mussten die aktuell bestehenden, wider-
spriichlichen sozialpolitischen Signale beseitigt und eigenstandige Anspriiche jeder Frau wie jedes
Mannes an die Stelle abgeleiteter Anspriiche gesetzt werden. Daneben gilt es, die institutionellen Rah-
menbedingungen fir Kinderbetreuung und andere Formen der Firsorgearbeit addquat zu gestalten,
Madchen und Jungen Kompetenzen zur eigenverantwortlichen Lebensfiihrung zu vermitteln und sie auf
ein breiteres Spektrum an Rollenoptionen vorzubereiten.

Angesichts der faktischen Verantwortungsiibernahme von Frauen als Familienernahrerinnen fiir den
Lebensunterhalt der ganzen Familie kommt es insbesondere darauf an, die Erwerbs- und Einkom-
menschancen von Frauen zu verbessern. Hierzu sind sowohl MaRnahmen des Gesetzgebers, der Tarif-
vertragsparteien als auch der betrieblichen Akteure erforderlich, um generell berufliche Gleichstel-
lung der Geschlechter, insbesondere Entgeltgleichheit sowie gleiche Aufstiegschancen, zu erreichen.
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Uber allen konkreten Einzelvorschligen steht als grundsitzliche Anforderung, ein neues Leitbild in
Deutschland zu verankern und dieses sozial-, familien- und arbeitsmarktpolitisch entsprechend zu
rahmen: das Leitbild des bzw. der Erwerbstatigen mit Fiirsorgeaufgaben im Lebensverlauf. Dabei
geht es nicht darum, Frauen wie Manner bzw. Mitter und Vater gleichzeitig tiber den gesamten
Erwerbs- und Lebensverlauf hinweg vollzeitig in Erwerbsarbeit zu integrieren und Fiirsorgeaufgaben
weitgehend an gesellschaftliche Institutionen zu delegieren. Vielmehr sollen beide Geschlechter die
Option haben und entsprechende Rahmenbedingungen dafiir vorfinden, ihre Erwerbsaufgaben mit
ihren Fursorgeaufgaben vereinbaren zu kénnen, ohne dass es dadurch zu gravierenden beruflichen,
einkommens- oder rentenbezogenen Nachteilen fiir sie kommt.



Seite 58 Kapitel IT E(g_mﬁﬂ E(‘E — }E - ’%

Vorbemerkungen

Das vorliegende Policy Paper entstand im Rahmen einer Arbeitsgruppe im Kontext
des vom BMFSFJ initiierten, durch das Max-Planck-Institut fiir auslandisches und
internationales Sozialrecht (MPI), Miinchen, koordinierten Projektverbundes ,Was
kommt nach dem Erndhrermodell?* Basis fiir die Inhalte und Vorschlage des vorlie-
genden Policy Papers sind in erster Linie die Ergebnisse von zwei durch die Autorinnen
durchgefiihrten Forschungsprojekten. Diese wurden im Rahmen eines Workshops mit
ausgewaihlten Expertinnen und Experten diskutiert und vertieft sowie durch schrift-
liche Kurzexpertisen einiger Sachverstindiger weiter ausgearbeitet und ergidnzt. Im
Einzelnen liegen dem Policy Paper (neben der im Literaturverzeichnis am Ende des
Dokuments aufgefiihrten Literatur) damit die folgenden Quellen zugrunde:

1. Ergebnisse des Forschungsprojektes ,Flexible Familienerndhrerinnen. Eine Studie
zur Entwicklung von Arbeitsbedingungen und Geschlechterverhiltnissen in West-
deutschland®, Universitat Duisburg-Essen, Leitung: Prof. Dr. Ute Klammer, Projekt-
mitarbeiterinnen: Sabine Neukirch, Dagmar WeRler-Poftberg (geférdert durch die
Hans-Bockler-Stiftung, zitiert als ,,Projektbericht Westdeutschland®).

2. Ergebnisse des Forschungsprojektes ,Flexible Familienernahrerinnen. Prekaritat im
Lebenszusammenhang von ostdeutschen Frauen?*, WSI in der Hans-Bockler-Stif-
tung, Leitung: Dr. Christina Klenner, Projektmitarbeit: Svenja Pfahl, Katrin Menke
(zitiert als ,,Projektbericht Ostdeutschland*).

3. Klenner, Christina/Klammer, Ute: Weibliche Familienernihrerinnen in West- und
Ostdeutschland - Wunschmodell oder neue Prekaritit?, in: Bundesministerium
fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Max-Planck-Institut fiir auslandisches
und internationales Sozialrecht (Hrsg.): Rollenleitbilder und -realititen in Europa:
Rechtliche, 6konomische und kulturelle Dimensionen. Dokumentation des Work-
shops 20.-22. Oktober 2008, Forschungsreihe Band 8, Nomos-Verlag: Baden-Baden
20009, S. 62-84.

4. Brehmer, Wolfram/Klenner, Christina/Klammer, Ute: WSI Diskussionspapier Nr. 170,
Wenn Frauen das Geld verdienen - eine empirische Annidherung an das Phinomen
der ,,Familienernihrerin® Diuisseldorf, Juli 2010.

5. Ergebnisse des Workshops des Max-Planck-Instituts fiir ausldandisches und interna-
tionales Sozialrecht: ,Frauen als Erndhrerinnen der Familie: politische und rechtli-
che Herausforderungen“ am 4. Mai 2010 in Essen, wissenschaftliche Leitung: Prof.
Dr. Ute Klammer und Dr. Christina Klenner.

6. Ergebnisse der gemeinsamen Fachtagung von DGB-Bundesvorstand, BMFSF] und
Hans-Bockler-Stiftung: ,Wer erndhrt die Familie? Vom Bedeutungszuwachs des
weiblichen Erwerbseinkommens“ am 15. Juli 2010 in Leipzig.
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7. Acht Kurzexpertisen zum Thema (angefertigt fiir das vorliegende Policy Paper zwi-
schen Mai und August 2010):

I Arbeitsmarkt und Betriebe als Akteure. Handlungs- und Gestaltungsvorschlige zu
sFrauen als Erndhrerinnen der Familie“ (Dr. Karin Jurczyk)

Frauen als Erndhrerinnen der Familie. Politische und rechtliche Handlungsanforde-
rungen (Dipl.-Soz. Brigitte Loose)

Generative Entscheidungen des wissenschaftlichen Personals und die Prekarisierung
der Beschiftigung an Universitaten (Prof. Dr. Sigrid Metz-Gdockel)

Kurz-Expertise zum Forschungsprojekt ,Frauen als Familienerndhrerinnen®
(Prof. Dr. Uta Meier-Griawe)

Minner in non-traditionalen Familien- und Geschlechterarrangements (Prof. Dr.
Michael Meuser)

Familienernihrerinnen: Arbeitsbedingungen und Arbeitsrecht (Dr. Anja Schlewing)
Kurzexpertise: Welche gesetzlichen Regelungen und Leitbilder werden beriihrt -
oder reformbedirftig -, wenn Familienmodelle vielfaltiger werden und mehr
Frauen zu Erndhrerinnen ihrer Familie werden? (Dipl.-Jur. Maria Wersig)

Statement Familienerndhrerinnen (Prof. Dr. Christine Wimbauer)
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1. Einfihrung

In diesem Papier wird eine Personengruppe in den Blickpunkt gertickt, die bislang
wenig Aufmerksambkeit erhalten hat: erwerbstitige Frauen, die die Haupteinkommens-
bezieherinnen in ihren Familien sind. In Anlehnung an englischsprachige Debatten
bezeichnen wir sie als weibliche Familienernidhrerinnen'. Sie tragen mit ihrer Erwerbs-
arbeit den Hauptteil zum gemeinsamen Haushaltseinkommen bei und ,ernihren”
damit - ganz im Sinne des bislang méinnlich gepréigten Begriffsverstindnisses - sich
selbst und ihre Familienangehdrigen.

Wesentlich gelaufiger ist dieses Phinomen bisher im Zusammenhang mit dem mann-
lichen Familienerndhrer. In der traditionellen Rollenverteilung ist es der Mann, der
im Haushalt als ,Familienerndhrer” fungiert und das in Marktgesellschaften lebens-
notwendige Geldeinkommen erwirbt. Er ist es, der als ,Erndhrer” fiir die finanzielle
Lebensgrundlage der Familie sorgt, wihrend die Frau traditionell in erster Linie fiir
Haushalt und Familie zustandig ist.

Dieses Modell des mdnnlichen Familienernihrers ist in Deutschland und vielen ande-
ren Landern allerdings auf dem Riickzug (vgl. Leitner/Ostner/Schratzenstaller 2004,
Gornick/Meyers 2005). Frauen erwerben immer héufiger ein eigenes Erwerbsein-
kommen und sichern in wachsender Zahl ihre Lebensgrundlage auch in finanzieller
Hinsicht selbst. Dass verheiratete Frauen dauerhaft gar nicht arbeitsmarktaktiv sind,
sondern ihre unbezahlte Familienarbeit in die Ehe einbringen und dafiir gewisserma-
fRen ,im Austausch” einen Teil vom Geldeinkommen des Mannes fiir ihren Lebensun-
terhalt erhalten (vgl. Berghahn 2004), ist heute in Deutschland nicht mehr die Regel.
2007 basierte fiir 38 % der westdeutschen und sogar nur 19 % der ostdeutschen Frauen
der iiberwiegende Lebensunterhalt auf dem Einkommen von Familienangehorigen
(Mikrozensus 2007). 2008 bestritten 64 % der Frauen zwischen 27 und 59 Jahren ihren
Lebensunterhalt durch eigene Erwerbstatigkeit, das sind 8 Prozentpunkte mehr als vor
zehn Jahren (1998: 56 %, Statistisches Bundesamt 2010).

Jeder zehnte Paarhaushalt (10,3 %)* wird von einer weiblichen Familienernihrerin ver-
sorgt (wobei der Einkommensanteil der Frau unserer Definition zufolge mindestens
60 % betrigt)®. Der Anteil ist in Ostdeutschland mit 15,2 % deutlich hoher als in West-
deutschland (9,3 %). Werden alleinerziehende Familienerndhrerinnen mitberticksich-
tigt, steigt der Anteil an Familienernihrerinnen insgesamt auf 18 % aller Mehrperso-

1 In der englischsprachigen Literatur wird der Terminus ,female breadwinners“ gebraucht (vgl. u.a.
Bloemen/Stancanelli 2007). Ob der Begriff Familienerndhrerin schlieRlich Bestand haben wird oder ob
es besser ist, nur von Haupteinkommensbezieherin zu sprechen, muss die soziologische Debatte zeigen.
Denn der Begriff Familienernihrerin assoziiert einen qualitativen Bezug zum maénnlichen Familien-
erndhrermodell, der inhaltlich erst zu kliren ist. In diesem Papier werden die Begriffe Familienerndhrerin
und Haupteinkommensbezieherin synonym verwendet.

2 Erwerbshaushalte mit mindestens einer Erwerbsperson; dies bedeutet, dass reine Rentnerhaushalte ausge-
klammert wurden.

3 Wir gehen davon aus, dass von ,,Familienernahrerinnen und -erndhrern“ nur dort gesprochen werden kann,
wo die entsprechende Person deutlich mehr als die Hélfte des personlich zurechenbaren Haushaltseinkom-
mens erwirtschaftet. Hiervon abzugrenzen sind z.B. Paare, die das Haushaltseinkommen etwa zu gleichen
Teilen erwirtschaften (,egalitire Haushalte®).
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nenerwerbshaushalte* fiir das gesamte Bundesgebiet (SOEP 2007, Brehmer/Klenner/
Klammer 2010: 22 f.). Die Anzahl von Ein-Eltern-Familien mit weiblichem Familien-
vorstand wird voraussichtlich zukiinftig nicht zurtickgehen. Dafiir sprechen sowohl
die anhaltend hohen Scheidungszahlen als auch die wachsende Zahl von Familien, in
denen die Miitter den Status ,alleinerziehend von Geburt an“ innehaben.

Das Phianomen, dass Frauen verstirkt als Familienerndhrerin fungieren, hat es in
Deutschland auch schon in fritheren Phasen gegeben (etwa nach dem Zweiten Welt-
krieg). Es ist also historisch nicht vollig neu. Verschiedene Studien haben zudem darauf
aufmerksam gemacht, dass Frauen auch im Rahmen der transformationsbedingten
Umbriche in Ostdeutschland vermehrt zu ,Familienerndhrerinnen® wurden (Kolins-
ky/Nickel 2003, Volker 2004). Auch in anderen Landern ist das Auftauchen von ,female
breadwinners (weiblichen Ernihrerinnen) konstatiert und analysiert worden (Bren-
nan/Barnett/Gareis 2001, Drago/Black/Wooden 2005, Bloemen/Stancanelli 2007, Mei-
senbach 2009). In den USA wurde der Anteil von Familienernahrerinnen fiir 2004 mit
einem Viertel (Drago et al. 2005) bis zu einem Drittel (Pappenheim/Graves 2005) ange-
geben. In Frankreich hat jeder sechste Haushalt eine Frau als Haupteinkommensbezie-
herin (Bloemen/Stancanelli 2007).

Ein grundlegender Unterschied zum ménnlichen Familienerndhrer-Status liegt darin,
dass mit dem Status als weibliche Familienerndhrerin besondere Risiken, Belastungen
und Unsicherheiten sowohl fiir die einzelne Frau als auch fiir ihre Familie verbunden
sein konnen (vgl. Klammer/Neukirch/WeRler-Pofiberg, Projektbericht Westdeutsch-
land). Diese seien an dieser Stelle nur kurz angerissen, bevor auf einzelne Aspekte im
weiteren Verlauf des vorliegenden Policy Papers vertieft eingegangen wird.

1.Der Lebensstandard in Paarhaushalten mit Familienerndhrerin hingt zu einem
betrachtlichen Teil vom weiblichen Einkommensbeitrag ab. Aufgrund des generel-
len Gender Pay Gap in Deutschland sowie kiirzerer Arbeitszeiten von Frauen stehen
Familienhaushalten mit einer Familienernahrerin durchschnittlich geringere Haus-
haltseinkommen zur Verfiigung als etwa Familienhaushalten mit ménnlichen Fami-
lienerndhrern oder Paaren mit egalitdrer Erwerbskonstellation (Klenner/Klammer
2009, Brehmer et al. 2010, Projektbericht Westdeutschland - vgl. Fufinote 3). Damit
stellt sich das Problem, dass das Einkommen, welches die Familienerndhrerin nach
Hause bringt, haufig unzureichend ist, um die Familie vollstindig zu erndhren und
die Abhingigkeit von (aufstockenden) Sozialleistungen zu vermeiden.

2. Der weibliche Familienerndhrerinnen-Status ist auch deshalb kein Pendant zum
Status des mannlichen Familienerndhrers, weil bestimmte Normvorstellungen
hinsichtlich der Arbeitsteilung aus dem maéannlichen Erndhrermodell auch dann
zunichst ihre Geltungskraft behalten, wenn die Frau zur Haupteinkommensbezie-
herin wird. Dies bedeutet, dass familiale Fiirsorgeaufgaben meist nicht von der Frau

4 Hierbei ist der Wechsel der Bezugsbasis zu beachten: Mehrpersonenerwerbshaushalte sind alle Haushalte mit
mehr als einer Person, in denen wenigstens eine Erwerbsperson lebt, also Paar-, Familien- und Alleinerzie-
hendenhaushalte, aber keine Single-Haushalte.
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auf den Mann iibergehen und sich die hiusliche Arbeitsteilung nur graduell, wenn
uberhaupt, verdndert. Das heifdt, es kommt nicht zu einem Geschlechterarrangement
mit ,,umgekehrtem® Vorzeichen, in welchem der weniger verdienende Mann den
Grofiteil an familialer Fiirsorgearbeit ibernehmen wiirde (Klenner/Klammer 2009).

Im Gegenteil: In den allermeisten Fillen kommt es in den Familien der Familien-
erndhrerinnen noch nicht einmal zu einer egalitiren Aufteilung von familialer Fir-
sorgearbeit zwischen beiden Partnern. Und dies, obwohl eine solche egalitire Tei-
lung der Arbeit zwischen den Partnern mittlerweile fiir einen gewachsenen Teil der
Bevolkerung leitende Zielvorstellung ist: 35% der Deutschen bezeichnen die ega-
litdre Partnerschaft als personlich priferierte Lebensform (Sinus Sociovision 2007).
Das heif}t, dass die Ubernahme der Ernihrerinnenposition durch die Frau nicht
zwingend zu gewandelten Geschlechterrollen in der betreffenden Familie fithren
muss. Durch die Aufsummierung ihrer haufig iberdurchschnittlich hohen Erwerbs-
arbeitszeiten mit den gleichzeitig kaum verringerten Anforderungen im Bereich der
Familienarbeit kommt es zu besonders hohen zeitlichen Belastungen von weibli-
chen Familienerndhrerinnen.

3. Schlieflich sind mit der Erndhrerrolle des Mannes auch ein héherer Status sowie
mehr Macht innerhalb der Beziehung fiir den Mann verbunden (Ferree 1990).
Fir Ménner ist der Familienernédhrerstatus fester Bestandteil der méannlichen
Geschlechterrolle. Fir Frauen ist der Status als Familienerndhrerin hingegen gerade
nicht Bestandteil ihrer Geschlechterrolle: Sie schitzen zwar die finanzielle Selbst-
standigkeit, nicht aber unbedingt ihren Status als Familienernihrerin (Meisenbach
2009, Projektbericht Westdeutschland). Fiir viele Frauen ist das ,Uberfliigeln® ihres
Mannes hinsichtlich der Einkommenshohe kein erstrebenswertes Ziel, noch streben
sie den damit verbundenen Machtzuwachs in der Paarbeziehung aktiv an. Gleichzei-
tig kann die verunsicherte Erwerbsposition des Mannes zu zusétzlichen Belastungen
in Paarhaushalten mit Familienernahrerin fithren (Projektbericht Westdeutschland).

Je nach sozialer Schicht, Milieu und familialer Lebenskonstellation kann der Status
als weibliche Familienerndhrerin zu unterschiedlichen Arbeits- und Finanzsituatio-
nen fiir die jeweilige Frau fihren und dann auch mit unterschiedlichen Belastungen
und Zufriedenheitsgraden einhergehen. Dies macht eine differenzierte Analyse der
Lebenssituation von Familienerndhrerinnen der unterschiedlichen Typen (wie bspw.
ihre Unterscheidung hinsichtlich der Erwerbsorientierung in erfolgsorientierte, ver-
besserungsorientierte und widerstrebende Familienerndhrerinnen, vgl. Projektbericht
Westdeutschland) unverzichtbar.

Frauen werden sowohl wegen hoher Qualifikation und guter Erwerbsposition zu Fami-
lienerndhrerinnen als auch aus der Not heraus, wenn ihre Mdnner als Einkommensbe-
zieher ausfallen. Die wenigsten Frauen streben diesen Status von vornherein aktiv und
freiwillig als Lebensmodell an. Sie werden in den meisten Féllen vielmehr zwangslau-
fig und unfreiwillig zu Familienernihrerinnen, weil ihre Partner Arbeit suchend (30 %)
oder nicht erwerbstitig (30 %) sind, oder weil die Partner Teilzeit arbeiten (19 %) oder
auf ihrer Vollzeitstelle weniger als die Frau verdienen (22 %). Letztgenanntes schlief3t
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auch die Partner ein, die eine Solo-Selbststindigkeit ausiiben (SOEP-Auswertungen
fiir 2007, Brehmer/Klenner/Klammer 2010: 26). Denn tiberdurchschnittlich viele Part-
ner von Familienerndhrerinnen sind selbststindig tatig (14 % im Vergleich zu 11% in
anderen Einkommenskonstellationen) und beziehen dabei ein relativ niedriges Ein-
kommen (ebd.: 31).

Im Grofden und Ganzen weicht die Qualifikationsstruktur der Familienernahrerinnen
nicht gravierend von der aller Frauen ab. Selbst wenn Familienernihrerinnen einer-
seits etwas haufiger iiber einen akademischen Abschluss oder andererseits tiber gar kei-
nen beruflichen Abschluss verfiigen als Frauen aus anderen Einkommenskonstellationen
(ebd.: 29 f.), haben die meisten von ihnen doch - wie in der Gesamtbevolkerung - ein
mittleres Bildungsniveau. Auch diese Tatsache bestitigt, dass es oft nicht die Charak-
teristika der Frauen allein sind, die sie zu Familienerndhrerinnen machen, sondern
vielmehr der Ausfall oder die geringe Hohe des méannlichen Einkommens. Dazu passt,
dass die méannlichen Partner von Familienerndhrerinnen deutlich seltener tiber einen
akademischen Abschluss und deutlich haufiger tiber gar keinen beruflichen Abschluss
verfligen als Manner aus anderen Einkommenskonstellationen.

Ein grofRer Teil der erwerbstitigen Frauen wiirde daher an Stelle des ménnlichen oder
weiblichen , Erndhrermodells“ eine Einkommens- und Paarkonstellation bevorzugen,
in welcher beide Partner etwa halftig zum Haushaltseinkommen beitragen. Die Befra-
gung durch Sinus Sociovision (2007) fiir das BMFSFJ zeigt, dass jeweils ein gutes Drit-
tel der Befragten entweder in einem egalitiren Familienmodell (35%) oder in einem
traditionellen Zuverdienermodell (34%) leben will. Platz drei belegt mit 16% der
gewtlinschten Lebensformen das traditionelle Erndhrermodell. Eine Erwerbskonstel-
lation mit einer Frau als weiblicher Familienerndhrerin wird hingegen am wenigsten
héufig praferiert und nur von 2 % der Befragten als bevorzugtes Lebensmodell angege-
ben (Sinus Sociovision 2007: 31).

Gegentber dem (ménnlichen oder weiblichen) Erndhrermodell weisen egalitire Ein-
kommens- und Paarkonstellationen, bei denen die Belastungen fiir Einkommens-
sicherung gleichmafliger auf beide Partner verteilt sind, deutliche Vorteile auf. Sie
erdffnen beiden Partnern Partizipations- und Entfaltungsmoglichkeiten im Beruf und
sind somit dem korperlichen und psychischen Wohlbefinden langfristig zutraglicher.
Egalitdre Konstellationen erhohen angesichts des zunehmenden Erwerbswunsches
von Frauen die Partnerschaftszufriedenheit und die Stabilitit in diesen Beziehungen
(vorausgesetzt, die mannlichen Partner unterstiitzen den Erwerbswunsch der Frauen).
Umgekehrt eréffnen egalitire Konstellationen auch bessere Moglichkeiten fiir eine
aktive oder ,involvierte“ Vaterschaft (Behnke/Meuser 2010) und tragen somit auch
zu einer guten Entwicklung und Zufriedenheit der Kinder bei (vgl. Expertise Jurczyk).
Auch unsere eigenen Auswertungen von SOEP-Daten belegen nachdriicklich, dass
nicht nur die Einkommenssituation des Haushalts, sondern auch die Zufriedenheit der
Partner insgesamt und in Bezug auf die meisten abgefragten Lebensbereiche in Paaren
mit egalitdrer Einkommenserwirtschaftung durchschnittlich am hochsten liegt, wah-
rend Einkommen und Zufriedenheit in Familienernihrerinnenhaushalten im Durch-
schnitt weit dahinter zuriickbleiben (vgl. Projektbericht Westdeutschland).
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All diese Beobachtungen legen bereits die Vermutung nahe, dass der Status als weibli-
che Familienernihrerin nicht per se als innovatives oder erwiinschtes Modell angese-
hen werden kann.

Politischer Handlungsbedarf ergibt sich aus dem Phinomen der ,Familien-
erndhrerinnen” also nicht, weil es als ein (neues) Leitbild anzusehen wire, sondern
deshalb, weil sich hier eine Familienkonstellation herauskristallisiert hat, auf die das
geltende Arbeits- und Sozialrecht, aber auch die existierende Familienpolitik — unge-
achtet ihrer steigenden Verbreitung - bisher nicht addquat eingestellt sind. Es gilt, das
Recht an die inzwischen verdnderte Realitdt von Geschlechterarrangements anzupas-
sen, unter denen sich auch Familienernihrerinnen befinden.

Wenn vor dem skizzierten Hintergrund rechtlicher und politischer Handlungsbedarf
in Bezug auf weibliche Familienernahrerinnen diagnostiziert wird, so ist allerdings
vorweg darauf zu verweisen, dass das Rechtssystem in Deutschland den Begriff der
Familienerndhrerin gar nicht kennt. In den Gesetzen zum Arbeits-, Sozial- oder Fami-
lienrecht ist von Frauen und Méannern die Rede, allenfalls von erwerbstitigen Frau-
en, oder aber von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit familialen Belangen
- ungeachtet der konkreten Erwerbs- und Einkommenskonstellation zwischen den
jeweiligen Partnerinnen und Partnern (ausfithrlich: vgl. die Expertisen von Schlewing
und Wersig).

Das Europdische Gemeinschaftsrecht sowie das Verfassungsrecht legen im Hinblick
auf die Gleichstellung der Geschlechter grundlegende Vorgaben fiir den nationalen
Gesetzgeber fest, die selbstverstindlich auch fiir Familienerndhrerinnen eingehalten
werden missen:

Die Gleichheit von Mann und Frau in allen Bereichen ist sowohl in Art. 23 der Charta
der Grundrechte der Europiischen Union als auch in Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes
verankert. Aufierdem formuliert Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes eine staatliche For-
derpflicht im Hinblick auf die tatsichliche Gleichberechtigung von Ménnern und
Frauen.

Der Schutz der Familie wird sowohl in Art. 33 Abs. 1 der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union als auch in Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes formuliert. Im Biir-
gerlichen Gesetzbuch (§ 1356 Abs. 2 Satz 1 BGB) sind das familienrechtliche Leitbild
der partnerschaftlichen Ehe sowie der Grundsatz, dass beide Ehepartner berechtigt
sind, erwerbstitig zu sein, festgelegt.

Nach Art. 157 Abs. 1 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union
(AEUV) stellt jeder Mitgliedstaat die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Ent-
gelts fiir Mdnner und Frauen bei gleicher und gleichwertiger Arbeit sicher.

Auch zahlreiche nationale gesetzliche Vorschriften berlihren Einzelaspekte der
Lebens- und Arbeitssituation von erwerbstitigen Frauen in Deutschland, die prinzi-
piell auch fiir Familienernihrerinnen gelten, ohne dass diese allerdings ausdrticklich
Erwédhnung finden:
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Das Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) regelt seit 2007 die Moglichkeit
von erwerbstitigen Eltern, sich voriibergehend nach der Geburt eines Kindes teil-
weise oder vollstindig freistellen zu lassen, bei Bezug einer anteiligen Einkommens-
ersatzleistung.

Das Pflegezeitgesetz (PflegeZG) regelt Freistellungsméglichkeiten fiir die Ubernah-
me von Pflegeaufgaben fiir Angehorige aus dem weiteren Familienkreis, allerdings
im Unterschied zum Elterngeld ohne Einkommensersatz: Bei unerwartetem Ein-
tritt einer besonderen Pflegesituation haben Beschiftigte das Recht, einige Tage der
Arbeit fernzubleiben; fiir die Dauer einer langeren Pflege in hiuslicher Umgebung
wird den Beschiftigten das Recht eingerdumt, sich vollstindig oder teilweise von der
beruflichen Arbeit fiir die Dauer von bis zu sechs Monaten freistellen zu lassen.

Das 2001 in Kraft getretene Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) raumt abhin-
gig Beschiftigten nach sechs Monaten ein Recht auf Verringerung ihrer vertraglichen
wochentlichen Arbeitszeit ein (§ 8 Abs. 1) sowie das Recht auf vorrangige Berticksich-
tigung von Teilzeitbeschiftigten bei der Besetzung von Vollzeitarbeitsplitzen im
Betrieb (§ 9). Zudem ist hier ein Verbot der Diskriminierung wegen Teilzeit verankert
(§ 4 Abs. 1).

Weibliche Beschiftigte konnen sich zudem auf das Benachteiligungsverbot ,wegen
des Geschlechts“ in den §§ 1 und 7 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
(AGG) berufen. Aus der Wertung in § 8 Abs. 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG
ergibt sich zudem, dass bei einer dem Gesetz widersprechenden Diskriminierung
eine Grundlage fiir Anspriiche auf gleiches Entgelt fiir gleiche oder gleichwertige
Arbeiten gegeben ist (BT-Drucksache 16/1780: 35).

I Von Bedeutung sind auch die vom Gesetzgeber im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
an die Arbeitnehmervertretungen in Betrieben vergebenen Forderauftrige: Aufgabe
des Betriebsrates ist es, die tatsdchliche Gleichstellung von Frau und Mann sowie die
Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstdtigkeit im Betrieb zu fordern (§ 80 Abs. 1 Nr. 2a
und 2b BetrVG). Dazu gehort auch die Durchfithrung von entsprechenden Betriebs-
und Abteilungsversammlungen (§ 45 Satz 1 BetrVG), die Forderung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern mit Familienpflichten bei der Teilnahme an Mafinah-
men der Berufsbildung (§ 96 Abs. 2 Satz 2 BetrVG) sowie von MaRnahmen im Rahmen
der Personalplanung, die auf die Gleichstellung von Frauen und Ménnern im Betrieb
abzielen (§ 92 Abs. 3 BetrVG).

Nachtarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer haben nach § 6 Abs. 4 lit. b) und c) des
Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) Anspruch darauf, auf einen geeigneten Tagesarbeitsplatz
umgesetzt zu werden, sofern in ihrem Haushalt ein Kind unter 12 Jahren oder ein
schwerpflegebedurftiger Angehoriger lebt, die nicht von einer anderen im Haushalt
lebenden Person betreut werden kdnnen.

Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern sind in der Abwigung mit den Urlaubsanspriichen anderer Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer schulpflichtige Kinder unter sozialen Gesichtspunkten, die
vorrangig sein konnen, zu berticksichtigen (§ 7 Abs. 1 BUrIG).
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I GemiR § 1 Abs. 3 Kiindigungsschutzgesetz (KSchG) ist eine betriebsbedingte Kiindi-
gung sozial ungerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des Arbeitneh-
mers dessen Unterhaltspflichten nicht oder nicht ausreichend berticksichtigt hat.

I Nach § 106 Satz 1 Gewerbeordnung (GewO) kann der Arbeitgeber zwar Inhalt, Ort
und Zeit der Arbeitsleistung ndher bestimmen; er muss jedoch die Grenzen billigen
Ermessens einhalten. Dabei hat er auf schutzwiirdige familidre Belange Riicksicht zu
nehmen, soweit dem nicht betriebliche Griinde oder berechtigte Belange anderer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entgegenstehen. Es hat also stets eine Abwa-
gung stattzufinden.

Die genannten gesetzlichen Grundlagen zielen tiberwiegend auf die Nichtdiskrimi-
nierung von Frauen (im Vergleich zu Ménnern) oder von erwerbstitigen Eltern (im
Vergleich zu Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ohne Kinder) ab. Sie fokussieren
jedoch nicht auf moglicherweise unterschiedliche Arbeits- und Lebensbedingungen
maéannlicher und weiblicher ,,Familienerndhrer*.

Doch wie lassen sich die Arbeits- und Lebensbedingungen von Familienerndhre-
rinnen charakterisieren? Bei der Beschreibung der Lebenssituation von Familien-
erndhrerinnen gilt es Unterschiede zwischen denjenigen zu beachten, die nur zeitwei-
lig oder aber dauerhaft den Status als Haupteinkommensbezieherin innehaben: Fiir
Frauen, die nur zeitweilig Familienerndhrerinnen sind, konnen sich Probleme daraus
ergeben, dass ihr Status bestindig zwischen ,Familienerndhrerin®“ und ,Zuverdiene-
rin‘, ggf. auch ,egalitire Mitverdienerin® variiert - wihrend rechtliche Regelungen und
Anspriiche (z.B. auf sozialpolitische Leistungen, 6ffentliche Kinderbetreuungsplitze,
Wahl der Steuerklasse, Aufteilung der Elterngeldmonate) stabile Verhiltnisse und lan-
gerfristig giiltige Entscheidungen unterstellen. Dies konnen gerade Familienernéhre-
rinnen jedoch hiufig gar nicht leisten, da ihre Erwerbsarrangements oft flexibel und
im Umbruch sind und die Betroffenen ihre Zukunft daher nicht verlasslich tiberschau-
en oder steuern kénnen.

Fiir Frauen dagegen, die dauerhaft diesen Status innehaben, greifen unter Umstdnden
die zur Unterstiitzung bzw. zum Schutz des mannlichen Familienerndhrers und sei-
ner Partnerin geschaffenen gesetzlichen Regelungen analog. Dass damit aber dennoch
Probleme verbunden sein konnen, insbesondere bei Familienerndhrerinnen mit nied-
rigem Einkommen, zeigen die Forschungsergebnisse der beiden Projekte. Darauf wird
im Folgenden in den einzelnen Politikfeldern eingegangen.
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2. Arbeitsmarktpolitik und Strukturwandel

Am Beispiel von Familienerndhrerinnen bestétigt sich in besonderer Weise, was fiir
die Frauenerwerbstitigkeit in Deutschland insgesamt gilt: Eine existenzsichernde
Erwerbstitigkeit ist fiir Frauen nicht der Regelfall und fiir einen betrichtlichen Teil
der erwerbstétigen Frauen unter den gegebenen Arbeitsmarktbedingungen kaum zu
erreichen. Hintergrund hierfiir sind sinkende durchschnittliche Wochenarbeitszeiten
von Frauen, ein steigender Anteil von Teilzeitbeschéftigung unter Frauen genauso wie
eine stark wachsende Anzahl von Minijobberinnen und ein steigendes Segment weib-
licher Arbeit zu Niedriglohnen (Kalina/Weinkopf 2010, Sachverstindigenkommission
Gleichstellung 2011). Diese strukturellen Bedingungen erschweren fiir Frauen in der
Erndhrerposition die Moglichkeit, ein armutsvermeidendes Familieneinkommen zu
erwirtschaften.

Die Integration von Frauen in die Erwerbsarbeit - und dies gilt auch fiir Familien-
erndhrerinnen - ist zu einem grofien Teil durch Beschiftigungsverhiltnisse jenseits
des Normalarbeitsverhiltnisses geprigt, die lediglich ,Zuverdienstcharakter” haben.
Typisch sind in diesem Erwerbssegment zudem niedrige arbeits- und sozialrechtliche
Sicherungsstandards und ein Uberdurchschnittliches Arbeitslosigkeitsrisiko. Daher
hat die gestiegene Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen noch nicht dazu gefiihrt, dass
sich weibliche Berufsverldufe - von Ausnahmen abgesehen - an die der Mdnner ange-
glichen haben oder Frauen eine vergleichbare individuelle Alterssicherung erzielen.
Ein Teil der Familienernihrerinnen erlangt aus diesen Griinden keine langfristige,
eigenstandige Existenzsicherung und keine hinreichende soziale Sicherungsperspek-
tive. Das gilt besonders dann, wenn ihre Erwerbstatigkeit jenseits des Normalarbeits-
verhaltnisses stattfindet, auf welches die sozialen Sicherungssysteme in Deutschland
abzielen (vgl. Expertise Loose, Sachverstindigenkommission Gleichstellung 2011).

Die oben genannten Merkmale weiblicher Erwerbsarbeit schlagen auf die Lebenssitua-
tion der Familienernihrerinnen, ihrer Partner und Kinder recht unvermittelt durch, da
es in ihrem Fall eben keine ,Flankierung® durch ein hoheres Einkommen des Mannes
gibt.* Die implizite Annahme des traditionellen Erndahrermodells, dass frauentypische
Benachteiligungen im Erwerbsleben und daraus resultierende Defizite in der sozialen
Sicherung durch den privaten Unterhalt des versorgenden Ehemannes ausgeglichen
werden, ist briichiger geworden - wie sich insgesamt und besonders deutlich an der
Situation von Familienerndhrerinnen zeigen lésst. Gleichzeitig sind die Moglichkeiten
von Frauen, diese Defizite aus eigener Kraft (etwa durch eigene Erwerbsarbeit) zu kom-
pensieren, nicht im gleichen Maf3e gestiegen.

5 Diese Problematik gilt allerdings auch fiir ménnliche Familienernihrer mit niedrigem Einkommen und/
oder unsteter Berufsbiografie, die aber derzeit seltener sind als weibliche Familienernihrerinnen mit diesen
Merkmalen. Die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt lassen generell die Orientierung auf nur eine Haupt-
verdienerin/einen Hauptverdiener in der Familie riskant erscheinen.
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Der gestiegene Anteil von Familienhaushalten, in denen eine Frau Haupteinkom-
mensbezieherin ist, ist auch eine Folge struktureller Verinderungen auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt und der hierdurch ausgeldsten Verschiebungen in den Einkom-
menskonstellationen von Paarhaushalten. Ausschlaggebend hierfir sind zwei Trends
(vgl. auch Expertise Meier-Grawe):

I Vom Arbeitsplatzausbau im Dienstleistungsbereich sozialer und personaler Versor-
gung haben in den letzten Jahren insbesondere Frauen profitiert. Dies er6ffnet auch
ftir Familienerndhrerinnen auf den ersten Blick zusitzliche Erwerbs- und Einkom-
menschancen. Es handelt sich hierbei allerdings um Arbeitsplitze, die allenfalls mitt-
lere Bildungs- und Qualifikationsabschliisse voraussetzen. Sie sind als Helferinnen-,
Assistentinnen- und ,Zuverdiener“stellen konzipiert und aufgrund herkdémmlicher
Arbeitsplatzbewertungen mit eher schlechten Verdienstmdglichkeiten ausgestattet.
Problematisch ist zudem (insbesondere fiir Familienerndhrerinnen mit Fiirsorge-
verpflichtungen), dass diese Stellen hiufig mit hochflexiblen, kundenorientierten
Arbeitszeiten sowie mit Befristungen verbunden sind und von den hier Beschiftig-
ten eine hohe physische und psychische Belastbarkeit erwartet wird.

Bei Familienernihrerinnen handelt es sich hiaufig um Frauen mit mittleren Bil-
dungsabschliissen und in mittleren Einkommensgruppen. Diese Frauen befinden
sich vielfach in Partnerschaften mit Mannern, die ebenfalls im mittleren Bildungs-
bereich beruflich tétig sind. Hintergrund hierfiir ist das homogener werdende Hei-
rats- und Partnerschaftsverhalten der jiingeren Alterskohorten (vgl. Blossfeld/Timm
1997), d.h. Frauen heiraten seltener als frither ,nach oben“ im Sinne der sozialen
Lage. Familienerndhrerinnen mit mittleren Ausbildungsabschliissen sind daher hiu-
fig mit Mannern liiert, die technisch ausgerichtete Berufe mit ebenfalls mittleren
Ausbildungsabschliissen, etwa als Facharbeiter oder Meister, ausiiben. Genau hier
sind allerdings in den letzten Jahren viele Arbeitsplitze abgebaut worden, womit die-
se Mianner arbeitslos (oder einzelselbststindig auf niedrigem Niveau) und ihre Part-
nerinnen zwangsldufig zu Familienernahrerinnen wurden.

Der tiberdurchschnittliche Anteil selbststindig tatiger Partner von Familienernih-
rerinnen (vgl. Brehmer/Klenner/Klammer 2010 sowie Projektbericht Westdeutsch-
land) kann als Hinweis darauf gewertet werden, dass diese Médnner versuchen, einen
bereits erfolgten oder absehbar bevorstehenden Arbeitsplatzverlust durch den Gang
in die berufliche Selbststindigkeit zu kompensieren. Allerdings ist das hierbei erzielte
Einkommen zu gering, um in dieser Situation ein - eigentlich gewiinschtes - egaliti-
res Einkommensmodell oder mannliches Familienerndahrermodell zu verwirklichen.
So zeigen die multivariaten SOEP-Auswertungen (2007, Brehmer/Klenner/Klammer
2010: 36), dass eine Selbststindigkeit des Mannes es wahrscheinlicher macht, dass sich
eine Familienerndhrerinnen-Konstellation ergibt. Dies legt die Vermutung nahe, dass
es sich in vielen Fallen um eine Flucht des Mannes aus der (Langzeit-)Arbeitslosigkeit
in die prekére, d.h. mit geringen Einkiinften verbundene, Selbststindigkeit handelt. Es
ist anzunehmen, dass solche Paare dann auch zwangsliufig langerfristig im Familie-
nerndhrerinnenmodell verharren. Allerdings zeigen die qualitativen Ergebnisse, dass
es durchaus auch Fille gibt, in denen Frauen als Familienernéhrerinnen die Versor-
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gung der Familie ibernehmen, um Méinnern das Experimentieren mit Selbststan-
digkeit oder kreativer Tatigkeit zu ermoglichen (vgl. Projektbericht Westdeutschland
sowie Pappenheim/Graves 2005).

Zukinftig muss davon ausgegangen werden, dass es mit dem sich weiter vollziehen-
den Strukturwandel, dem fortgesetzten Stellenriickgang im Bereich der industriellen
Fertigungsberufe sowie dem Ausbau des Dienstleistungssektors auch zu einer weiteren
Ausdifferenzierung der Einkommenskonstellationen in Paarhaushalten und damit zu
einer moglicherweise weiter steigenden Zahl weiblicher Familienernihrerinnen kom-
men wird.

Handlungs- und Gestaltungsansitze

I Ohne Durchmischung des geschlechtsspezifisch strukturierten Arbeitsmarktes sowie
ohne Umverteilung der geschlechtsspezifisch zugewiesenen Fiirsorgeaufgaben wird
es auf absehbare Zeit keine gleichen Chancen fiir Frauen und Ménner geben. Glei-
che Chancen lassen sich jedoch besser im Zweiverdienermodell mit egalitér geteilter
Zustandigkeit flir familiale Flirsorgeaufgaben verwirklichen als in Haushalten mit
weiblicher Familienerndhrerin oder mannlichem Familienernéhrer.

I Die vielfach von Frauen ausgeiibten Tatigkeiten in zukunftsweisenden Dienstleis-
tungssektoren mit ihren nicht selten prekdren Rahmenbedingungen, wie tiberdurch-
schnittlichen Befristungsquoten im 6ffentlichen Dienst, niedrigen Einkommen in
medizinischen u.a. Assistenzberufen, ,Sparkorsetts“ in der sozialen Arbeit (vgl. beide
Forschungsprojekte), machen sehr grundsatzliche Reformen in der Finanzierung und
Ausgestaltung dieser Bereiche notwendig. Die Tendenzen zur Okonomisierung in die-
sen Bereichen haben dazu gefiihrt, dass ein zunehmender Teil der Arbeitsplitze kein
existenzsicherndes Einkommen und/oder keine lingerfristige Verdienstperspektive
mehr bietet. Dass diese nachfrageseitig, d.h. vonseiten der Arbeitgeber, forcierte Ent-
wicklung in Deutschland nicht auf mehr Widerstand gestofRen ist, diirfte auch damit
in Verbindung stehen, dass sie mit einer Ausdehnung der Frauenerwerbstatigkeit
einherging, die ihrerseits zu grofien Teilen - auch angebotsseitig - als ,,Zuverdienst-
erwerbstatigkeit” verstanden wurde. Die Perspektive auf die Familienerndhrerinnen
macht dagegen die Problematik der in bestimmten Sektoren verbreiteten Verbin-
dung von Niedriglohnen und flexiblen bzw. unsicheren Arbeitsplitzen deutlich.
Hier gilt es — auch, aber nicht nur, aus der Perspektive von Familienerndhrerinnen -,
Mindestbedingungen fiir Arbeitsverhiltnisse zu definieren, die sich am Anspruch
orientieren, dass alle Arbeitsverhiltnisse die eigenstidndige Existenzsicherung und
soziale Sicherung ermdoglichen sowie mit einem Mindestmaf! an Arbeitsplatzsicher-
heit verbunden sein sollten. Wahrend gegenwértig Erwerbsverhiltnisse, die durch
besondere Flexibilitdtsrisiken - z.B. Befristung - gekennzeichnet sind, zusétzlich
haufig auch schlechter bezahlt werden, miissten der européisch propagierten Stra-
tegie von ,Flexicurity“ zufolge Politik und Sozialpartner gerade sicherstellen, dass
besondere Risiken, die mit flexibler Erwerbsarbeit einhergehen, im Gegenzug auch
durch Verdienstzuschldge und soziale Absicherung kompensiert werden (Klammer
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2004; Klammer/Tillmann 2002; European Expert Group on Flexicurity 2007, Klam-
mer/Muffels/Wilthagen 2008). Zum anderen geht es um Verdnderungen der Berufe
und grundsétzlich verdnderte berufliche Laufbahnwege (vgl. Siebter Familienbericht
2005, Sachverstindigenkommission Gleichstellung 2011).

Notig wire eine grundlegende Qualitats- und Aufwertungsoffensive fiir Frauenarbeit

im mittleren Bildungs- und Qualifikationsbereich, insbesondere in den Sozial- bzw.

Gesundheitsberufen, um das Entgeltniveau der wachsenden Zahl hier beschiftigter

Frauen zu stabilisieren und zu verbessern. Diese Titigkeitsbereiche sind hinsichtlich

ihrer gesellschaftlichen Relevanz und der faktisch notwendigen beruflichen Kompe-

tenzen hoher als bisher einzustufen (vgl. auch Expertise Jurczyk).

Ergénzend gilt es, historisch neue Erwerbsmoglichkeiten fiir Manner in den expan-

dierenden, bisher weiblich konnotierten Dienstleistungssegmenten des Erziehens,

Unterstiitzens und Pflegens zu schaffen. Grundvoraussetzung hierfur ist die norma-

tive und strukturelle Uberwindung tradierter Geschlechterrollen und die Offnung

beruflicher Orientierungen bei jungen Ménnern.

Grundlage fiir die Absicherung von Familienerndhrerinnen und ihren Familien

misste ein hinreichendes Angebot von gesicherter, unbefristeter und existenzsi-

chernder vollzeitnaher Arbeit fir Frauen sein. Dies liefe sich beispielsweise tiber
die Institutionalisierung eines modifizierten Normalarbeitsverhdltnisses unterhalb
der bisherigen Vollzeitnorm mit variablen Arbeitszeiten und kontinuierlichem Sozi-
alversicherungsschutz, in welchem Frauen und Mianner im Rahmen eines stirker
egalitiren Zweiverdienermodells arbeiten, bewerkstelligen. Aus Sicht der interview-
ten Familienerndhrerinnen aus West- und Ostdeutschland sollte es sich hierbei um
gesicherte, ausreichend bezahlte, vollzeitnahe Beschéftigung (ca. 30 bis 35 Stunden/

Woche) handeln, mit Moglichkeiten zur flexiblen Arbeitszeitgestaltung sowie dem

Recht, bei familial bedingtem Bedarf die Arbeitszeitdauer auch vortbergehend zu

reduzieren oder aufzustocken. Ausnahme sind hierbei allenfalls einige sehr erwerbs-

orientierte Frauen, die keine Riickschritte beziiglich ihrer Karriere hinnehmen wol-
len und daftr auch bereit sind, 40 Stunden pro Woche oder mehr zu arbeiten (Pro-
jektberichte Westdeutschland und Ostdeutschland).

I Will man, dass mehr Frauen im (modifizierten) Normalarbeitsverhiltnis beschéftigt
werden, gilt es, die gesetzlichen Anreize fiir (verheiratete) Frauen, Minijobs anzuneh-
men, zu beseitigen (vgl. Expertise Schlewing, Sachverstindigenkommission Gleich-
stellung 2011). Hier wire insbesondere an die Beschrankung der Minijob-Regelungen
auf eine Bagatellgrenze zu denken, aber auch an eine Reform der Familienmitversi-
cherung in der gesetzlichen Krankenkasse.




Seite 71 Kapitel IT E(g_mﬁﬂ E(‘E — }E - ’%

3. Entgeltstrukturen und Haushaltseinkommen

Der Gender Pay Gap, d.h. die Liicke zwischen den durchschnittlichen Erwerbsein-
kommen von Frauen und Méannern, betriagt in Deutschland aktuell 23 %. Mit ande-
ren Worten: Frauen verdienen in Deutschland im Durchschnitt pro Arbeitsstun-
de 23% brutto weniger als Madnner. Damit belegt Deutschland im europaweiten
Vergleich einen vergleichsweise riickstindigen 21. Platz. In ganz Europa verdienen
Frauen im Schnitt 17% weniger als Manner (Daten 2007, Europiische Kommission
2009, Projektgruppe GiB 2010: 283).

Analysen zum Gender Pay Gap zeigen neben der unmittelbaren Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts folgende Faktoren auf, die fiir den Einkommensabstand
zwischen Frauen und Méinnern in Deutschland verantwortlich sind: Unterschiede
hinsichtlich des individuellen Humankapitals, der Arbeitszeiten und der Erwerbskon-
tinuitidt von Frauen und Ménnern, Auswirkungen der vertikalen und horizontalen
Segregation des Arbeitsmarktes, eine Unterbewertung und entsprechend ungiinstige
Lohngruppierung von frauendominierten Tatigkeiten sowie die Beeinflussung durch
institutionelle und politische Rahmenbedingungen (Projektgruppe GiB: 273 f. und
285). Zudem wihlen Frauen ihren Beruf sowie ihren Arbeitsplatz auch vorausschau-
end danach aus, ob dort die Moglichkeit besteht, spater einmal Teilzeit zu arbeiten oder
die Berufstitigkeit zu unterbrechen. Um einer besseren Vereinbarkeit willen nehmen
Frauen insofern hiufig schlechtere Entgeltbedingungen in ihrem Arbeitsverhéltnis in
Kauf (Wiist/Burkart 2010: 311, Ludwig et al. 2003).

Die Berechnungen der Projektgruppe Geschlechterungleichheiten im Betrieb (GiB)
der Hans-Bockler-Stiftung flir 2006 ergaben, dass gut ein Drittel des Gender Pay Gap
durch die unterschiedliche Ausstattung von Frauen und Mannern mit spezifischen
beobachtbaren Merkmalen erkldrt werden kann. Zwei Drittel des Unterschiedes miis-
sen jedoch als Beschiéftigungs- oder Einkommensdiskriminierung von Frauen klassifi-
ziert werden (Projektgruppe GiB 2010: 293 ff.).

Aktuell arbeitet jede/jeder fiinfte Beschiftigte in Deutschland fiir einen Niedriglohn,
d.h. fur zwei Drittel des mittleren Stundenlohns oder weniger (das entspricht maximal
9,50 € brutto in Westdeutschland bzw. 6,87 € brutto in Ostdeutschland). Insgesamt ist
die Zahl der Niedriglohnbeschiftigten zwischen 1998 und 2008 um fast 2,3 Millionen
auf 6,55 Millionen gestiegen. Frauen sind mit knapp 30 % doppelt so hiufig von Nied-
riglohnen betroffen wie Manner (SOEP 2008, Kalina/Weinkopf 2010: 1 ff.). Dartiber,
wie viele Familienerndhrerinnen von Niedriglohnen betroffen sind, liegen keine spe-
zifischen Daten vor.

Die Mehrheit der Haushalte mit einer Familienernihrerin (57 %) hat jedoch monat-
lich weniger als 2.275 € Haushaltsnettoeinkommen zur Verfigung und liegt damit im
unteren Einkommensbereich - dies trifft nur auf ein Drittel der Haushalte mit mann-
lichem Familienernihrer zu (35%). Umgekehrt sieht es aus in Haushalten im mittle-
ren (2.275 bis 3.270 € Haushaltsnettoeinkommen) bzw. im oberen Einkommensdrittel
(mehr als 3.270 €): Hier finden sich sehr viel seltener Haushalte mit weiblicher Fami-
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lienernéhrerin (24 % bzw. 19 %) und zugleich sehr viel haufiger Haushalte mit méinnli-
chem Familienernihrer (29 % bzw. 36 %) (Brehmer/Klenner/Klammer 2010).

Dies bestitigt auch die folgende Grafik, in der die personlichen Nettoeinkommen von
Familienerndhrerinnen und -erndhrern gegeniibergestellt werden: Weibliche Familien-
erndhrerinnen verfiigen tiber ein deutlich geringeres individuelles Nettoeinkommen
als mannliche Familienernihrer.

Abb. 1: Nettoeinkommen von weiblichen und ménnlichen Familienerndhrern

Familienerndhrerin trotz geringen Einkommens
In Paarhaushalten verdienen ...

78,1%
42,6 %
30,6 %
26,8 %
17,8%
4,1%
1 bis 900 € 901 bis 1.600 € iiber 1.600 €
[ Minnliche Hauptverdiener B Weibliche Hauptverdiener

Quelle: Bockler Impuls Nr. 11/2010: 7 auf der Basis von Brehmer/Klenner/Klammer 2010.

Vergleichsweise finanziell besser aufgestellt sind Paarhaushalte mit egalitirer Einkom-
menskonstellation, in denen beide Partner ein vergleichbar hohes individuelles Ein-
kommen beziehen. Dies trifft auf rund 24 % aller Paarhaushalte zu (Brehmer/Klenner/
Klammer 2010: 23). Diese Haushalte sind auffallend haufig im oberen Einkommens-
drittel vertreten: 45 % von ihnen weisen ein Haushaltsnettoeinkommen von mehr als
3.270 € auf (SOEP 2007, vgl. ebd.: 54).

Fiir die Teilgruppe der alleinerziehenden Mutter ist zudem hinlanglich belegt, dass sie
im Vergleich aller familialen Lebensformen bundesweit tiber die niedrigsten Wohl-
standspositionen verfigt (vgl. u.a. Eggen 2006: 466). Fast ein Drittel (31 %) der soge-
nannten ,Ein-Eltern-Familien“ mit weiblichem Haushaltsvorstand hat monatlich
weniger als 1.100 € Nettoeinkommen zur Verfiigung. Dieser Anteil ist mit 54 % in der
Gruppe von Miittern, die im Haushalt Kinder unter 3 Jahren versorgen, am hochsten.
Ein Nettoeinkommen zwischen 1.100 und 2.600 € beziehen 62 % der alleinerziehenden
Miitter, nur 7% haben 2.600 € oder mehr zur Verfligung (Mikrozensus 2009, Statisti-
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sches Bundesamt 2010: 27 ff.). Entsprechend hiufig sind alleinerziehende Miitter auf
Transferleistungen zur Grundsicherung angewiesen: Rund 41% von ihnen beziehen
ALG-II-Leistungen (Bundesagentur fiir Arbeit 2010: 3). Selbst von den erwerbstdtigen
alleinerziehenden Miittern beziehen immerhin 31% ALG-II-Leistungen, was erneut
auf das niedrige Einkommensniveau alleinerziehender Miitter verweist (ebd.: 34).

Auch zukiinftig sind Beschaftigungszuwéchse fiir Frauen am ehesten dort zu erwar-
ten, wo nur ein Entgelt auf ,Zuverdienstniveau“ gezahlt wird, d.h. in den Beschif-
tigungsbereichen Soziales, Pflege und Erziehung. Da sich auch diese Frauen - sei es
als Alleinerziehende, aber auch durch Einkommensausfall des mannlichen Partners
- schnell in der Rolle der Haupteinkommensbezieherin der Familie finden kénnen,
steht zu vermuten, dass sich die durchschnittliche Einkommenssituation von Fami-
lienerndhrerinnen aller Voraussicht nach auch in absehbarer Zeit nicht verbessern
wird (vgl. die Expertise von Meier-Gréawe).

In Deutschland gibt es - anders als in 20 der 27 Mitgliedstaaten der Européischen
Gemeinschaft - keinen gesetzlichen Mindestlohn, der eine legale Untergrenze fir die
Vergiitung von Arbeitsleistungen darstellen wiirde. Gleichzeitig gibt es in Deutschland
einen wachsenden Bereich der Niedriglohnbeschiftigung (s.0.) sowie eine betracht-
liche Gruppe von Beschiftigten, fiir die sich geringfligige Beschiftigung und gleich-
zeitiger Bezug von Grundsicherungsleistungen tiberlappen. Ein Viertel der Empfan-
gerinnen und Empfinger von ALG-II-Leistungen ist gleichzeitig abhdngig beschaftigt,
ohne dass sie dadurch ein ausreichend hohes, armutsvermeidendes Einkommen
erwirtschaften wiirden: Dies trifft auf 27% der weiblichen ALG-II-Empfinger und
24% der méannlichen zu (Stand: Dezember 2008, vgl. Bundesagentur fiir Arbeit 2010a:
48 f.). Eine Auswertung der Einkommenssituation der Haushalte mit Familienernéhre-
rin bestétigt die tiberproportionale Betroffenheit der entsprechenden Haushalte von
Niedrigeinkommen. So leben rund 60% der Paar- und Alleinerziehendenhaushalte
mit Familienerndhrerin im Bereich der Armut oder des prekdren Wohlstands (unter
50% bzw. 50% bis unter 75% des durchschnittlichen Nettodquivalenzeinkommens),
wahrend es von allen Mehrpersonenerwerbshaushalten nicht einmal 40 % sind. Ande-
rerseits verfigten nur etwa 20% der Paarfamilien mit Familienernahrerin und sogar
weniger als 13% der Haushalte von alleinerziehenden Familienerndhrerinnen tiber
ein im Vergleich zu allen deutschen Haushalten tiberdurchschnittliches Nettodqui-
valenzeinkommen (>100%), wihrend unter allen Mehrpersonenerwerbshaushalten
Uber ein Drittel iiber ein tiberdurchschnittliches Nettoaquivalenzeinkommen verfiigt
(zu den Berechnungen s. Projektbericht Westdeutschland). Die vorliegenden Daten zur
Beschiftigungssituation der Familienernidhrerinnen und zur Einkommenssituation
ihrer Haushalte verdeutlichen, dass die Einfithrung gesetzlicher Mindestlohne einen
deutlichen Beitrag zur Verbesserung der Lebensverhiltnisse vieler Haushalte dieser
Gruppe leisten wirde. Auch von den in den Projekten interviewten Familienernih-
rerinnen werden die Schwierigkeiten eines nicht existenzsichernden oder nur knapp
tiber dem Existenzminimum liegenden Lohnes immer wieder angesprochen und ein
Mindestlohn wird explizit eingefordert (Projektberichte Westdeutschland und Ost-
deutschland).
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Handlungs- und Gestaltungsansitze

I Bisher existiert in Deutschland keine umfassende politische Strategie zum Abbau des
Gender Pay Gap. Der Blick auf das Phinomen der weiblichen Familienernihrerin-
nen unterstreicht jedoch eindringlich die Notwendigkeit, eine solche zu entwickeln.
Dabei sollten u.a. folgende Einzelmafinahmen Berticksichtigung finden:

I Deutliche Nachbesserungen beim Diskriminierungsschutz im Allgemeinen

Gleichbehandlungsgesetz (AGG), so etwa die Einfithrung effektiver Regelungen
fir Schadensersatz und Entschadigungen oder die Einfiihrung umfassender Kla-
gemoglichkeiten mit verldngerten Fristen und Verbandsklagerecht mit erleich-
terter Beweisfithrung (vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbii-
ros 2010, Deutscher Gewerkschaftsbund 2009, Deutscher Juristinnenbund e.V.
2009, Projektgruppe GiB 2010).
Aufnahme eines ausdriicklichen und differenziert geregelten Verbots der Ent-
geltdiskriminierung in das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (vgl.
Deutscher Juristinnenbund e.V. 2009, Projektgruppe GiB 2010).
Gesetzliche Einfihrung diskriminierungsfreier Arbeitsbewertungssysteme sowie
entsprechende Verankerung dieser Systeme in den Tarifvertragen (vgl. Bundes-
arbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbiiros 2010, Deutscher Gewerkschafts-
bund 2009, Deutscher Juristinnenbund e.V. 2009, Projektgruppe GiB 2010). Dem-
entsprechend sollte jeder Tarifvertrag einem Diskriminierungscheck durch eine
unabhdngige Kommission unterzogen werden und seine Diskriminierungsfrei-
heit vor dem Inkrafttreten bescheinigt werden miissen (Deutscher Juristinnen-
bund e.V. 2009 zit. nach Projektgruppe GiB 2010: 327). Auch die Verpflichtung
der Arbeitgeber zur Offenlegung der Einkommensstrukturen sollte vorgesehen
werden.

Eine nachdriickliche Verpflichtung von Unternehmen der Privatwirtschaft zur

Geschlechtergleichstellung, erginzt durch die Anwendung von geeigneten ver-

bindlichen Messinstrumenten zur Analyse von Unternehmensdaten zur Ent-

geltsituation (vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbiiros 2010,

Deutscher Gewerkschaftsbund 2009, Projektgruppe GiB 2010).

I Eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die angestrebte Entgeltgleichheit von
Frauen und Méidnnern kommt der Arbeitsbewertung zu. Die vergiitungsrechtliche
Bewertung der Arbeitstitigkeiten ist Aufgabe der Tarifvertragsparteien. Dennoch
hitte der Gesetzgeber hier die Moglichkeit, die Tarifvertragsparteien zu unterstiitzen
sowie geeignete Verfahren der Arbeitsbewertung und zentrale inhaltliche Grundsit-
ze im Tarifvertragsgesetz (TVG) zu verankern. Ebenso kommt die Verankerung eines
Jfamilienfreundlichen Mainstreamings®, etwa in Form von Priif- und Dokumenta-
tionspflichten im Hinblick auf Entgeltgleichheit im Tarifvertragsgesetz, in Betracht
(vgl. Expertise Schlewing).

Viele teilzeiterwerbstitige Frauen - vor allem solche mit geringem Arbeitszeitvolu-
men - wiirden gerne langer arbeiten, konnen dies aufgrund der arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Rahmenbedingungen jedoch nicht realisieren (Sachverstindigen-
kommission Gleichstellung 2011). Hier gilt es, erwerbstétige Miitter (bzw. Frauen ins-
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gesamt) darin zu unterstiitzen, in qualifizierte, moglichst vollzeitnahe Erwerbsarbeit
zu gelangen und dort zu verbleiben, um ihre Einkommenssituation und damit ihre
Lebenssituation insgesamt zu verbessern:

I Dies erfordert wirksame arbeitsmarktpolitische Manahmen fiir Wiedereinstei-
gerinnen und Alleinerziehende, um diese gezielt zu férdern und zu unterstiitzen,
sowie eine engagierte Personal- und Organisationsentwicklung, die Frauen und
Minnern bzw. Vitern und Miittern die gleichen beruflichen Entwicklungsmog-
lichkeiten im Betrieb ermdoglicht.

Ziel muss die Verstetigung der beruflichen Entwicklung von Miittern und eine
Verringerung langer beruflicher Auszeiten sein, da vor allem lange Unterbre-
chungsphasen haufig zu Dequalifizierung und anschlieflender schlecht bezahl-
ter Teilzeitarbeit fiithren.

Wichtig ist dabei auch eine intensivierte Aufkldrung von jungen Frauen tber
unterschiedliche Karriere- und Verdienstchancen in den verschiedenen Ausbil-
dungsberufen und Studiengingen, um so das stark eingeschriankte Berufswahl-
spektrum von Frauen aufzubrechen.

Flankiert werden muss dies durch den Abbau von Fehlanreizen fiir die Frauen-
erwerbstitigkeit im Steuer- und Sozialversicherungsrecht sowie durch einen
entsprechenden Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten (vgl. die folgenden
Abschnitte des vorliegenden Papiers).

I Familienernidhrerinnenhaushalte profitieren weniger vom Ehegattensplitting als
Haushalte mit mannlichem Familienernéhrer: Die hochsten Splittingeffekte erzielen
Ehepaare mit moglichst hohem Einkommen, sofern die Einkommensunterschiede
zwischen den Partnern besonders grof) sind. Verheiratete Familienernihrerinnen
weisen jedoch ungeachtet ihrer Rolle als Haupteinkommensbezieherin im Haushalt
haufig vergleichsweise niedrige Einkommen auf oder die Familie bezieht sogar (auf-
stockende) ALG-II-Leistungen. Diese Haushalte konnen daher keine hohen Splitting-
effekte erreichen. Gleichzeitig werden jedoch in einem Grofteil der Familienernih-
rerinnenhaushalte minderjihrige Kinder erzogen und den Daten des SOEP zufolge
sogar Uiberdurchschnittlich hiufig zugleich auch Pflegebediirftige versorgt (Klenner/
Klammer 2009, Brehmer/Klenner/Klammer 2010, Projektbericht Westdeutschland).
Dies wirft auch aus Sicht von Familienerndhrerinnen die Frage nach der Sinnhaftig-
keit der bestehenden Regelung zum Ehegattensplitting auf (vgl. Expertise Wersig).
Alternative Instrumente der Férderung von Familien sind seit Langem in der Diskus-
sion (s. z.B. die Beitrige in Althammer/Klammer 2006, Bertram/Kriiger/SpieR 2006).
Auch fur die steuerliche Unterstiitzung der gegenseitigen ehelichen Einstandspflich-
ten gibt es andere Modelle (vgl. z.B. Spangenberg 2005), die z.B. die Ubertragbarkeit
von Einkommen auf die gesetzlich vorgesehenen Grundfreibetrige beschrinken
und/oder die steuerliche Entlastung stirker auf Zeiten der Sorgearbeit (Kindererzie-
hung, Pflege) konzentrieren.

Die Einfithrung eines gesetzlichen Mindestlohns erscheint gerade vor dem Hin-
tergrund des Phanomens der ,Familienernihrerinnenhaushalte” alternativlos (vgl.
z.B. Waltermann 2010: 806). Zur Hohe eines solchen Mindestlohns gibt es unter-
schiedliche Vorschldge: Der IAQ-Niedriglohnbericht benennt hierfiir einen Betrag
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zwischen 5,93 € und 9,18 € (Kalina/Weinkopf 2010), der DGB spricht sich fir
8,50 € aus, Waltermann, Direktor des Instituts fiir Arbeitsrecht und Recht der Sozi-
alen Sicherheit, schligt in seinem Gutachten fir den Deutschen Juristentag einen
Stundenlohn von mindestens 7,50 € vor (Waltermann 2010).

4. Sozialpolitik
4.1 Widersprichliche sozial- und arbeitsmarktpolitische Signale

Deutschland ist ein Land, in dem die Systeme der sozialen Sicherung stark erwerbs-
zentriert sind und die abgeleitete Sicherung nicht erwerbstétiger Frauen traditionell
uber die Ehe geregelt ist. Die Absicherung der Firsorgearbeit, die vor allem von Frauen
geleistet wird, erfolgt weiterhin vorrangig tiber das Unterhaltsrecht (gegeniiber dem
Ehemann und Erndhrer) und erst nachrangig und nur fiir einzelne, eng umrissene
Tatbestidnde tiber individuelle Sicherungselemente im Sozialrecht (vgl. Expertise Wer-
sig). Die gegenwirtigen sozial- und arbeitsmarktpolitischen Signale an die Frauen sind
jedoch hochst widerspriichlich: Im Bereich hoherer Haushaltseinkommen bestehen
durch das Setting bestehender sozial- und arbeitsmarktpolitischer Regelungen (wie
der Moglichkeit der beitragsfreien Mitversicherung in der GKV fiir nicht erwerbsta-
tige Ehepartnerinnen und Ehepartner und die Steuer- und Sozialabgabenfreiheit von
ausschlieRlich geringfligig beschiftigten Ehepartnerinnen und Ehepartnern) nach wie
vor starke Anreize zur Nicht- oder nur geringfiigigen Erwerbstitigkeit von Ehefrau-
en. Anders und in sich ambivalent sind die Signale und Erwartungen dort, wo kein
armutsvermeidendes Erwerbseinkommen erzielt wird und Sozialleistungen, v.a. nach
SGB 11, in Anspruch genommen werden missen: Wahrend mit den strengen Anrech-
nungsregeln fir Partner(innen)einkommen im Rahmen der Bedarfsgemeinschaft des
SGB IT auf der einen Seite das Prinzip des Erndhrermodells verstarkt wurde (Berghahn
et al. 2007), setzt der Grundsatz des Forderns und Férderns auf die moglichst schnelle
Beendigung der Hilfebedurftigkeit der Bedarfsgemeinschaft unter Beteiligung jedes
erwerbsfihigen Mitglieds (Rust 2010). Die Wirkungsforschung zum SGB II hat hier
allerdings gezeigt, dass gerade Frauen sehr schnell in nicht existenzsichernde Beschif-
tigung vermittelt werden, um die Hilfebediirftigkeit der Bedarfsgemeinschaft zu been-
den.

In Haushalten mit einer Familienerndhrerin haben Manner, die aufgrund der Anrech-
nung des Einkommens oder Vermégens ihrer Partnerin als nicht hilfebedtrftig gel-
ten, rechtlich und tatsachlich hingegen kaum Zugang zu Foérderleistungen nach SGB
IT oder SGB III.

Wihrend auf der einen Seite Eigenverantwortung und Aktivierung im Mittelpunkt ste-
hen, ist Subsidiaritat und das Verwiesenwerden auf die Solidaritat in der Partnerschaft
ein im deutschen Sozialstaat verankertes Instrument, welches durch diverse Reformen
des SGB Il noch ausgeweitet wurde, so zum Beispiel auf die Kinder des nichtehelichen
Partners in der Bedarfsgemeinschaft. Zwar wird einerseits eine allgemeine Pflicht zur
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Erwerbstitigkeit postuliert - andererseits fithren aber Bedarfsgemeinschaften und die
Anrechnung von Partnereinkommen durch das SGB II zu einer Zwangsvergemein-
schaftung von Menschen, die nach nicht-traditionellen Geschlechter- und Familien-
bildern leben und sich z.B. bewusst gegen eine Ehe mit den entsprechenden rechtli-
chen Verbindlichkeiten entschieden haben.

Gerade Frauen, die trotz nur geringer oder mittlerer Erwerbseinkommen Haupt-
einkommensbezieherinnen ihres Haushalts sind, geraten durch das Konstrukt der
Bedarfsgemeinschaft schnell in armutsnahe Lagen, wie die Projektberichte zeigen,
und sind unter Umstdnden durch die auf sie fallenden Unterhaltspflichten nicht in
der Lage, eigene Weiterbildungen, Forderangebote fiir die Kinder oder entlastende
Dienstleistungen u.A. zu finanzieren. Das Subsidiaritéitsprinzip, das auf den Ernihrer-
Ehemann und die primar mit Haus- und Firsorgearbeit befasste Ehefrau zugeschnit-
ten war, hat in seiner Umkehrung, insbesondere bei den Familienerndhrerinnen, die
ihre Rolle widerstrebend tibernommen haben und dauerhaft unfreiwillig austiben (vgl.
Projektbericht Westdeutschland), gdnzlich andere geschlechterpolitische Folgen.

4.2 Absicherung von Lebensrisiken

Mit der gesetzlichen Rentenversicherung, der Arbeitslosenversicherung sowie dem
Krankengeld in der gesetzlichen Krankenversicherung wird in Deutschland qua Aqui-
valenzprinzip die Sicherung des Lebensstandards auch im Alter, bei Arbeitslosigkeit
oder bei Krankheit verfolgt. Angesichts einer wachsenden Zahl von Erwerbstétigen
jenseits des Normalarbeitsverhiltnisses, fir die weder ein armutsfreier Lebensstan-
dard noch eine erwerbsbiografisch planbare Erwerbskontinuitit gesichert ist, lauft
dieses Sicherungsziel jedoch zunehmend ins Leere.

Davon sind Frauen insgesamt sowie Familienerndhrerinnen im Besonderen betrof-
fen: Hinsichtlich ihrer eigenen Altersvorsorge bestehen erhebliche Sicherungsliicken,
die weder durch die gesetzlichen Systeme noch durch ausreichende betriebliche oder
private Vorsorge geschlossen werden konnen. So konnen Frauen der Geburtsjahrgian-
ge 1942 bis 1961 nur rund 56 % der Alterssicherungsleistungen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung erwarten, die Médnner erzielen werden (Westdeutschland). In Ost-
deutschland fallt dieser Abstand kleiner aus: Die Frauen werden hier 87 % der Leis-
tungen von Méannern erreichen (AVID 2005, vgl. Expertise Loose; s.a. Sachverstandi-
genkommission Gleichstellung 2011). Fiir viele Frauen konnen diese Sicherungsliicken
nur durch die Lebensgemeinschaft mit einem méannlichen Partner, der selbst Gber
ausreichendes Erwerbs- oder Renteneinkommen verfiigt, oder aber durch die Kumu-
lation mit einer Witwenrente geschlossen werden. Gerade diese Aussichten bestehen
fir viele der Familienerndhrerinnen allerdings nicht, sei es, dass sie als Alleinerziehen-
de Haupteinkommensbezieherin ihrer Familie sind, oder aber aufgrund des geringen
oder ausfallenden Erwerbseinkommens ihres Partners lingerfristig Haupterndhrerin
einer Paarfamilie sind.
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Frauen als Familienerndhrerinnen sind an dieser Stelle doppelt benachteiligt: Sie
sind mehrheitlich durch die geschlechtsspezifischen Sicherungsliicken in der sozia-
len Sicherung betroffen, ohne Chance darauf, an einem héheren Einkommen bzw. an
Transferleistungen seitens ihres Partners zu partizipieren. Einigen der interviewten
Familienernéhrerinnen (besonders aus Ostdeutschland) ist dieser Zusammenhang
durchaus bewusst: Sie geben an, aktuell Vollzeit arbeiten zu gehen - bzw. dies eigentlich
zu miissen, sofern sie eine entsprechende Stelle finden wiirden -, um ihre zukiinftige
Rentenhohe noch gezielt zu verbessern, auch wenn dies ihre Familiensituation in der
Gegenwart aufgrund der enormen Gesamtbelastung sehr erschwert. Zudem miissten
sie private Altersvorsorge betreiben, was Familienerndhrerinnen aufgrund ihrer Ernah-
rerinnenrolle oft kaum méglich ist, wie auch die Forschungsergebnisse aus beiden Pro-
jekten zeigen (Projektbericht Ostdeutschland).

Infolgedessen ist in Deutschland ein wachsender Uberschneidungsbereich zwischen
erwerbsbezogener sozialer Sicherung und bedirftigkeitsabhdngiger Grundsicherung
entstanden, in welchem sich auch weibliche Familienernéhrerinnen und ihre Fami-
lien hiufig bewegen. Gerade Familienernihrerinnen gehoren oft zum Kreis derje-
nigen, die trotz Beitragszahlungen in die gesetzliche Rentenversicherung und in die
Arbeitslosenversicherung lediglich eine Absicherung in Hohe der Grundsicherung
erwarten konnen. Dies schmalert fiir Familienerndhrerinnen - wie auch fir Frauen
und Niedriglohnbezieherinnen und -bezieher allgemein - die Akzeptanz des Systems
der gesetzlichen Rentenversicherung. Wenn sie die Mindestrente ohnehin nicht errei-
chen werden und im Alter (oder bei Arbeitslosigkeit) einen vergleichbar hohen Trans-
fer aus der Grundsicherung auch ohne jede Beitragsleistung erhalten, entfillt fiir sie
die Motivation, Beitrige zu leisten (vgl. Expertise Loose).

Mit dem Ausbau des ,aktivierenden Sozialstaates“ lisst sich ein schrittweiser Uber-
gang hin zum ,,Adult Worker“~-Modell beobachten, nach welchem alle Erwerbsfihigen,
Minner wie Frauen, primér als (potenziell) Erwerbstétige gesehen werden. Dies gilt
auch fur Miitter von (kleinen) Kindern: auch sie sollen grundsitzlich erwerbstitig sein
und nach einer Geburt schneller, als es bisher erwartet wurde, wieder in die Erwerbs-
arbeit zurtickkehren. Dies zeigt sich u.a.

I an den Einstandspflichten auch von Miittern und hier insbesondere Familien-
ernidhrerinnen gegentiber ihren langerfristig arbeitslosen Partnern, die ALG-II-Leis-
tungen beziehen: sie miissen fiir den Lebensunterhalt ihrer (andernfalls) bedtrftigen
Partner aufkommen;

an der Unterhaltsreform von 2008, die Miitter mit Betreuungsaufgaben nur noch zu
ynachrangig Unterhaltsberechtigten® erklért, deren Unterhaltsanspriiche gegeniiber
dem Partner in zweiter Rangfolge stehen (dann aber unabhingig davon, ob sie mit
ihm verheiratet, von ihm geschieden oder ledig sind, § 1609 Abs. 2 BGB), und Miitter
damit insgesamt deutlich schneller wieder auf den Arbeitsmarkt verweist, sowie

am 2007 eingefiihrten, einkommensabhiangigen Elterngeld, welches nur noch
fuir einen Zeitraum von 12 Monaten (plus 2 Monate) - gegentiber einem friitheren
Anspruchszeitraum von 24 Monaten - gewahrt wird.
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Diese verianderten Anspriiche und Anforderungen sind aber nicht identisch mit
einer Kodifizierung von Rechten, die einen umfassenden Ubergang zu einem egali-
taren Zweiverdienermodell ermoglichen wiirden. Auf ein solches Modell, in welchem
Miénner und Frauen gleichzeitig und gleichberechtigt an Erwerbsarbeit teilhaben und
gleichermafien im Lebensverlauf Fiirsorgeaufgaben tibernehmen wiirden, sind weder
Gesetzgeber noch die Sozialpartner hinreichend eingestellt. Sie miissten kiinftig ftr
weibliche und ménnliche Beschiftigte davon ausgehen, dass beide neben ihrer gesi-
cherten beruflichen Arbeit im Lebensverlauf auch fiir die Ubernahme von - mal
langer, mal kiirzer andauernden - Fiirsorgeaufgaben (Care) verantwortlich sind (vgl.
Expertise Jurczyk).

4.3 Herausforderungen fiir die Familienpolitik

In Familien mit Frauen als Familienernidhrerinnen besteht faktisch hiufig ein erh6h-
ter Betreuungsbedarf, die angespannte wirtschaftliche Situation in den Familien mit
Familienerndhrerin bedingt zudem gelegentlich auch einen verstirkten schulischen
bzw. pddagogischen Forderbedarf der Kinder. Die Kapazititen der Miitter, sich an der
Betreuung und Férderung ihrer Kinder zu beteiligen, sind in diesen Familien erwerbs-
bedingt hiufig eingeschrankt. Gleichzeitig springen die meisten Viter in diesen Fami-
lien nicht im gleichen Umfang bei der Betreuung und Versorgung ihrer Kinder ein,
sodass die stiarker eingeschrankten Moglichkeiten von Familienerndhrerinnen von den
Viétern nicht addquat ausgeglichen werden. Dem Outsourcing von Betreuungsleistun-
gen sind zudem durch das im Durchschnitt niedrige Einkommens- und Wohlstands-
niveau dieser Familien ebenfalls vielfach enge Grenzen gesetzt. Insofern ergeben sich
hinsichtlich von Familien mit einer Familienernihrerin besondere Anforderungen an
die offentliche Hand, Unterstiitzung bei der Betreuung und Bildungsférderung dieser
Kinder zu leisten (vgl. Expertise Jurczyk). Dies driickt sich auch im Wunsch nach qua-
litativ hochwertigen und bezahlbaren (Forder-)Angeboten in den Betreuungseinrich-
tungen, z.B. Hausaufgabenbetreuung, Nachhilfe oder Musikunterricht, aus, wie er im
Rahmen der Interviews mit Familienerndhrerinnen héufig gedufiert wird.

Der aktuelle UNICEF-Bericht zur Lage der Kinder weist fiir deutsche Kinder insgesamt

nur einen Mittelplatz im Vergleich von 21 Industrielindern aus (vgl. Bertram/Kohl

2010). Insbesondere in drei Problemfeldern, fiir die der UNICEF-Bericht dringenden

Handlungsbedarf in Deutschland ausmacht, durfte gerade auch fiir Familien mit weib-

licher Familienernidhrerin akuter Gestaltungsbedarf bestehen:

I Die schlechte materielle Situation dieser Kinder: Nach der Armutsdefinition der EU
(Armutsrisikogrenze = 60% des mittleren Nettodquivalenzeinkommens) sind in
Deutschland insgesamt zwei Millionen Kinder unter 18 Jahren als arm zu bezeich-
nen. Dies entspricht einem Anteil von 16 %. Das Armutsrisiko fiir Kinder aus Fami-
lien mit weiblicher Familienernédhrerin insgesamt ist nicht bekannt. Jedoch féllt das
relative Armutsrisiko fiir Kinder von Alleinerziehenden dreimal hoher aus als jenes
fir Kinder, die mit zwei Elternteilen aufwachsen (Bertram/Kohl 2010). Etwa 34 % der
Kinder unter 18 Jahren, die in einer Ein-Eltern-Familie aufwachsen, leben unterhalb
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der Armutsgrenze. Angaben fiir alle Kinder aus Familien mit weiblicher Hauptein-
kommensbezieherin liegen nicht vor, allerdings zeigt die SOEP-Analyse, dass Haus-
halte mit Familienerndhrerinnen weit hiufiger Nettodquivalenzeinkommen im
Armutsbereich aufweisen als alle anderen Haushalte (Projektbericht West).

Die negativen beruflichen Ausbildungserwartungen und -chancen von Jugend-
lichen: Knapp 25% der 15-Jdhrigen in Deutschland erwarten, dass sie nach ihrem
Schulabschluss und ihrer beruflichen Ausbildung nur Arbeiten mit niedrigen
Qualifikationen ausiiben werden. Damit bildet Deutschland im internationa-
len Vergleich der beruflichen Erwartungen von Jugendlichen das Schlusslicht.
Auch die in den beiden Forschungsprojekten befragten Familienernidhrerinnen beto-
nen oftmals, dass sie sich grofie Sorgen darum machen, ob und wo ihre Kinder einen
Ausbildungsplatz finden kénnen. Ein Teil der Familienerndhrerinnen begleitet die
Suche ihrer Kinder nach Ausbildungs- oder Studienplidtzen daher auch mit grofiem
Zeitaufwand und hohem Engagement, ungeachtet ihrer eigenen Belastungssituation
(Projektberichte Westdeutschland und Ostdeutschland).

Die eingeschrdnkten familialen Kommunikationsmdglichkeiten zwischen Eltern und
Kindern: Die nur mittelméflige Platzierung, die Deutschland hier erzielt, 14sst sich
damit erklaren, dass die deutsche Halbtagsschule einen Teil ihrer Aufgaben auf die
Familie verlagert. Das deutsche Schulsystem geht davon aus, dass die Kinder ihre
Hausaufgaben im Elternhaus erledigen und verlagert damit einen gewichtigen Teil
der Kontrolle des Lernprozesses in die Familie hinein. Eltern werden zu ,zwangs-
verpflichteten Hilfslehrern® fiir den Nachmittag gemacht, was die Kommunikation
zwischen Eltern und Kindern belastet, da diese sich dann stark auf die Hausaufgaben
und das Erledigen von Ubungsaufgaben fokussiert. In anderen Lindern wird dies
stiarker von der Ganztagsschule ibernommen, was die familiale Kommunikation in
der Familie entlastet und verbessert (vgl. Bertram/Kohl 2010). Unter der Anforde-
rung, nachmittags der Schule zuarbeiten zu miissen, leiden gerade die zeitlich einge-
spannten und hoch belasteten Familienerndhrerinnen stark, wie die Ergebnisse der
beiden Forschungsprojekte zu Familienernahrerinnen zeigen. Die befragten Miitter
wiinschen sich oftmals mehr Entlastung und Unterstitzung durch Schule und Leh-
rerinnen und Lehrer (Projektberichte Westdeutschland und Ostdeutschland).

In welcher Weise die deutsche Sozial- und Familienpolitik Kinder finanziell unter-
stiitzt, hidngt stark von der Familienform und der Einkommenssituation der jeweili-
gen Kinder ab. Eltern, die von ALG-II-Leistungen leben, erhalten faktisch kein Kin-
dergeld und - so zumindest ab dem Haushalt 2011 vorgesehen - auch kein Elterngeld
mehr. Gerade alleinerziehende Frauen unter den Familienerndhrerinnen miissen die
Betreuung und Erziehung der Kinder zum ganz Giberwiegenden Teil alleinverantwort-
lich Gbernehmen und werden hierbei keinesfalls zuverldssig durch die Kindsviter
unterstiitzt, obwohl in 87% der Fille nach einer Scheidung das Sorgerecht bei bei-
den Eltern verbleibt (Stand: 2005, vgl. VAMV 2008a). Laut einer Umfrage des Instituts
fir Demoskopie Allensbach im Auftrag des BMFSFJ (2008: 83 f.) haben zwar 86 % der
alleinerziehenden Mitter Unterhaltsanspriiche gegentiber dem fritheren Partner fir
sich selbst und/oder ihre Kinder. Jedoch erhélt von ihnen nur jede Zweite den zuste-
henden Unterhalt auch tatsidchlich in voller Hohe, da sich in etwa der Halfte der Fille
der frithere Partner der Zahlung verweigert oder er finanziell nicht zu Zahlungen in
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der Lage ist. Von der Gesamtheit aller Alleinerziehenden geben insgesamt 40 % an, auf
die eine oder andere Weise Probleme mit den Unterhaltszahlungen zu haben (BMFSFJ
2008a: 28).

Aktuelle Zahlen weisen darauf hin, dass 22 % aller minderjahrigen Kinder, die in Ein-
Eltern-Familien leben - dies sind rund eine halbe Million Kinder -, statt des Unterhalts
durch den anderen Elternteil Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz erhal-
ten.® Kinder, fiir die der getrennt lebende Elternteil keinen Unterhalt leistet, erhalten
nach maximal 72 Monaten jedoch keine staatliche Unterstiitzung mehr und sind damit
vergleichsweise schlechter gestellt als Kinder aus Zwei-Eltern-Familien. Zudem endet
der Unterhaltsvorschuss spétestens bei Vollendung des 12. Lebensjahres des Kindes,
obwohl der Finanzbedarf fir Kinder iber 12 Jahre weiterhin besteht bzw. der Hohe
nach sogar noch anwichst. Der Unterhaltsvorschuss wird auch dann anteilig geleistet,
wenn die Unterhaltszahlungen des anderen Elternteils unterhalb der gesetzlich vorge-
sehenen Leistung bleiben. Die Zahl der Kinder, die einen Unterhaltsvorschuss bezie-
hen, steigt trotz insgesamt sinkender Kinderzahlen in Deutschland kontinuierlich an
(VAMV 2008b).

Es muss an dieser Stelle betont werden: Kinder profitieren grundsatzlich davon, wenn
beide Eltern erwerbstitig sind und sie in einer Zweiverdienerfamilie aufwachsen: Sie
haben bessere Schulerfolge, bessere Bildungsabschliisse und weisen ein hoheres Wohl-
befinden auf (vgl. Expertise Jurczyk). Selbst kleine Kinder profitieren in ihrer Entwick-
lung von miitterlicher Erwerbstitigkeit (vgl. Berger/Spiess 2009, zusammenfassend
Entleitner 2010). Allerdings gilt dies vor allem dann, wenn gewisse Vorbedingungen
erfiillt sind: keine tiberlangen Arbeitszeiten der Eltern, Verlasslichkeit, Regelmafigkeit,
Verflgbarkeit (Lange 2006). Nicht erwerbstitige Eltern, die den ganzen Tag zu Hause
bleiben, werden demgegentiber von 8- bis 12-jahrigen Kindern viel stirker als Belas-
tung erlebt. Untersuchungen zeigen ganz klar, dass es fiir Kinder am giinstigsten ist, in
Familien aufzuwachsen, die auf einem egalitiren Paarkonzept griinden und in denen
beide Eltern erwerbstitig sind (Biirgisser 2006).

Handlungs- und Gestaltungsanséitze

I Ausgangspunkt fiir die sozialpolitische Unterstiitzung von Familienerndhrerinnen
ist die kritische Reflexion institutionell verankerter und dadurch wirkméichtiger
familien- und geschlechterpolitischer Rollenbilder, die der Lebenswirklichkeit eines
steigenden Anteils von Haushalten nicht nur nicht (mehr) entsprechen, sondern
diese sogar erschweren. Vor diesem Hintergrund muss als Leitlinie der Sozialpolitik
die tatsdchliche Realisierung gleicher Lebenschancen von allen Frauen und Mdnnern

6 Unterhaltsvorschuss kann jedes in Deutschland lebende Kind unter 12 Jahren fiir die Dauer von maximal
72 Monaten bekommen, welches nicht oder nur unregelmifig Unterhaltszahlungen durch den Elternteil
erhilt, bei dem es nicht wohnt.
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gestiarkt werden. Hier sind verschiedene Regelungsbereiche ins Auge zu fassen;
zugleich zeigt sich die Notwendigkeit einer Mitwirkung unterschiedlicher Akteure:

I Abzubauen sind institutionell verankerte Anreize, die eine geschlechtstypische
Spezialisierung (Mann als ,,Ernahrer®, Frau als ,,Zuverdienerin®) beférdern. In die-
sem Zusammenhang sind z.B. die existierende Férderung von Minijobs und die
Lohnsteuerklassenkombination III und V zu hinterfragen (vgl. Expertisen Loo-
se und Wersig, vgl. auch Sachverstindigenkommission Gleichstellung 2011). Im
Gegenzug miussen Moglichkeiten und Befahigungsstrukturen geschaffen wer-
den, die eine egalitire Verteilung von Erwerbs-, Fiirsorge- und Eigensorgearbeit
im Lebensverlauf fordern.

Gleichstellungsorientierte Ziele und Arbeitsweisen miissen besser in den Rechts-
kreis des SGB IT und SGB Il implementiert werden (vgl. Expertise Wersig).

Es besteht die Gefahr, dass eine isolierte, unflankierte Umverteilung der Zustan-
digkeit fiir Flrsorgeaufgaben auf beide Geschlechter unter den Bedingungen
einer gleichzeitigen Zunahme von prekdren Beschiftigungsverhiltnissen im
Niedrigeinkommensbereich dazu fiihrt, dass sich die soziale Lage sowohl von
Miittern als auch von Vitern zunehmend im Vergleich zur Situation von kinder-
losen Beschiftigten, die dem Arbeitsmarkt umfassender zur Verfiigung stehen
konnen, destabilisiert. Die Umverteilung von Flrsorgeaufgaben ist nur der erste
Schritt. Damit gleich verteilte Fiirsorgeaufgaben nicht zu einer Art Prekaritats-
falle fiir beide Geschlechter werden, miissen sich die Sozialpartner im zweiten
Schritt um eine bessere sozialpolitische Absicherung familienbedingter Dis-
kontinuititen in den Erwerbsverlaufen kiitmmern (vgl. Expertise Loose, Projekt-
bericht Westdeutschland, Sachverstindigenkommission Gleichstellung 2011).

In sozialpolitischen Regelungen ebenso wie in der Verwaltungspraxis gilt es, die domi-
nierende Sicht auf Frauen als Zuverdienerinnen abzubauen und die ganze Vielfalt von
Erwerbskonstellationen, in denen Frauen (und Ménner) sich befinden kénnen, in den
Blick zu nehmen.

I Inden Grundsicherungsstellen kommen bisher nur in Ausnahmefillen Konzepte

zur Anwendung, in welchen gleichstellungspolitische Ziele und entsprechende
Umsetzungsschritte formuliert sind. Eine solche Integration von genderrelevan-
ten Aspekten und Problemlagen in den Beratungsprozess — unter Berticksichti-
gung der besonderen Situation von Familienernidhrerinnen - ist aber dringend
erforderlich. Hier bedarf es gesetzlicher Vorgaben fiir die Entwicklung und
Evaluation von Gleichstellungskonzepten in den Grundsicherungsstellen (vgl.
Expertise Wersig).
Eine besondere Bedeutung hat hier der bessere Zugang von Frauen mit Kindern
zu qualifizierenden Weiterbildungsmaffnahmen. Anstelle einer Vermittlung in
befristete Ein-Euro-Jobs oder in prekire Beschaftigung sollte erfolgreiche Ver-
mittlung den Ubergang in existenzsichernde Beschiftigung anstreben und an
diesem gemessen werden.
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I Bei der weiteren Ausgestaltung des Elterngeldes gilt es, auch auf die Nutzungs-
muster der Viter abzustellen: Ziel sollte es weiterhin sein, Anreize in Richtung
einer egalitiren Aufteilung der Elterngeldmonate zwischen beiden Partnern
zu beférdern, um langfristig das Leitbild einer paritdtischen Aufteilung der
Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Vater und Mutter zu verankern.

I Die egalitiare Aufteilung von Erziehungs- und Fiirsorgeaufgaben innerhalb des Paa-
res bei gleichzeitiger Verantwortungsiibernahme beider Partner (im Gegensatz zu
einer sequenziellen Abfolge von Erwerbsarbeit und Firsorgeaufgaben allein durch
die Frauen) sollte politisch geférdert und unterstiitzt werden. Als Mafinahmen wiren
hier bspw. zu nennen (vgl. Expertise Loose):

I Die Gewahrung von Leistungen zur Flankierung einer Arbeitszeitreduktion, die
beide Partner in einer Familie gleichzeitig in Anspruch nehmen, um familiale
Aufgaben zu ibernehmen. Zu denken wire hier an gezielte Anreize im Ren-
tenrecht zugunsten einer gleichzeitigen Arbeitszeitreduktion beider Partner
wahrend der Kinderberticksichtigungszeiten (d.h. der ersten 10 Lebensjahre
des Kindes). Bisher werden die gewahrten zusitzlichen Entgeltpunkte bzw. die
aufgewerteten Rentenanwartschaften, im Falle einer Teilzeitbeschiftigung oder
eines unterdurchschnittlichen Verdienstes, nur einem Elternteil gewahrt - und
zwar dem ,iiberwiegend erziehenden Elternteil® also in der Regel der Mutter. Die
Ausweitung dieses Nachteilsausgleichs auf beide Elternteile im Falle der partner-
schaftlich geteilten Fiirsorgearbeit wiirde klare Signale in Richtung eines neuen
Leitbildes setzen.

Auch die Verldngerung der Partnermonate beim Elterngeld und die vorgesehene

(aber aus Haushaltsgriinden nicht umgesetzte) Anderung bei der gleichzeitigen

Inanspruchnahme des Elterngeldes in Teilzeit, konnten hier deutliche Signale

setzen.

I Sozial- und Vereinbarkeitspolitik muss explizit auf beide Geschlechter zugeschnitten
sein bzw. auf die Erwerbstitigkeit aller Elternteile als Regelfall abstellen. Sie darf sich
nicht linger am - von der empirischen Entwicklung faktisch ldngst tiberholten - Leit-
bild der Paarfamilie mit mannlichem Hauptverdiener und zuverdienender Ehefrau
orientieren. Gleichzeitig muss die Vielfalt von Varianten und Rahmenbedingungen
des Zweiverdienermodells besser in Rechnung gestellt und ggf. bestimmte Regelun-
gen und Angebote darauf zugeschnitten werden - so benétigen Haushalte im Nied-
rigeinkommensbereich, in denen Frauen aus Mangel an Alternativen die Rolle der
Familienerndhrerin einnehmen, andere Formen der Unterstiitzung als etwa gut situ-
ierte, mobile Doppelkarrierepaare.

Unstrittig ist, dass Alleinerziehende bzw. Familienernihrerinnen insgesamt in ihrem

Bestreben unterstiitzt werden sollten, von staatlichen Transferleistungen unabhan-

gig zu werden. Hierfir sind passgenaue Unterstiitzungsangebote durch die einschla-
gigen Hilfesysteme entscheidend.

I Es wire hilfreich, Familienerniahrerinnen den btirokratischen Hiirdenlauf durch

eine Vielzahl unterschiedlicher Amter zu erleichtern sowie in Rechnung zu stel-

len, dass diese erwerbstétigen Frauen - aufgrund ihrer beruflichen wie fami-
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lialen Verpflichtungen - zeitlich oft in hochstem Mafie eingeschriankt sind. Zu
denken wire dabei an grundsitzliche Organisationsverbesserungen, damit die
Rat- und Hilfesuchenden zeitsparend und effektiv ihre Anliegen kliaren kénnen
(und nicht z.B. durch vorgeschaltete Callcenteragenten gefiltert oder vertrostet
werden, wie von einer Interviewpartnerin beklagt). Denkbar wire auch die Verga-
be besonderer Termine fiir erwerbstitige Familienerndahrerinnen und -ernéhrer.
Die Etablierung einer zentralen Ansprechperson fir Alleinerziehende bzw. fiir
Familienerndhrerinnen in jeder Kommunalverwaltung koénnte eine wichti-
ge Unterstiitzung sein. Eine solche Ansprechstelle wire mit der besonderen
Lebenssituation von Familienernihrerinnen vertraut, konnte adaquat und ziel-
gruppenspezifisch beraten, konkrete Unterstiitzungsangebote unterbreiten, den
Austausch zwischen betroffenen Frauen vermitteln und hitte insgesamt ein
,offenes Ohr* fiir die Probleme und Anliegen von Familienernahrerinnen.
Angesichts dessen, dass Unterhaltszahlungen der Viter fiir ihre Kinder haufig
nicht, verspétet oder nur in geringer Hohe geleistet werden, brauchten alleiner-
ziehende weibliche Familienerndhrerinnen einen Anspruch auf Unterhaltsvor-
schuss fiir ihre Kinder auch tiber das 12. Lebensjahr hinaus.

I Es sollten gezielte Anpassungen bei der Gewihrung von Grundsicherungsleistungen
erwogen werden, die den Erkenntnissen zu den besonderen Belastungen von Famili-
enerndhrerinnenhaushalten Rechnung tragen, diesen und vergleichbaren Haushal-
ten finanzielle Entlastung verschaffen und die Armutsrisiken vermindern helfen:

| Fir Familien, die bedarfsabhingige Grundsicherungsleistungen beziehen, sollte
die Moglichkeit wieder eingefiihrt werden, im Bedarfsfall besondere Einmalleis-
tungen zu beziehen (z.B. fiir die Neuanschaffung von Kiihlschrank oder Wasch-

maschine bzw. far Reparaturkosten) (vgl. Deutscher Kinderschutzbund 2010: 6).

Die seit einigen Jahren praktizierte Verrechnung der Einmalleistungen mit dem

Grundbedarf hat sich empirisch nicht bewéhrt. Gerade finanzschwache Fami-

lien, unter ihnen viele Familien mit Familienernihrerin, verfiigen haufig tiber

sehr wenig finanzielle Riicklagen und kénnen Gerite wie z.B. einen defekten

Kiihlschrank - wie auch die Interviews in den Forschungsprojekten deutlich

machten - teilweise erst nach Monaten ersetzen. Einmalzahlungen oder zweck-

gebundene Gutscheine kommen aber auch direkt den Kindern zugute, wie im

Falle der Anschaffung von Kindermobeln, Kinderfahrradern, PCs oder kindli-

chem Kleidungsbedarf. Das geplante ,Bildungspaket* fiir Kinder kann hier einen

sinnvollen Weg aufzeigen, wenn auch der Verwaltungsaufwand entsprechender

MafRnahmen zu evaluieren sein wird.

Sinnvoll wire es, vorausschauend bereits armutsnahe Lebenslagen von Fami-

lien abzufedern, wie sie unter Alleinerziehenden und Familienerndhre-

rinnen in Paarhaushalten hidufig zu beobachten sind. Dies betrifft z.B. die

Gefahr der Ausgrenzung von Kindern selbst da, wo die Eltern noch knapp ober-

halb der Bediirftigkeitsgrenze liegen und daher keine Grundsicherungsleistun-

gen fir sich und ihr Kind beziehen. Ein Beispiel wiren Zuschiisse fiir Klassen-
fahrten.



Seite 85 Kapitel IT E(g_mﬁﬂ E(‘E — }E - ’%

I Zur Unterstlitzung einer allgemeinen Entlastung und Erholung von Familien-
ernidhrerinnen und ihren Kindern sollte ein ausreichendes Angebot an Mut-
ter-Kind-Kuren bereitgestellt werden, welches unkompliziert und zeitnah von
betroffenen Miittern genutzt werden kann. Ein solches Angebot ergidnzt den
beruflichen Erholungsurlaub, der von vielen Familienerndhrerinnen aus Kos-
tengriinden und aufgrund ihrer fortlaufenden Zustiandigkeit fiir die Versor-
gung der Familie nicht zu ihrer individuellen Erholung (z.B. im Rahmen einer
Erholungsreise) genutzt werden kann.

I Zur Vermeidung von Kinderarmut in Haushalten mit weiblicher Familienernédhre-
rin gilt es, die finanziellen Unterstiitzungsleistungen der Grundsicherung fiir Kinder
entlang des tatsidchlichen Bedarfs neu zu definieren.

I Wenn Kindergeld und - wie fiir den Bundeshaushalt 2011 geplant - Elterngeld
ohne Anhebung der Regelsitze mit SGB-II-Leistungen verrechnet werden, stellt
dies fir Familienerndhrerinnen mit langzeitarbeitslosen bzw. erwerbsunfahi-
gen Partnern (und andere Betroffene) einen zusitzlichen empfindlichen Verlust
eines Teils des Haushaltseinkommens dar. Auch die zukiinftig geplante Anrech-
nung des Elterngeldes als Einkommen bei der Berechnung des Kinderzuschusses
wird die finanziellen Spielrdaume vieler Familienernahrerinnenhaushalte weiter
einengen.

Der Deutsche Kinderschutzbund schldgt zur Verringerung der Kinderar-

mut eine Anhebung der Regelsitze auf 276 € (bis zum 6. Lebensjahr) bis 358 €

(14. bis 18. Lebensjahr) vor, um den Bedarf an Grundgiitern und eine zumindest

ansatzweise soziokulturelle Teilhabe abzusichern (DKSB 2010: 2).

Der Kinderzuschlag erreicht nach wie vor - konstruktionsbedingt — nur einen

kleinen Kreis von Berechtigten. Bei geringfiigigen Einkommensverdnderungen

kann es zu einem abrupten Wegfall dieser Leistung kommen. Wenn an diesem

Instrument festgehalten werden soll, miisste durch eine Reform der Mindest-

und Hochsteinkommensgrenzen dafiir Sorge getragen werden, dass ein grofle-

rer Kreis von Berechtigten von dieser Leistung profitieren und den Bereich der

Armut iberwinden kann.

Das geplante,,Bildungspaket“ (Chipkarten mit einem Guthaben fiir Bildungsaus-

gaben) kann ein sinnvolles Mittel sein, auch Kindern aus bediirftigen Familien

eine Teilhabe an Bildung zu ermoglichen (s.0.).

Diskussionswiirdig ist auch der Vorschlag, die bisherige Vielzahl an sozial- und

familienpolitischen Leistungen mittelfristig in eine ,Kindergrundsicherung”

umzuwandeln, so wie es in anderen Lindern teilweise schon realisiert wurde

(vgl. DKSB 2010, Bertram/Kohl 2010).

I Auch die gesetzliche Alterssicherung muss den verdnderten Erwerbsmustern und
Lebensverldufen angepasst werden. Die empirische Entwicklung zeigt, dass weder
die durchgingige (Vollzeit-)Beschiftigung von Mannern noch die langfristige Ehe als
Voraussetzung fur die abgeleitete Sicherung von Frauen mehr als Maf3stibe fiir die
Erreichung des Sicherungsziels der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) geeignet
sind. Zwar kann zukinftig von einer steigenden Erwerbspartizipation von (westdeut-
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schen) Frauen tiber den Lebensverlauf ausgegangen werden. Angesichts von Niedrig-
l6hnen, Phasen der Nichterwerbstétigkeit und Arbeitszeitreduzierung aufgrund von
familidren Aufgaben, aber auch Phasen der Arbeitslosigkeit von Erwachsenen bei-
derlei Geschlechts werden zunehmend mehr Menschen jedoch unter den gegebenen
Bedingungen keine armutsvermeidenden Rentenanspriiche in der GRV durch ihre
Beitragszahlungen aufbauen konnen. Zur Stirkung der Legitimation der GRV und
zur Erreichung ihrer Sicherungsziele sind daher eine starkere Einbeziehung und Bei-
tragsverpflichtung aller Erwerbstitigen und Einkommensarten tiber den Lebensver-
lauf unvermeidlich; gleichzeitig konnen Ausgleichsmafinahmen zur Unterstiitzung
von Personen mit niedrigem Einkommen und diskontinuierlichen Versicherungs-
verlaufen einen Beitrag zum Aufbau individueller, armutsvermeidender Alterssiche-
rungsanspriiche fir Frauen und Ménner leisten. Wahrend des Erwerbslebens muss
ein zusatzliches Gewicht auf die sozialrechtliche Flankierung von flexiblen Formen
der Erwerbstitigkeit gelegt werden (vgl. Sachverstindigenkommission Gleichstel-
lung 2011).

5. Betriebliche Arbeitsbedingungen und ihre
Auswirkungen

Familienerndhrerinnen, die Giberwiegend iiber mittlere Bildungs- und Qualifikati-
onsabschliisse verfiigen, gehoren zugleich zu den zeitlich am intensivsten belasteten
Beschiftigtengruppen. Sie sind hiufig als Altenpflegerinnen, Krankenschwestern,
Hebammen, Erzieherinnen, Kellnerinnen oder Verkauferinnen téitig und werden in
diesen Berufen physisch und psychisch auflerordentlich gefordert. Viele der Fami-
lienerndhrerinnen - und dies gilt insbesondere fiir alleinerziehende Miitter und
vollzeiterwerbstatige Frauen - sind gesundheitlich daher ,,am Limit“ Sie leiden unter
permanentem Zeitdruck sowie diversen Stresssymptomen. Dies zeigt sich auch am
Beispiel der in den beiden Forschungsprojekten interviewten Familienerndhrerinnen
(vgl. die Ergebnisse beider Projekte). Unterschiede in den Belastungsgraden existieren
allerdings nach Milieu, nach eigenem Erwerbsumfang sowie nach dem Grad an Pre-
karitét, den die Familienernahrerinnen in der Erwerbsarbeit und im Zusammenspiel
betrieblicher und privater Anforderungen erfahren.

Belastungen ergeben sich insbesondere durch die zeitlichen und raumlichen Anfor-
derungen der Erwerbsarbeit. Die Familienernihrerinnen arbeiten oft in Schichtarbeit
bzw. iiben Dienstleistungsberufe aus, in denen atypische Arbeitszeiten (abends, nachts
oder am Wochenende) tiblich sind. Die interviewten Familienernahrerinnen weisen
zudem auf ihre hohe Belastung durch vom Arbeitgeber geforderte und meist nur kurz-
fristig angekiindigte Uberstunden hin. Diese werden teilweise nicht oder nur nach
Protest durch die Betroffenen ordnungsgemafd ausbezahlt oder in Freizeit entgolten
(Projektberichte Westdeutschland und Ostdeutschland).
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Auch bei der Arbeitszeitfestlegung im Detail erweisen sich viele Arbeitgeber als igno-
rant gegentiiber der besonderen Situation von Familienerndhrerinnen, die neben ihrer
beruflichen Arbeit auch fir die Betreuung und Versorgung ihrer Kinder (haupt-)ver-
antwortlich sind (ebd.).

Zu den Arbeitszeitwiinschen speziell der Familienerndhrerinnen ist bisher wenig
bekannt. Fiir die Gruppe der alleinerziehenden Miitter, welche mehrheitlich vollzeit-
erwerbstatig sind (54 %), weift man jedoch, dass rund die Halfte von ihnen mit ihrer
Wochenarbeitszeit zufrieden ist. Gewiinscht werden von zwei Dritteln der erwerbsta-
tigen Alleinerziehenden Teilzeitstellen mit einer etwas hoheren Stundenzahl zwischen
20 und 35 Stunden pro Woche. Einer gewiinschten Erh6hung des Arbeitszeitvolumens
steht jedoch vor allem der Widerstand der jeweiligen Arbeitgeber im Wege (BMFSFJ
2008: 44). In den Interviews mit Familienerndhrerinnen in westdeutschen Paarfamili-
en wurde deutlich, dass vor allem unter der groflen Gruppe derjenigen Frauen, die die
Familienernihrerinnenrolle unfreiwillig mangels anderer Alternativen ibernommen
hatten sowie nach wie vor widerstrebend ausfiillen, vielfach auch der Wunsch nach
einer Reduzierung der Erwerbstétigkeit besteht (Projektbericht Westdeutschland).

Die Interviews mit Familienerndhrerinnen zeigen, dass deren Familien héufig unter
Mobilitdtsanforderungen zu leiden haben. Dies trifft besonders fiir Miitter zu, die mobil
inder ambulanten Pflege tétig sind, aber auch fiir diejenigen, die taglich weite Wege zum
Arbeitsplatz zurticklegen oder im Auflendienst oder an verschiedenen Orten tétig sind.
Wo ein betriebliches Mobilititsmanagement existiert, welches sich um die Bewaltigung
derberuflichen Mobilitaitdurch Beschiftigteund deren Familienkiimmert,istdiesesaber
in der Regel bislang auf den Bereich der Fithrungskrafte (,High Potentials“) beschrankt.
Gleichzeitig ist die letztgenannte Gruppe allerdings zunehmend mit einer ,Verftigbar-
keitskultur” konfrontiert, bei der von einer stindigen Erreichbarkeit und Ansprech-
barkeit von Beschiftigten auch jenseits der vertraglich vereinbarten Arbeitszeiten
ausgegangen wird. Dies macht die Grenzziehung zwischen beruflichen und familidren
Zeiten und Aufgaben immer schwieriger (WeRller-Poftberg/Klammer i.V.).

Trotz dieser Rahmenbedingungen stellen Anforderungen durch Haus- und Fiirsorge-
arbeit gerade fir Familienerndhrerinnen ein wichtiges Thema dar, da entsprechen-
de Aufgaben innerhalb des familidren Arrangements trotz der besonderen Verant-
wortung fir die finanzielle Versorgung der Familie immer noch weitgehend in ihren
Zustandigkeitsbereich fallen. Trotz ihrer Belastungssituation und der engen finan-
ziellen Spielraume sind viele erwerbstitige Mitter — auch die Familienernidhrerin-
nen - bestrebt, die taglichen Mahlzeiten selbst herzustellen und dabei sogar noch die
Geschmacksvorlieben ihrer Partner und Kinder zu berticksichtigen (vgl. Expertise
Meier-Gréawe). Wie sich in den Interviews mit den Familienernidhrerinnen zeigt, ist
es vielen Familienerndhrerinnen wichtig, ihren Haushalt eigenhdndig und geméaf
den eigenen Ordnungsvorstellungen zu erledigen. Die allermeisten Familien-
erndhrerinnen in Ostdeutschland konnen sich nicht vorstellen, im Haushalt auf
bezahlte Hilfe zuriickzugreifen. In Westdeutschland ist dies zwar durchaus weiter
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verbreitet, jedoch scheinen auch hier viele Familienernihrerinnen ein ausgepragtes
Bediirfnis zu haben, durch ihr Engagement in der Haus- und Familienarbeit unter
Beweis zu stellen, dass sie trotz der Erwerbsarbeit die ungeschriebenen Erwartungen
an die Rolle von Frauen und Miittern erfiillen. Viele Familienerndhrerinnen haben
auch kaum die finanzielle Moglichkeit, sich tiber den Einkauf von haushaltsnahen
Dienstleistungen bei der Haus- und Firsorgearbeit zu entlasten. Sowohl in Ost-
wie auch in Westdeutschland wird jedoch in groRem Umfang auf die (unbezahlte)
Unterstiitzung durch Grof3miitter zurtickgegriffen.

Es ist zu beflirchten, dass die aktuellen Erwerbsbedingungen bzw. die damit verbun-
denen Vereinbarkeitssituationen vielen Familienerndhrerinnen ein Aushalten der
gegebenen Belastungen bis zum reguldren Rentenalter unmoglich machen (vgl. auch
Expertise Meier-Grawe). Genauso beschreiben es auch die interviewten Familiener-
nédhrerinnen selbst: Viele betrachten ihr gegenwirtiges Lebensarrangement als auf
Dauer nicht tragbar.

Durch schlechte Arbeitsbedingungen, einen wachsenden Beschiftigtenanteil, der zu

Niedriglohnen und in Minijobs arbeitet, sowie den zunehmenden Riickzug von Arbeit-

gebern aus der Tarifbindung findet eine Aushebelung sozialer Rechte von Beschiftig-

ten statt, wovon auch ein Teil der Familienernidhrerinnen betroffen ist. Die Reichweite
von Branchentarifvertrdgen und betrieblicher Mitbestimmung hat in Deutschland in
den vergangenen 15 Jahren insgesamt abgenommen:

I Von den Beschiftigten in privatwirtschaftlichen Unternehmen arbeiten im Jahr 2009
in Westdeutschland 52% und in Ostdeutschland 34 % mit einem Branchentarifver-
trag.

I 45% aller Beschiftigten in der westdeutschen Privatwirtschaft werden von einem
Betriebsrat vertreten, in Ostdeutschland sind es 38 %.

I Damit werden in Westdeutschland 33 % und in Ostdeutschland 46 % der Beschaftig-
ten weder durch einen Branchentarifvertrag noch durch einen Betriebsrat erfasst (vgl.
Bockler Impuls 2010b).

Weil eine gesetzliche Verpflichtung der betrieblichen Akteure zur Behandlung gleich-
stellungspolitischer Themen fehlt, hingt die tatsidchliche Praxis vom Engagement und
der Personlichkeit der Betriebsrate und Geschaftsfithrungen, den konkreten betriebli-
chen Problemkonstellationen sowie der jeweiligen Unternehmenskultur ab (vgl. Pro-
jektgruppe GiB 2010). Umso wichtiger ist es, die Betriebsparteien darin zu bestarken,
das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) sowie andere zentrale Gesetze (TzBfG, BEEG,
PflegeZG) im Betrieb auch tatséchlich zur Geltung zu bringen (vgl. Expertise Schlew-
ing). Es ist gerade fiir Familienernihrerinnen eine durchaus reale Bedrohung, nach der
Elternzeit gekiindigt, auf einen schlechteren Arbeitsplatz versetzt oder karriereméfig
diskriminiert zu werden. Auf diesen Sachverhalt deuten auch die Ergebnisse aus den
beiden Forschungsprojekten zu Familienerndhrerinnen hin.
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Kommt es zu familienbedingten Erwerbsunterbrechungen oder lingeren Phasen von
Teilzeitarbeit, haben Frauen anschlieffend mit dem Problem zu kdmpfen, dass sie auf
beruflichen Positionen arbeiten miissen, die nicht addquat zu ihren Bildungsabschliis-
sen sind: Nur 43% der Miitter landen nach ihrer Familienpause wieder auf ihrem
alten Arbeitsplatz. Demgegeniiber haben 35% beim Wiedereinstieg ihren Arbeitgeber
gewechselt und weitere 18 % wurden vom Arbeitgeber zumindest auf einen neuen
Arbeitsplatz versetzt. Letztlich sind es nur 16 % der Riickkehrerinnen, die nach ihrem
Wiedereinstieg genauso wie vor der Geburt ihres Kindes arbeiten, also beim gleichen
Arbeitgeber, auf derselben Stelle, mit denselben Arbeitszeiten und denselben inhaltlichen
Schwerpunkten (Hessenstiftung 2007: 36 f). Eine familienbedingte Erwerbsunterbre-
chung birgt fir Frauen daher nach wie vor die Gefahr einer beruflichen Dequalifizierung:
Immerhin 16% der Riickkehrerinnen geben an, nach ihrem Wiedereinstieg unterhalb
ihres urspriinglichen Ausbildungsniveaus zu arbeiten (Hessenstiftung 2007: 44).

In Ostdeutschland kommt hinzu, dass Frauen im Rahmen der grundlegenden
Umstrukturierung des ostdeutschen Arbeitsmarktes ausgepriagte Dequalifizierungs-
prozesse hinnehmen mussten und heute vielfach unter ihrem Qualifikationsniveau
beschiftigt sind. Beide Entwicklungen schmilern die Verdienstchancen von Frauen
bzw. von Familienerndhrerinnen (Projektbericht Ostdeutschland).

Insgesamt wird den Frauen in Deutschland der berufliche Aufstieg noch nicht im
gleichen Mafle wie den Ménnern ermdoglicht. Die Angaben zum Anteil weiblicher
Fiihrungskrifte fallen unterschiedlich aus, die Studien verweisen aber auf dhnliche
Effekte: Die Projektgruppe Geschlechterungleichheiten im Betrieb (GiB) ermittelt
einen Frauenanteil an allen Fihrungskriften von maximal 31% (steigende Tendenz,
vgl. Projektgruppe GiB 2010: 425). Die IAB-Fithrungskriftestudie gibt den Frauenan-
teil unter abhingig beschiftigten Fithrungskréften in der Privatwirtschaft fiir das Jahr
2004 mit 22 % an (steigende Tendenz, vgl. Kleinert 2006: 1). Auffillig ist insgesamt, wie
der Frauenanteil an den Fiihrungskriften in den einzelnen Lebensphasen variiert: Bis
zum Alter von 29 Jahren sind Frauen noch sehr stark im Fithrungsbereich vertreten
(ca. 43 %), dann jedoch immer weniger (ca. 20% und darunter, vgl. Kleinert 2006: 2).
Auch wenn hier méogliche Kohorteneffekte zu berticksichtigen sind, weisen die Daten
darauf hin, dass der Anteil von Frauen in Fiihrungspositionen in der Altersgruppe,
in der qualifizierte Frauen am héufigsten Kinder bekommen und betreuen, deutlich
zuriickgeht. Dies geht Hand in Hand damit, dass das Vorhandensein von Kindern
die Wahrscheinlichkeit fiir eine Frau mindert, eine Fithrungsposition einzunehmen
(Kleinert 2006: 2). Auch wenn keine quantitativ reprasentativen Daten zu den von den
Familienerndhrerinnen erreichten beruflichen Positionen vorliegen, verdeutlichen die
geschilderten Effekte doch, wie schwierig fiir Familienernihrerinnen (im Unterschied
zu Familienernédhrern) ein beruflicher Aufstieg zu bewerkstelligen sein diirfte.
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Handlungs- und Gestaltungsansitze

I Esbesteht akuter Handlungsbedarf hinsichtlich eines ,De-Gendering“ in den Betrie-
ben, welches darauf abzielt, sich fiir starker egalitire Leitbilder und starker partner-
schaftliche Rollenvorbilder im Betrieb zu 6ffnen.

I In den allermeisten Betrieben wirkt das unausgesprochene Leitbild fort, dass

(ménnliche) Beschiftigte dem Arbeitsmarkt durchgingig und ein Leben lang
uneingeschrankt zur Verfligung stehen. Dem gilt es entgegenzutreten, indem
der Blick bewusst einerseits auf die Existenz von fiirsorgenden, aktiven Mdnnern
und andererseits auf die Situation von vollzeiterwerbstatigen oder familiener-
nihrenden Frauen im Betrieb bzw. auf dem Arbeitsmarkt gelenkt wird. Unter-
stiitzt wird dies etwa durch eine betriebliche Férderung von Teilzeitarbeit fiir
Minner/Viter, durch Moglichkeiten der alternierenden Telearbeit oder durch
den personalpolitischen Ubergang von der Anwesenheitskultur zur Aufgaben-
orientierung.
Insbesondere Flihrungskrifte gilt es hierfiir zu sensibilisieren. Denn die Erwar-
tungen und Vorannahmen von Fithrungskriften fallen nach wie vor sehr
geschlechterstereotyp aus: Mdnnern wird die Erndhrerfunktion sowie die beruf-
liche Karriere zugedacht, (selbst hoch qualifizierten) Frauen wird eine geringe-
re Berufsorientierung unterstellt. Mafinahmen eines aktiven ,De-Gendering”
sollten daher zum reguldren Bestandteil fachlicher Fort- und Weiterbildungen
besonders fiir Fithrungskrifte gemacht werden. Hierzu bieten sich etwa geziel-
te Diversity-Trainings fiir Vorgesetzte an. Besonders méannliche Fithrungskrafte
sollten eine entsprechende Forderung erfahren. Wenn sie selbst eine untypische
Work-Life-Balance leben und etwa Teilzeit arbeiten oder Elternzeit in Anspruch
nehmen, kann davon eine Vorbildwirkung ausgehen.
Dievonvielen Seiten beklagten Wissens- und Verstandnisdefizite, die die Akteure
der Arbeitswelt gegentiber der Vielfalt privater Lebensformen und Lebenslagen
noch immer aufweisen, gilt es durch gezielte Schulungs- und Trainingsangebote
insbesondere flir Fiihrungskrifte, mittleres Management und Betriebsakteure
zu schliefRen (vgl. Expertise Jurczyk). Diese von den interviewten Familienernih-
rerinnen haufig als ,fehlende Riicksicht“von Vorgesetzten bezeichneten betrieb-
lichen Defizite miissen iberwunden werden.

I Im Tarifvertragsgesetz gibt es bislang keine einzige Bestimmung, die sich mit Benach-
teiligungsverboten wegen der Familienpflichten, mit dem Gebot einer familienori-
entierten Personalpolitik oder dem Entgeltgleichheitsgebot befasst. Es gilt daher zu
diskutieren, ob der Gesetzgeber die Tarifvertragsparteien nicht in die Pflicht nehmen
sollte, sich in Tarifvertragen mit diesen Themen zu befassen (vgl. Expertise Schlew-
ing).

I Vor dem Hintergrund riickldufiger Zahlen der von Branchentarifvertrigen erfassten
abhingig Beschiftigten wird zugleich eine Stirkung der betrieblichen Arbeitneh-
mervertretungen umso bedeutungsvoller (vgl. Expertise Schlewing).

I In Betracht kommt hierfiir eine Verankerung eines familien- bzw. vereinbar-
keitsgerechten Mainstreamings in geeigneten Bestimmungen, etwa in Form von
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Forderauftragen an die Arbeitnehmervertretungen (BetrVG). Auch Arbeitgeber
konnten im Rahmen neuer gesetzlicher Pflichten zur Gleichstellung und For-
derung der Familienfreundlichkeit zu entsprechenden Mafnahmen verpflichtet
werden.

Sinnvoll wiren die Aufnahme von Familienpflichten in den Katalog der unzulas-
sigen Benachteiligungsgriinde im Betriebsverfassungsgesetz (§ 75 Abs. 1 BetrVG)
sowie die Aufnahme der Familienvertrdglichkeit in die Aufzahlung der Schutz-
und Forderpflichten der Betriebsparteien (§ 75 Abs. 2).

Auch die Verpflichtung der betrieblichen Akteure wie auch der Tarifvertragspar-
teien zu einer gleichstellungsorientierten Personalpolitik wiirde einen begilins-
tigenden Rahmen bieten. Mafinahmen hinsichtlich der Entgeltgleichheit wiaren
darin vorrangig zu verankern, aber auch die Férderung einer familienunterstiit-
zenden Flexibilitit von Arbeitszeit. In diesem Rahmen koénnte auch die Pflicht
zur betrieblichen Erstellung von addquaten Personalstatistiken und Gleichstel-
lungsberichten festgelegt werden.

Betriebliche Entgeltsysteme sollten sich vor ihrem Inkrafttreten einem Dis-
kriminierungscheck durch eine unabhingige Kommission (etwa: angebunden an
die Antidiskriminierungsstelle des Bundes) unterziehen miissen. Dem Betriebs-
rat konnte ein Initiativrecht hinsichtlich diskriminierungsfreier betrieblicher
Entgeltsysteme eingeraumt werden (BetrVG) (vgl. Projektgruppe GiB 2010: 327,
Deutscher Gewerkschaftsbund 2009: 4).

I Angesichts der Tatsache, dass die Halfte der Beschiftigten in Westdeutschland und
zwei Drittel in Ostdeutschland nicht von einem Branchentarifvertrag erfasst wer-
den und das Ausfransen der L6hne nach unten zugenommen hat (Kalina/Weinkopf
2010), zeichnet sich umso deutlicher der Bedarf nach einem vom Gesetzgeber festge-
legten Mindestlohn ab.

I Gerade Familienerndhrerinnen brauchen Arbeitszeiten, die auf ihre spezifische fami-
liale Situation eingehen und ihnen Mitgestaltungsmoglichkeiten und eine gewisse
Planungssicherheit bieten, da sie wegen ihrer Erndhrerverantwortung anders als
Frauen in der Rolle der ,Zuverdienerin“ meist nicht auf das weit verbreitete Verein-
barkeitsinstrument von (kurzer) Teilzeit zurtickgreifen kénnen.

I Auch wenn zu ihren spezifischen Arbeitszeitwilinschen keine reprisentativen
Daten vorliegen, deuten die vorliegenden Erkenntnisse (auch zu Alleinerziehen-
den) auf einen groflen Bedarf von Familienernihrerinnen an Stellen in ,voll-
zeitnaher Teilzeit* bzw. in ,kurzer Vollzeit“ hin (Sachverstindigenkommission
Gleichstellung 2011).

Zur Reduzierung von Belastungen sowie zur Erleichterung von Kinderbetreuung

und Familienleben brauchten betroffene Familienerndhrerinnen zudem die

Moglichkeit, zumindest voriibergehend aus der Spit- bzw. Nachtschicht auszu-

steigen und im Tagdienst zu arbeiten. Gleiches gilt fir eine verstarkte Entlastung

von Wochenend- und Feiertagsarbeit, da den Sonn- und Feiertagen eine beson-
dere Funktion als letzter ,Bastion gemeinsamer Familienzeit zukommt.

Gerade fir Familienerndhrerinnen in qualifizierten Tatigkeiten wére zudem die

Moéglichkeit, teilweise von zu Hause aus zu arbeiten, von Vorteil.
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I Erginzt werden konnte dies durch kommunale Bemiihungen, Ansitze loka-
ler Zeitpolitik anzustofRen (vgl. Heitkotter 2009). Gemeinsam mit Akteuren der
Kommunalpolitik kdnnen etwa sogenannte Zeitbtliros eingerichtet werden, die
sich fiir die Abstimmung von Arbeitszeiten, Offnungszeiten, Zeiten des 6ffentlichen
Nahverkehrs sowie von Schul- und Betreuungszeiten einsetzen.

I Fur Beschiftigte mit hoher beruflicher Mobilitit, etwa bei Reise- oder Fahrtatigkei-
ten, Tatigkeiten im Auflendienst, an verschiedenen Orten oder in der ambulanten
Pflege, gilt es auf betrieblicher Ebene klare Regelungen zur Erreichbarkeit festzule-
gen und grundsatzliche ,Schutzzeiten® fiir familiale Belange zu vereinbaren. Rufbe-
reitschaft, die bei einer Reihe der in den Projekten Befragten nicht entgolten wird,
sollte grundsétzlich bezahlt werden. Zu denken ist weiterhin an betriebliche Rege-
lungen, die eine Hochstdauer von Dienstreisen oder Maximalabwesenheiten pro
Monat oder Jahr festlegen. Ebenso gilt es zu vereinbaren, dass beruflich bedingte
Abwesenheiten stets unter Beriicksichtigung der Lebenssituation der Beschéftigten
und unter deren Mitwirkung geplant werden. Die Einfithrung eines betrieblichen
Mobilitaitsmanagements, das die Unterstiitzung der Beschiftigten und ihrer Famili-
en bei mobilitidtsbedingten Fragen zum Ziel hat, kann erwogen werden. In betriebli-
chen Vereinbarungen sollte auch der Einsatz von moderner Betriebs- und Kommu-
nikationstechnologie sowie die Durchfihrung von spezifischen Mitarbeiter(innen)
gespriachen zur Laufbahnplanung verabredet werden (vgl. Expertise Jurczyk).

Der Gesetzgeber sollte einen Impuls zugunsten der Karrierewege von Frauen bzw.
Mitter setzen, indem er gesetzliche Regelungen schafft, welche die Prasenz von
Frauen in Fihrungspositionen stirken - etwa durch eine Regelung zur gleichbe-
rechtigten Vertretung von Frauen in Aufsichtsriten (vgl. Expertise Schlewing). Zu
ergianzen ware dies auf der betrieblichen Ebene durch die Verankerung des Themas
Karriereplanung in der beruflichen Erst- oder Weiterbildung sowie durch gezielte
Mentoring-Programme oder Trainingsmafinahmen fiir Frauen, um zu unterstiitzen,
dass sie sich Fithrungs- bzw. Managementaufgaben zutrauen (Wiist/Burkart 2010).

Seit der Anpassung des Elterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) im Januar 2009
koénnen Miitter und Viter sowohl die Bezugsdauer als auch die Aufteilung der Part-
nermonate einmal ohne Angabe von Griinden éndern. In besonderen Hartefillen
ist zudem eine zweite Anderung méglich, z.B. zur nachhaltigen Sicherung der wirt-
schaftlichen Existenz. In der Praxis verweigerten Arbeitgeber jedoch - so die Ergeb-
nisse aus den beiden Forschungsprojekten zu Familienernahrerinnen, allerdings vor
der letzten Gesetzesdnderung - mitunter ihre Zustimmung zu einer nachtréglichen
Anderung der Elternzeit (Dauer, Aufteilung der Monate). Soll eine bereits angemel-
dete Elternzeit vorzeitig beendet, verkiirzt oder verlingert werden, kann dies nur
mit Zustimmung des Arbeitgebers erfolgen. Den Klageweg gegen die Ablehnung
des Arbeitgebers scheuen die Familienerndhrerinnen in der Regel. Daher gilt es, ihre
vorhandenen Rechtsanspriiche auf nachtrégliche, situationsbedingte Anpassung der
Elternzeit auch in der Praxis zu stirken.
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I Ein noch offenes Problem ist die tatsdchliche Durchsetzung der Rechtsanspriiche
von Beschiftigten auf einen Wechsel von Vollzeit- in Teilzeitarbeit geméaf} dem Teil-
zeit- und Befristungsgesetz (TzBfG). Eine Reihe der interviewten Familienernihre-
rinnen ist Diskriminierungen im Zusammenhang mit ihrer Teilzeitbeschéftigung
ausgesetzt, so die Erkenntnisse der beiden Forschungsprojekte zu Familienernihre-
rinnen (Projektberichte Westdeutschland und Ostdeutschland). Besonders die bis-
lang nicht durch Rechtsanspruch gedeckte Riickkehr auf einen Vollzeitarbeitsplatz
kann flr Familienerndhrerinnen von sehr grofier Bedeutung sein, wenn beispiels-
weise nach einem Jahr des ALG-I-Bezuges das Einkommen des weiter arbeitslosen
(Ehe-)Partners im Rahmen der Bedarfsgemeinschaft wegfillt. Die Sachverstandigen-
kommission Gleichstellung (2011) hat zur Verbesserung dieser und anderer Bedarfe
zur Anpassung der Arbeitszeit im Lebensverlauf ein ,Gesetz iiber Wahlarbeitszeiten®
vorgeschlagen.

Ein Ziel muss es sein, eine Reduzierung der Belastungskumulation von Familien-
erndhrerinnen zu erreichen, die sich bisher aus der parallelen Verantwortung fiir die
Erwirtschaftung des Haushaltseinkommens sowie fiir die Ubernahme der Fiirsorge-
arbeit ergibt.

I Es gilt, mehr Unternehmen fiir die familiengerechte Gestaltung von Arbeits(zeit)
bedingungen zu gewinnen, in welcher eine grundsitzliche Verantwortlichkeit
aller Beschiftigter fiir familiale Farsorgeaufgaben (dauerhaft oder voriiberge-
hend, in der einen oder anderen Lebensphase) vorausgesetzt wird.

Besondere Aufmerksamkeit sollte der Entwicklung und Beférderung von Kon-
zepten der betrieblichen Gesundheitsféorderung geschenkt werden, um so die
Work-Life-Balance von Beschiftigten mit Fiirsorgeverantwortung zu verbes-
sern. Hier gilt es, auf zweierlei zu achten: eine gendersensible Konzeption sowie
eine Berticksichtigung der besonderen Lebenssituation von Familienerndhrerin-
nen. Sinnvoll sind Vernetzungen mit anderen Akteuren der Gesundheitsférde-
rung (Krankenkassen, Gesundheitsdmter, Arztinnen und Arzte vor Ort etc.).

Es miissen verldssliche Moglichkeiten fiir Familienernahrerinnen geschaffen
werden, Familienurlaube gemeinsam mit Partnerinnen/Partnern und Kindern
zu verbringen. Ergidnzend sind weitere planbare und arbeitsfreie ,Erholungs-
fenster” von mehreren Tagen Dauer wichtig, auf die sicher zuriickgegriffen wer-
den kann. Im Rahmen einer neuen Zeitpolitik, die generell auf verschiedenen
Ebenen fiir Menschen mit Flirsorgeverantwortung zu entwickeln ist, waren auch
fir die betriebliche Ebene Mafdnahmen vorzusehen (z.B. Kurzsabbaticals zur
Einschulung, Weiterentwicklung der Moglichkeiten einer Pflegefreistellung).
Die Anzahl von Uberstunden ist insgesamt méglichst niedrig zu halten. Unver-
meidbare Uberstunden sind rechtzeitig anzukiindigen und durch Freizeit auszu-
gleichen.
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Damit familial bedingte Passagen und Uberginge in den Betrieben stirker als bisher
in den Blick genommen und begleitet werden, erscheint die Installierung von spezi-
ellen Ansprechpartnerinnen und -partnern fiir alle Angelegenheiten beziiglich fami-
lialer Lebensformen und Lebensphasen, sozusagen als ,Familienbeauftragte” oder
,Familienmentorinnen und -mentoren®, in Betrieben sowie von Ansprechpartnerin-
nen und -partnern bei Kammern, Gewerkschaften und Berufsverbanden als sinnvoll
(vgl. Expertise Jurczyk). Hierbei kann es sich auch um Beschiftigte handeln, die dem-
entsprechend weitergebildet wurden. Thnen kdme auch die Aufgabe zu, relevante
Akteure im Betrieb fir die Dynamik und die Vielfalt von familialen Lebenslagen zu
sensibilisieren und ihnen die Pluralitat der Bedarfe anschaulich vor Augen zu fithren.
Als besonders begleitungswiirdig erscheinen besonders Passagen und Uberginge im
familialen Lebensverlauf, wie etwa Schuleintritt des Kindes, Abiturphase, Tod von
Familienmitgliedern etc. In der Personalentwicklung gilt es vor diesem Hintergrund
- im Interesse der Beschiftigten, aber auch der Arbeitgeber - Konzepte des lebens-
phasen- bzw. lebensereignisorientierten Personalmanagements weiterzuentwickeln
und zur Anwendung zu bringen (Sachverstindigenkommission Gleichstellung 2011).

Daneben gilt es aber auch, Beschiftigte selbst zu sensibilisieren und darin zu schulen,
die Gestaltung ihrer eigenen Work-Life-Balance als aktive Aufgabe anzunehmen, fiir
die gewisse ,Lebensfiihrungskompetenzen“ erforderlich sind. Aus diesem Grunde
ware es sinnvoll, die Beschiftigten hinsichtlich eines ,Emotionsmanagements®, bei
der Selbstsorge sowie beim Aufbau von Kompetenzen des Grenzziehens (,boundary
management”) zu unterstiitzen (vgl. Expertise Jurczyk).

I Hierfir kommt die Etablierung von (auch elektronischen) Diskussionsforen im
Betrieb in Betracht, auf denen sich etwa Familienernihrerinnen untereinander
austauschen kénnen. Ergdnzend wire auch ein gesondertes betriebliches Forum
fir Mdnner mit Firsorgeaufgaben (Kinder, Pflege) sinnvoll.

I Denkbar wiren auch gezielte Seminare, auch in Zusammenarbeit mit Institutio-
nen der Familienbildung, in denen Beschiftigte mit ihren Familien herausfinden
konnen, wie eine nachhaltige Verkntipfung von Arbeit und Familie fiir sie per-
sonlich moglich ist.

Bislang wird die Unterhaltspflicht als ein Kriterium fiir die Sozialauswahl bei
betriebsbedingten Kiindigungen berticksichtigt (§ 1 Abs. 3 KSchG). Dabei wird aller-
dings nicht auf die tatsdchliche Unterhaltsleistung abgestellt, sondern auf die Unter-
haltspflicht. Die Regelung schiitzt also getrennt lebende Ménner/Viter, selbst wenn
diese — wie in rund der Halfte der Fille tiblich - ihren Unterhaltsverpflichtungen
nicht oder nur teilweise nachkommen. Wahrenddessen werden Familienernihrerin-
nen, die ggf. nur begrenzt unterhaltspflichtig sind, de facto aber die Last des Unter-
halts der Familie tragen, nicht in gleicher Weise vor betriebsbedingter Kiindigung
geschiitzt. Hier sollte gesetzlich nachgebessert werden (vgl. Expertise Schlewing).
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6. Offentliche Kinderbetreuungsangebote und
Verkehrsinfrastruktur

Im Folgenden gilt es, zwei Handlungsgebiete in den Blick zu nehmen, die tiberwiegend
auf Landes- bzw. Kommunalebene geregelt werden: die Angebotsstrukturen bei der
Kinderbetreuung sowie im Bereich des 6ffentlichen Nahverkehrs.

6.1 Kinderbetreuung

Aktuell liegen die Kindertagesbetreuungsquoten in Deutschland fiir unter 3-Jéhri-
ge lediglich bei 20% (Ost 45 %, West 15 %), wihrend far die 3- bis unter 6-Jahrigen
bereits ein hoher Wert von 92 % erzielt wird. Im Vergleich dazu fallen die - fiir Fami-
lien mit weiblicher Haupteinkommensbezieherin (sowie fir alle Zweiverdienerfa-
milien) besonders wichtigen - Ganztagsbetreuungsquoten ungtnstiger aus: Nur
10% der unter 3-Jahrigen (Ost 30 %, West 5 %) sowie 30 % der 3- bis unter 6-Jahrigen
(Ost 63 %, West 23 %) werden ganztags, d.h. mit einer Betreuungsdauer von mehr als
7 Stunden pro Tag, in einer Betreuungseinrichtung oder bei Tageseltern betreut
(Bundesagentur fiir Arbeit 2010: 6).

In ganz Deutschland besteht aktuell ein elternunabhingiger Rechtsanspruch auf
einen Betreuungsplatz fiir Kinder ab dem dritten Lebensjahr. Uber diesen elternun-
abhingigen Anspruch hinaus bestehen in den meisten Bundeslindern Anspriiche
von jiingeren Kindern oder Anspriiche auf umfangreichere Nutzungszeiten, wenn die
Eltern bestimmte Kriterien erfiillen bzw. aufseiten der Kinder besondere Bedarfslagen
bestehen. Hiervon heben sich drei Bundesldnder mit giinstigeren elternunabhingigen
Rechtsanspriichen ab (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010).”

I Rheinland-Pfalz und Thiiringen garantieren bereits einen Rechtsanspruch auf einen
Betreuungsplatz fiir Kinder ab dem 2. Lebensjahr.

I Sachsen-Anhalt gewidhrt als einziges Bundesland einen Rechtsanspruch auf Betreu-
ung ab dem ersten Lebenstag des Kindes.

Die Landesregelungen der anderen 13 Bundesldnder gehen bisher nicht tber den
Rechtsanspruch ab dem 3. Lebensjahr hinaus. Geplant ist allerdings, im Jahr 2013
einen bundesweiten Rechtsanspruch schon fiir Kinder ab dem zweiten Lebensjahr zu
verwirklichen. Beziiglich der den Kindern mit Betreuungsanspruch jeweils garantier-
ten Betreuungsdauer pro Tag gibt es nur in elf von 16 Bundeslandern Regelungen, in
der konkrete Stundenzahlen pro Tag garantiert werden. Diese unterscheiden sich im
Umfang allerdings betréchtlich:

I Eine garantierte Betreuungszeit von 4 oder 5 Stunden findet sich in Bremen, Ham-
burg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein.

7 Alle Daten des Landervergleichs entstammen dem zitierten ,Léndermonitor Frihkindliche Bildungs-
systeme* der Bertelsmann Stiftung (2010).



Seite 96 Kapitel IT E(g_mﬁﬂ E(‘E — }E - ’%

I Eine garantierte Betreuungszeit von 6 oder 7 Stunden findet sich in Berlin, Branden-
burg (bei besonderem Erziehungsbedarf: auch ldnger), Mecklenburg-Vorpommern,
Rheinland-Pfalz und im Saarland.

I Thiiringen garantiert seit August 2010 eine tdgliche Betreuungszeit von 10 Stunden
pro Tag.

I Keine Regelung zur tiglichen Betreuungsdauer findet sich hingegen in Baden-Wiirt-
temberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen.

Unterschiede zeigen sich in Deutschland auch hinsichtlich des Eltern- bzw. Erzie-
hungsgeldes: Vier Bundesldnder gewahren tiber das gesetzliche Bundeselterngeld nach
BEEG (Dauer: 12 Monate plus 2 Partnermonate) hinaus ein sog. Landeserziehungs-
geld. In Baden-Wiirttemberg, Bayern, Sachsen und Thiiringen wird im Anschluss an
das Bundeselterngeld zusitzlich ein einkommensabhingiges (Ausnahme: Thiiringen)
Landeserziehungsgeld von bis zu 300 € monatlich gezahlt.

Ahnlich heterogen wie die Rechtsanspriiche beziiglich des Beginns eines Betreuungs-
anspruchs (bezogen auf das Lebensalter), der tiglichen Betreuungsdauer oder eines in
manchen Lindern gewihrten Landeserziehungsgeldes in Deutschland sind auch die
Kosten fiir die Kinderbetreuung. Sieben Bundeslander gewéhren Eltern eine - unter-
schiedlich umfangreiche - Befreiung von den Elternbeitriagen fiir die Betreuung von
3- bis unter 6-Jéhrigen.

I In Rheinland-Pfalz sind seit August 2010 die letzten drei Betreuungsjahre vor der
Einschulung kostenfrei.

I In Berlin sind die zwei letzten Jahre vor der Einschulung kostenfrei.

I Eine Beitragsfreiheit im letzten Jahr vor der Einschulung besteht in finf Bundeslan-
dern: Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Saarland und Sachsen.

I Keine Beitragsfreiheit besteht hingegen in Baden-Wiirttemberg, Bayern, Branden-
burg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein und Thiiringen.

Nicht zuletzt fallen auch die von den Eltern erhobenen Kostenbeitrage fiir die Kin-
derbetreuung in den einzelnen Kommunen sehr unterschiedlich aus. Der ,Kinder-
garten-Monitor 2009/2010“ (vgl. IW Consult GmbH 2010) analysiert die Hohe der
Elternbeitrage kommunaler Kindergirten fiir die 100 bevolkerungsreichsten Stidte
mit dem Ergebnis massiver regionaler und auch innerstadtischer Beitragsheterogeni-
tat in Deutschland. So liegen die Betreuungskosten fiir eine Familie mit zwei Kindern
und mittlerem Einkommen zwischen 0 und 2.672 € jahrlich - je nach Kommune. Ins-
gesamt belasten Kommunen aus den alten sowie aus den stidlichen Bundeslindern
Familien vergleichsweise weniger. Die durchschnittlichen Betreuungskosten fiir eine
Familie mit zwei Kindern und mittlerem Einkommen liegen in Ostdeutschland um
durchschnittlich 417 € pro Jahr hoher als in Westdeutschland.

Je nach Wohnort werden Familienerndhrerinnen bei der Kinderbetreuung ihrer jin-
geren Kinder demnach beziiglich der Verfiigbarkeit von Betreuungsplitzen wie auch
finanziell sehr unterschiedlich von der Kommune unterstiitzt. Wo sie keine Betreu-
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ungsplidtze bekommen konnen oder dafiir Kosten aufwenden, die angesichts des
geringen Haushaltseinkommens fiir sie erheblich sind, stellt die (fehlende/existieren-
de) offentliche Betreuungsinfrastruktur eine zusitzliche Hiirde bei der Realisierung
der Rolle als Familienerndhrerin dar. Es muss an dieser Stelle daran erinnert werden,
dass teilzeitbeschéftigte Familienerndhrerinnen bzw. solche mit einem Arbeit suchen-
den oder nicht erwerbstitigen Mann im Regelfall keinen Anspruch auf staatlich bezu-
schusste Ganztagskinderbetreuung haben. Andere haben aufgrund des begrenzten
Angebots an Ganztagsbetreuung in ihrer Kommune Schwierigkeiten, iberhaupt einen
Ganztagsplatz zu finden. Familienerndhrerinnen, die fiir ihr Kind nur einen Halbtags-
betreuungsplatz haben, duflern insbesondere dann Probleme mit der Organisation
des Familienalltags, wenn die Lage ihrer Arbeitszeit (oder die des Partners) variiert - so
die Ergebnisse aus den beiden Forschungsprojekten. Vielfach berichteten Familiener-
nihrerinnen, deren Partner einer selbststindigen Titigkeit nachging, von entspre-
chenden Problemen. Schwierig wird es auch, wenn der arbeitslose Partner tageweise
Arbeitsangebote erhilt oder zeitaufwendige Bewerbungsgesprache und Beratungen
wahrnimmt und wihrenddessen die 6ffentliche Kinderbetreuung nicht zur Verfiigung
steht. Engpésse entstehen auch, wenn ihm eine Stelle angeboten wird, kurzfristig aber
kein Aufstocken des Betreuungsumfangs moglich ist, da es in der Kommune an ver-
fligbaren Plitzen mangelt - dieses Problem wurde vor allem in NRW angesichts der
jingsten Reformen der 6ffentlichen Kinderbetreuung in den Interviews deutlich. Pro-
blematisch ist also, dass der durch die Anforderungen des Berufes ausgeldste Betreu-
ungsbedarf zeitlich stirker und schneller oszilliert als die angebotenen Betreuungspa-
kete folgen konnen.

Nicht immer sind die Familienernahrerinnen zudem mit der Qualitit der angebote-
nen Kinderbetreuung in Wohnortnéhe zufrieden. Dies tiberrascht nicht, liegt der Per-
sonalschliissel fir die Betreuung von unter 3-jiahrigen Kindern doch im Bundesdurch-
schnitt je nach Gruppentyp zwischen 1 zu 6 Kindern (Krippengruppen) und 1 zu 9,3
Kindern (ge6ffnete Gruppen, d.h. Kinder von zwei bis sechs Jahren) pro Vollzeitkraft.
Er verfehlt damit den von der Bertelsmann Stiftung empfohlenen Personalschliissel
fur unter 3-jahrige Kinder von 1 zu 3 deutlich (Pressemitteilung Bertelsmann Stiftung
vom 25. Juni 2009).

Es bestehen noch langst nicht in allen Bundesldndern verbindliche Regeln fiir die Qua-
litatssicherung der Kinderbetreuung. Hinsichtlich der sieben wichtigsten Kriterien
(maximale GruppengrofRe, Fachkraft-Kind-Relation, Verfligungszeiten, Fachberatung,
Fortbildung, Leitungsfreistellung sowie der Umfang der Innen- und Auflenfldchen in
Kitas) gibt es hidufig keine landeseinheitlichen Regelungen: Dort, wo viele verbindliche
Regelungen auf Landesebene bestehen - wie z.B. in Niedersachsen, im Saarland oder
in Thiiringen - konnen die Eltern (und Kinder) eines Bundeslandes vergleichbare Rah-
menbedingungen in den Kindertagesstitten erwarten. Dort, wo wenige Regelungen
bestehen — wie z.B. in Sachsen-Anhalt, in Bayern, Bremen oder Hessen —, konnen in
den einzelnen Kommunen unterschiedliche Qualititsniveaus in der pddagogischen
Arbeit entstehen. Dies hat letztlich unterschiedliche Bildungschancen fiir Kinder aus
unterschiedlichen Kommunen zur Folge (vgl. Bertelsmann Stiftung 2010).
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Beim Ausbau der Ganztagsschule liegt Deutschland im europiischen Vergleich noch
deutlich zurtck: 2006 bot rund ein Drittel aller allgemeinbildenden Schulen in
Deutschland eine Ganztagsbetreuung an (d.h. es gibt an mindestens drei Schultagen
pro Woche ein ganztigiges Angebot von mindestens sieben Zeitstunden) (BMFSF]
2009: 65 f.). Uberwiegend handelt es sich dabei um einen sogenannten offenen Ganz-
tagsbetrieb, d.h. einzelne Schiilerinnen und Schiiler nehmen auf Wunsch an diesen
Nachmittagsangeboten teil. Nur 3% aller allgemeinbildenden Schulen bieten bereits
einen sog. voll gebundenen Ganztagsbetrieb an, bei dem alle Schiilerinnen und Schii-
ler einer Schule verpflichtend an der Ganztagsbetreuung teilnehmen. Fiir Schulkinder
lasst sich bisher eine grofle Heterogenitit des Betreuungsangebotes in Deutschland
je nach Bundesland sowie nach Schultyp konstatieren. Mit dem weiteren Ausbau der
Ganztagsschulen, wie er aktuell mit dem Investitionsprogramm Zukunft, Bildung und
Betreuung (IZBB) vom Bund vorangetrieben wird, kénnte sich dieser Zustand zuktnf-
tig verbessern.

Angesichts dieser Situation ist es nicht verwunderlich, dass sich erwerbstétige Eltern
mit Schulkindern in Deutschland vor allem verlissliche, langere Betreuungszeiten in
der Schule wiinschen, um die Vereinbarkeitssituation der Familie zu erleichtern, kom-
biniert mit einer Hausaufgabenbetreuung sowie einer Essensversorgung am Mittag.

Quantitative Daten dazu, was sich insbesondere Familienerndhrerinnen mit Schul-
kindern an Entlastungsangeboten wiinschen, liegen bislang nicht vor. Die qualitativen
Ergebnisse aus den beiden Forschungsprojekten zu Familienerndhrerinnen in West-
und Ostdeutschland deuten jedoch darauf hin, dass sich die Wiinsche der Familiener-
néihrerinnen hier von den allgemeinen Wiinschen erwerbstitiger Eltern nicht unter-
scheiden (Projektberichte Westdeutschland und Ostdeutschland).
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Abb. 2: Wiinsche von berufstatigen Eltern mit Schulkindern

Wichtigste MaRnahmen fiir berufstatige Eltern mit
schulpflichtigen Kindern (in Prozent)

Verlassliche 76 %

Unterrichtszeiten 81%
68 %
Hausaufgabenbetreuung 71%
Kein Unterrichtsausfall 74%
L
Schulisches Mittagessen EE
64 %
59%
Ganztagsbetreuung 62%
[ Bevélkerung insgesamt B Eltern mit Kindern unter 18 Jahren

Quelle: BMFSFJ, Familienreport 2010: 49.
6.2 Offentlicher Personennahverkehr

Neben den Angeboten der Kinderbetreuung nehmen Linder und Kommunen auch
uber das Angebotsnetz des offentlichen Nahverkehrs direkten Einfluss auf das All-
tagsleben von Familien - und dies ganz besonders in lindlichen Regionen. Ob ein
bestimmter Arbeitsplatz tiberhaupt per Bus oder Bahn erreichbar ist oder wie lange
die Wegezeiten dorthin gerade bei Schichtarbeit (also am frithen Morgen oder spi-
ten Abend) dauern - solche Fragen kéonnen den Ausschlag dafiir geben, ob Frauen
Uiberhaupt erwerbstitig sein konnen bzw. ob eine konkrete Arbeitsstelle von ihnen
angetreten werden kann. Wie die Ergebnisse der beiden Forschungsprojekte zu Fami-
lienerndhrerinnen zeigen, verfigen Familienerndhrerinnen nicht immer tiber einen
Pkw, um damit an den Arbeitsplatz zu gelangen. Selbst wenn in der Familie ein Wagen
vorhanden ist, steht der Familienernéhrerin dieser nicht unbedingt fiir ihre Wege zum
Arbeitsplatz bzw. zur Betreuungseinrichtung des Kindes zur Verfiigung. Andererseits
sind in Familien mit weiblicher Familienerndhrerin meist auch nicht die notigen
finanziellen Mittel gegeben, um zwei Pkws zu unterhalten.

Probleme wurden auch hinsichtlich der Mobilitit der bereits groferen Kinder von
Familienernihrerinnen deutlich. Weder bietet der OPNV Kindern und Jugendlichen
uberall die Moglichkeit, Kinder- und Jugendfreizeitangebote eigenstindig zu errei-
chen, noch haben die Familienerndhrerinnen oder ihre Partner (angesichts von Man-
gel an Zeit, Geld und Pkw) die Moglichkeit, ihre Kinder zu den betreffenden Orten zu
bringen. Dadurch sind einige Kinder im Sample von Nachmittagsangeboten faktisch
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ausgeschlossen. Dies kann nach den Aussagen der Interviewpartnerinnen aus kleine-
ren Orten bzw. lindlichen Regionen auch nicht durch die Schulbusse kompensiert
werden (Projektbericht Ostdeutschland).

In Berufen mit mobiler Titigkeit (etwa der ambulanten Pflege) setzen Arbeitgeber
trotzdem hiufig zwingend den Besitz oder die Anschaffung eines Pkw fiir die Stellen-
zusage voraus. Einige Arbeitgeber gewihren den neu eingestellten Frauen dabei Kre-
dite fir die Anschaffung eines Pkw, den sie dann fiir die Ausiibung ihrer beruflichen
Tatigkeit einbringen miissen. Dienstwagen gibt es hier nur selten und wenn, dann eher
fir die alteingesessenen Beschiftigten. Wegezeiten und Erreichbarkeit sind zugleich
wichtige Faktoren, die Giber die Qualitit von Betreuungsldosungen der Kinder bzw. iiber
die Auswahl der jeweiligen Schule fiir die Kinder mitentscheiden.

Handlungs- und Gestaltungsanséitze

I Generell wire eine stirkere Homogenitit in Deutschland beziiglich des Anspruchs
auf einen Betreuungsplatz fiir Kinder unter 6 Jahren sowie den damit verbundenen
Betreuungszeiten und -kosten wiinschenswert. Gleiches gilt auch fiir die Betreu-
ungs- und Bildungsqualitit in den einzelnen Bundesldndern. Sinnvoll konnte hierzu
ein bundesweiter Vergleich der Kommunen sein, in dessen Nachgang Mechanismen
fur die Einfiihrung stirker angeglichener Bedingungen (v.a. Kostenregelungen, Qua-
litatsstandards) entwickelt werden sollten. Andernfalls droht eine Benachteiligung
von Familien bzw. Kindern aus eher finanzschwachen Lindern bzw. Kommunen.

Erforderlich ist eine weitere Verbesserung des Kinderbetreuungsangebotes tiber das
bislang erreichte Niveau hinaus. Den Familienerndhrerinnen ist es ein grof3es Anlie-
gen, den Ausbau von (wohnortnahen) Betreuungsangeboten fiir Kinder schnell vor-
anzutreiben. Wird allerdings das bisherige Ausbautempo der vergangenen Jahre bei-
behalten, ist Schiatzungen zufolge (Bertelsmann Stiftung 2010) im Jahr 2013 lediglich
mit einem Betreuungsangebot fiir 23% der unter 3-Jahrigen zu rechnen. Es bedarf
demnach gesteigerter Bemithungen um einen ziigigen Ausbau der Plitze.

Die angestrebte Betreuungsquote fiir unter 3-Jihrige sollte zudem noch einmal auf
den Priifstand gestellt werden, da zukiinftig - mit wachsendem Anteil von Famili-
enerndhrerinnen und angesichts der maximalen Elterngeldzeit von 14 Monaten -
durchaus ein Betreuungsbedarf fiir mehr als 35 % der Kinder unter 3 Jahren bestehen
konnte.

Dariiber hinaus bedarf es - aus Sicht von Familienerndhrerinnen und gene-
rell Zweiverdienerfamilien - eines erweiterten Angebotes an Betreuungsplitzen,
die mehr als einen halben Tag abdecken (d.h. mehr als 5 oder mehr als 7 Stun-
den pro Tag). Angesichts dessen wire zu diskutieren, ob der fiir 2013 geplante
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung fiir Kinder ab dem 2. Lebensjahr auf ganztagi-
ge Betreuung zu erweitern wire.
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I Dringend notwendig sind erweiterte Moglichkeiten, die Betreuungszeiten von Kin-
dern im Kita- und Schulalter flexibler an die Zeiten des Familienalltags anpassen zu
konnen, welcher stark durch Erwerbsarbeitszeiten, Weiterbildungszeiten oder die
Termine der Arbeitsuche bestimmt werden (betrifft: Kita, Hort, Ferienbetreuung).

I Mehr Flexibilitat konnte Eltern davon entlasten, gezwungenermajlen zu grofSe,
fixe Betreuungspakete zu wdhlen (und bezahlen zu miissen), um fiir einen maxi-
malen Betreuungsbedarf geriistet zu sein, selbst wenn dieser nur gelegentlich
auftritt. Dies wiirde insbesondere auch die finanziell angespannten Haushalte
mit weiblicher Familienernédhrerin entlasten (Projektbericht Westdeutschland).
Wiinschenswert wiren auch situativ angepasste Uhrzeiten beziglich der tdgli-
chen Bring- und Holzeiten, genauso wie die Moglichkeit fiir Eltern, eine halbtagi-
ge Betreuung des Kindes bei Bedarf auch dauerhaft bzw. gelegentlich ausschlief3-
lich nachmittags in Anspruch zu nehmen.

Dies meint auch eine variablere Gestaltung der Betreuungszeiten im

Wochenverlauf: das Kind an einzelnen Tagen frither/spéter zu bringen oder fri-

her/spéter abzuholen (jeweils abgestimmt auf die tagliche Lage der Arbeitszeiten

der Eltern) oder die effektiven Betreuungsstunden von zwei halben Tagen im

Bedarfsfall wahlweise auch einmal als Ganztagsbetreuung nutzen zu diirfen (und

stattdessen das Kind am Folgetag nicht zu bringen). Dies ist wichtig, um auch bei

flexiblen Arbeitszeitlagen gemeinsame Eltern-Kind-Zeit zu ermoglichen.

Vordergriindig besteht auch Bedarf an ausreichend frithen Friith6ffnungs-

zeiten, welche fir Schicht arbeitende Mitter nutzbar sind, die ihre Frith-

schicht z.B. bereits um 6.00 Uhr beginnen miissen. Hier ist jedoch eine Abwi-
gung notwendig: Vorrangig und zuerst wire auf eine familiengerechtere Lage
der Arbeitszeit (einschliellich der Schichtsysteme) hinzuwirken, sodass etwa der

Beginn der Frithschicht auf einen spiteren Zeitpunkt verschoben werden kénnte.

I Betreuungsangebote fiir Kinder dirfen nicht generell implizit eine nicht erwerbsta-
tige oder zuverdienende Mutter voraussetzen, indem regelmifig eine ausgeprigte
héusliche Lernunterstiitzung erwartet wird. Auch kénnen Betreuungseinrichtungen
nicht umstandslos und ungefragt eine organisatorische Mitwirkung der Eltern bzw.
Mitter an den Aktivititen der Einrichtung einplanen. Da Familienerndhrerinnen
diese oft nicht leisten konnen, konnte hier eine Benachteiligung der Kinder die Folge
sein. Betreuungsinstitutionen miissen stattdessen ihr Angebot und ihre Leistungen
so organisieren, dass Kinder von Familienernihrerinnen (oder generell aus Zweiver-
dienerfamilien) nicht benachteiligt werden.

Ganztagsschulen sind ebenfalls geeignet, Familien mit weiblicher Familienernéhre-
rin bei der Betreuung der Kinder wie auch bei der Organisation des Familienalltags
zu unterstiitzen. Voraussetzung ist, dass in der Ganztagsschule auch eine Mittags-
versorgung (zu annehmbaren Preisen) sowie die Durchfiihrung der Hausaufgaben-
erledigung angeboten werden. Ein weiterer Ausbau der Ganztagsschulen scheint in
Deutschland dringend geboten. Ergidnzend sind Horte, Freizeitangebote aber auch
»Kinderhotels®, die flexibel aufRergewohnlichen Betreuungsbedarf abdecken, bedeutsam.
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I Notwendig erscheint eine Qualitits- und Kostenoffensive in der Kinderbetreuung,
sodass liberall wohnortnah qualitativ ausreichende Betreuungsangebote beste-
hen, die von erwerbstétigen Miittern auch ohne Vorbehalte in Anspruch genom-
men werden.

I Notwendig ist die Festlegung von maximalen Elternbeitrigen fiir die Kinder-
betreuung in allen Kommunen, die auch fiir Familienernihrerinnen mit ihrer
héufig angespannten familialen Finanzsituation zu bewiltigen sind. Hier ware
auch an starker reduzierte Gebtiihren im Falle von Geschwisterkindern zu den-
ken, selbst wenn die Geschwisterkinder schon volljahrig bzw. in Ausbildung sind
(da auch diese Kinder weiterhin von den Familien finanziell unterstiitzt werden).

I Wichtig ist ebenfalls die weitere Anhebung und Vereinheitlichung des Perso-
nalschliissels in Bildungseinrichtungen im Sinne der vom Landermonitor Friih-
kindliche Bildungssysteme (Bertelsmann Stiftung 2010) empfohlenen Quoten.
Dies gilt auch fur die verbindliche Festlegung von Landesregelungen zur Quali-
tatssicherung bei der Kinderbetreuung.

AbschliefRend ist zu betonen, dass in den Interviews mit Familienerndhrerinnen trotz
der aufgezeigten Defizite und Weiterentwicklungsbedarfe im Bereich der 6ffentli-
chen Kinderbetreuung keineswegs der Wunsch nach einer moéglichst umfangreichen
Fremdbetreuung der Kinder geduflert wurde. Viele der Familienerndhrerinnen beto-
nen stattdessen ihren ausgepragten Wunsch, selbst ausreichend Zeit mit den Kindern
verbringen zu konnen (Projektbericht Westdeutschland). Es kann daher nicht um die
Entwicklung eines Betreuungsangebots ,rund um die Uhr“ zur weiteren Untersttit-
zung entgrenzter und unvorhersehbarer Arbeitszeiten gehen, wohl aber um mehr
Flexibilitdt angesichts unterschiedlicher familidrer Arrangements und wechselnder
zeitlicher Bedarfslagen.

7. Geschlechterrollen und -leitbilder

Im Gegensatz zur scheinbaren Modernitit, die mit einem wachsenden Anteil von
Familien mit weiblicher Familienerndhrerin einhergeht, lassen sich fir Fami-
lienerndhrerinnen wie auch ihre méinnlichen Partner hiufig recht traditionelle
Geschlechterrollenstereotype feststellen. Dies korrespondiert mit der Tatsache, dass
auch die alltagliche Praxis von Vaterschaft in Deutschland in weiten Teilen noch dem
traditionellen Muster des Vaters als Ernidhrer der Familie entspricht (Schulz/Blossfeld
2006). Moderne, aktive Vaterschaft ist bei einem Teil der Manner - dies gilt etwa far
das individualisierte Milieu - eher Bestandteil ihres Inszenierungsrepertoires als tat-
sachlich gelebte Form egalitirer Partnerschaft (vgl. Expertise Meuser). Dabei tragen die
Partnerinnen diese Inszenierung durchaus mit.

Die meisten Ménner, die unfreiwillig aus der Erndhrerrolle herausfallen, etwa auf-
grund von Arbeitslosigkeit oder Erwerbsunfihigkeit, definieren sich dessen ungeach-
tet weiterhin als ,,Berufsmenschen” (vgl. Kreher 2007) und orientieren sich weiterhin
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am Normalarbeitsverhiltnis als einer ,tief einsozialisierten Normalitatsunterstel-
lung” (Bonf} 1999: 213). Wihrend sich junge Médnner noch tiberwiegend in der Rolle
als Familienerndhrer sehen, streben junge Frauen langst in grofler Mehrheit eine
partnerschaftlich-egalitire Arbeitsteilung zwischen Beruf und Familie an (Keller
2009: 2). Dennoch zeichnet sich auch bei den 15- bis 30-jdhrigen Mannern bereits sehr
viel deutlicher eine Doppelorientierung auf Beruf und Familie sowie ein aktives Inte-
resse an Vaterschaft ab (Zerle/Krok 2008).

Minner, die unfreiwillig nicht erwerbstitig sind, erleben diese neue Erwerbskon-
stellation mit ihrer Partnerin weniger als Chance fiir einen alternativen, nicht auf
Erwerbsarbeit zugeschnittenen Lebensentwurf, sondern hiufig eher als Entwertung
der eigenen Mannlichkeit. Vor diesem Hintergrund miissen die Méglichkeiten skep-
tisch beurteilt werden, Médnnern, die unfreiwillig Partner von Familienernihrerin-
nen sind, andere, alternative Lebensentwiirfe nahezubringen: Aus einer entwerteten
Maénnlichkeit heraus einen nicht-traditionellen Ménnlichkeitsentwurf zu praktizie-
ren, erscheint wenig aussichtsreich (vgl. Expertise Meuser). Eine solche entwertete
Minnlichkeit stellt zudem eine zusitzliche Belastung fiir die jeweilige Paarbeziehung
dar. Haufig verlangt sie den Partnerinnen zusitzliche Beziehungsarbeit ab, da diese
bestrebt sind, die angeschlagene Geschlechtsidentitit ihres Partners durch traditionel-
les Geschlechterhandeln oder aktives Aufwerten des Partners zu ,beheben” In dieser
Gemengelage ist ein mafigeblicher Grund fiir den Befund zu sehen, dass es sich beim
Phinomen der weiblichen Familienernédhrerin in den meisten Fillen keinesfalls um
das Pendant des mannlichen Familienernidhrers mit ,,umgekehrtem Vorzeichen“ han-
delt, sondern dass Familienerndhrerinnen mehrheitlich besonderen Schwierigkeiten
und Herausforderungen ausgesetzt sind.

Allerdings zeigen die Projekte auch, dass es durchaus Ansitze einer pragmatischen
Umorientierung bei Paaren gibt, die langerfristig in der Familienernahrerinnen-Kon-
stellation leben. Die Orientierung auf Partnerschaftlichkeit und die Zweiverdienerfa-
milie sowie ein solidarisches Zusammenstehen im Falle der als Schicksal erfahrenen
Arbeitslosigkeit kann das stirkere Engagement der Manner und Viter im Haushalt
und bei der Kinderbetreuung erleichtern.

Wenn tradierte Rollenvorstellungen und Geschlechterleitbilder fortbestehen, wih-
rend die Frau unerwartet zur Familienernédhrerin wird, steht dies einer partnerschaft-
lich-egalitdaren Aufteilung von Haus- und Firsorgearbeit im Wege. Es ist genau dieses
Festhalten an tradierten Geschlechterleitbildern, wiahrend der Haupteinkommenssta-
tus langst auf die Frau tibergegangen ist, das verantwortlich flir die ausgepréagte Dop-
pelbelastung und die Belastungskumulation bei vielen Familienerndhrerinnen ist.
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Die Zahl der Ménner, die freiwillig im Rahmen eines ausgehandelten Paararrange-
ments fiir langere Zeit die Familienarbeit ibernehmen und ihrer Frau den Hauptein-
kommensbezug tiberlassen, fillt demgegentiber noch gering aus. Diese Manner zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie beruflich weniger ambitioniert als andere Manner sind
- wihrend ihre Partnerinnen auch weniger Interesse als tiblich daran haben, Haushalt
und Familie als weibliche Domine zu verteidigen. Solche freiwilligen nicht-traditio-
nellen Geschlechterarrangements finden sich tatsachlich bislang auffallig oft im Fach-
arbeiter-, Handwerker- und einfachen Angestelltenmilieu - wiahrend Manner aus der
gebildeten Mittelschicht ihre Aufgeschlossenheit fiir solche Konstellationen haufig
nur diskursiv belegen (vgl. Expertise Meuser).

Fiir Frauen steht der Status als Familienerndhrerin haufig eher in Kontrast zu ihrer
Geschlechterrolle. Sie schitzen zwar die finanzielle Selbststandigkeit, die mit dem von
ihnen erwirtschafteten Haupteinkommensanteil fir sie selbst verbunden ist. Genauso
schitzen sie es, damit zur Absicherung der eigenen Familie beizutragen. Demgegen-
uber ist es aber gerade nicht ihr Anliegen, den Partner beziiglich der Einkommenshéhe
zu ,,Uberfliigeln“ oder damit ihre Machtposition innerhalb der Paarbeziehung auszu-
bauen. Hinzu kommt, dass der Familienernihrerinnenstatus den Frauen zwar neue
Moglichkeiten der finanziellen Unabhingigkeit er6ffnet, genau diese Unabhéngigkeit
sie aber auch einengen kann (Meisenbach 2009). In ihren beruflichen Entscheidungen
miissen diese Frauen die Verantwortung fiir den Unterhalt der Familie anderen Belan-
gen - wie etwa ihren personlichen Berufs-, Weiterbildungs- oder Mobilitdtswiinschen
oder dem Wunsch nach weiteren Kindern - voranstellen (Volker 2004). Auch dies zeigt
sich in den Ergebnissen der beiden Forschungsprojekte zu den Familienernihrerinnen
sehr deutlich.

Bisher miissen weibliche Familienernéhrerinnen fast immer davon ausgehen, dass sie
auch dann hauptverantwortlich fiir die Haus- und Fiirsorgearbeit bleiben, wenn sie
zu Haupteinkommensbezieherinnen der Familie werden. Denn der Status als Fami-
lienernédhrerin dndert in vielen Partnerschaften bzw. Familien nichts oder nur wenig
an der traditionellen geschlechtlichen Arbeitsteilung. Im Regelfall bleiben Frauen
auch als Familienerndhrerinnen verantwortlich fiir die Versorgung der Kinder und
des Haushalts, wobei die Partner von Familienernihrerinnen im Durchschnitt einen
etwas grofieren Teil der Hausarbeit und der Kinderbetreuung iibernehmen als Mén-
ner aus anderen Erwerbskonstellationen, wie die SOEP-Analyse zeigt. Dieses Fortbe-
stehen traditioneller Arbeitsteilungsmuster kann teilweise damit erklart werden, dass
die Frauen keine stiarkere Beteiligung ihrer Partner an der Fiirsorgearbeit einfordern,
weil sie unfreiwillig zu Familienerndhrerinnen wurden und insgeheim selbst noch
auf eine baldige Riickkehr zum méannlichen Familienerndhrermodell oder zum weib-
lichen Zuverdienermodell hoffen. Sie halten ihrem Partner ,den Rucken frei“ um ihm
eine kurzfristige Erwerbsaufnahme oder ein Aufstocken seiner Arbeitszeit zu jeder Zeit
zu ermoglichen (vgl. Bockler Impuls 2010: 6 f., Projektbericht Westdeutschland). Dazu
gehort auch, dass Familienernahrerinnen ihre besondere Erwerbskonstellation nach
auflen verschweigen. Manche Familienerndhrerinnen wollen ihre Partner nicht noch
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zusitzlich in einen Rollenkonflikt bringen, indem sie auf die Ubernahme von weiblich
konnotierter Familienarbeit durch ihre Partner dringen wiirden. Die Abweichung von
der minnlichen Geschlechterrolle, die durch die Familienerndhrerinnen-Konstellation
ohnehin schon gegeben ist, wiirde sich dadurch noch weiter verstirken (vgl. Brines
1994, Projektbericht Westdeutschland).

Frauen in Ostdeutschland haben insgesamt deutlich geringere Konflikte mit der Rolle
als erwerbstitige Mutter, da durchgingige, lebenslange Erwerbstitigkeit fiir sie vollig
normal ist. Zeitliche und krafteméfige Schwierigkeiten liegen fiir ostdeutsche Frauen
vor allem darin, gleichzeitig den Erwartungen beider Rollen als ,erwerbstatige Frau“
sowie als ,voll engagierte Mutter” zu gentigen. Angesichts ihrer Situation stellt sich in
besonders dringlicher Weise die Frage, wie man ostdeutsche wie westdeutsche Frauen
darin unterstiitzen kann, ihren Partnern mehr Beteiligung an der Haus- und Familien-
arbeit abzuverlangen (vgl. Expertise Metz-Gockel).

Handlungs- und Gestaltungsansatze

I Von zentraler Bedeutung ist es, einen Geschlechterrollen-Pluralismus zu befordern,
der unterschiedliche normative Geschlechterrollen fiir Frauen und Méanner unter-
sttzt. Auf diesem Wege sollen die gesellschaftlichen Spielraume fiir ein ausdifferen-
ziertes Spektrum an verschiedenartigen Erwerbskonstellationen von Paaren erwei-
tert werden.

I Dies konnte den Raum schaffen fiir die Etablierung und gesellschaftliche Normali-
sierung neuer und ,anderer” Mannerrollen.

I Um hierbei erfolgreich zu sein, miissten auch Orte etabliert bzw. gestirkt werden,
an denen solche neuen minnlichen Lebensentwiirfe - insbesondere von jungen
Minnern - entwickelt und erprobt werden kénnen. Es kann sich dabei etwa um
Schulen und andere Bildungsinstitutionen, Kirchen oder Vereine (z.B. Sportver-
eine) handeln.

Dabei gilt es auch, die nahezu ungebrochene Annahme einer generellen Arbeits-
marktverfiigbarkeit von Mannern grundsatzlich infrage zu stellen. Dies ist nur
uber die Verdanderung von Strukturen in der Arbeitswelt erreichbar und keinesfalls
lediglich eine Frage des Einstellungswandels von Mannern.

Auch aufseiten der Frauen ist dazu eine Reihe von Neuorientierungen erfor-
derlich: Zentraler Baustein einer Modernisierung von Geschlechterleitbildern
bei Frauen wire, dass sie auch solche Méanner als Partner fiir sich akzeptieren,
die einen niedrigeren Ausbildungsgrad aufweisen und/oder ein geringeres Ein-
kommen als sie selbst erwerben - auch wenn dies fiir sie bedeuten wiirde, dass
sie damit selbst zur Familienernihrerin werden kénnen. In Ergdnzung dazu gilt
es, Frauen zu ermutigen, ihre ,traditionellen Einflusszonen“ der Haus- und Fr-
sorgearbeit stirker aus der Hand zu geben und diese egalitirer als bisher mit
dem Partner zu teilen (vgl. Expertise Meuser) und den ménnlichen Beitrag nicht
unausgesetzt zu Kkritisieren (vgl. Projektbericht Westdeutschland).
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I Es gilt, Familienkompetenzen offensiv als soziale Kompetenzen aufzuwerten, die
ftir Frauen und Manner beruflich verwertbar sind und unter Umstdnden auch die
Chancen bei Bewerbungen aus der Arbeitslosigkeit bzw. Familienarbeitsphase her-
aus verbessern. Familienkompetenzen wie Koordinations- und Planungskompeten-
zen, Belastbarkeit und Stressresistenz gehdren zu den wichtigsten Kompetenzen, die
in der Familie erworben werden (Thiessen/Schuhegger 2009). Es gilt, fiir Frauen wie
auch fiir Manner erfahrbar zu machen, dass solche Kompetenzen die Chancen auf
Beforderung verbessern. Dies dient der Forderung von Frauen und der Geschlechter-
gleichstellung sowie nicht zuletzt den Vitern, die sich bisher schon aktiv in die Fami-
lie einbringen (vgl. die Expertisen von Jurczyk und Meuser). Hilfreiches Instrument
hierfiir ist die Anwendung der ,Kompetenzbilanz“ (Gerzer-Sass/Sass 2004). Mit dieser
konnen die in der Familienarbeit erworbenen Kompetenzen von Beschiftigten in
der betrieblichen Personalpolitik erkannt und als Leistungspotenzial fiir Betriebe
erschlossen werden.

Beide Geschlechter sind auf situative Anpassungen in den Familien- und Erwerbs-
konstellationen, mit einem Sicheinlassen auch auf ungew6hnliche bzw. nicht-tradi-
tionelle Paararrangements, noch nicht hinreichend vorbereitet.

I In schulischen und aufierschulischen Lernzusammenhéngen sollten daher der
Vermittlung und Erprobung von Lebensbewiltigungskompetenzen, Zeit- und
,Boundary“-Management sowie konstruktiven Konfliktlosungsstrategien ein
starkeres Gewicht eingerdumt werden. Es gilt, Jungen und Méddchen zu bezie-
hungs- und konfliktfadhigen Akteurinnen und Akteuren zu sozialisieren.
Stereotypen Verhaltensweisen bei heranwachsenden Jungen und Midchen
sollte deutlicher entgegengetreten werden. Es gilt, Projekte zu férdern, die sich
fiir offene(re) Geschlechtsidentititsvorstellungen und ein Uberwinden von
Geschlechtsrollenklischees einsetzen. Dies umfasst auch die zielgruppensensib-
le Motivierung von Jungen fiir soziale Berufe. Dazu braucht es minnliche und
weibliche Bezugs- und Betreuungspersonen in Kita, Schule sowie der offenen
Kinder- und Jugendarbeit, die ein erweitertes Repertoire an beruflicher Orien-
tierung vermitteln kdnnen. Diese Personen sollten fiir eine Gleichzeitigkeit von
beruflicher Orientierung und fiirsorglicher Praxis stehen - und die Kinder und
Jugendlichen nicht weiterhin vorrangig auf eine geschlechternormierte ,Nor-
malbiografie“ hin sozialisieren (Sachverstindigenkommission Gleichstellung
2011).

I Insbesondere fiir Manner, die sich durch den Verlust der Erwerbstitigkeit bzw. des
Haupteinkommensbezuges in ihrer Mdnnlichkeit ,verletzt” fithlen und deren bishe-
rige Geschlechterleitbilder in der neuen Lebens- und Einkommenssituation ,,entwer-
tet” wurden, miissen alternative Leitbilder und Orientierungen geschaffen werden,
mit denen sie sich identifizieren konnen. Daher gilt es, Strukturen zu férdern und
auszubauen, die Minner auf diesem Weg der Neuorientierung und der Ubernahme
von alternativen Geschlechterleitbildern unterstiitzen konnen.



Seite 107  Kapitel IT E(g_mﬁﬂ E@) - }E : ’%

I Einen wichtigen, positiven Bezugspunkt bildet hierbei die Identifikations-
figur des aktiven Vaters bzw. des engagierten Erziehers der eigenen Kinder.
Dies kann z.B. tiber eine politische Férderung eines starken Viter-Engagements
in der Familie erreicht werden. Ein wichtiges Signal hierfiir konnte die Erweite-
rung der Partnermonate im Elterngeld geben.

I Zentral ist auch, die Erwerbsarbeit als einzige oder wichtigste Anerkennungs-
quelle fir Méanner zu hinterfragen und Alternativen hierzu aufzuzeigen. Alter-
native Anerkennungsquelle konnte ebenfalls die engagierte Vaterrolle oder die
Austbung eines sozialen, politischen oder kulturellen Engagements bieten.

Esbedarf einer fundierten Analyse, wie sich bestimmte vergeschlechtlichte Entschei-
dungen in wichtigen Lebensphasen des Paares fiir den weiteren Lebensweg auswir-
ken. Welche Pfadabhingigkeiten bestehen, wenn die Frau ihre Erwerbstatigkeit nach
der Geburt des ersten Kindes verringert, wihrend der Mann seine Arbeitszeiten im
Gegenzug in dieser Situation noch ausdehnt? Es bedarf der Antworten, wie man sol-
che Pfadabhingigkeiten auch zu spéteren Zeitpunkten noch aufbrechen bzw. ihnen
gegensteuern kann (vgl. Expertise Meier-Grawe).

Es gilt, institutionelle VereinbarkeitsmafRnahmen explizit und grundsitzlich an beide
Geschlechter zu adressieren, an Manner wie Frauen. Dies erfordert ein Abriicken von
der bisherigen Vereinbarkeitspolitik, die sich vor allem auf die Frau als Zuverdienerin
bezogen hat (Sachverstaindigenkommission Gleichstellung 2011).

8. Fazit

Bei Familienerndhrerinnen handelt es sich um eine heterogene Gruppe von Frauen,
denen gemeinsam ist, dass sie in voller Verantwortung den Lebensunterhalt fir sich,
ihre Kinder und ggf. ihren Partner erwirtschaften. Jedoch ist die weibliche Familiener-
ndhrerin mehrheitlich kein Pendant zum méannlichen Familienerndhrer ,mit umge-
kehrtem Vorzeichen* Stattdessen ist angesichts der zu beobachtenden Konstellatio-
nen davon auszugehen, dass es sich vielfach um schwierige und fragile Arrangements
handelt. Frauen ,erndhren” nicht zu den gleichen Bedingungen wie Manner dies tun.
Sie erlangen den Status hiufig unfreiwillig und versorgen die Familie teilweise unter
prekidren Bedingungen, weil sie in der Regel weniger Geld verdienen. Und sie tragen
gleichzeitig - neben ihrem Haupteinkommensbezug - in den allermeisten Fillen wei-
terhin die Hauptverantwortung fiir die familiale Fiirsorgearbeit.

Daneben hat sich allerdings auch eine kleinere Gruppe von Familienerndhrerinnen
entwickelt, die durch hohe Qualifikation und dementsprechende Arbeitsmarktpositi-
on, in Absprache mit ihrem bewusst beruflich weniger stark orientierten Partner, neue,
bisher noch ungewo6hnliche Geschlechterarrangements leben und das Spektrum neu-
er Formen, die das méannliche Erndhrermodell abldsen, bereichern.
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Die deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die gegenwairtig mit einer inkonsis-
tenten Mischung von Regelungen und Leistungen teilweise am Bild des méinnlichen
Familienernihrers, teilweise an einem gleichberechtigt-egalitiren Zweiverdienermo-
dell ankniipft, ist auf diese neuen Familienkonstellationen bisher nicht addquat einge-
stellt. Am Beispiel der Gruppe von Familienernahrerinnen wird sehr deutlich, wie grofR
der gleichstellungspolitische Reformbedarf ist.

Zur Forderung eines gleichberechtigten Geschlechtermodells mussten die aktuell
bestehenden, widerspriichlichen sozialpolitischen Signale beseitigt und eigenstandige
Anspriiche an die Stelle abgeleiteter Anspriiche gesetzt werden. Daneben gilt es, die
institutionellen Rahmenbedingungen fiir Kinderbetreuung und andere Formen der
Firsorgearbeit addquat zu gestalten, Maddchen und Jungen Kompetenzen zur eigen-
verantwortlichen Lebensfithrung zu vermitteln und sie auf ein breiteres Spektrum an
Rollenoptionen vorzubereiten sowie — last but not least — die Erwerbs- und Einkom-
menschancen von Frauen zu verbessern.

Uber allen konkreten Einzelvorschligen steht als grundsatzliche Anforderung, ein
neues Leitbild in Deutschland zu verankern und dieses sozial-, familien- und arbeits-
marktpolitisch entsprechend zu rahmen: das Leitbild des bzw. der Erwerbstdtigen mit
Fiirsorgeaufgaben im Lebensverlauf. Dabei geht es nicht darum, Frauen wie Méanner
bzw. Mitter und Viter gleichzeitig iiber den gesamten Erwerbs- und Lebensverlauf
hinweg vollzeitig in Erwerbsarbeit zu integrieren und Fiirsorgeaufgaben weitgehend
an gesellschaftliche Institutionen zu delegieren. Vielmehr sollen beide Geschlechter
die Option haben und entsprechende Rahmenbedingungen dafiir vorfinden, ihre
Erwerbsaufgaben mit ihren Firsorgeaufgaben vereinbaren zu kénnen, ohne dass es
dadurch zu gravierenden beruflichen, einkommens- oder rentenbezogenen Nachtei-
len fiir sie kommt.
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Diskussion zum Panel ,Familienerndhrerinnen®

Die Diskussion hatte folgende Schwerpunkte:

I Erwerbstétige Frauen - Vielfalt der Aufgaben

I Tradierte Rollenleitbilder im familidren Bereich

I Wandel der Strukturen der Erwerbsarbeit

I Berufliche Bildung von Frauen

I Offentliche und betriebliche Gesundheitsprivention
I Hierarchisierung von Arbeit

I Teilzeitarbeit

Erwerbstitige Frauen - Vielfalt der Aufgaben

Ekin Deligoz geht zunédchst auf den Ehestatus ein, der die Lebenssituation vieler Frauen
bestimmt. Das an die Ehe gekniipfte Ehegattensplitting sendet das Signal aus, dass einer
der Partner zu Hause bleiben und die Familienarbeit {ibernehmen sollte. Die soziale
Sicherung, mit der frither diese traditionelle Arbeitsteilung verbunden war, ist jedoch
durch die Unterhaltsreform von 2008 aufgekiindigt worden, da sie auf die Erwerbsta-
tigkeit beider Partner setzt. Die Konsequenz daraus ist, dass Frauen erwerbstitig sein
sollen und daneben zusitzlich die Familienarbeit, Hausarbeit und die Pflege sozialer
Kontakte bewiltigen miissen. Am Arbeitsmarkt kommt erschwerend der strukturelle
Wandel der Erwerbstitigkeit hinzu. Die unbefristete, gut versicherte Vollzeittitigkeit
existiert fir die wenigsten Frauen.

Von der Politik miissen deshalb verschiedene Impulse ausgehen:

I Generell muss die Politik den Frauen, die so viele Aufgaben gleichzeitig bewiltigen
missen, jede Unterstiitzung geben.

I Es geht weiterhin um die Schaffung der strukturellen Voraussetzungen, um Beruf
und Familie vereinbaren zu konnen: Kinderkrippe, Kindergarten, Ganztagsschule,
Tagesbetreuungseinrichtungen fiir dltere Menschen.

I Es sind Vorgesetzte noétig, die in familidren Notsituationen Riickendeckung geben.
Verdnderungen in der Unternehmenskultur, insbesondere im Hinblick auf ein bes-
seres Verstindnis fiir familidre Belange, konnen auch durch eine Frauenquote fir
Vorstinde und Aufsichtsrite forciert werden.

I Unabdingbar ist ein Gleichstellungsgesetz fir die Privatwirtschaft und gleicher Lohn
fur gleiche und gleichwertige Arbeit.
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Tradierte Rollenleitbilder im familidren Bereich

Gerade mit Blick auf die Familienernihrerinnen - so Michael Meuser - stellt sich die
Frage, wie man eine partnerschaftliche Aufteilung von Familienarbeit und Erwerbs-
arbeit auf den Weg bringen kann. Es gibt hier sehr irritierende Beobachtungen. Im
Bereich der Erwerbsarbeit beginnen sich die tradierten Strukturen aufzulosen, die
Familienerndhrerinnen sind ein Beispiel dafiir. Ein anderes Beispiel ist, dass vormals
als Mannerberufe charakterisierte Berufe diese Zuordnung verloren haben. Im Bereich
der Familie erweist sich hingegen die traditionelle Arbeitsteilung als sehr viel hartna-
ckiger. Selbst bei Doppelkarrierepaaren bleibt die Arbeitsteilung in der Familie tradi-
tionell.

Im familidren Bereich sind tradierte Rollenleitbilder also weiterhin existent. Inte-
ressant ist, dass Frauen in der Rolle der Familienernahrerin zégern, ihre Machtmittel
anzuwenden. Sie sind bemiiht, vor dem Hintergrund tradierter Rollenleitbilder, den
Mann in seiner Madnnlichkeit nicht zu entwerten, weil er in den meisten Fillen nicht
freiwillig in die Situation gekommen ist, von der Erwerbstatigkeit seiner Frau abhangig
zu sein. Die verfiigbaren Machtmittel werden von den Familienernidhrerinnen nicht
im Sinne eines rationalen Kalkiils eingesetzt, sondern brechen sich, vor dem Hinter-
grund tradierter Zustdndigkeiten, immer wieder an den in die Routinen des Alltags
eingelassenen Gewohnheiten.

Die Frage ist, inwieweit politische Moglichkeiten bestehen, dieses Verhalten zu d&ndern.
Ein Beispiel wire die Anderung des Elternzeitgesetzes. Die Elternzeitmonate fiir Min-
ner konnten ausgedehnt werden. Dann miissten sich die Arbeitgeber darauf einstellen,
dass auch Méanner als Arbeitnehmer nicht immer verfiigbar sind. Man koénnte auch
durch Anderung der institutionellen Rahmenbedingungen, z.B. durch Anderung der
Steuergesetze, es fiir Médnner attraktiver machen ihre Orientierung am ménnlichen
Erndhrermodell aufzugeben, das ja faktisch ohnehin immer mehr an Bedeutung ver-
liert.

Wandel der Strukturen der Erwerbsarbeit

Eine immer grofiere Gruppe von Ménnern und Frauen befindet sich in Beschéfti-
gungsverhaltnissen weit ab vom sog. Normalarbeitsverhiltnis. Wenn ein grofler Teil
der Beschiftigungsverhiltnisse befristet ist, muss man sich von der Konstruktion des
Normalarbeitsverhéltnisses verabschieden. Sowohl in Teilen der Politik als auch in
den Unternehmen und insbesondere bei den ménnlichen Beschiftigten wird jedoch
- entgegen der Realitdt - noch sehr stark die Vorstellung aufrechterhalten, dass das
Normalarbeitsverhéltnis mit seinen lebenslangen Sicherheitsgarantien den Normal-
fall darstellt.
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Nach Michael Meuser ist vor diesem Hintergrund zu untersuchen, inwieweit die
Schwierigkeiten der Familienernihrerinnen bereits zum Normalfall geworden sind.
Maf)nahmen, die die Situation von Familienernéhrerinnen verbessern, werden sich
mittelfristig positiv fiir alle Beschéftigte — auch Méanner - auswirken. Claudia Menne
vom DGB ergénzt, dass es prekire Beschaftigung fiir Frauen schon immer gegeben hat:
Teilzeitbeschiftigung und Niedriglohn. Das Konzept des Normalarbeitsverhiltnisses
war aus Sicht der Frauen stets problematisch. Die Prekaritét der Situation der Médnner
hat allerdings zugenommen, gerade im gewerblich-technischen Bereich.

Fiir Uta Meier-Grdwe besteht ein wichtiger Befund darin, dass sich 2/3 der Familien-
ernidhrerinnenhaushalte im Niedriglohnbereich befinden. Die Berufsfelder, in denen
Familienernihrerinnen arbeiten, sind zwar vielfach krisen- und rationalisierungsre-
sistente, aber haufig eben auch schlecht bezahlte weibliche Dienstleistungsjobs. Frau-
en finden sich oft in der Familienerndhrerinnenrolle wieder, nachdem die gewerb-
lich-technischen Arbeitspldtze ihrer Partner wegrationalisiert worden sind. Laut
Meier-Grawe ist die Losung folglich nicht allein, Frauen fir die MINT-Berufe (Mathe-
matik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik) zu gewinnen. Vielmehr stellt sich
die Frage, wie weiblich konnotierte Dienstleistungsberufe, fiir die auch in den nachsten
Jahrzehnten eine erhebliche Nachfrage zu erwarten ist, angemessen bewertet werden
konnen, sodass Frauen damit ein existenzsicherndes Einkommen erzielen und diese
Berufe dadurch auch fiir Manner attraktiv werden.

Berufliche Bildung von Frauen

Helga Hentschel wirft die Frage nach der beruflichen Bildung von Frauen auf. Frau-
en werden immer noch auf einen zu schmalen Ausschnitt von Berufen fokussiert, v.a.
die Helferinnen- und Assistentinnenberufe. Das sind Sackgassen. In diesem Zusam-
menhang ist die Beratung durch die Berufsberatung vor Ort nach wie vor kritisch zu
beleuchten.

Es darf nicht vergessen werden, dass die Verdanderung der Arbeitsverhiltnisse in Rich-
tung Befristung politisch gemacht und gewollt wurde. Auch die Privatisierung in ehe-
mals staatlichen Bereichen, z.B. der Bundespost, hat zu einer gewollten Verbilligung
und Verschlechterung der Arbeitsbedingungen im Dienstleistungsbereich gefiihrt.

Claudia Menne geht es wie Uta Meier-Grdwe darum, neue Berufsperspektiven flir
Frauen zu erdffnen, auch im technischen Bereich, und gleichzeitig erzieherische
und pflegerische Berufe, die sogenannten Frauendoménen, aufzuwerten. Bei diesem
Anliegen prallen jedoch unterschiedliche Vorstellungen aufeinander. Dies ist auch
darin begriindet, dass die Wirtschaft z.B. wieder in Richtung Schaffung neuer gering
qualifizierter, sogenannter Helferjobs, argumentiert. Ein Beispiel dafiir sind die Biiro-
berufe, fiir die die Wirtschaft eine 2-jahrige Ausbildung einfithren will. Dies wiirde
hauptsichlich Frauen betreffen. Der DGB positioniert sich dagegen und halt das fiir
eine nicht wiinschenswerte Abwertung dieser Berufe. Er hat sich u.a. deshalb in den
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Verhandlungen zum Ausbildungspakt gegen die Schaffung weiterer zweijiahriger Aus-
bildungsberufe ausgesprochen. Unter anderem war dies ein Grund daftir, warum der
DGB am neu geschlossenen Pakt fiir Ausbildung zwischen der Bundesregierung und
den Wirtschaftsverbanden nicht beteiligt ist.

Fir Ekin Deligéz besteht in diesem Fall ein Zielkonflikt. Sie ist grundsitzlich der
Ansicht, dass die typischen Frauenberufe (Kindererziehung, Pflege, Dienstleistungen)
aufgewertet werden miissen, aber fiir einen grofRen Teil der Migrantinnen, z. B. diejeni-
gen mit tiirkischer Herkunft, die zu 47 % keinen beruflichen Bildungsabschluss haben,
sind die 2-jahrigen Ausbildungsberufe eine Chance, iberhaupt eine Qualifikation zu
erwerben.

Offentliche und betriebliche Gesundheitsprivention

Uta Meier-Grdwe unterstreicht die Notwendigkeit der 6ffentlichen und betrieblichen
Gesundheitsférderung fiir Frauen, die besonders anstrengende Tatigkeiten mit ausge-
dehnten Arbeitszeiten ausiiben und die - z.B. in der Altenhilfe - physisch und psy-
chisch sehr belastend sind. Dazu kommt dann fir die Frauen oft die ,,zweite Schicht“in
der Familie. Auch pflegende Angehorige brauchen Unterstiitzungs- und Entlastungs-
angebote, damit sie durch die hohe Arbeitsbeanspruchung nicht selbst erkranken. Alle
empirischen Forschungen hierzu bestitigen, wie wichtig der Erhalt der Beschifti-
gungsfihigkeit dieser Frauen ist.

Hierarchisierung von Arbeit

Fir Eva Maria Welskop-Deffaa hat die Bearbeitung des Themas ,,Familienerndhrerin-
nen“ insbesondere deutlich gemacht, wie die mit der eigenen Erwerbstitigkeit ver-
bundenen Perspektiven davon abhingen, wer mit welcher Arbeit wen unterhilt: Die
Funktion des mannlichen Familienernéhrers ist mit einer ungeheuren positiven Hier-
archisierung verbunden, bis hinein in den Kiindigungsschutz.

Mit der Zuschreibung der Zuverdienerrolle, egal ob Frauen 10, 20 oder 40 Stunden
arbeiten, ist hingegen eine mehrfache Prekarisierung verbunden. Erstens behalten die
Frauen zu Hause die ganze Last der Familien- und Hausarbeit, zweitens ist die Zuver-
dienerrolle im Erwerbsleben mit einer geringen Anerkennung der Leistung verbunden
und es werden Frauen fehlende Karriereambitionen unterstellt.

Welskop-Deffaa ist der Ansicht, dass es mit Blick auf die grofien Unsicherheiten von
Mainnern und Frauen im Lebenslauf nicht entscheidend sein darf, welche Funktion
die Arbeit - also z.B. eine Alleinernéhrer- oder Zuverdienerfunktion - zum aktuellen
Zeitpunkt erfiillt, da sie morgen schon eine ganz andere Funktion haben kann.
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Teilzeitarbeit

Ekin Deligoz vertritt die These, dass es in bestimmten Lebensphasen in der Tat die beste
Antwort auf bestehende Herausforderungen ist, Teilzeit zu arbeiten. Viele Menschen
konnen das leider aber nicht, weil de facto das Geld fehlt.

Deligoz will sich von Steuerprivilegien wie dem Ehegattensplitting verabschieden. Sie
ist der Meinung, dass das Leben mit Kindern besser unterstiitzt werden muss, unab-
héngig davon, ob die Eltern verheiratet oder alleinerziehend sind, oder ob sie mehr
oder weniger verdienen. Nicht die Ehe sollte im Mittelpunkt der Férderung stehen,
sondern Kinder. Daher pladiert sie fiir eine Kindergrundsicherung.

Elisabeth Winkelmeier-Becker stimmt der positiven Bewertung von Teilzeitarbeit in
bestimmten Lebensphasen zu. Ihrer Ansicht nach muss es auch normal sein, sich in
bestimmten Lebensphasen beruflich zuriickzunehmen. Niemand sollte unter dem
Druck stehen, 45 Jahre vollerwerbstitig zu sein. Das gilt fiir Mdnner und Frauen glei-
chermafen. In der Situation des Zurtickfahrens der Erwerbstitigkeit hilft jedoch gera-
de das Ehegattensplitting, da es verhindert, noch weniger netto zu verdienen, als es
ohne Splitting der Fall wire.

Edda Blenk-Knocke
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Zusammenfassung
Bestandsaufnahme und Prognosen

Fir die Entwicklung des Pflegebedarfs und dessen kinftige Deckung spielen zwei demografische
Prozesse eine entscheidende Rolle: die steigende Lebenserwartung und die geringe Geburtenrate.
Wie sich der erste Prozess auf den kiinftigen Pflegebedarf genau auswirken wird, ist noch nicht hinrei-
chend geklart. In jedem Fall wird aber Pflegebediirftigkeit ein wachsendes soziales Risiko darstellen.

Die Personen, die pflegen, sind ganz (iberwiegend Angehorige der Pflegebediirftigen, das entspricht
der Konzeption der gesetzlichen Pflegeversicherung. Und es pflegen vor allem Frauen, im Einzelnen
abhéngig von dem Verhaltnis zum Gepflegten, von dem Alter und dem Grad der Erwerbstdtigkeit.

Unterstiitzung von Pflegepersonen im Rechtsvergleich

Die Zunahme der Pflegebediirftigkeit in einer alter werdenden Bevolkerung ist nicht nur ein deut-
sches, sondern ein gesamteuropdisches Phanomen, fiir dessen Bewaltigung die nationalen Rechts-
ordnungen unterschiedliche Lésungen entwickelt haben. Das zeigt ein kurzer vergleichender Blick auf
die Lander Japan, GroRbritannien, Irland, Kanada, Danemark und Osterreich.

Einen Pflegeurlaub fir die Bewiltigung kurzfristigen Pflegebedarfs kennen mehrere der genannten
Lander. Einige gewahren Pflegepersonen auch Geldleistungen; diese werden allerdings vorrangig zur
Sicherung des Lebensunterhalts und seltener als Lohnersatz wéahrend einer Pflegetatigkeit gewahrt.
Sie sind im Einzelnen unterschiedlich geregelt. Auch die weiteren Leistungen differieren stark und
reichen von einem Vorhalten personlicher Hilfe durch die Kommune tber beratende und qualitats-
sichernde MaRnahmen bis hin zu Férderung zivilgesellschaftlichen Engagements.

Reformnotwendigkeiten und -strategien

Es ist davon auszugehen, dass sowohl die Moglichkeit als auch die Bereitschaft von Familienangehori-
gen zur Ubernahme einer Pflegetitigkeit kiinftig sinken werden: Der Anteil der jiingeren Bevdlkerung
wird abnehmen und Pflege wird nicht mehr als selbstverstandliche Pflicht akzeptiert. Gleichzeitig
wird die Erwerbsbeteiligung von Frauen zunehmen. Als Optionen, darauf politisch zu reagieren, bie-
ten sich der Ausbau der ambulanten Dienste und teilstationarer Einrichtungen sowie die gezielte
Unterstiitzung der nicht beruflichen Pflege an. Zielrichtung der MaRnahmen muss zum einen eine
Erweiterung des Potenzials an Pflegepersonen sein, wobei hier als wichtigste Gruppe die in der Pflege
weit unterreprasentierten Manner infrage kommen, zum anderen eine Erleichterung der Pflegeta-
tigkeit. Insofern sollte es nicht nur um die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege gehen. Schon weil
die Gruppe der Pflegenden sehr heterogen ist, sind die MaRnahmen auf die jeweiligen Betroffenen
abzustellen. Insbesondere, aber nicht nur fiir die steigende Zahl alterer Pflegepersonen tiber 65 Jahre
dirften etwa Angebote zur praktischen Entlastung und Unterstiitzung sowie MaRnahmen zur Verhin-
derung einer Uberlastung an Bedeutung gewinnen.



Seite 124 Kapitel III (A} Inhalt J[b(* zuriick ]{ weiter bb’}

Reformmafinahmen

Zur Freistellung

Die Pflegetatigkeit muss tiberhaupt erst zeitlich ermoglicht werden. Zwar ist mit dem Pflegezeitge-
setz (PflegeZG) ein erster Schritt unternommen worden, damit Pflegepersonen ihre Erwerbstatigkeit
unterbrechen kénnen; die Regelungen greifen aber zu kurz, und zwar sowohl im Hinblick auf die
Dauer der Freistellung als auch auf das geforderte personliche Verhaltnis des Pflegenden zum Pfle-
gebediirftigen. Auch sehen sie keine Unterhaltssicherung vor. Insoweit ist der Vorschlag, den Entgelt-
ausfall durch Arbeitszeitkonten zeitlich zu strecken und damit wirtschaftlich tragbarer zu machen,
grundsatzlich eine gangbare Losung. Allerdings ist diese Losung nicht fir alle pflegenden Angehori-
gen attraktiv: Davon profitiert nicht, wer schon vorher die Arbeitszeit zur Halfte reduziert hatte. Auch
tragt der Beschaftigte die Kosten fiir die Freistellung letztlich selbst. Aus gleichstellungspolitischen
Griinden ist positiv anzumerken, dass mit der Riickkehr in ein Vollzeitbeschaftigungsverhaltnis die
Gefahr der Verstetigung einer Teilzeitbeschaftigung verringert wird.

Zur Unterhaltssicherung

Ein Entgeltersatz konnte fir die Zeiten der Freistellung zur Pflege entweder entsprechend dem
Elterngeld durch eine steuerfinanzierte Leistung oder im Wege einer Sozialversicherungslosung
gewdhrt werden. Gleichstellungspolitisch wiirden diese Losungen ein wichtiges Anliegen erfiillen,
namlich die Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Familie zu verbessern. Beide Lésungen miissten
im Einzelnen verfassungsrechtlich tiberpriift werden und wiirden erhebliche finanzielle Mittel beno-
tigen, was angesichts der gegenwartigen Haushaltslage ein kaum tiberwindbares Problem darstellt.

Eine andere Option bestlinde darin, Leistungen an die Pflegetatigkeit selbst zu koppeln und sie
damit nicht vom vorherigen Verdienst, sondern allein vom Umfang und ggf. der Schwierigkeit der
Pflege abhangig zu machen. Zur Umsetzung missten die Satze des Pflegegeldes angehoben werden.
Damit konnten breitere Bevolkerungskreise begtinstigt werden, es wiirden aber wohl eher schwache
Anreize zur voriibergehenden Reduzierung einer Erwerbstatigkeit geboten.

Um diesen Nachteil zu vermeiden, ware es schlielich denkbar, unter Berlicksichtigung der jeweils
unterschiedlichen Unterstiitzungsbedarfe von erwerbstétigen und nicht erwerbstatigen Pflegeperso-
nen eine Kombination zwischen Entgeltersatz und Pflegegeld zu wahlen.

Zum sozialversicherungsrechtlichen Schutz

Verbesserungen im Rahmen der Rentenversicherung kénnten durch eine Gleichstellung mit den Kin-
dererziehungszeiten realisiert werden. Dies wiirde allerdings zu nicht unerheblichen Mehrkosten fiir
die Pflegeversicherung fiihren.

Auch fir die Kranken- und Pflegeversicherung sollte eine Gleichstellung mit der Elternzeit ins Auge
gefasst werden, zumindest dann, wenn die Pflegezeiten ausgebaut und evtl. durch Entgeltersatzleis-
tungen flankiert werden. Dann ware es konsequent, ebenfalls ein Fortbestehen der Mitgliedschaft in
der Krankenversicherung wahrend der Pflegezeit anzuordnen.
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Die derzeitigen Regelungen zur Arbeitslosenversicherung (Berechnung des Arbeitslosengeldes)
waren bei einer Ausweitung des Anspruchs auf Freistellung oder Reduzierung der Arbeitszeit auszu-
dehnen. Ausgeweitet sollten auch die Regelungen zur Weiterversicherung werden, indem Pflegeper-
sonen ohne unmittelbare Vorversicherungszeiten und Nichtangehorige einbezogen werden.

Zu einem Pflegeentgelt

Als Alternative zu den beiden vorstehend genannten Reformoptionen kdme eine Professionalisie-
rung der Pflegetatigkeit von Angeharigen, Nachbarn und Freunden in Betracht. Gemeint ist damit
die Begriindung von sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnissen, entweder zwischen
Pflegebeduirftigem und Pflegeperson oder zwischen Pflegekasse und Pflegeperson mit Zustimmung
des Pflegebedurftigen. Wer die Pflege tibernimmt, muss nicht einschrankend geregelt werden. Das in
diesem Rahmen zu zahlende Entgelt wére durch eine Aufstockung des Pflegegelds und die Gewah-
rung von Zuschissen zu finanzieren. Mogliches Vorbild fiir einen solchen Ansatz béte die Rechtslage
in Danemark. Der Nachteil dieser Losung liegt in einer Formalisierung und Verrechtlichung des Pfle-
geverhiltnisses.

Zu begleitenden MaRnahmen

Als begleitende MaRnahme wire die Verbesserung steuerrechtlicher Anreize denkbar. Bei der
Bewertung der vom Pflegebedirftigen an die Pflegeperson weitergereichten Gelder kénnte auf die
Voraussetzung der Erfiillung einer sittlichen Pflicht verzichtet werden. Bezliglich der Absetzbarkeit
von Aufwendungen fiihrt die zurzeit vorgesehene Anrechnung des Pflegegeldes gerade bei der Pfle-
ge von schwer- und schwerstpflegebediirftigen Personen zu einer erheblichen Abschwachung des
Forderzwecks. Um das zu vermeiden, sollte der Freibetrag nach der Schwere der Pflegebediirftigkeit
gestaffelt werden.

Wichtige weitere MaRnahmen zur Férderung von Pflegetatigkeiten sind personliche Unterstiitzung
sowohl durch Informationen tiber Pflegeangebote als auch durch Anleitung, Beratung und Hilfe bei
der Durchfiihrung der Pflege. Ebenso sollten die PraventionsmafRnahmen hinsichtlich des Gesund-
heitsschutzes von Pflegepersonen ausgebaut werden. Was im Einzelnen zu unternehmen ware, hangt
von der Evaluation der bereits eingefiihrten UnterstiitzungsmaRnahmen ab.

Gleichstellungspolitisches Fazit

Eine eigenstandige Existenzsicherung wird in unserer Gesellschaft iberwiegend durch Erwerbsta-
tigkeit erreicht. Gleichstellungspolitik richtet sich deshalb auf eine bessere Vereinbarkeit von Beruf,
Familie und Pflege. Bei der Ubernahme der Pflege ist darauf zu achten, dass es sozial- und arbeits-
rechtlich abgesicherte Ausstiege und Uberginge gibt und dass die Riickkehr in den Arbeitsmarkt
gewihrleistet ist. Gleichstellungspolitik zielt zugleich auf ein Aufbrechen der traditionellen Rollen-
zuschreibung durch gezielte Anreize zur Ubernahme von Pflegeverantwortung durch Manner.

Die Lebenssituation von Pflegepersonen ist unterschiedlich, je nachdem in welcher Lebensphase
sie sich befinden und ob und in welchem AusmaR sie erwerbstatig sind. Insbesondere ist danach
zu fragen, was Pflegezeiten fiir den Lebenslauf der betroffenen Pflegepersonen bedeuten und wie
wirtschaftliche Nachteile sowohl wéhrend der Pflegezeit als auch in der Alterssicherung vermieden
werden konnen.
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[. Einfiihrung

1.Wie sollten Pflegepersonen in ihrer Pflegetitigkeit kiinftig unterstiitzt werden?
Diese Frage hat sich vor allem unter gleichstellungspolitischen Aspekten im Rahmen
eines vom Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefoérder-
ten Projekts tiber die kiinftigen geschlechtsbezogenen Rollenleitbilder in der deut-
schen Gesellschaft gestellt. Sie setzt zweierlei voraus: dass es einen Bedarf an nicht
beruflichen Pflegetitigkeiten gibt, und dass die Durchfithrung dieser Titigkeiten
Unterstiitzung verdient, sie also im Interesse des Gemeinwohls liegt. Sie ist zugleich
mit Bedacht offen formuliert. Eine ,,Unterstlitzung” zielt zwar auf staatliches Han-
deln, schlief3t aber die verschiedensten Formen ein: etwa die Regulierung privaten
Handelns, die Setzung finanzieller Anreize oder die Gewahrung von Leistungen, von
der Beratung bis hin zum Entgeltersatz. Das Spektrum moglicher Mafinahmen muss
schon deshalb sehr weit gefasst werden, weil der Bedarf an einer Unterstiitzung der
Pflegetatigkeiten vielfaltig ist. Insbesondere konnen auch die Situationen der haus-
lichen Pflege sehr unterschiedlich sein, sowohl was die Pflegebediirftigen als auch
was die Pflegepersonen betrifft (vgl. auch unten, I1.1 und IV.2.c). Der im Folgenden
verwendete Begriff der ,nicht beruflichen“ entspricht dem der ,informellen“ und
yhicht professionellen Pflege und Pflegepersonen. Gemeint sind damit Angehori-
ge, Freunde, Nachbarn, Bekannte oder auch ehrenamtlich tétige Personen, die nicht
erwerbsméifig pflegen. Der Umfang der Pflegetétigkeit ist damit, anders als bei Pfle-
gepersonen nach § 19 SGB XI, nicht von vornherein festgelegt. Wegen der Vielfalt der
beriihrten Einzelfragen ist eine fachiibergreifende und nicht durch die Konzentra-
tion auf einzelne Aspekte beschrankte Perspektive erforderlich, wenngleich die
rechtlichen Aspekte im Vordergrund der Betrachtung stehen. Sie wurde durch eine
Arbeitsgruppe eingenommen, die das vorliegende Papier beraten hat und aus fol-
genden Mitgliedern besteht:

Prof. Dr. Ulrich Becker, Max-Planck-Institut fiir ausldndisches und internationales
Sozialrecht, Miinchen,

Dr. Andreas Biischer, Hochschule Osnabriick,

Dr. Hanneli Déhner, Universitdtsklinikum Hamburg-Eppendorf,

Georg Recht, Ministerialdirektor, Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales, Berlin,
Prof. Dr. Heinz Rothgang, Zentrum fiir Sozialpolitik, Universitit Bremen,

Prof. Dr. Peter Udsching, Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht, Kassel.

2.Da die Antwort auf die eingangs gestellte Frage von gesellschaftlichen Entwick-
lungen wie von verschiedenen institutionellen Rahmenbedingungen abhingt,
bedarf es zunichst einer Bestandsaufnahme (II.). Die im ersten Schritt zusam-
mengefassten Prognosen zum kiinftigen Unterstiitzungs- und Forderungsbedarf
stiitzen sich auf vorhandene Erkenntnisse, ohne insofern den Anspruch einer
eigenen wissenschaftlichen Untersuchung zu erheben. Sie werden erginzt um
die Darstellung der bestehenden rechtlichen und institutionellen Vorgaben, die
ihrerseits zwar variabel sind, aber den Rahmen fiir die Tatigkeit von Pflegeper-
sonen abgeben. Insbesondere die Ausgestaltung der Pflegeversicherung selbst als
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wichtigste Sdule der sozialen Sicherung bei Pflegebediirftigkeit wird vorausgesetzt
und - ungeachtet der laufenden Reformvorhaben - nicht hinterfragt, ihre Bedeu-
tung als Einflussfaktor aber hervorgehoben. Der erste Teil schlieft mit empiri-
schen Befunden zu den Pflegepersonen, geordnet nach finf Kriterien: erstens der
Verbindung zum Pflegebedurftigen, zweitens dem Geschlecht, drittens dem Alter,
viertens der Erwerbstatigkeit und fiinftens der Dauer der Pflegetitigkeit.

In einem kurzen Zwischenschritt (I11.) wird dann der Blick vergleichend geweitet: Was
lasst sich tiber moégliche Unterstitzungsmafinahmen fir Pflegepersonen aus frem-
den Rechtsordnungen lernen? Werden dort entsprechende Vorkehrungen iiberhaupt
getroffen, und wenn ja, wie sind diese beschaffen?

Damit ist der Boden bereitet, um auf die Reformnotwendigkeiten und die Reform-
strategien einzugehen (IV.). Dabei wird besonderer Wert auf Aspekte der Geschlech-
tergleichstellung gelegt. Die Notwendigkeit dazu folgt bereits aus den empirischen
Befunden zu den Pflegepersonen und aus dem gesellschaftlichen Interesse, angesichts
der demografischen Entwicklungen Wahlmoglichkeiten zugunsten einer Erwerbsbe-
teiligung zu verbessern. Schliefilich wird auf einzelne Reformmafinahmen eingegan-
gen (V.), und zwar nicht getrennt nach Rechtsmaterien, sondern nach verschiedenen
Unterstiitzungsbedarfen: der Schaffung ausreichender Zeit fiir die Pflege, der Gewéh-
rung finanzieller Kompensation im Sinne einer Honorierung der aufgewendeten Zeit
und der allgemeinen Férderung durch Geld- und Sachleistungen. Die verschiede-
nen Vorschlige kdnnen dabei jeweils vor dem Hintergrund der aktuellen geltenden
Rechtslage nur kurz vorgestellt, nicht aber in allen Einzelheiten rechtlich und sozial-
politisch gewtirdigt werden.

II. Bestandsaufnahme und Prognosen
1. Entwicklung des Pflegebedarfs

Fir die Zukunft unserer Gesellschaft sind - neben den Verdnderungen in den Fami-
lienstrukturen und auf dem Arbeitsmarkt, auf die spater zuriickzukommen sein wird
- zwei demografische Entwicklungen von grofler Bedeutung: die steigende Lebenser-
wartung und die geringe Geburtenrate. Schlagwortartig wird von einer Alterung und
Schrumpfung der Gesellschaft gesprochen. Die Bewertung dieser Prozesse fillt unter-
schiedlich aus (nidher und umfassend dazu Kocka/Staudinger 2009, S. 21 ff.). Sie fithren
nicht zu revolutionidren Umbriichen, erfordern aber breit angelegte Verinderungen.
Dass die genannten demografischen Prozesse stattfinden, ist geklart und seit Langem
bekannt, mag auch iiber den genauen Verlauf noch gestritten werden.

Unklar hingegen ist, was insbesondere die Zunahme der Lebenserwartung fiir die
kinftige Entwicklung des Pflegebedarfs tatsidchlich bedeutet. Unter der Vorausset-
zung konstanter Pflegewahrscheinlichkeiten wiirde sie zu einer Zunahme der Zahl von
Pflegebediirftigen in Deutschland von durchschnittlich 1,0 % bis 1,5 % jahrlich fithren.
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Im Jahr 2020 sollen nach der 11. koordinierten Bevolkerungsvorausberechnung (Pfle-
gestatistik 1999-2007, Statistische Amter: Demographischer Wandel) 2,91 Millionen
Menschen pflegebediirftig sein (das entspriache 3,63% der Gesamtbevolkerung), im
Jahr 2030 3,36 Mio. (4,35 %). Allerdings besteht hinsichtlich der zukiinftigen Entwick-
lung der altersspezifischen Pflegebediirftigkeit betrichtliche Unsicherheit. Im Wesent-
lichen werden dazu drei verschiedene Thesen vertreten, die aber durchgéngig (noch)
nicht ausreichend empirisch belegt sind: (1) die der gleichbleibenden Pflegewahr-
scheinlichkeit unabhangig vom Sterbealter (vgl. Breyer/Felder 2006, S. 180, 185); (2)
die der Kompression der Morbiditat (vgl. Fries 1980, S. 133), die einen Riickgang durch
medizinischen Fortschritt erwartet; und (3) die des alterungsbedingten Zuwachses
der Pflegebediirftigkeit (Hackmann/Moog 2008, S. 1; Verbrugge 1984, S. 516). Entspre-
chend unterschiedlich fallen die jeweils angestellten Prognosen aus (vgl. Hackmann/
Moog 2008, S. 16): Bei einer konstanten Pflegewahrscheinlichkeit soll es im Jahr 2060
ca. 4 Millionen Pflegefille geben (nach Wille 2010: 4,29 Mio. bei einem Héhepunkt im
Jahr 2050 von 4,41 Mio.), nach der Kompressionsthese lediglich 2,64 Mio. und nach der
Zuwachsthese 5,68 Mio. (dagegen Blinkert/Klie 2007, S. 319: 4 Mio. im Jahr 2050). Was
auch immer die richtigen Annahmen dazu sind: In jedem Fall wird Pflegebedurftigkeit
ein wachsendes soziales Risiko darstellen, dessen Bewaltigung Staat und Gesellschaft
in Zukunft vor grofie Herausforderungen stellen wird. Zudem ist zu berticksichtigen,
dass alle Schatzungen auf dem derzeit nach dem SGB XI geltenden Begriff der Pfle-
gebediirftigkeit beruhen, die Zahl der Pflegebediirftigen aber auch durch die geplante
Erweiterung des Begriffs (vgl. BMG, Bericht, 2009, und BMG, Umsetzungsbericht, 2009)
mit grofier Wahrscheinlichkeit zunehmen wird.

Dabei ist allerdings zu beachten, dass grundsétzlich zwischen zwei sehr unterschied-
lichen Bedarfssituationen zu unterscheiden ist: dem altersbedingten Pflegebedarf
einerseits, fiir den die vorstehend genannten demografischen Entwicklungen von
grofier Bedeutung sind, und dem Pflegebedarf fiir seit dem Kindesalter behinderte
Menschen andererseits, der typischerweise tiber viele Jahre besteht und mittlerweile
vor allem von medizinisch-technischen Entwicklungen abhingt. Diese grobe Unter-
scheidung verdient deshalb eine besondere Hervorhebung, weil sie unterschiedliche
Bedarfe fiir eine Unterstiitzung durch professionelle Einrichtungen, aber auch fiir eine
Unterstitzung der nicht beruflichen Pflegepersonen markiert.

2. Institutionelle Rahmenbedingungen

Pflege wird in Deutschland nach wie vor in erster Linie als Aufgabe der Ange-
horigen verstanden. Daran hat die Einfiihrung der Pflegeversicherung Mitte der
1990er-Jahre nichts gedndert. Nach ihrer Konzeption soll diese eine Grundsiche-
rung in Form unterstiitzender und erginzender Hilfeleistungen sein (BT Drucks.
12/5262, S. 2). Das kommt in verschiedenen Regelungen zum Ausdruck: in der
Deckelung der gewiahrten Leistungen, die nicht bedarfsdeckend angelegt sind, und
in dem Vorrang der hiuslichen gegentiber der stationdren Pflege (vgl. §§ 3 und 43
Abs. 1 und 4 SGB XI). Allerdings mussen die Pflegekassen einen Sicherstellungsauf-
trag erfillen. Sie haben fir die pflegerische Versorgung der Versicherten zu sorgen
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(§ 12 Abs. 1 S. 1 SGB XI). Diese Verpflichtung umfasst sowohl die Bereitstellung der
notwendigen Infrastruktur als auch die Kontrolle des funktionsgerechten Einsat-
zes von Leistungen. Sie schliefit insbesondere die Zusammenarbeit mit allen an der
Versorgung Beteiligten und deren Vernetzung untereinander mit ein (§ 12 Abs. 1
S.2und 3, Abs. 2 SGB XI).

Insgesamt gesehen setzt der Staat damit vorrangig auf die Leistungsbereitschaft
und Leistungsfihigkeit der Familien sowie auf andere private Unterstiitzung,
etwa durch Nachbarn oder private Netzwerke. Diese sollen so weit wie moglich den
notwendigen pflegerischen Bedarf der Pflegebediirftigen selbst decken. Lediglich die
Vorhaltung der fiir die Pflege erforderlichen Infrastruktur wird dem Verantwortungs-
bereich der Lander Giberantwortet: Diese sollen in Ergidnzung des Sicherstellungsauf-
trags der Pflegekassen (§ 69 SGB XI) die entsprechenden Einrichtungen fiir eine Ver-
sorgung bereitstellen (§ 9 SGB XI). Damit wird immerhin die Moglichkeit geschaffen,
die Pflegetatigkeit der Angehorigen durch Dritte, vor allem durch ambulante Dienste
oder stationdre Pflegeeinrichtungen, zu unterstiitzen oder notfalls zu ersetzen, aller-
dings bei gleichzeitiger Infrastrukturverantwortung fiir die Angehorigenpflege (§ 45 d
SGBXI). Dieser Konzeption entsprechen auch die Leistungen der Krankenversicherung
bei Pflegebedurftigkeit. Der Anspruch auf hausliche Krankenpflege ist nach § 37 Abs. 3
SGBVgegenitiber der Pflegeim Haushalt subsididrund kntipftinsofernan familienrecht-
liche Fursorge- und Unterhaltspflichten sowie sittliche Beistandspflichten an (vgl. BSG
v. 30.3.2000, B 3 KR 23/99, Rdnr. 16 [www.juris.de]).

Familienrechtlich betrachtet sind Pflegeleistungen gegeniiber einem Ehe- und
Lebenspartner nicht nur Teil des geschuldeten Unterhalts (i.S.v. § 1360 BGB und
§ 5 LPartG), sondern zugleich eine Einlésung der Beistandspflicht nach § 1353 Abs. 1
S. 2 BGB und § 2 LPartG. Diese Pflicht ist allerdings begrenzt und verlangt insbeson-
dere nicht die Aufgabe einer Ausbildung oder Erwerbstatigkeit (vgl. BGH NJW 1995,
1486). Dagegen gilt beim Verwandtenunterhalt der Grundsatz der Barleistungspflicht
nach § 1612 Abs. 1 S. 1 BGB. Soweit also etwa die Eltern pflegebediirftig werden und
daraus Kosten entstehen, die von der Pflegeversicherung nicht iibernommen werden,
missen bei Bediirftigkeit der Eltern die Kinder fiir den Fehlbetrag aufkommen. Fami-
lienrechtlich ist aber die Unterhaltspflicht der Kinder abgemildert (vgl. zum Selbstbe-
halt BGHZ 152, 217, 225 f,, zu Aufwendungen fiir eine erginzende Altersversorgung
BGH, FamRZ 2004, 792 f., und zum Schonvermégen BGHZ 169, 59 ff.), sozialrechtlich
sind die Verschonungsgrenzen relativ hoch. Die Kinder werden damit zum Teil, wenn
auch nicht umfassend, von einem Riickgriff verschont (vgl. Becker 2009, S. 137 f., und
Udsching 2007, S. 559, 567 ff.).

3. Empirischer Befund: zu den Pflegepersonen

a. Die Versorgung pflegebediirftiger Personen in Deutschland findet ganz tber-
wiegend in der Familie statt: 68,4 % aller Pflegebediirftigen wurden im Jahr 2007 zu
Hause gepflegt, das sind rund 1,53 Mio. Menschen (Statistisches Bundesamt 2007,
S. 4). Dabei wird die Hilfe weit Gberwiegend von nahen Angehorigen einschlieRR-
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lich der Schwiegertochter und -s6hne erbracht: 28% der Pflegepersonen sind die
(Ehe-)Partner der Gepflegten, 26% sind Tochter und 10% Sohne. Lediglich 9% wer-
den von sonstigen Verwandten und 8% von Freunden, Nachbarn und Bekannten
gepflegt (Schneekloth/Wahl 2008, S. 79). Untersucht wurden dabei allerdings nur
die Hauptpflegepersonen. Berlcksichtigt man, dass neben diesen durchschnitt-
lich eine weitere Person in die héusliche Pflege eingebunden ist und regelmaflige
Pflege- und Unterstiitzungsleistungen erbringt (Meyer 2006, S. 21; Meyer et al. 2007,
S.17), ergibt sich eine hohere Beteiligung anderer Verwandter (9,6 %) bzw. weiterer Per-
sonen (15,3 %) an der Pflege. Allerdings steigt zugleich der Anteil der durch den Partner
Gepflegten auf 55,9% (Blome/Keck/Alber 2008, S. 207). Zu beachten ist im Ubrigen,
dass Angehorige auch die stationir versorgten Pflegebediirftigen weiter zusétzlich
betreuen (Dohner/Kofahl/Liidecke/Mnich 2008).

b. Ebenso auffillig wie bemerkenswert ist, dass vor allem Frauen pflegen. Ende
2002 waren 73% der Hauptpflegepersonen weiblich (Schneekloth/Wahl 2008,
S.79),nach einer Querschnittsuntersuchung aus dem gleichen Jahr (Runde et al.) betrug
der Frauenanteil sogar 80,7 % (2009: 78,7 %). Nur wenn man auch geringfiigige Pflege-
tatigkeiten mit einbezieht, liegt der Anteil der pflegenden Manner hoher, und zwar
konstant bei 35 % (Rothgang et al. 2009, S. 86). Damit ergibt sich ein klares Geschlech-
terungleichgewicht bei der Pflegetitigkeit. Das ist nicht nur in Deutschland so, wie die
SHARE-Studie belegt. Frauen sind vor allem bei den Gruppen der pflegenden Kinder
bzw. Schwiegerkinder stark tiberreprésentiert: 69,7 % pflegenden Tochtern stehen nur
30,3% pflegende Sohne gegeniiber und 90% pflegenden Schwiegertdchtern (wobei
alle zehn Lander der SHARE-Untersuchung zusammengenommen wurden) nur 10%
Schwiegersohne (Blome/Keck/Alber 2008, S. 208). Bei Pflegebeziehungen zwischen
Partnern sind die Ergebnisse weniger eindeutig. Zum Teil wird angenommen, hier sei
der Beitrag der Geschlechter zur Pflege ausgeglichener (49,1% weiblich und 50,9%
maénnlich, vgl. Blome/Keck/Alber 2008, S. 208). Nach einer anderen Studie, bei der keine
Mehrfachnennung zugelassen war, also nur nach ,Hauptpflegepersonen® gefragt wur-
de,iberwogen dagegen wieder die Ehefrauen deutlich die Ehemianner (24,7 % zu 14,4 %);
Schwiegersohne kommen dann nur zu 0,3 % vor (Runde et al.,, AOK-Trendbericht, 2010,
S.18). Auf diese Verteilung kann allerdings auch die unterschiedliche Lebenserwartung
von Mannern und Frauen Einfluss haben.

c. Pflegepersonen sind mehrheitlich zwischen 55 und 79 Jahre alt. Nur 16 % der Pfle-
gepersonen waren im Jahr 2002 jiinger als 45 Jahre, dagegen war fast die Halfte zwi-
schen 45 und 64 Jahre alt und damit noch im erwerbsfahigen Alter. Immerhin 7% der
Hauptpflegepersonen waren bereits 80 Jahre und alter (Schneekloth/Wahl 2008, S. 79).
Aufschlussreich ist die Differenzierung des Geschlechterungleichgewichts nach Alter
der Pflegenden: Frauen pflegen im Alter von 45 bis 75 Jahren am hiufigsten, wihrend
Minner erst im hoheren Alter pflegen. Ab 60 Jahre iben 33% der Méanner, aber nur
22% der Frauen eine Pflegetitigkeit aus. Als Grund wird vermutet, dass bei Frauen
nach dem Tod des ersten Elternteils meist die weibliche Kindergeneration die Verant-
wortung fiir den verbliebenen Elternteil tbernimmt und Manner héufiger ihre Part-
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nerinnen und weniger ihre Eltern pflegen (Rothgang et al., S. 86). Die Altersangaben
sind deshalb wichtig, weil sie auf typischerweise verschiedene Unterstiitzungsbedarfe
hinweisen. Dabei darf nicht tibersehen werden, dass es auch eine wenig erforschte, aber
auf besondere Unterstiitzung angewiesene Gruppe von Pflegepersonen gibt, nimlich
pflegende Kinder und Jugendliche (vgl. Metzing 2007, S. 560 ff.; Reichert 2010, S. 316 ff.).

d. Ein wachsender Anteil der privaten Hauptpflegepersonen geht einer eigenen
Erwerbstdtigkeit nach (1991: 18% und 2002: 23%), wobei die vorliegenden Daten
allerdings weder nach Voll- und Teilzeitstellen noch nach Geschlecht differenzieren. Gut
die Hélfte der Hauptpflegenden war aber zu Beginn der Pflegetétigkeit nicht erwerbs-
titig und weitere 14 % (1991) bzw. 10% (2002) haben die Erwerbstatigkeit im Laufe der
Pflegezeit aufgegeben (Schneekloth/Wahl 2008, S. 81). Eine Reduzierung der Arbeits-
zeit scheint nach vorliegenden Ergebnissen bei einer Pflegetitigkeit seltener als bei
der Betreuung von Kindern infrage zu kommen. Empirisch ist wenig belegt; denkbare
Griinde waren fehlende Flexibilitit bei der Pflegetitigkeit, keine Mobilitit der Gepfleg-
ten, schlechtere ,Handhabbarkeit®, psychische Belastung, keine institutionelle Unter-
stiitzung, keine zeitliche Abschitzbarkeit der Pflegebediirftigkeit (Schneider et al. 2001,
S. 377-379). Allerdings miisste der Motivmix bei potenziellen Pflegepersonen genauer
aufgeschlisselt werden. Jedenfalls diirften nicht nur objektive Kriterien die Vereinbar-
keit von Teilzeitarbeit und Pflege verhindern. Dafiir, dass hier auch geschlechtsspezi-
fische Rollenverstindnisse eine wichtige Rolle spielen, spricht, dass Mdnner héaufiger
die Pflege mit einer (Vollzeit-)Erwerbstétigkeit kombinieren (Schneider 2006, S. 507;
BMFSFJ 1997, S. 115). Mit zunehmender Schwere des Pflegebedarfs sinkt allerdings die
Wahrscheinlichkeit einer gleichzeitigen Berufstitigkeit (BMFSFJ 1997, S. 120, 123).

e. Die Ubernahme einer Pflegetitigkeit ist eine Aufgabe auf Dauer. Was das genau
bedeutet, hangt wesentlich davon ab, welche Pflegeleistungen und welche Bedarfs-
situationen beriicksichtigt werden. Bezieht man Situationen einer weit verstandenen
Hilfsbedtirftigkeit mit ein, so sollen die Betroffenen in Privathaushalten im Mittel 8,2
Jahre auf Hilfeleistungen angewiesen sein (Schneekloth/Wahl 2005, S. 229). Genauer
sind die Angaben fiir die Zeiten des Bezugs von Leistungen aus der Pflegeversicherung.
Diese Zeiten betragen bei Frauen knapp 4 Jahre und bei Médnnern ca. 2,5 Jahre (Roth-
gang et al. 2009, S. 173). Allerdings beziehen sie die stationire Pflege ein. Berticksich-
tigt man nur die hduslichen Pflegezeiten, so betragen diese fiir die Pflege von Frauen
2,5 Jahre und von Ménnern 2 Jahre (Rothgang et al. 2009, S. 2). Die Angaben beziehen
sich auf Pflegebediirftige tiber 60 Jahre und spiegeln damit die Alterspflegebedtrftig-
keit wider. Erweitert man den Kreis der Pflegebediirftigen auf alle Altersklassen und
berticksichtigt auch Pflegezeiten, in denen aus formalen Griinden keine Leistungen
aus der Pflegeversicherung bezogen werden, kommt man auf 3,0 Jahre bei Mdnnern
und 3,9 Jahre bei Frauen (Rothgang et al. 2010, S. 210).

Bezogen auf den konkret mit der Pflege verbundenen Zeitaufwand ist zu beach-
ten, dass die hausliche Pflege zumindest aus Sicht der Pflegepersonen weit mehr
Zeit in Anspruch nimmt, als fir die jeweiligen Pflegestufen gesetzlich vorgese-
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hen ist (Runde et al., Wirtschaftliches Handeln, 2010, S. 17 f.). Im Durchschnitt wer-
den 36,7 Stunden pro Woche fiir die Betreuung und Versorgung von Pflegebe-
durftigen aufgewendet, von Pflegestufe 1 mit 29,4 Stunden iiber Pflegestufe 2 mit
42,2 Stunden bis 54,2 Stunden bei Pflegestufe 3. Bei sonstigen Hilfebediirftigen wird
der Aufwand mit 14,7 Stunden pro Woche veranschlagt (Schneekloth/Wahl 2008,
S.78/79).

III. Unterstiitzung von Pflegepersonen im Rechtsvergleich
1. Die Vielfalt der Arrangements

Die geschilderten demografischen und soziookonomischen Entwicklungen wie die
zunehmende Konfrontierung mit Pflegebedurftigkeit sind keine deutschen, sondern
gesamteuropdische Phdnomene, fiir deren Bewaltigung die nationalen Rechtsordnun-
gen unterschiedliche Losungen entwickelt haben. Schon die Frage, welche Leistun-
gen unter welchen Voraussetzungen im Falle einer Pflegebediirftigkeit zur Verfiigung
gestellt werden, wird in den Mitgliedstaaten der Europdischen Union sehr unterschied-
lich beantwortet. Die Schaffung eines eigenstdndigen Sozialversicherungssystems ist
die Ausnahme. Zum Teil findet eine Abdeckung durch Leistungen der Krankenversi-
cherung statt (auch im Rahmen der européiischen Koordinierung werden Pflegeleis-
tungen nach der Rechtsprechung des EuGH als Leistungen bei Krankheit behandelt,
vgl. grundl. EuGH Rs. C-160/96 [Molenaar], Slg. 1998, 1-843; ferner Rs. C-286/03 [Hosse],
Slg. 2006, I-1771), zum Teil werden besondere Leistungen der sozialen Férderung, zum
Teil auch nur Hilfeleistungen erbracht.

An dieser Stelle ist eine systematische Aufarbeitung des sozialen Schutzes bei Pfle-
gebediirftigkeit in vergleichender Perspektive weder moglich noch erforderlich. Im
vorliegenden Zusammenhang interessieren erstens nur die MaRnahmen, die speziell
zur Unterstiitzung von Pflegepersonen vorgesehen sind. Zweitens soll es gentigen,
aus einer groben vergleichenden Umschau einen Eindruck tiber alternative Losungs-
moglichkeiten zu gewinnen. Um diese wenigstens im Ansatz systematisieren zu
kénnen, beschrinkt sich der Uberblick zudem auf einige wenige Rechtsordnungen,
in denen jeweils unterschiedliche Leistungen fiir Pflegebediirftige vorgesehen sind.
Zwar werden damit die methodischen Postulate einer rechtsvergleichenden Unter-
suchung nicht eingehalten (vgl. dazu Becker 2010), und dieser Umstand spielt durch-
aus eine Rolle, wenn es um die genaue sozialpolitische Bewertung einzelner, in frem-
den Rechtsordnungen anzutreffenden Mafinahmen geht. Denn wirklich Aufschluss
gewonnen werden kann iber deren Funktionieren nur dann, wenn ihre Einbettung in
die regelméflig sehr komplexen sozialpolitischen Arrangements ebenso berticksichtigt
wird wie ihre praktische Umsetzung. Jedoch wird eine tiefer gehende Analyse an dieser
Stelle nicht beabsichtigt.
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2. Unterbrechung einer Erwerbstatigkeit

Einen Pflegeurlaub fiir die Bewaltigung kurzfristigen Pflegebedarfs kennen verschie-
dene Lander. Allerdings ist die Ausgestaltung sowohl nach der Dauer als auch nach der
Berechtigung sehr unterschiedlich:

In Ddnemark kann eine Bezugsperson, die kein direkter Angehoriger der gepflegten
Person sein muss, fir 6 Monate, verlingerbar um 3 Monate, die pflegerische Versor-
gung tibernehmen (§ 118 III des Gesetzes vom 10.1.2009 Nr. 941 betreffend soziale
Dienste). Wihrend des Pflegeurlaubs bezahlt der Arbeitgeber die Beitrige zur Renten-
versicherung weiter. Eine kiirzere Freistellung kennt Osterreich: Nach dem Vertrags-
rechtsanpassungsgesetz von 1993 gibt es die Moglichkeit der Familienhospizkarenz,
die die Sterbebegleitung naher Angehoriger und die Begleitung schwerstkranker
Kinder ermoglicht und 3 Monate mit einer Verlangerungsmaglichkeit auf 6 Monate
betrigt. Die Arbeitszeit kann danach vom Arbeitnehmer herabgesetzt oder die Lage
der Normalarbeitszeit geindert werden; er kann sich aber auch ganz von der Arbeits-
leistung gegen Entfall des Entgelts freistellen lassen. Eine lingere Freistellung ist dage-
gen in Irland vorgesehen: Danach konnen Arbeitnehmer nach dem ,,Carer’s Leave Act”
von 2001 (No. 19) wegen Vollzeitpflege im Minimum 13 Wochen und maximal 104
Wochen, bei zwei zusammenlebenden Personen 208 Wochen von der Arbeit fernblei-
ben. Auch eine Aufteilung ist moglich; allerdings miissen dann 6 Wochen zwischen der
jeweiligen Freistellung sein. Voraussetzung ist, dass man mindestens 12 Monate fir
denselben Arbeitgeber gearbeitet hat. Die zu pflegende Person muss kein Familienan-
gehoriger, sondern kann auch ein Freund oder Arbeitskollege sein.

3. Geldleistungen als Unterhaltsersatz wahrend der Pflegetitigkeit

a. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

aa. Eine Reihe von Lindern gewéhrt Pflegepersonen Geldleistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts. Dabei ist zu unterscheiden zwischen (1) Hilfeleistungen bei Bediirf-
tigkeit der Pflegeperson und nicht bediirftigkeitsabhdngigen Leistungen, die es wiede-
rum in zwei Varianten gibt: (2) als Entgeltersatz und (3) als Entgelt fiir die Pflege selbst.

(1) Spezielle Hilfeleistungen fiir Pflegepersonen sind in Grof}britannien und Irland
vorgesehen. In Grofibritannien betragt die hauptsachliche staatliche Unterstiitzung fiir
Pflegende (,Carer’s Allowance®) derzeit 53,10 Pfund/Woche (= derzeit 63,99 €, Stand:
5.8.2010); eine Gewihrung ist ausgeschlossen, wenn das wochentliche Einkommen
95 Pfund (= derzeit 114,48 €) tibersteigt. Eine entsprechende Leistung kennt das irische
Sozialrecht. Fiir begrenzte Fille ist in Osterreich eine Unterstiitzung von Pflegeperso-
nenvorgesehen, nimlich wenn durch die Pflege eine Sterbebegleitung oder Begleitung
schwerstkranker Kinder ermdglicht werden soll. Personen, die eine Familienhospizka-
renz in Anspruch nehmen, kdnnen bei daraus entstehender finanzieller Notlage einen
monatlichen Zuschuss aus dem Familienhospizkarenz-Harteausgleichsfonds erhalten
(§ 38 j Familienlastenausgleichsgesetz). Mit dem Zuschuss soll erreicht werden, dass das
Haushaltseinkommen einen bestimmten Grenzwert nicht unterschreitet: Das gewich-
tete Durchschnittsnettoeinkommen soll dabei monatlich 700 € pro Person betragen.
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(2) Kanada gewihrt aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung fiir einen Zeitraum von
maximal 6 Monaten sog. ,Compassionate Care Benefits“ zur Pflege und Unterstiit-
zung einer todkranken Person, wenn u.a. nachgewiesen wird, dass das wochentliche
Arbeitseinkommen um mehr als 40% abgenommen hat. Die Hohe betriagt 55% des
durchschnittlichen versicherten Einkommens bis zu einem jahrlichen Maximum von
42.300 $ (= derzeit 32.046,48 €, Stand: 5.8.2010); die maximale wochentliche Zahlung
betrigt 447 $ (= derzeit 338,65 €).

(3) In Ddnemark erhalten Pflegepersonen (sog. Nahestehende) im Fall eines Pflegeur-
laubs von den Kommunen einen finanziellen Ausgleich (§ 118 Abs. 1 und Abs. 2 des
Gesetzes vom 10.1.2009 Nr. 941 betreffend soziale Dienste), aber nur, wenn dadurch
die Einweisung in ein Heim oder eine ganztigige professionelle Pflege vermieden
wird. Vorausgesetzt ist eine Einigung mit dem Pflegebediirftigen. Gezahlt wird von
der zustindigen Kommune ein (sozialversicherungspflichtiger) Festbetrag von 16.560
dénischen Kronen (ca. 2.230 €) fiir die Dauer von 6 Monaten (verldngerbar bei beson-
derem Bedarf um 3 Monate).

Irland gewihrt im Fall des Erfordernisses von Pflege neben der erwihnten steu-
erfinanzierten Leistung (,Carer’s Allowance“) auch Sozialversicherungsleistun-
gen (,Carer’s Benefit“). Diese werden gezahlt fir lingstens 104 Wochen fiir jede zu
pflegende Person, wobei eine Aufteilung - entsprechend den arbeitsrechtlichen
Regelungen - moglich ist (Department of Social and Family Affairs 2008, S. 136 ff.).

Die Hohe der Versicherungsleistung betragt wochentlich derzeit 213 € fir eine zu pfle-
gende Person, fiir zwei zu pflegende Personen 319,50 € und wird auch noch 6 Wochen
nach dem Tod des Gepflegten bezahlt. Neben der Leistung darf nicht mehr als 15 Stun-
den wochentlich gearbeitet und nicht mehr als 332,50 € pro Woche verdient werden.

bb. Nicht nur die Art der Unterstiitzungsleistung ist unterschiedlich, sondern es sind
auch die jeweiligen Voraussetzungen fiir deren Gewihrung.

(1) Das betrifft zum einen die zu pflegende Person: Diese muss entweder ein naher
Angehériger sein (wie in Osterreich) oder es reicht (wie in Kanada) die blo3e Fami-
lienangehorigkeit, wobei dieser Begriff sehr weit gefasst ist und dazu etwa auch der
Lebensgefiahrte der Tante oder die Nichte der Ehefrau gehort. Noch grofiziigiger ist
Irland, das keine besondere (verwandtschaftliche) Beziehung der Pflegeperson mit der
zu pflegenden Person vorschreibt.

(2) Unterschiede bestehen auch, soweit der Umfang der Pflege Leistungsvoraussetzung
ist. Grof$britannien etwa fordert fir die ,Carer’s Allowance“ eine Pflegezeit von min-
destens 35 Stunden wochentlich, in Irland ist eine Vollzeitpflege und -aufsicht erfor-
derlich, ohne dass dies nédher spezifiziert wiirde.
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(3) Soweit die Leistungen aus einer Sozialversicherung gewahrt werden, sind auch
die jeweils geforderten Beitragszeiten unterschiedlich: In Kanada sind 600 versicher-
te Stunden in den letzten 52 Wochen oder seit dem letzten Antrag nachzuweisen; in
Irland miissen mindestens 156 wochentliche Beitrdge im gesamten Versicherungsver-
lauf gezahlt worden sein, davon eine bestimmte Anzahl in zeitlicher Ndhe zur Aufnah-
me der Pflegetitigkeit (Department of Social and Family Affairs 2008, S. 138).

b. Leistungen zur Erméglichung einer Unterbrechung der Pflegetatigkeit

Weitere Leistungen werden in einigen Lindern Pflegepersonen gewihrt, um
ihnen eine Unterbrechung ihrer Pflegetitigkeit zu ermoglichen (was sprach-
lich wenig passend in Deutschland als ,Verhinderungspflege“ bezeichnet wird).
Seit 1999 gewihrt Irland eine jdhrliche, nicht zu versteuernde Einmalzahlung an
Pflegende, die nicht bedtrftigkeitsabhingig ist, aber eine Mindestpflegezeit von
6 Monaten in Vollzeit voraussetzt (,Respite Care Grant“, Department of Social and
Family Affairs 2008, S. 146 ff.). Die Hohe betréigt 1.700 € bei einer und 3.400 € bei zwei
zu pflegenden Personen und ist gedacht zur Finanzierung einer Auszeit fiir die Pfle-
geperson, ohne die Gewidhrung allerdings an diese Voraussetzung zu binden. Eine
funktional dquivalente Leistung existiert auch in Osterreich. Hier wird allerdings eine
soziale Hérte vorausgesetzt (die monatliche Netto-Einkommensgrenze bemisst sich
nach den verschiedenen Pflegestufen fiir das Pflegegeld), und der Antragsteller muss
als naher Angehoriger seit mindestens einem Jahr eine pflegebediirftige Person mit
einer Anspruchsberechtigung fiir Pflegegeld der Stufe 3 (bei demenziell Erkrankten:
Stufe 1) pflegen. Zudem handelt es sich um eine Ermessensleistung. Die Zuwendung
wird aus dem Unterstiitzungsfonds fiir Menschen mit Behinderung gewahrt. Zur Ent-
lastung pflegender Angehoriger ist auch die Férderung von Ferienaufenthalten der
Pflegenden und Gepflegten mit dem Ziel der Erholung und Unterstiitzung in der Pfle-
ge vorgesehen. Ein solcher Aufenthalt betrdgt 14 Tage und die Kosten, zu denen die
Teilnehmer eine Zuzahlung erbringen miissen, werden zum Grofiteil vom Sozialmi-
nisterium ibernommen.

4. Weitere Leistungen an Pflegepersonen

a. Beriicksichtigung der Pflegezeiten in der Sozialversicherung

In Osterreich werden Pflegezeiten sowohl bei der Arbeitslosenversicherung als
auch bei der Kranken- und Pflegeversicherung berticksichtigt: Voraussetzung
fiir einen Anspruch auf Arbeitslosengeld ist in Osterreich u.a. die Erfiillung einer
Anwartschaftszeit. Daftir muss der Arbeitslose innerhalb einer Rahmenzeit von
24 Monaten insgesamt 52 Wochen im Inland arbeitslosenversicherungspflichtig
beschiftigt gewesen sein (§ 7 Abs. 1 Nr. 2, § 14 Arbeitslosenversicherungsgesetz —
AIVG). Diese Rahmenzeit verlangert sich um Zeiten der Pflege: um hochstens 5 Jahre,
wenn der Arbeitslose im Inland bei Sterbebegleitung eines nahen Verwandten kran-
kenversichert war oder er Anspruch auf Leistungen der Krankenfiirsorge hatte (§ 15
Abs. 1 Nr.10 AIVG), und um weitere Zeitrdume, in denen ein naher Angehoriger mit
Anspruch auf Pflegegeld mindestens in Hohe der Stufe 3 oder nach den Bestimmun-
gen der Landespflegegeldgesetze gepflegt wurde (§ 15 Abs. 3 Nr. 4 AIVG). In der Kran-
kenversicherung ist bei Angehorigen normalerweise ein Zusatzbeitrag zu entrichten
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(§ 51 d Abs. 1i.V.m. § 123 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz); fiir Angehorige, die
Versicherte mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest der Stufe 3 pflegen, besteht aber die
Moglichkeit der beitragsfreien Mitversicherung (§ 51 d Abs. 3 Nr. 3 ASVG). In der Pensi-
onsversicherung kommt unter bestimmten, hier nicht niher aufzufiihrenden Voraus-
setzungen entweder eine begiinstigte Eigenversicherung (§ 18 b Abs. 1 ASVG) oder eine
Weiterversicherung in Betracht (§ 17 Abs. 6 ASVG). Die Beitrage werden dabei jeweils
aus Mitteln des Bundes getragen, und zwar unbefristet. Sondervorschriften gibt es bei
der Kranken- und Pflegeversicherung im Fall der Familienhospizkarenz (II1.2). Dabei
bleibt ein Arbeitnehmer bei Entfallen des Arbeitsentgelts oder bei einem Arbeitsentgelt
unter der Geringfiigigkeitsgrenze voll kranken- und pensionsversichert (§§ 29 ff. AIVG),
allerdings besteht in der Krankenversicherung dann nur Anspruch auf Sachleistungen.
Auch Arbeitslose sind wihrend dieser Zeit kranken- und pensionsversichert. Die Beitra-
ge fiir die Krankenversicherung werden aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung, die
Beitrége fiir die Pensionsversicherung vom Bund getragen.

In Irland konnen Zeiten der Pflege durch ,,credits“in der Sozialversicherung (eine Tren-
nung in einzelne Sozialversicherungszweige gibt es nicht) anerkannt werden, sofern
vorher fiir mindestens 2 Jahre Beitrige gezahlt worden sind. Die Hohe entspricht dem
zuletzt gezahlten Sozialversicherungsbeitrag. In der Altersvorsorge werden dariiber
hinaus im Rahmen des sog. ,homemaker’s scheme* die Zeiten, fiir die die Arbeit auf-
gegeben wurde, um sich um ein Kind unter 12 Jahren oder eine behinderte Person auf
Vollzeitbasis (ein Zuverdienst von 38 € wochentlich ist aber moglich) zu kiimmern, bei
der Berechnung der durchschnittlichen Beitragszahlungen fiir die staatliche Pension
unberticksichtigt gelassen. Damit ist es einfacher, sich fir eine staatliche Pension zu
qualifizieren. Bis zu 20 Jahre werden hierbei als pensionsunschédlich anerkannt. Seit
2005 setzt dies nicht mehr ein Zusammenleben von berechtigter und gepflegter Per-
son voraus, es gentigt die Moglichkeit unmittelbarer Kommunikation, etwa per Tele-
fon oder Alarmsystem.

Eine Berticksichtigung der Pflegeleistung von Angehorigen lediglich bei der Alters-
versorgung kennt dagegen die Schweiz. Hier gibt es ,Betreuungsgutschriften“ zur
1. Sdule der Alterssicherung. Voraussetzung ist, dass Verwandte in auf- oder abstei-
gender Linie oder Geschwister mit einem Anspruch auf eine Hilflosenentschidigung
flir mindestens mittlere Hilflosigkeit gepflegt werden und diese im gleichen Haushalt
betreut werden (Art. 29septies Bundesgesetz tiber die Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung). Letzteres wird sehr grofRziigig ausgelegt: Nicht nur die gleiche Wohnung
erfiillt diese Voraussetzung, sondern auch eine andere Wohnung im gleichen Gebiude
oder eine Wohnung in einem anderen Gebdude auf demselben oder einem benachbar-
ten Grundstiick. Diese Betreuungsgutschrift wird unabhéngig von der Betreuungs-und
Pflegeintensitat gewdhrt und entspricht dem Betrag der dreifachen minimalen jahrli-
chen Altersvollrente im Zeitpunkt der Entstehung des Rentenanspruchs (Art. 29septies
Abs. 4, Art. 34 Abs. 5 AHVG). Diese betrug fiir eine Einzelperson im Jahr 2009 13.680 CHF
(= 9.898,73 €, Stand: 5.8.2010), sodass bei Rentenbeginn 2009 pro Betreuungsjahr 41.040
CHF (29.696,18 €) angerechnet wurden.
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b. Sonstige UnterstiitzungsmaRnahmen

Vor allem in dreierlei Hinsicht kennen auslédndische Rechtsordnungen sonstige Maf2-
nahmen zur Unterstiitzung der nicht beruflichen Pflege: (aa) durch Zurverfigungstel-
lung von Pflegeeinrichtungen oder durch Erleichterung der Einbindung Dritter als
Pflegekrifte, (bb) durch beratende und qualitétssichernde Mafinahmen und (cc) durch
die Forderung zivilgesellschaftlichen Engagements.

aa. In Ddnemark sind die Kommunen verpflichtet, personliche Hilfe vorzuhalten
(§ 83 des Gesetzes vom 10.1.2009 Nr. 941 betreffend soziale Dienste), ohne dass Art und
Umfang im Einzelnen gesetzlich geregelt waren. Falls die Gemeinde nicht in der Lage
ist, Sachleistungen in Form von Haushalts- und Pflegehelfern anzubieten, muss sie
dem Betroffenen eine entsprechende Geldleistung zur Finanzierung eines privaten
Haushalts- oder Pflegehelfers zur Verfiigung stellen (§ 95 Abs. 3 und 4). Hiusliche Hil-
fe wird Ublicherweise Tag und Nacht angeboten (24-Stunden-Service), wodurch auch
die Versorgung von akut und schwer kranken Menschen in ihrem eigenen Zuhause
moglich ist.

Osterreich hat zur Unterstiitzung von pflegenden Angehérigen rechtliche Rahmen-
bedingungen fiir eine legale 24-Stunden-Betreuung zu Hause geschaffen. Denn viel-
fach hatten die Betroffenen ohne gesetzliche Grundlage zur Selbsthilfe gegriffen und
unselbststindig oder selbststindig téitige Betreuungskrifte aus Mitteleuropa beschif-
tigt. Mit dem Haushaltsbetreuungsgesetz von 2007 wurden arbeitsrechtliche Regelun-
gen sowie Vorschriften zur Qualititssicherung in der Betreuung erlassen. Aus einem
Unterstiitzungsfonds fiir Menschen mit Behinderung konnen Zuwendungen an rund
um die Uhr pflegebediirftige Personen oder an ihre Angehorigen nach Mafigabe der
dafiir zur Verfligung stehenden Mittel gewahrt werden. Der Zuschuss ist an Einkom-
mensgrenzen gekoppelt (Grundeinkommen der pflegebediirftigen Person nicht tiber
2.500 €), wird fur hochstens zwei Betreuungskrifte gewéhrt und variiert je nachdem,
ob diese in einem Arbeitsverhiltnis (550 € pro Person) oder selbststidndig (275 € pro
Person) titig werden, was der Forderung sozialversicherungspflichtiger Beschifti-
gungsverhaltnisse dient.

bb. Osterreich hat zudem neben einzelnen Projekten iiber Beratungsangebote (u.a.
Erhalt eines Gutscheins fiir ein Beratungsgesprich gemeinsam mit dem Pflegegeldbe-
scheid) anldsslich einer Reform des Bundespflegegeldgesetzes die Grundlage fiir quali-
tatssichernde Mafinahmen geschaffen. Schwerpunkt ist die Information und Beratung
der Pflegegeldbezieher und ihrer pflegenden Angehorigen durch diplomierte Pflege-
fachkréfte im Rahmen von Hausbesuchen.

cc. Anders als in Deutschland sind in Japan, trotz der weitgehenden Ubernahme der
deutschen Pflegeversicherung, weder Geldleistungen an Pflegebediirftige noch an
nicht beruflich Pflegende vorgesehen. Grund dafiir ist die Annahme, Bargeldleistun-
gen fiihrten nicht zu einer Entlastung der pflegenden Personen, d.h. meistens der
Frauen, sondern binde diese sogar an die Pflegeaufgabe (vgl. Matsumoto 2007, S. 65,
Motozawa 2003, S. 93, Koller 2001, S. 23). Dagegen kennt Japan ein anderes Instrument
zur Férderung ehrenamtlicher Pflege: das ,Fureai Kippu®, das weltweit grofite Pflege-
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system auf Zeitbasis mit angeblich 3 Millionen Mitgliedern und ca. 400 Regionalgrup-
pen, das 1995 vom Justizminister eingefiihrt wurde. Fur die Hilfs- und Pflegedienste,
die durch das japanische Pflegeversicherungssystem nicht abgedeckt werden, erhalt
der Pflegende je nach Tageszeit und Tétigkeit unterschiedlich hohe Zeitgutschriften,
die er fir sich selbst oder jemanden seiner Wahl verwenden kann (Oesch/Kiinzi 2008,
S. 36, Lietaer 2004, S. 8 ff.).

IV. Reformnotwendigkeiten und -strategien
1. Gefihrdungen des Pflegepotenzials

Aus mehreren Griinden ist davon auszugehen, dass die Moglichkeit bzw. die Bereit-
schaft von Familienangehorigen zur Ubernahme einer Pflegetitigkeit kiinftig sinken
wird: Erstens ist ganz generell mit einer Abnahme moglicher Pflegepersonen zu rech-
nen, zweitens geht moglicherweise die Bereitschaft zur Pflege zurtick und drittens
werden Veranderungen der Erwerbsgesellschaft dazu fiihren, dass die fiir die Pflege
zur Verfligung stehende Zeit knapper wird.

a. Die absehbaren demografischen und soziodkonomischen Entwicklungen werden
zur Folge haben, dass kiinftig die Zahl der Personen, die fiir eine nicht berufliche Pfle-
ge zur Verfligung stehen, abnehmen wird. So wird erwartet, dass die Bevolkerung der
30- bis 60-Jahrigen, die fur die Pflegetitigkeit eine besonders wichtige Rolle spielen, bis
zum Jahr 2050 um ca. 30 % abnimmt (Blinkert/Klie 2007, S. 321). Das ist auch vor dem
Hintergrund zu sehen, dass gegenwirtig die Pflege iiberwiegend von Frauen durchge-
fihrt wird (vgl. oben, I1.3), also heute tiberhaupt nur ein Teil der Bevolkerung tatséch-
lich in die Pflegetatigkeit einbezogen ist.

b. Verschiedene Anhaltspunkte sprechen zudem dafiir, dass die Bereitschaft fiir die
Ubernahme einer Pflegetitigkeit ebenfalls sinken koénnte. Das gilt zum einen wie-
derum grundsitzlich. So wird erwartet, dass kiinftig weniger Personen die Pflege
eigener Angehoriger als selbstverstindliche Pflicht akzeptieren werden (Blinkert/
Klie 2007, S. 323; dhnlich Runde et al. 2003, S. 46/47). Wihrend dieser allgemeine Ein-
stellungswandel auch milieuabhingig und nur schwer zu prognostizieren ist, spre-
chen einige konkretere Zahlen dafiir, dass jedenfalls in den derzeit wichtigsten Pfle-
gekonstellationen das traditionelle Modell der Familienpflege in Schwierigkeiten
gerat (Schmihl/Rothgang 2001, S. 276). Von grofer Bedeutung wird auch sein, wie
sich der Anteil der Alleinlebenden entwickelt (Rothgang et al. 2009, S. 88/89). Soll-
te es stimmen, dass es in Zukunft immer mehr &ltere Menschen geben wird, die
nicht mit einem Partner zusammenleben (Blinkert/Klie 2007, S. 321; a.A. wegen
des abnehmenden kriegsbedingten Fraueniiberschusses: Schupp/Kinemund 2004,
S. 294), so wird auch die Ubernahme von Pflegetitigkeiten innerhalb von Ehe- und
anderen Lebensgemeinschaften seltener moglich sein.
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c. Ein absehbarer Umstand, der das Potenzial fiir Pflegetatigkeiten unmittelbar beein-
flussen wird, ergibt sich aus dem Wandel der Erwerbsgesellschaft. Ein beschéfti-
gungspolitisches Ziel, das auch im Rahmen der Europiischen Beschiftigungsstrategie
verfolgt wird, ist die Erhohung der Erwerbsbeteiligung von Frauen. Die Erreichung
dieses Ziels ist nicht nur angesichts der Schrumpfung der deutschen Bevolkerung
ein wichtiges Mittel, um die gesamtgesellschaftliche Produktivitit zu erhalten, son-
dern vor allem auch ein gleichstellungspolitisches Anliegen. Bedenkt man in diesem
Zusammenhang den Umstand, dass die hédusliche Pflege ganz tiberwiegend von Frau-
en geleistet wird, so wird eines klar: In Zukunft wird es sehr viel starker als bisher dar-
auf ankommen, eine Erwerbstétigkeit mit einer Pflegetétigkeit zu vereinbaren (in die-
sem Sinne auch Schneider 2006, S. 493, 514 f.). Den Zusammenhang zwischen beiden
Tatigkeiten beleuchtet auch der Umstand, dass bei hoherer Arbeitslosigkeit weniger
Menschen stationir betreut und auch weniger ambulante Pflegedienste in Anspruch
genommen werden, weil Angehorige dann verstarkt pflegerische Aufgaben tiberneh-
men kénnen (Rothgang et al. 2009, S. 210). Im Ubrigen gewinnt die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf auch deshalb an Bedeutung, weil die Bestrebungen zur Anhebung
des effektiven Rentenalters zugleich zu einer Erh6hung der Erwerbsbeteiligung élte-
rer Menschen fiihren werden. Insgesamt ist deshalb, wie auch sonst in der Arbeitswelt
unter den sich gegenwirtig verindernden demografischen und gesellschaftlichen
Bedingungen, eine Erhohung der Flexibilitdt das Gebot der Stunde.

2. Unterstiitzungs- und Ausweichstrategien

a. Eine Moglichkeit, auf die vorstehend zusammengefassten Gefihrdungen des Pflege-
potenzials politisch zu reagieren, ist, verstarkt auf Alternativen zur nicht beruflichen
Pflegetatigkeit auszuweichen. Dann miisste der bisher verfolgte und oben geschilder-
te institutionelle Ansatz (oben, I1.2) verandert werden: Es wire in grofRerem Mafie als
heute auf professionelle Pflege zu setzen, insbesondere durch den Ausbau ambulan-
ter Dienste und stationdrer Einrichtungen. Gegenwértig wird diese Strategie insoweit
schon verfolgt, als vermehrt Ausbildungsplitze in der Altenpflege angeboten werden
und die Ausbildung insgesamt modifiziert wird. Ob damit fiir die Zukunft erwarte-
te Engpésse iiberwunden werden konnen, ist allerdings eine offene Frage. Teil einer
Ausweich-, aber auch Teil einer Unterstiitzungsstrategie (vgl. unten, V.2.c) ist auch die
Regulierung des Arbeitsmarkts fiir Pflegekrifte aus den mittel- und osteuropdischen
Staaten. Gleichstellungspolitisch ist dadurch allerdings nichts gewonnen, denn auch
in der professionellen Pflege sind weit iberwiegend Frauen titig (in Pflegeheimen:
84,7 %, vgl. Statistisches Bundesamt 2007, S. 24).

Nicht tibersehen werden darf, dass auch die Verfolgung der Ausweichstrategie mit
Kosten verbunden ist. Die Vorhaltung der erforderlichen Einrichtungen und Fachkréf-
te fithrt zu unmittelbaren finanziellen Belastungen der Linder. Und sie fithrt zu Mehr-
ausgaben im Rahmen der Pflegeversicherung, jedenfalls solange die Pflegegeldleistun-
gen in ihrer Hohe hinter den Pflegesachleistungen fiir jeden Einzelfall zurtickbleiben.
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Bei der Wahl der besten Losungsstrategie geht es aber nicht nur um Kosten. Alleine auf
eine Ausweichstrategie zu setzen, wiirde nicht nur dem Grundsatz der Subsidiaritit
zuwiderlaufen, sondern vor allem auch den Wiinschen der Pflegebediirftigen vielfach
widersprechen. Das gilt zumindest dann, wenn mangels ausreichender Unterstiitzung
von Angehorigen als Losung im konkreten Fall nur die stationdre Unterbringung
bleibt. Denn aus nachvollziehbaren Griinden entspricht die Pflege in der gewohnten
héuslichen Umgebung mehr den Wiinschen der Pflegebediirftigen - und oft auch der
Angehorigen - als im Heim (Schneekloth/Wahl 2005, S. 86). Was die Durchfiihrung der
Pflege angeht, so bevorzugen Pflegebediirftige eine nicht berufsméaflige Pflege, Pflege-
personen hingegen iiberwiegend eine Kombination von nicht berufsméfliger Pflege
und Pflegefachkriften (Runde et al. 2003, S. 48).

Sollen die auch im SGB XI vorgesehenen und durch das personliche Budget aus-
geweiteten (§ 35 a SGB XI) Wahlmoglichkeiten der Betroffenen maglichst offen-
gehalten werden, kann nur eine doppelte Strategie verfolgt werden. Zum einen
sind ausreichende Alternativen zur nicht beruflichen Pflege zur Verfiigung zu
stellen, damit die Betroffenen, falls nétig und gewtinscht, auf professionelle Hil-
fe zuriickgreifen konnen. Das gilt insbesondere fiir die Gruppe der pflegenden
Kinder und Jugendlichen, die auf eine Entlastung angewiesen sind, um ihre per-
sonliche und schulische bzw. berufliche Entwicklung nicht zu gefihrden. In die-
sem Zusammenhang ist zu bedenken, dass zwar zwei Drittel aller Pflegebediirfti-
gen zu Hause ohne professionelle Hilfe gepflegt werden (Schneekloth/Wahl 2005,
S. 75), dies aber nicht nur am jeweiligen individuellen Bedarf liegt, sondern oft auch
daran, dass viele Betroffene in der Entlastung durch Pflegedienste keinen Vorteil sehen
(Runde et al. 2009, S. 49). Moglicherweise wird sich dies durch die 2008 eingefiihrte
Forderung der teilstationéren Pflege (§ 41 SGB XI) dandern. Unabhingig davon kénnte
flir die Unterstiitzung der nicht beruflichen Pflegetatigkeit als allgemeines Argument
sprechen, dass diese den Bediirfnissen der Beteiligten besser entspricht.

b. Wenn entsprechend diesen Grundsitzen die nicht berufliche Pflege auch kiinftig
zumindest eine tragfihige Saule der Versorgung Pflegebedirftiger in Deutschland bil-
den soll, dann bedarf es gezielter Maffinahmen zu ihrer Unterstiitzung. Diese MafRnah-
men miissen in erster Linie auf zweierlei abzielen:

I Erstens auf eine Erweiterung des Potenzials an Pflegepersonen, um die Engpisse,
die kiinftig zu erwarten sind, zu vermeiden. Es missen also die bisher bei der Pflege
unterreprasentierten Gruppen verstirkt fiir die Pflege gewonnen werden. Das sind
in der praktisch wichtigsten Gruppe der Pflegenden die Ménner (vgl. oben, IL.3), fiir
deren Gewinnung nach den vorliegenden Erkenntnissen noch erhebliche Uberzeu-
gungsarbeit zu leisten ist (vgl. Volz/Zulehner 2009, S. 120/121).

I Zweitens muss die Pflegetitigkeit erleichtert werden, um wenigstens weiter gehend
als bisher ein Nebeneinander von Beruf und Pflege zu ermoglichen, aber auch, um
die Pflegebereitschaft insgesamt zu erhohen.
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Fiir das erste Ziel ist es von wesentlicher Bedeutung, die Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf zu verbessern. Damit wird in doppelter Hinsicht vor dem Hintergrund der heute
vorherrschenden Rollenverteilung in der Familie zugleich ein gleichstellungspoliti-
sches Anliegen verfolgt: Einerseits, weil Mdnnern die Aufnahme einer Pflegetatigkeit,
andererseits, weil Frauen die Aufrechterhaltung der vollen Erwerbstitigkeit ermog-
licht wird. Die Erweiterung des Kreises potenzieller Pflegepersonen um Nachbarn und
andere ehrenamtlich Titige kann vor allem durch Setzen finanzieller Anreize erfolgen;
sie wird allerdings seltener die Aufgaben der Angehorigen ersetzen als vielmehr hel-
fen, diese zu entlasten und damit dem zweiten Ziel dienen. Weitergehende Funktio-
nen kdnnten aber Personen tibernehmen, die ohne Fachausbildung im Rahmen eines
Beschiftigungsverhiltnisses pflegerisch titig werden.

Schon weil die Gruppe der Pflegepersonen sehr heterogen ist, wiirde es allerdings
zu kurz greifen, deren Interesse allein in der Ermoglichung einer Erwerbstatig-
keit zu sehen. Angesichts einer steigenden Anzahl alterer Pflegepersonen uber
65 Jahre (Runde et al. 2009, S. 17) dirften Angebote zur praktischen Entlastung
und Unterstlitzung sowie Praventionsmafinahmen gegen psychische und phy
sische Uberlastung an Bedeutung gewinnen. Gefragt nach dem Unterstiitzungsbedarf
bei der Pflegeorganisation legt die Mehrheit der Pflegehaushalte etwa besonderen
Wert auf personliche Betreuung (63 %) und Unterstiitzung bei korperlich anstrengen-
den Arbeiten (55,9 %) (Runde et al. 2003, S. 78).

c. Zur Umsetzung der genannten Zielsetzungen sind vielfaltige Mafinahmen denkbar.
Diese ziehen sich durch verschiedene rechtliche Materien: vor allem das Arbeits-, das
Sozial- und das Steuerrecht. Das Familienrecht und das Erbrecht, die den zivilrecht-
lichen Rahmen fiir die meisten Pflegeverhiltnisse insofern abgeben, als Pflegebe-
durftige und nicht berufliche Pflegepersonen weit iiberwiegend partner- oder ver-
wandtschaftlich miteinander verbunden sind (vgl. oben, I1.2 und 3.a), erweisen sich als
ausreichend flexibel. Durch Anderung des § 2057 a Abs. 1 BGB zum 1.1.2010 ist gar
ein 6konomischer Anreiz zugunsten von Pflegetitigkeiten geschaffen worden. Danach
steht insbesondere auch den Kindern, die zusitzlich zu ihrer beruflichen Tatigkeit die
Pflege eines Eltern- oder Grofielternteils iibernommen haben, ein Ausgleichsanspruch
gegentiiber ihren Miterben zu; auch damit sollen ,Leistungen der Familiensolidaritat“
stiarker honoriert und ausgeglichen werden (vgl. BT Drucks. 16/8954, S. 1). Jedoch stofit
eine sozialrechtliche Aufladung des Erbrechts an Grenzen und bleibt auch in der Wir-
kung beschrinkt. Sie kann aufeinander abgestimmte arbeits-, sozial- und steuerrecht-
liche Reformmafinahmen nicht ersetzen.

Fiir eine Systematisierung ist es allerdings nicht sinnvoll, an der Zuordnung zu Rechts-
materien anzusetzen. Ausgangspunkt muss vielmehr der Unterstiitzungsbedarf der
Pflegepersonen sein. Dieser Bedarf hangt vor allem von der Phase des Lebenslaufs ab,
in der Pflegepersonen pflegen. Denn typischerweise benotigen Pflegepersonen im
Kindesalter, im Erwachsenenalter und im Rentenalter jeweils unterschiedliche Unter-
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stiitzungsmafinahmen. Zudem koénnen die individuellen Bedarfe von den typischen
nicht unerheblich abweichen. Ungeachtet dessen werden sich in einer Gesamtschau
Einzelmafinahmen in dreierlei Hinsicht als zielfithrend erweisen:

I Mafnahmen, die iiberhaupt erst die Moglichkeit einrdumen, die fiir eine intensivere
Pflege erforderliche Zeit aufzuwenden;

MafRnahmen, die Pflegepersonen Geldleistungen zur Unterhaltssicherung gewihren,
einschlieftlich der Absicherung gegen weitere soziale Risiken (sog. sekundare Vorsorge);
Maftnahmen zur Férderung der Pflegetitigkeit, etwa in der Form finanzieller Anreize
oder der Erleichterung durch Beratung sowie ergianzende Sach- und Dienstleistun-
gen; dazu zdhlt auch eine verbesserte Priavention, weil Pflegepersonen besonderen
Belastungen ausgesetzt sind.

V. Reformmafinahmen

1. Ermoéglichung der Pflegetatigkeit: zur Unterbrechung und
Reduzierung der Erwerbstatigkeit

a. Vor kurzer Zeit, namlich ab dem 1.7.2008, ist durch das Inkrafttreten des Pflege-
zeitgesetzes (PflegeZG) ein erster Schritt unternommen worden, um Pflegeperso-
nen die Moglichkeit zu geben, ihre Erwerbstatigkeit zu unterbrechen (vgl. § 1 Pfle-
geZG). Die Ubernahme einer Pflegetitigkeit soll damit, jedenfalls dann, wenn eine
intensivere Betreuung eines Angehorigen erforderlich ist, nicht mehr zur Aufga-
be einer Beschiftigung zwingen. Schon vorher galt, dass ein Arbeitnehmer, dessen
Arbeitsverhiltnis linger als sechs Monate bestanden hat, ohne Angabe von Griin-
den die Verringerung seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit verlangen kann
(§ 8 Abs. 1 TzBfG). Als Grund dafiir kommt also auch die Pflege von Angehérigen in
Betracht. Das PflegeZG bringt zusitzliche Freistellungsmoglichkeiten zur Ermog-
lichung familidrer Pflege: Fiir akut auftretende Pflegesituationen und zur Organi-
sation einer bedarfsgerechten Pflege besteht die Moglichkeit zu einem kurzfristi-
gen Fernbleiben von der Arbeit (§ 2 PflegeZG), fiir eine ldngerfristige Pflege kann
eine Pflegezeit nach § 3 PflegeZG in Anspruch genommen werden. Allerdings ist
diese Moglichkeit zweifach beschrankt, zum einen auf die Pflege naher Angeho-
riger und zum anderen zeitlich auf lingstens sechs Monate, die pro pflegebediirfti-
gem Angehorigen auch nicht aufgeteilt werden diirfen (ArbG Stuttgart v. 24.9.2009,
12 Ca 1792/09 [www juris.de]). Der Begriff des nahen Angehérigen umfasst auch den
Partner einer ehedhnlichen Gemeinschaft (vgl. dazu Berger-Delhey 2009, S. 128 ff.),
nicht aber die Stiefeltern oder das Stiefkind, obwohl deren Einbeziehung nahegelegen
hitte (vgl. Joussen 2009, S. 69 ff.).

b. Angesichts der geschilderten Notwendigkeit einer Verbesserung der Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf (vgl. oben, IV.1) greifen die derzeitigen Regelungen zu kurz. Dies
gilt auch fiir vereinzelte Regelungen (etwa im Beamtenrecht) zur Inanspruchnahme
von sog. ,Sabbatjahren, nach denen eine Freistellung ohnehin erst nach einer lange-
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ren Ansparphase erfolgen kann. Grundsitzlich sind deshalb die Vorschldge zu einem
Ausbau der Pflegezeit (sog. Familienpflegezeit) zu begriifen. Bei einer Neuregelung
geht es in erster Linie, neben dem Umfang der Reduzierung der Arbeitsleistung, die im
Zusammenhang mit der Unterhaltssicherung steht und daher nachfolgend (unten, 2.)
behandelt werden soll, um zwei Fragen: um die Zeitdauer der Arbeitsunterbrechung
bzw. -reduzierung und um die dafiir geforderten personlichen Beziehungen zur pfle-
gebediirftigen Person. Bei der Beantwortung sind einerseits die typisiert zu erfassen-
den Pflegebedarfe zu beriicksichtigen, andererseits die rechtlich geschiitzten Interes-
sen der Arbeitgeber, die durch Anspriiche der Arbeitnehmer auf Unterbrechung bzw.
Reduzierung der Erwerbstatigkeit bertihrt werden.

aa. Was die Dauer einer Freistellung zur Pflege angeht, so ist die derzeit diskutierte Aus-
weitung auf zwei Jahre zumindest fiir die meisten Félle der Alterspflegebediirftigkeit
als ausreichend anzusehen, wenn dies auch nicht unumstritten ist. Nach den vorlie-
genden Daten (vgl. I1.3.e) werden namlich nach diesem Zeitraum schon 50 % der Frau-
en und 61% der Médnner nicht mehr zu Hause gepflegt. Die typischen héuslichen Pfle-
geverldufe sind jedenfalls kiirzer als zwei Jahre (Rothgang et al. 2010, S. 212). Lingere
Betreuungsbedarfe konnen nach dem gegenwirtigen Vorschlag nur dann abgedeckt
werden, wenn ein anderer Angehoriger die Pflege ibernimmt. Ein Anspruch auf zwei-
jahrige (auch teilweise) Suspendierung der arbeitsvertraglichen Hauptpflichten diirf-
te grundsitzlich auch nicht zu einer unverhiltnismafigen Belastung der Arbeitgeber
fihren und damit verfassungskonform sein, selbst wenn davon ausgegangen wird,
dass dieser Anspruch nicht nur fiir jeden Pflegefall neu entsteht (vgl. zur Elternzeit
Buchner/Becker 2008, vor §§ 15-21 BEEG, Rdnr. 15), sondern auch mehrere Pflege-
personen einen Pflegebediirftigen nacheinander pflegen diirfen; in den weit tiberwie-
genden Féllen werden dadurch verschiedene Arbeitgeber betroffen. Das Ergebnis gilt
grundsatzlich auch fiir Arbeitgeber, die nur wenige Arbeitnehmer beschiftigen. Zwar
ist die jetzt vorgesehene Kleinunternehmerklausel jedenfalls fiir eine nur auf Arbeits-
zeitreduzierung abzielende Pflegezeit (anders als § 3 Abs. 1 S. 2 PflegeZG) systemkon-
sistent (vgl. § 15 Abs. 7 BEEG und das TzBfG); sie ist aber mit dem sozialpolitischen Ziel
der Pflegezeit schwerlich zu vereinbaren.

bb. Was das personliche Verhiltnis der Pflegenden zu den Pflegebedirftigen und
damit die potenziell eine Freistellung auslosenden Pflegefille betrifft, so soll-
te der Gesetzgeber eine klare Regelung treffen, damit auch in dieser Hinsicht fiir
alle Beteiligten die Anspruchsvoraussetzungen geklart sind. Die engste und sach-
lich begriindbare Variante bestiinde in der Ankniipfung an den Kreis der Perso-
nen, denen gegeniiber theoretisch eine familien- und partnerschaftsrechtliche
Unterhaltspflicht besteht. Sie wiirde allerdings nicht nur hinter die Regelungen des
PflegeZG zuriickfallen (vgl. auch Linke/Linke 2008, S. 86), sondern auch viele praktisch
wichtige Pflegekonstellationen ausblenden. Es empfiehlt sich deshalb eine Erweite-
rung, die auch tiber das geltende Recht hinausgehen und vor allem die direkten Ange-
horigen des Ehegatten und auch des Lebenspartners einbeziehen sollte.
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2. Finanzielle Unterstiitzung der Pflegetatigkeit: Unterhaltssicherung
und Vorsorge

a. Unterhaltssicherung

aa. Bei Erlass des PflegeZG war geplant, Arbeitnehmern in Pflegezeit ein sog. Pflege-
unterstiitzungsgeld in Hohe von 70% des zuvor bezogenen Bruttoentgelts zu gewéh-
ren, das von der Pflegekasse hitte gezahlt werden sollen (§ 44 a Abs. 3 des Referenten-
entwurfs, vgl. http:/www.bwkg.de). Dieser Vorschlag fand aber keinen Eingang in den
Gesetzentwurf.

Ausgangspunkt aller Uberlegungen ist, dass eine Entgeltfortzahlung durch den Arbeit-
geber ausscheidet. Die Unterstiitzung von Pflegepersonen liegt im Allgemeininteresse
und ist - anders als die Freistellung als solche - keine Angelegenheit der Arbeitsver-
tragsparteien. Wird wahrend der Pflegezeit nicht gearbeitet, hat der Arbeitnehmer
arbeitsrechtlich gesehen (abgesehen von eventuellen tarifvertraglichen Besserstel-
lungen) keinen Entgeltanspruch. Sollen keine neuen finanziellen Mittel aufgebracht
werden, muss deshalb der Arbeitnehmer den Entgeltausfall tragen. Da er dies oftmals
nicht aus einem angesparten Vermogen tun kann, ist der Vorschlag, den Ausfall durch
Arbeitszeitkonten zeitlich zu strecken und damit wirtschaftlich tragbar zu machen,
grundsatzlich eine gangbare Losung. Sie fithrt zur Ermoglichung grofRerer Flexibilitt,
wenn auch die Arbeitgeber weitere biirokratische und organisatorische Erschwernisse
firchten. Sie ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass eine Reduzierung nur auf héchs-
tens 50% einer vollen Beschiftigung moglich sein soll. Anders als nach einer Arbeits-
zeitreduzierung Uber das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) leben aber nach
Ablauf der Pflegezeit die vorherigen Beschiftigungskonditionen wieder auf; Arbeit-
nehmer diirfen und miissen wieder die vertraglich vereinbarte Zeit arbeiten.

Die geplante Regelung ist allerdings mit einigen Nachteilen verbunden. (1) Wer vor-
her, etwa aus Griinden der Kindererziehung oder der Aufnahme einer Pflegetitigkeit,
die Arbeitszeit schon zur Halfte reduziert hatte, kann von der neuen Pflegezeit nicht
profitieren; das dirfte vor allem fiir nicht wenige pflegende Frauen ein Problem dar-
stellen. (2) In der Sache trigt der Beschiftigte die Kosten fiir die Freistellung selbst.
Dabei besteht die Gefahr, dass in den Féllen, in denen nach der héduslichen Pflegephase
eine stationire Pflege notwendig wird, wegen des abgesenkten Entgeltanspruchs (auf
75%) vielen Haushalten keine ausreichenden finanziellen Mittel mehr zur Verfligung
stehen. Dem steht immerhin ein gleichstellungspolitischer Vorteil insofern gegentber,
als anders als bei einer Arbeitsreduzierung nach dem TzBfG, bei der die Gefahr der
Verstetigung einer Teilzeittitigkeit besteht (vgl. Schneider 2006, S. 506), nach Ablauf
der Pflegezeit zumindest erst einmal eine vorher bestehende volle Beschiftigung wie-
der aufgenommen wird, wenn auch wihrend der ersten zwei Jahre fiir eine geringere
Bezahlung. Das konnte vor allem Frauen vor der Gefahr schiitzen helfen, berufliche
Aufstiegsmoglichkeiten und soziale Vorsorge durch Zeiten reduzierter und ausgesetz-
ter Erwerbstitigkeit einzubiiflen.
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Die Diskussion zeigt vor allem, dass zwischen zwei ganz unterschiedlichen Konzepten
unterschieden werden muss: Der Gewihrung eines Entgeltersatzes einerseits, mit dem
Ziel, Pflege und Erwerbstitigkeit miteinander zu vereinbaren (unten bb.), sowie einer
allgemeinen Honorierung der nicht beruflichen Pflege andererseits, um moglichst
vielen Personen finanzielle Anreize fiir eine Pflegetitigkeit zu geben (unten cc.). Die-
se Unterscheidung ist deswegen zentral, weil sie sich auf den Leistungsgrund bezieht.
Der Leistungsgrund hat Konsequenzen sowohl fiir die Voraussetzungen der Leistung
im Sinne der Leistungsberechtigung als auch fiir den Bezugspunkt der Leistungsbe-
messung. Er ist deshalb ein wesentliches Kriterium nicht nur fiir die Systematisierung,
sondern auch fiir die Rechtfertigung von Sozialleistungen. Das heif’t aber nicht, dass
eine Sozialleistung nicht mehrere Zwecke zugleich verfolgen kénnte (unten, dd.). Das
muss aber, wie die gegenwértige Diskussion um den Zweck des Elterngelds zeigt, vom
Gesetzgeber klargestellt werden.

bb. Entgeltersatz: Soll ein Entgeltersatz fiir die Zeiten der Freistellung zur Pfle-
ge bereitgestellt werden, kann dies auf zwei Wegen geschehen. Erstens wie beim
Elterngeld durch eine steuerfinanzierte Leistung, die deshalb zu deckeln ist, weil
den Berechtigten aus Haushaltsmitteln ein individuell bemessener und nach den
Opportunititskosten differenzierter Betrag gezahlt wird, was im Hinblick auf das
Gleichbehandlungsgebot (Art. 3 Abs. 1 GG) gerechtfertigt werden muss (vgl. zu
den verfassungsrechtlichen Fragen des Elterngelds nur Buchner/Becker 2008, vor
§§ 1-14 BEEG, Rdnr. 9 ff. m.w. N.). Dabei wire zu kliren, ob das Allgemeinwohlinteresse
an der Vereinbarkeit von Erwerbstitigkeit und Pflege anders gelagert ist als bei der
Vereinbarkeit von Erwerbstétigkeit und Erziehung, insbesondere ob moglicherweise
die Pflegetitigkeit eher als die Kinderbetreuung in der ersten Lebensphase des Kindes
auch durch Dritte ibernommen werden kann.

Zweitens konnte eine Sozialversicherungslosung gewahlt werden. Dafiir bote sich als
institutioneller Rahmen die Pflegeversicherung an, weil diese praktisch die gesamte
Bevolkerung umfasst. Allerdings wire Versicherungsfall nicht die Pflegebedurftig-
keit, sondern die Verhinderung von (ausreichenden) Erwerbsmoglichkeiten wegen
der Pflege eines Angehorigen (dhnlich dem Krankengeld bei Erkrankung eines Kindes
nach § 45 SGBV, das aber nur fiir eine relativ kurze Zeit gewiahrt wird). Dessen Eintritt
steht zwar nicht im Belieben der Versicherten, ist aber doch auch von deren Willens-
entscheidung abhingig. Zudem kann eine Finanzierungsverantwortung der Arbeit-
geber weder auf eine bestehende Tradition noch auf mogliche Belastungen aus dem
Arbeitsverhiltnis gestiitzt werden.

Beide Wege wiren in der jeweils konkret gewidhlten Ausgestaltung nicht nur mit dem
Problem der Bereitstellung ausreichender finanzieller Mittel, sondern auch mit ver-
fassungsrechtlichen Fragen verbunden. Aus gleichstellungspolitischer Sicht erfiillen
sie aber ein wichtiges Anliegen, namlich die Vereinbarkeit von Erwerbstitigkeit und
Familie zu verbessern, die zumindest bei der derzeitigen geschlechtsbezogenen Rol-
lenverteilung in erster Linie Frauen zugutekdme und zudem die Pflegebereitschaft von
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Minnern erhéhen konnte. Dass bis heute die Unterbrechung der Erwerbstitigkeit mit
lang dauernden Nachteilen fiir die berufliche Karriere erkauft werden muss (vgl. oben,
a. aa.), ist die Kehrseite der Medaille. Sie lasst sich allerdings kaum im Rahmen einer
pflegebezogenen Losung, sondern nur im Rahmen des Arbeitsrechts bekdmpfen. Denn
der Entgeltersatz ist gerade auch dann sinnvoll, wenn die Pflege mit einem so grofien
Betreuungsaufwand verbunden ist, dass daneben eine auch nur teilweise Erwerbsti-
tigkeit ausscheidet. Man konnte aber daran denken, sowohl die genannten gleichstel-
lungspolitischen Nachteile als auch verfassungsrechtliche Bedenken dadurch abzumil-
dern, dass der Bezug zwischen dem Grund fiir die Unterbrechung der Erwerbstatigkeit,
namlich dem Pflegebedarf, und der Leistung gestarkt wird. Denn Leistungsgrund ist
nur die zu bestimmten Zwecken erfolgte Unterbrechung der Erwerbstétigkeit. Um das
zum Ausdruck zu bringen, wire der Entgeltersatz nicht nur nach dem vorhergehenden
Entgelt, sondern zugleich nach dem mit der Pflege verbundenen, nach Pflegestufen
typisierten zeitlichen Aufwand zu verbinden. Die Hohe des Entgeltersatzes konnte
dementsprechend je nach Grad der Pflegebediirftigkeit des Angehorigen um einen
bestimmten Faktor korrigiert werden. Nachteil dieser Losung wire dann allerdings,
dass eine Pflegetitigkeit fiir manche Betroffenen méglicherweise deshalb nicht mehr
infrage kame, weil und soweit der Erwerbsausfall nicht mehr ausreichend abgedeckt
wirde.

cc. Pflegegeld: Eine andere Losung bestlinde darin, Leistungen an die Pflegetatigkeit
selbst zu koppeln. Die Leistungshéhe wire dann nicht abhingig vom vorangegange-
nen Verdienst, sondern vom Umfang, evtl. der Schwierigkeit der Pflege. In den Kreis
der anspruchsberechtigten Personen liefe sich die gesamte Bevolkerung einbezie-
hen. Allerdings ist zu bedenken, dass realistischerweise die Leistung hinter dem Ent-
geltersatz zuriickbleiben misste, ein Pflegegeld also zwar breitere Bevolkerungskrei-
se beglinstigen, aber nur schwichere Anreize zur voriibergehenden Reduzierung der
Erwerbstitigkeit bieten konnte.

Die Geldleistung sollte aber eher nicht unmittelbar durch einen Verwaltungstrager an
die Pflegeperson ausgezahlt werden. Vielmehr ist es sinnvoll, die jetzige Konstruktion
flir Leistungen aus der Pflegeversicherung beizubehalten: Danach leitet der Pflegebe-
durftige das Pflegegeld an die Pflegeperson weiter unter der Voraussetzung, dass damit
die Pflege sichergestellt wird (§ 37 Abs. 1 S. 2 SGB XI; zu diesem Erfordernis selbst bei
niedrigem Pflegegeld BSG v. 17.12.2009, B 3 P 5/08 R [www.juris.de]). Das erlaubt nicht
nur grofRe Flexibilitit, weil eine besondere personliche Beziehung zwischen Pflegeper-
son und Pflegebediirftigem nicht vorausgesetzt wird, sondern ermoglicht vor allem
auch Wabhlfreiheit. Gleichzeitig aufrechterhalten wird damit die Funktion des Pflege-
gelds, als Sozialleistung priméar den Hilfebedarf des Pflegebediirftigen zu decken. Fiir
den Unterhalt der Pflegeperson als sekundirer oder mittelbarer Funktion kann es nur
eingesetzt werden, soweit dies mit der Primarfunktion vereinbar ist. In der Praxis kann
es deshalb allerdings passieren, dass nicht das volle oder tiberhaupt kein Pflegegeld fiir
die Sekundarfunktion zur Verfiigung steht, weil das Geld schon zur Deckung des Pfle-
gebedarfs eingesetzt werden muss (vgl. dazu auch Schneider 2006, S. 513).
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Allerdings mussten die Sitze angehoben werden, um die Tatigkeit der Pflegeper-
sonen besser zu honorieren und die Anreize fiir die Aufnahme und Beibehaltung
der Pflegetitigkeit zu verstirken (vgl. aber auch zu den zusitzlich verstirkenden
Effekten des Steuerrechts unten 3.a). Unter diesem Aspekt wire zu tberlegen, ob
das Pflegegeld kiinftig noch hinter dem Aufwand fiir Pflegesachleistungen zurtck-
bleiben soll - wobei allerdings dann die im SGB XI bereits vorgesehene Qualitits-
sicherung jedenfalls in der praktischen Durchfiihrung verbessert werden miiss-
te, was wiederum mit zusitzlichen Kosten verbunden sein wird (vgl. auch unten,
c.). Ferner ist dabei zu bedenken, dass hohere Pflegesachleistungen im bestehen-
den System deshalb gerechtfertigt sind, weil hinter ihnen die Bereitstellung einer
Infrastruktur und sozialversicherungspflichtiger Beschiftigungsverhiltnisse stehen,
zudem die Einnahmen aus der professionellen Pflege zu versteuern sind. Das spra-
che fiir eine - bei konsequenterer Freistellung von der Besteuerung auch wirksame
- moderatere Anhebung der Pflegegeldsitze. Selbst damit lassen sich aber die mit
einer Annédherung zwischen nicht beruflicher und professioneller Pflege verbunde-
nen Schwierigkeiten keineswegs vollig 16sen. Auch wird der zusitzliche finanzielle
Aufwand kaum durch die schon frither empfohlene Anndherung der Leistungen bei
ambulanter und bei stationirer Pflege zu decken sein, denn fir eine Absenkung der
letztgenannten Leistung bestehen angesichts der gegenwértigen Kosten einer statio-
néren Pflege kaum Spielrdume.

Unter dieser Voraussetzung wire dann weiter bei der geplanten Familienpflegezeit
dartiber nachzudenken, die Verteilung der finanziellen Einbuflen durch Arbeitszeitre-
duzierung zu verschieben und eine hohere Einbufle wiahrend der Pflege vorzusehen,
weil dann durch das Pflegegeld mehr Kompensation zur Verfligung stiinde; nach Wie-
deraufnahme der vollen Erwerbstatigkeit konnte daher die Lohneinbufie verringert
werden.

dd. Kombination: SchlieRlich wire daran zu denken, wegen der sehr unterschiedlichen
Unterstiitzungsbedarfe von erwerbstétigen und nicht erwerbstétigen Pflegepersonen
eine Kombination zwischen Entgeltersatz und Pflegegeld vorzusehen, etwa dadurch,
dass das Pflegegeld die Basisleistung darstellt, die durch einen Entgeltersatz aufge-
stockt werden konnte.

Dafiir gelten grundsitzlich die zu den verschiedenen Losungswegen bereits genannten
Vor- und Nachteile. Durchschlagende Einwande unter dem Gesichtspunkt der Gleich-
behandlung diirfte es nicht geben. Aber zu bedenken ist, wie die derzeitigen Diskussi-
onen um das Elterngeld zeigen, dass ein Mischsystem leicht unter besonderen Recht-
fertigungsdruck geraten kann.

b. Sozialversicherung

aa. Eine Versicherungspflicht besteht fiir Pflegepersonen im Sinne des § 19 SGB XI,
die einen Pflegebediirftigen i.S.d. § 14 SGB XI pflegen, in der gesetzlichen Unfall-
versicherung (§ 2 Abs. 1 Nr. 17 SGB VII) und in der gesetzlichen Rentenversicherung
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(§ 3 S. 1 Nr. 1a SGB VI). Voraussetzung fiir den Erwerb von Rentenanwartschaften
ist, dass mindestens ein Pflegeaufwand von 14 Stunden wochentlich erbracht wird
(dazu im Zusammenhang mit der Rentenversicherungspflicht BSG v. 5.5.2010, B 12 R
6/09 R) und die Pflegepersonen nicht mehr als 30 Stunden wochentlich beschiftigt
oder selbststindig titig sind (§ 3 S. 3 SGB VI). Die Beitrige fiir die Rentenversiche-
rung werden von der Pflegeversicherung ibernommen (§ 44 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB XI
i.V.m. §§ 3 Nr. 1 a, 170 Abs. 1 Nr. 6 SGB VI). Fiir Pflegepersonen zahlen die Pflegekas-
sen je nach Pflegestufe des Pflegebediirftigen und zeitlichem Umfang der Pflegeta-
tigkeit Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung auf der Basis von 26,6667 bis
80 v.H. der Bezugsgrofie. Sie werden damit so gestellt, als wiirden sie ein entsprechen-
des Arbeitsentgelt erhalten (§ 166 Abs. 2 SGB VI), was derzeit einem fiktiven Arbeitsent-
gelt von monatlich zwischen rd. 681 € und rd. 2.044 € (West) bzw. rd. 579 € bis 1.736 €
(Ost) entspricht. Ein Jahr Pflege ergibt damit einen monatlichen Rentenertrag zwi-
schen 6,95 € (West) bzw. 6,23 € (Ost) und 20,85 € (West) bzw. 18,67 € (Ost).

Verbesserungen sind im Rahmen der Rentenversicherung in zwei Punkten denkbar:
zum einen durch eine hohere Bewertung der Beitragszeiten, insbesondere im Sin-
ne einer Gleichstellung mit den Kindererziehungszeiten (§ 70 Abs. 2 SGB VI), in der
Pflegestufe III. Das wire vor allem auch deshalb von Bedeutung, weil in der Recht-
sprechung bisher nicht der gesamte Aufwand, der erforderlich ist, um die hausliche
Versorgung sicherzustellen und stationdre Pflege zu vermeiden, beriicksichtigt wird
(BSG v.5.5.2010, B 12 R 6/09 R). Wiirde einem Entgeltersatzmodell gefolgt (vgl. vorste-
hend a.bb.), so wire dartiber hinausgehend ein Umbau der Berechnung hin zur Gleich-
stellung mit Erziehungszeiten folgerichtig, wobei der Pflegeaufwand aber weiterhin
als Differenzierungskriterium dienen sollte. Ein voller Entgeltpunkt wire dementspre-
chend nur bei Pflege eines Angehorigen mit der hochsten Pflegestufe anzurechnen.
Aus systematischen Grinden abzulehnen ist die Schaffung von Anreizen fiir Rentner
durch Berticksichtigung der Pflegezeiten auch wiahrend des Bezugs einer Rente. Zwar
wiirden diese Pflegezeiten dann rentenerhohend wirken, jedoch wiirde damit gegen
den Grundsatz verstoflen, dass Rentenanwartschaften nur bis zur Erreichung der
Altersgrenze aufgebaut werden und Rentner nicht mehr rentenversicherungspflichtig
sind. Alle Manahmen wiirden im Ubrigen bei systemgerechter Behandlung zu erheb-
lichen Mehrkosten fiir die Pflegeversicherung fiihren.

bb. Die Ausiibung einer nicht beruflichen Pflegetatigkeit bewirkt keine Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Kranken- oder Pflegeversicherung. Versicherungsschutz
besteht fur Ehegatten oder Lebenspartner oder pflegende (nicht erwerbstétige) Kinder
bis zum 23. Lebensjahr (§ 10 Abs. 2 Nr. 2 SGB V) nur aufgrund der Familienversiche-
rung (§ 10 Abs. 1 SGB V bzw. § 25 SGB XI), sofern der Pflegebedtrftige Mitglied einer
gesetzlichen Kranken- und Pflegekasse ist. Liegen die Voraussetzungen nicht vor und
besteht auch keine eigene Versicherungspflicht aufgrund paralleler Erwerbstatigkeit
oder kein Versicherungsschutz tiber eine Familienversicherung, kann sich eine Pflege-
person entweder freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung oder privat ver-
sichern. Eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung setzt
jedoch Vorversicherungszeiten voraus (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 SGB V). Sie fiihrt dann zugleich
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zu einer Pflichtversicherung in der gesetzlichen Pflegeversicherung (§ 20 Abs. 3 SGB XI).
Soweit kein anderweitiger Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall vorliegt, ist die
Pflegeperson als sog. Nichtversicherter in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sicherungspflichtig (§ 4 Abs. 1 Nr. 13 SGB V). Grundsitzlich sind bei einer freiwilligen
Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung, einer privaten Versicherung
oder einer Pflichtversicherung als sog. Nichtversicherter die Pflegenden selbst bei-
tragspflichtig. Sie erhalten allerdings wihrend einer Pflegezeit einen Beitragszuschuss
nach § 44a SGB XL

Auch fir die Kranken- und Pflegeversicherung sollte eine Gleichstellung mit der
Elternzeit ins Auge gefasst werden, zumindest dann, wenn die Pflegezeiten ausgebaut,
und insbesondere, wenn sie eventuell durch Entgeltersatzleistungen flankiert werden.
Dann wire es konsequent, bei der Inanspruchnahme der Pflegezeit ebenfalls ein Fort-
bestehen der Mitgliedschaft in der Krankenversicherung (durch Ergédnzung des § 192
Abs. 1 SGB V) anzuordnen.

cc. Bei Inanspruchnahme einer Pflegezeit nach § 3 des PflegeZG besteht eine Ver-
sicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung nur dann, wenn die Pflege-
person unmittelbar vor der Pflegezeit versicherungspflichtig war oder eine als
Arbeitsbeschaffungsmafinahme geforderte Beschiftigung ausgeiibt hat, die ein
Versicherungspflichtverhéltnis oder den Bezug einer laufenden Entgeltersatz-
leistung nach dem SGB III unterbrochen hat (§ 26 Abs. 2b SGB III, § 44 Abs. 2
SGB XI). Bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes bleibt nach § 130 SGB III als
Bemessungszeitraum die Pflegezeit aufler Betracht, wenn wegen der Pflege entwe-
der das Arbeitsentgelt oder die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit gemindert
war. Die Regelungen wiren bei einer Ausweitung des Anspruchs auf Freistellung oder
Reduzierung der Arbeitszeit (etwa im Rahmen der Familienpflegezeit) entsprechend
auszudehnen.

Pflegepersonen mit einer wochentlichen Pflegezeit von mindestens 14 Stunden
konnen sich auf Antrag in der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung weiter ver-
sichern, sofern sie Vorversicherungszeiten haben (§ 28a Abs. 1 S. 1 Nr. 1, S. 2 Nr. 1
SGB III). Die dafiir zu zahlenden Beitrige sind von der Pflegeperson selbst zu tragen.
Bei einer Ausweitung der Pflegezeit diirfte die Weiterversicherung eine geringere Rolle
spielen, sie sollte aber unabhingig davon aufrechterhalten und sogar erweitert wer-
den, ndmlich durch Einbeziehung von Pflegepersonen ohne unmittelbare Vorversi-
cherungszeiten und - um die pflegerische Tatigkeit gegentiber Nachbarn, Freunden
und Bekannten sozialversicherungsrechtlich zu honorieren - von Nichtangehdorigen
(Just 2008, S. 78).

c. Pflegeentgelt

Als letzte Losung zur Deckung sowohl des Pflegebedarfs als auch des sekundiren
Vorsorgebedarfs von Pflegepersonen kommt eine Professionalisierung der Pflegetd-
tigkeit in Betracht. Gemeint ist damit, die Pflege verstarkt zwar beruflich, aber ohne
eine darauf gerichtete formale Ausbildung durchfithren zu lassen. Bei einer Aufsto-
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ckung des Pflegegelds (vorstehend a. bb.) und der Gewihrung von Zuschiissen wire
es moglich, in weit grofRerem Umfang als bisher fiir die Pflege sozialversicherungs-
pflichtige Beschiftigungsverhiltnisse zu begriinden. Das setzt nicht den auf Sachleis-
tungen bezogenen Abschluss von Leistungserbringungsvertrigen voraus (vgl. § 77 SGB
XI), sondern entweder einen Arbeitsvertrag zwischen Pflegebediirftigem und Pflege-
person oder einen Arbeitsvertrag bzw. ein arbeitsvertragsahnliches Rechtsverhiltnis
zwischen Pflegekasse und Pflegeperson. Der Pflegebediirftige miisste in der letztge-
nannten Variante sein Einverstindnis erkldren und dieses auch widerrufen kénnen.
Ein mogliches Vorbild fiir einen solchen Ansatz bietet die Rechtslage in Ddnemark (vgl.
oben IIl.3.a. aa. (3)). Ob diese Person ein Angehoriger des Pflegebediirftigen ist oder
nicht, sollte keine Rolle spielen; die jetzige gesetzliche Ausgestaltung miisste dann aber
geindert werden (vgl. §§ 4 Abs. 2 S. 1,77 Abs. 1 S. 1 SGB XI).

Der Nachteil dieser Losung liegt weniger in Bedenken hinsichtlich der Qualitat der
Pflege, die mit den bereits erwdhnten Instrumenten sichergestellt werden kann, son-
dernvor allem in der Anwendbarkeit des Arbeits(schutz)rechts und in einem erhéhten
biirokratischen Aufwand. Mit ihr geht eine Formalisierung und Verrechtlichung des
Pflegeverhiltnisses einher. Deshalb ist weiter zu priifen, welche Vertragsverhiltnisse
sinnvoll waren und ob bzw. in welchen Punkten Ausnahmen erforderlich waren, um
die erforderliche Flexibilitit der Pflegetatigkeit zu gewédhrleisten.

Ob mit einer Entgeltlosung ausreichend viele Pflegekrifte gewonnen werden konnen,
ist wohl vor allem eine Frage der Beschiftigungsbedingungen und nicht zuletzt der
Hohe des Entgelts (vgl. auch zum Steuerrecht unten, 3.a. aa.), aber auch der zur Verf-
gung stehenden Arbeitskrifte. Die unterschiedlichen, in Deutschland und Osterreich
verfolgten Ansitze zur Einbeziehung von Pflegekraften aus osteuropiischen Lindern
lassen das erkennen.

3. Allgemeine Forderung der Pflegetitigkeit: begleitende Mafinahmen

a. Steuerrechtliche Anreize

Bei der steuerrechtlichen Unterstiitzung der Pflege sind zwei Finanzstréme zu unter-
scheiden: Geld, das der Pflegebediirftige an die Pflegeperson zahlt, und umgekehrt
Aufwendungen, die die Pflegeperson zugunsten der gepflegten Person titigt.

aa. Das Pflegegeld aus der Pflegeversicherung, das ein Pflegebediirftiger an seine Pfle-
geperson weitergibt, ist fiir diese keine einkommenssteuerpflichtige Einnahme, wenn
nicht mehr als das der Pflegestufe entsprechende Pflegegeld bezahlt und die Pflege-
leistung von Angehorigen oder Personen erbracht wird, die damit eine sittliche Pflicht
erftllen (§ 3 Nr. 36 EStG). Die letztgenannte Voraussetzung wird von den Finanzgerich-
ten restriktiv ausgelegt: Eine blofR langjihrige Bekanntschaft etwa reicht dazu nicht
aus (Hess. FG, EFG 2001, 125).

Wiirde auf die letztgenannte Voraussetzung verzichtet und bliebe auch ein erhéh-
tes Pflegegeld steuerfrei, konnte das Steuerrecht eine splirbare und sehr viel breitere
Subventionswirkung entfalten. Daflir konnte an der systematisch bis jetzt geltenden
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Rechtfertigung der Steuerfreiheit, ndimlich der Erftillung familienrechtlicher oder sitt-
licher Verpflichtungen, nicht mehr festgehalten werden; andererseits ist der Schritt zu
einem weiten Verstindnis der sittlichen Verpflichtung nicht so erheblich, dass dies das
entscheidende Gegenargument sein sollte. Hingegen wire eine Steuerfreiheit fiir ein
Pflegeentgelt (oben, V.2.c.) systemwidrig.

bb. Aufwendungen zugunsten der gepflegten Person konnen entweder als auflerge-
wohnliche Belastung nach § 33 EStG oder als Pauschbetrag nach § 33b EStG geltend
gemacht werden.

(1) Eine auflergewOhnliche Belastung liegt vor, wenn dem Steuerpflichtigen
zwangslaufig groflere Aufwendungen erwachsen als der iiberwiegenden Mehr-
zahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhiltnisse, gleicher Vermo-
gensverhiltnisse und gleichen Familienstandes. Zwangslaufig sind die Aufwen-
dungen, denen sich der Steuerpflichtige aus rechtlichen, tatsidchlichen oder
sittlichen Grinden nicht entziehen kann, soweit die Aufwendungen den Umstin-
den nach notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht tibersteigen
(§ 33 Abs. 2 S. 1 EStG). Damit ist zu unterscheiden, wer die Aufwendungen geltend
machen kann und welche Aufwendungen fiir Pflegebedirftigkeit Dritter iiberhaupt
geltend gemacht werden kénnen.

Nach stdndiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist eine Zwangslaufigkeit aus
sittlichen Grinden nur anzunehmen, wenn die sittliche Verpflichtung so unabding-
bar ist, dass sie einer Rechtspflicht gleichkommt (BFHE 204, 113). Dies wird i.d.R. nur
bei Angehorigen angenommen (vgl. FG Hamburg, EFG 1992, 399; FG Minchen, EFG
1997, 1190). Welche Aufwendungen steuerlich geltend gemacht werden kénnen, wur-
de ebenfalls richterlich entschieden: Aufwendungen wegen stindiger Pflegebedtrftig-
keit dlterer Menschen sind zwangsldufige Aufwendungen im vorgenannten Sinne (vgl.
BFHE 115, 346; BFHE 182, 64). Da das Einkommenssteuerrecht keine Definition des
Begriffs der Pflegebediirftigkeit enthdlt und dieser auch nicht identisch ist mit dem
in § 33b Abs. 6 S. 2 EStG definierten Begriff der Hilfsbediirftigkeit, kann § 14 SGB XI
herangezogen werden (Urteile des FG Saarland v. 26.11.2002, 2 K 157/00 [www.juris.
de]; Niedersachsisches FG, EFG 1997, 881). Bei Unterbringung in einem Wohn- und
Pflegeheim kénnen aber auch die in Rechnung gestellten Pflegesitze der Pflegestufe 0
als auflergewohnliche Belastung abgezogen werden (BFHE 218, 138; BFH/NV 2008,
200-202).

(2) Wer selbst pflegt, kann dagegen einen Pauschbetrag i.H.v. derzeit 924 € geltend
machen, wenn er fir seine Tatigkeit keine Einnahmen erhalt (§ 33b EStG). Das ist nicht
auf Angehorige beschriankt. Zwar miissen auch hier die Aufwendungen aufiergew6hn-
liche und zwangslaufige sein. Jedoch wird die Zwangslaufigkeit nach weniger strengen
Kriterien als nach § 33 Abs. 2 EStG beurteilt, da nicht das Entstehen von Aufwendun-
gen, sondern die tatsdchliche Erbringung der Pflege mit ihren Belastungen fiir den
Steuerpflichtigen im Vordergrund steht. Eine Zwangslaufigkeit wird deshalb bereits
anerkannt, wenn eine enge persénliche Beziehung zu der gepflegten Person besteht
(vgl. BFHE 181, 441). Dartiber hinaus muss die gepflegte Person ,hilflos“ sein (§ 33b
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Abs. 6 S. 3 und 4 EStG), d.h. fiir mindestens zwei Stunden am Tag fremde Hilfe dau-
ernd benotigen; ein Hilfebedarf zwischen einer und zwei Stunden reicht nur, wenn
der wirtschaftliche Wert der erforderlichen Pflege besonders hoch ist (BSGE 90, 185).
Schliefdlich kann ein Steuerpflichtiger den Pauschbetrag nur geltend machen, wenn
er fiir die aufRergewohnlichen Belastungen, die ihm durch die Pflege erwachsen, keine
Einnahmen erhilt. Dazu gehort auch das weitergereichte Pflegegeld (BFHE 198, 526),
es sei denn, es werden ausschlieflich Auslagen fiir den Gepflegten erstattet (BFH/NV
2009, 131-132).

cc. Ziel der Einfithrung des Pflegepauschbetrags durch das Steuerreformgesetz 1990
war die Férderung der personlichen hiuslichen Pflege (BT Drucks. 11/2157, S. 154).
Auch nach Einfiihrung der Pflegeversicherung ist der Betrag (frither 1.800 DM) gleich
geblieben. Wihrend nach Erlass des Gesundheitsreformgesetzes aber lediglich ein ein-
heitlicher Geldbetrag in Hohe von 400 DM anzurechnen war (vgl. oben bb. (2)), sind
nunmehr - je nach Pflegestufe - zwischen 225 € bis 685 € anzurechnen. Damit wur-
de gerade flr Pflegebediirftige der Pflegestufen II und III der Férderzweck erheblich
abgeschwicht. Um diesen Zweck aber kiinftig zu starken, wire es sinnvoll, bereits den
Freibetrag nach der Schwere der Pflegebediirftigkeit zu staffeln. Das entspriche typi-
siert der unterschiedlichen Belastung und wiirde zudem auch bei mehreren Pflegeper-
sonen, die sich den Pflegepauschbetrag aufteilen miissen (§ 33b Abs. 6 S. 5 EStG), einen
Anreiz zur Pflege geben.

b. Verbesserung der Information, Betreuung und persénlichen Unterstiitzung
von Pflegepersonen sowie der Pravention

aa. Von ganz wesentlicher Bedeutung fir die Férderung von Pflegetitigkeiten sind
Maftnahmen, die keine finanzielle, sondern eine personliche Unterstiitzung von Pfle-
gepersonen bezwecken. Zum einen ist davon auszugehen, dass fiir die Entscheidung,
ob eine Pflegetitigkeit tibernommen wird, nicht nur 6konomische Motive ausschlag-
gebend sind (vgl. Klie 1998, S. 387, Evers 1997, S. 516). Vor allem aber stellt die Pflegebe-
durftigkeit eines Angehorigen viele Menschen auch vor eine schwer zu bewiltigende
Situation, die zumeist plotzlich eintritt und ohne Vorbereitung zu bewiéltigen ist. Aus
diesen Griinden besteht ein erheblicher Bedarf an begleitender Unterstiitzung.

(1) Das gilt erstens fiir die Erteilung von Informationen tiber bestehende Pflege-
angebote und fiir die Er6ffnung des Zugangs zu diesen. Aufschlussreich ist in diesem
Zusammenhang der Hinweis, dass europaweit als Grund fiir die Nichtnutzung von
professionellen Angeboten neben Vorbehalten seitens der Pflegebediirftigen wie der
Pflegenden und den hohen Kosten, vor allem in Deutschland, auch die vorhandenen
biirokratischen Strukturen genannt wurden (Déhner 2007, S. 243).

(2) Auch bei der Durchfithrung der Pflege selbst bediirfen Pflegepersonen der Anlei-
tung, der Beratung und der Hilfe. Sie miissen angelernt und mit dem Umgang mit
verschiedenen Pflegehilfsmitteln vertraut gemacht werden. Nach den bestehenden
Vorschriften besteht dazu eine Verpflichtung des Pflegebediirftigen (vgl. § 37 Abs. 3
und 4 SGB XI).
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bb. Der damit grob umrissene personliche Unterstiitzungsbedarf ist schon seit
Lingerem erkannt. Schon von Beginn an enthilt das SGB XI eine Regelung tber
unentgeltliche Pflegekurse fiir Pflegepersonen (§ 45 SGB XI), die durch das Pflege-
Qualitatssicherungsgesetz vom 9.9.2001 (BGBL I, 2320) insofern verstarkt wurde,
als die Schulung auch in der hiuslichen Umgebung des Pflegebediirftigen statt-
finden ,soll also dort regelméflig stattzufinden hat. Der Gesetzgeber hat in den
vergangenen Jahren versucht, durch verschiedene Reformen weitere Verbesse-
rungen zu erreichen. Dazu gehoren vor allem die mit dem Gesetz zur strukturel-
len Weiterentwicklung der Pflegeversicherung (Pflege-Weiterentwicklungsgesetz)
vom 28.5.2008 (BGBL I, 874) eingefiihrten Bestimmungen, die allerdings in ihrer
konkreten Ausgestaltung vor allem im Hinblick auf die foderale Kompetenzvertei-
lung nicht unumstritten waren. Zu nennen sind die Einfiihrung eines individuel-
len Rechtsanspruchs auf Pflegeberatung inkl. Case Management und Hausbesuche
(§ 7a SGB XI), der gleichzeitig erkennen lésst, dass die Statuierung allgemeiner Bera-
tungspflichten der zustidndigen Trager (vgl. § 7 SGB XI) unzureichend ist (vgl. zur unzu-
reichenden Betreuung durch Pflegekassen und Kommunen nur Udsching 2010, § 92c
Rdnr. 2), zusammen mit der Einrichtung von Pflegestiitzpunkten (§ 92c SGB XI); fer-
ner die Forderung ehrenamtlicher Strukturen und der Selbsthilfe (§ 45d SGB XI) Giber
Mittel des Ausgleichsfonds, wobei Linder, Kommunen und die Pflegeversicherung fiir
eine Forderung Zuschiisse zur Verfiigung stellen (§ 45c Abs. 2 SGB XI). Da Angehorige
sich um Pflegebediirftige oft im Anschluss an stationire medizinische Behandlungen
kiimmern miissen, ist zudem die Schnittstelle zwischen Kranken- und Pflegeversiche-
rung von grofler Bedeutung. Uberginge sollen hier durch ein Versorgungsmanage-
ment vereinfacht werden, auf das Versicherte einen Anspruch haben, ohne dass aller-
dings klar wire, wem gegentiber dieser Anspruch mit welchem genauen Inhalt besteht
(vgl. Becker/Kingreen 2010, § 11 Rdnr. 33 f.).

Ob die genannten Mafinahmen ausreichen und ob sie tatsichlich so implementiert
werden, dass Pflegepersonen eine ausreichende Unterstiitzung erhalten, ist allerdings
eine offene Frage. Zum einen stehen die Evaluationen des Pflege-Weiterentwick-
lungsgesetzes noch aus. [hre Ergebnisse sind zunédchst abzuwarten. Moglicherweise
geben sie auch Aufschluss dariiber, ob es zielfithrend ist, die Beratungsanspriiche, die
bis jetzt durchgingig dem Pflegebediirftigen zustehen, nicht nur in Abstimmung mit
den Pflegepersonen durchzufiihren, wie es derzeit gingige Praxis ist, sondern diesen
Personen auch (zusitzliche) eigene subjektive Rechte auf die Durchfithrung einzuriu-
men. Zum anderen miissten die Unterstiitzungsbedarfe selbst noch einmal erhoben
werden. Dafiir wire eine neue Befragung der Betroffenen erforderlich, wie sie in der
Vergangenheit auch schon durchgefiihrt worden ist (Lamura/Wojszel/Nolan/Krevers/
Mestheneos/Dohner 2006).

cc. Schliefilich sollten auch die Praventionsmafinahmen hinsichtlich des Gesundheits-
schutzes von Pflegepersonen ausgebaut werden. Denn gerade die nicht beruflich Pfle-
genden sind durch die Pflegetitigkeit besonderen physischen und psychischen Belas-
tungen ausgesetzt; sie stellen ihre eigene Gesundheit oft zugunsten der Sorge um die
Pflegebediirftigen zuriick. In erster Linie sind insofern gezielte Mafinahmen der Trager
der Kranken- und Unfallversicherung empfehlenswert (vgl. dazu auch das Netzwerk-
projekt der DGUV, http://www.dguv.de/ifa/de/pro/pro1/ff-fp0286/index.jsp).
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VI. Zusammenfassende Thesen

Die soziale Unterstlitzung von Pflegepersonen koénnte in konzentrischen Kreisen
angelegt werden, um zum einen eine Pflegetitigkeit von pflegebereiten, den Pflege-
bediirftigen nahestehenden Personen tatsiachlich zu erméglichen und zum anderen
moglichst viele Personen durch Anreize und personliche Unterstiitzung fiir eine Pfle-
getitigkeit zu gewinnen.

1. Angehorige und Schwiegerkinder sollten das Recht auf eine arbeitsrechtliche Frei-
stellung zur Pflege erhalten. Die Freistellung sollte in jedem Fall {iber das geltende
Pflegezeitgesetz hinausreichen.

2. Hinsichtlich der Unterhaltssicherung von nicht beruflichen Pflegepersonen beste-
hen mehrere grundsatzliche Moglichkeiten: Soll vor allem die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf gefordert werden, wiren Entgeltersatzleistungen vorzusehen.
Insofern bestehen wiederum verschiedene Moglichkeiten der Ausgestaltung, die
sich aber im Rahmen der verfassungsrechtlichen Vorgaben halten missen. In jedem
Fall wire auch hier eine Verbindung zwischen Leistungshohe und Pflegeaufwand
herzustellen. Soll die nicht berufliche Pflegetitigkeit insgesamt honoriert werden,
darf die Unterhaltsleistung nicht nur von einer vorherigen Erwerbstitigkeit abhan-
gig gemacht werden. Beide Ziele lassen sich miteinander kombinieren. Schliefilich
kann die Begriindung von sozialversicherungspflichtigen Beschiftigungsverhalt-
nissen und damit eine neue Form der erwerbsmifligen Pflege gefordert werden;
dies allerdings hitte weitreichende, nidher zu bedenkende Folgen. In jedem Fall ist
eine einfache Losung nicht in Sicht, sondern es muss zwischen den mit dem jeweili-
gen Losungsweg verbundenen Vor- und Nachteilen ein Kompromiss im Wege einer
politischen Entscheidung getroffen werden.

3. Fur die SchliefSung von Vorsorgeliicken in der Sozialversicherung wire insbeson-
dere eine Annidherung an die Regelungen zu Kindererziehungszeiten sachgerecht.

4. Von grofier Bedeutung sind vor allem dann, wenn es um eine allgemeine Forde-
rung der nicht beruflichen Pflege geht, sonstige Mafnahmen: die systematisch
konsistente Uberarbeitung der steuerlichen Anreize, die Vereinfachung der Inan-
spruchnahme von ergidnzender professioneller Pflege, praventive Mafinahmen zur
Gesundheitsvorsorge sowie die Beratung und personliche Unterstiitzung bei der
Durchfiihrung der Pflege.
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5. Schlieflich darf nicht vergessen werden, dass mit der nicht beruflichen Pflege
allein nie der Pflegebedarf voll gedeckt werden kann. Aus vielerlei Griinden kann
insbesondere die Aufgabe einer Erwerbstétigkeit zur Pflege praktisch ausscheiden.
Das ist aus gleichstellungspolitischen Griinden nicht unbedingt zu bedauern, weil
Unterbrechungen in der Erwerbsbiografie zumindest gegenwirtig immer noch zu
Nachteilen fithren, die nicht oder nur unvollstindig durch Sozialleistungen aus-
geglichen werden konnen. Schon deshalb stellt vor allem die seit 2008 angestrebte
bessere Verkniipfung zwischen hiuslicher und teilstationérer Pflege eine wichtige
Verbesserungsmoglichkeit dar, deren praktische Umsetzung zurzeit aber noch nicht
bewertet werden kann.

Der letztgenannte Punkt leitet iiber zu einem gleichstellungspolitischen Fazit. In
unserer Gesellschaft wird eine eigenstindige Existenzsicherung tiberwiegend durch
Erwerbstitigkeit erreicht. Deshalb richtet sich auch die Gleichstellungspolitik auf eine
bessere Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Pflege. Bei der Ubernahme der Pflegeauf-
gabe ist darauf zu achten, dass es sozial- und arbeitsrechtlich abgesicherte Ausstiege
und Uberginge gibt und dass vor allem die Riickkehr in den Arbeitsmarkt gewihrleis-
tet ist.

Die Lebenssituation von Pflegepersonen ist unterschiedlich, je nachdem in welcher
Lebensphase sie sich befinden und ob und in welchem Ausmaf? sie erwerbstétig sind.
Das legt nahe, dass es sinnvoll sein kann, fiir die unterschiedlichen Pflegearrangements
unterschiedliche Unterstiitzungsmodelle bereitzuhalten. Insbesondere ist danach zu
fragen, was Pflegezeiten fiir den Lebenslauf der betroffenen Pflegepersonen bedeu-
ten und wie wirtschaftliche Nachteile sowohl wiahrend der Pflegezeit als auch in der
Alterssicherung vermieden werden konnen.
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Diskussion zum Panel ,Unterstiitzung
von Pflegepersonen”

Die Diskussion hatte folgende Schwerpunkte:

I Finanzielle Kompensation von Pflegearbeit, Unterstiitzung und Beratung
I Die moderne Arbeitsgesellschaft und die Moglichkeit zur Pflege

I Pflegebereitschaft, Pflegepotenzial, Pflegemilieus

I Dienstleistungssektor und Wertschépfung

I Defizite der Pflegeversicherung

I Das Pflegeweiterentwicklungsgesetz von 2008

I Unterschiedliche Segmente - unterschiedliche Lésungen

Finanzielle Kompensation von Pflegearbeit,
Unterstlitzung und Beratung

Hilde Mattheis findet es wichtig, die finanzielle Kompensation von Pflegearbeit gleich-
zeitig mit der Unterstiitzung und Beratung von Pflegenden zu diskutieren. Menschen
sollen fir Pflegearbeit angemessen kompensiert werden. Unter Gendergesichtspunk-
ten ist es wichtig, dass die finanzielle Absicherung so zugeschnitten wird, dass nicht
nur diejenigen fir die Pflege infrage kommen, die am wenigsten verdienen. Man muss
Modelle entwickeln, die auf der einen Seite die Solidaritit der Generationen unterstiit-
zen, auf der anderen Seite aber auch die Riickkehrmoglichkeit in den Beruf gewéhr-
leisten, womdglich auch das Nebeneinander von Pflegezeit und (Teil-)Erwerbstitigkeit.

Gleichzeitig geht es um den Ausbau einer niedrigschwelligen Angebotsstruktur, die
nicht nur Pflegestiitzpunkte, sondern auch teilstationire und stundenstationére Ent-
lastung von Angehorigen anbietet. Dazu braucht es eine sozialrdumliche Planung der
Kommunen.

Folgende Punkte hebt Mattheis hervor:

I Fir die Zukunft ist es grundsatzlich wichtig, die Pflegeversicherung auf eine breitere
finanzielle Basis zu stellen. Die SPD plédiert fiir eine Biirgerversicherung Pflege, in
die jede Biirgerin und jeder Biirger einzahlen muss und wendet sich gegen eine indi-
vidualisierte kapitalgedeckte Saule.

I Der Grundsatz ambulant vor stationdr muss endlich ernst genommen werden. Hier
muss Uber eine Erhéhung des Pflegegeldes nachgedacht werden.

I Es gilt eine Infrastruktur aufzubauen, die der demografischen Entwicklung gerecht
wird und auch die Angehorigen in ihrem Unterstitzungs- und Beratungsbedarf
begleitet.

I Wichtig ist die soziale und finanzielle Absicherung der Pflegepersonen.
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Insbesondere bei schweren Pflegefillen, darauf weist Uta Meier-Grdwe hin, haben wir
heute - entgegen den Notwendigkeiten - die Tendenz zur Singularisierung von Pflege,
d.h. es konzentriert sich alles auf eine Person, die wenig an Entlastung erfihrt.

Die moderne Arbeitsgesellschaft und die Moglichkeit
zur Pflege

Elisabeth Scharfenberg befasst sich mit dem Strukturwandel der modernen Arbeitsge-
sellschaft und den Folgen fir die Pflege. Die Moglichkeit, Pflege zu tibernehmen, ist oft
nicht mehr gegeben, da Menschen ihre Region verlassen und nicht wieder zurtickkeh-
ren. Das Modell der gesetzlichen Pflegezeit nach dem Pflegeweiterentwicklungsgesetz
von 2008 und das vorgeschlagene Modell der Familienpflegezeit greifen da tiberhaupt
nicht mehr, weil die Kinder weit entfernt vom Elternhaus leben.

Biindnis 90/Die Griinen hatten bei der Diskussion des Pflegeweiterentwicklungsge-
setzes eine bis zu dreimonatige Pflegezeit mit einer Lohnersatzleistung von 50 % vom
Nettogehalt vorgeschlagen. Das ist eine ausreichende Zeit, um die Pflegesituation zu
organisieren. Dieses Angebot kénnen auch Kinder annehmen, die nicht am Heimatort
der Eltern leben. Danach sollte aber die Riickkehr in das eigene Leben gewéhrleistet
sein. Deshalb ist es wichtig, fiir die gesetzliche Pflegezeit eine steuerfinanzierte Lohn-
ersatzleistung fiir Pflegende vorzusehen, denn unter finanziellem Druck findet man
schnelle Losungen, aber keine guten Losungen. Schnelle Losungen enden in der Regel
in stationéren Einrichtungen, weil diese Losung am leichtesten umzusetzen ist.

Als Fazit bleibt, dass der Blick in Richtung Arbeitsmarkt und Teilzeitmoglichkeiten fiir
pflegende Angehorige insgesamt ein zu verengter Blick ist, denn viele Menschen arbei-
ten nicht in derartigen Verhéltnissen und kénnen auch die rdumliche Distanz nicht
tiberwinden. Die Gesellschaft muss sich deshalb viel breiter aufstellen: Notwendig
ist eine ordentliche Infrastruktur, damit der Grundsatz ambulant vor stationar nicht
nur eine Leerformel bleibt, da ist sie sich mit Hilde Mattheis einig. Das bedeutet eine
Umstrukturierung, das heifdt, dass in der Pflegeversicherung mehr Geld in die ambu-
lante Versorgung fliefRen muss.

Umfragen sagen, dass 90% der Menschen zu Hause alt werden und gepflegt
werden und dort auch sterben wollen. Es ist deshalb notig, dass jeder Einzelne fiir sei-
nen Alterungsprozess eigene Verantwortung iibernimmt und nicht plétzlich andere
Menschen die Dinge fiir ihn regeln miissen.
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Pflegebereitschaft, Pflegepotenzial, Pflegemilieus

Auf die Frage, ob die Pflegebereitschaft abnimmt, erlautert Andreas Biischer, dass es
zweifellos gesellschaftliche Entwicklungsprozesse gibt, die dahin deuten, dass es heute
ein groflerer Konflikt ist, Pflegeentscheidungen zu treffen, als es einmal der Fall war.
Auf der anderen Seite gibt es viele Hinweise darauf, dass es nach wie vor Reziprozitéts-
strukturen und -erwigungen zwischen Menschen gibt, sich umeinander zu kiimmern
und fiireinander zu sorgen.

Unstrittig ist, dass es aufgrund der demografischen Entwicklung Probleme geben wird.
Es gibt immer weniger jiingere gegeniiber immer mehr adlteren Menschen. Das betrifft
sowohl den informellen Sektor als auch den formellen Sektor. Hinweise darauf, dass
es unter den weniger werdenden jungen Menschen eine grofiere Bereitschaft gibt, eine
formelle Pflegeausbildung zu machen, liegen nicht vor. Eher umgekehrt.

Die zentrale Frage ist nicht, ob die Bereitschaft zur Pflege abnimmt oder nicht. Zentral
ist der empirische Befund, dass immer weniger Menschen fiir immer mehr Menschen
zur Verfligung stehen.

Heinz Rothgang fasst zusammen, dass die Bereitschaft zur Pflege nach wie vor hoch ist,
aber von hohem Niveau aus sinkt. Das ist kein Widerspruch.

Er prazisiert noch einmal die empirischen Grundtatsachen:

Wer pflegt heute? Partner und die (Schwieger-)Kinder, insbesondere Frauen mittleren
Alters. Der Quotient der Zahl der potenziell pflegenden Frauen zur Zahl der Pfle-
gebediirftigen vermindert sich. Das hat nichts mit der Einstellung zu tun, sondern
ergibt sich allein schon aus der demografischen Entwicklung.

Wie entwickeln sich die Haushaltsstrukturen? Die Zahl der Ein-Personen-Haushalte
wichst, gerade auch in der Altenbevolkerung. Mehr Ein-Personen-Haushalte bedeu-
ten weniger Pflegepotenzial, weil z.B. die Pflege durch die Partnerin/den Partner
wegfillt. Wie nahe wohnen die Kinder bei ihren Eltern? Auch das hat nichts mit der
Einstellung zur Pflege zu tun, sondern mit tatsdchlichen Moglichkeiten.
Opportunitdtskosten: Wer Pflege ibernimmt, muss teilweise auf Berufstitigkeit ver-
zichten bzw. die Arbeitszeit reduzieren. Die Kosten dafiir sind umso hoher, je besser
die Person ausgebildet ist. Wir haben einen steigenden Anteil gut ausgebildeter Frau-
en in der relevanten Altersklasse. Das Opfer wird fiir diese Menschen grofRer. Das hat
ebenfalls nichts mit den Einstellungen zu tun, sondern mit den Rahmenbedingun-
gen, mit Opportunititskosten.

In welchen Milieus ist die Pflegebereitschaft am ausgeprégtesten? In konservativen,
landlichen Milieus. Wo ist sie am wenigsten ausgepragt? In grofistadtischen, moder-
nen Milieus. Dabei verschieben sich die Milieus in eine Richtung, in der die Pflegebe-
reitschaft weniger ausgeprigt ist.

In § 8 SGB XI ist niedergelegt, dass Pflege eine gesamtgesellschaftliche Aufga-
be ist. Vor 20 bis 30 Jahren hitte man noch gesagt, Pflege ist Pflicht der Familie.
Diese Verschiebung verringert letztlich die Pflegebereitschaft. Die nun festgeschrie-
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bene gesamtgesellschaftliche Verantwortung in der Pflege hat dabei aber den positi-
ven Effekt, dass das Ausmaf der Gewalt in der Pflege im familidren Bereich insoweit
zuriickgeht, als seltener unfreiwillig Pflege ibernommen wird.

Uta Meier-Grdwe fiigt erginzend hinzu, dass die Abnahme des ,Tochterpflege-
potenzials“auch dadurch zustande kommt, dass die Wirtschaft aufgrund des Fachkraf-
temangels zunehmend das weibliche Bildungs- und Qualifikationspotenzial nachfragt.

Sie bestitigt auch die Ausfihrungen zu den milieuspezifischen Pflegearrangements
und zu den jeweiligen Opportunitédtskosten. Fiir Frauen, die einen unterdurchschnitt-
lichen Lohn haben, rechnet sich die Ubernahme von hiuslicher Pflege fiir die Rente
héufig durchaus, jedoch nicht fiir berufstitige Akademikerinnen. So ist aus dem Blick-
winkel der Opportunititskosten zu erklaren, warum es milieuspezifische Pflegear-
rangements gibt. Im Akademikermilieu wird dann ,outgesourct” bzw. die polnische
Rundumpflege als ,In-door*- Losung gebucht. So kann man heute von einem ,brain-
und care-drain® in die westeuropdischen Lander sprechen mit den entsprechenden
Folgen in den Herkunftslaindern der auslindischen Pflegepersonen (v.a. Abwerben
von Fachkriften, die in den Entsendeldndern selbst dringend benoétigt werden, oder
unzureichende Betreuung der eigenen Kinder im Herkunftsland). Hier brauchte man
Kooperationsabkommen zwischen den betroffenen Staaten.

Dienstleistungssektor und Wertschopfung

Uta Meier-Grdwe erklart, dass es falsch ist, davon auszugehen, dass nur Industrie- und
Handwerkstitigkeiten wertschopfend sind und die Gesundheits- und Dienstleistungs-
berufe nur Geld verschlingen. Es moge endlich zur Kenntnis genommen werden, dass
wir Wertschopfungspotenziale genau in diesem Bereich haben. Es ist eine enorme
Chance fiir die Kommunen, diesen Dienstleistungsbereich auszugestalten, es rech-
net sich. Nach Ansicht von Hilde Mattheis miissen die Gewerkschaften dringend die
Wertschopfung von Dienstleistungen thematisieren. Im Bundesldndervergleich ist die
Wirtschaftskraft pro Kopf der Bevolkerung der Lander besonders hoch, die einen star-
ken Dienstleistungssektor haben.

Defizite der Pflegeversicherung

Andreas Biischer legt dar, dass die Frage, was die Pflege der Gesellschaft wert ist, bereits
beantwortet ist. Namlich: Nicht viel! Folgende Befunde stiitzen diese Bewertung:

I Die Pflege ist im Bereich der Sozialversicherung der Bereich, der als Teilkaskoversi-
cherung konzipiert ist, also gedeckelt ist.

I Eine Deckelung wird auch durch die derzeit geltende Definition der Pflege-
bedurftigkeit erreicht, die nach Meinung aller Expertinnen und Experten zu eng
gefasst ist. Viele Menschen mit kognitiven Einschrankungen werden ausgeschlossen.
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Die Vorschliage zu einem neuen Pflegebediirftigkeitsbegriff liegen inzwischen auf
dem Tisch. Das bedeutet aber, dass die Zahlen der Pflegebediirftigen zunehmen.
Ambulant vor stationir: Bisher ist das nur ein Lippenbekenntnis. In der Realitét gibt
es eine Vielzahl illegaler Pflegearrangements im hauslichen Umfeld.

Priavention und Gesundheitsschutz: Fiir Geldleistungsempfanger der Pflegeversi-
cherung gibt es die Pflicht eines Beratungsbesuchs nach § 37 Abs. 3 SGB XI. Studien
zeigen, dass die Tatsache, ob Pflegepersonen oder Pflegebedirftige eine gute oder
schlechte Beratung erhalten, eher vom Zufall abhingig ist; ob sie nimlich einen Pfle-
gedienst finden, der entsprechend qualifiziert beraten kann. Dafiir werden p. a. 50
Mio. € eingesetzt, diese Ressourcen werden teilweise verschenkt. Laut Biischer brau-
chen wir sehr viel stirker den inhaltlichen Diskurs zu diesen Fragen, um eine quali-
tative Verbesserung erwirken zu kénnen.

Das Pflegeweiterentwicklungsgesetz von 2008

Andreas Biischer ist der Ansicht, dass das Pflegeweiterentwicklungsgesetz in der
Offentlichkeit zu schlecht weggekommen ist, es hat jedoch viele inhaltliche Impulse
gesetzt. Die Kritik an der Finanzierung ist allerdings berechtigt und auch die Pflege-
stitzpunkte sind im Geflecht der Akteure etwas unter die Rider gekommen. Biischer
kennt jedoch mehrere Unternehmen, die die Moglichkeit des Pflegeweiterentwick-
lungsgesetzes angenommen haben, Kooperationen mit Anbietern abzuschliefien, die
ein Programm entwickeln sollen, wie Arbeitnehmer innerhalb von 10 Tagen ein gutes
Pflegearrangement aufbauen konnen.

Mit dem Pflegeweiterentwicklungsgesetz von 2008 wurde nach Meinung von Hilde
Mattheis ein erster wichtiger Schritt getan. Allerdings besteht eine grofle Zurtickhal-
tung der Betroffenen hinsichtlich der Inanspruchnahme der vom Gesetz vorgesehe-
nen Freistellungsmoglichkeiten. Deshalb muss es beim Pflegeweiterentwicklungsge-
setz eine Weiterentwicklung in Richtung Finanzierung der Freistellungszeiten geben.
Auch Elisabeth Scharfenberg teilt diese Ansicht und erklart, dass es iberhaupt nicht
verwunderlich ist, dass die gesetzliche Pflegezeit nicht genutzt wird. Wer kann bis zu
sechs Monate ohne Lohnersatzleistung aus seinem Job aussteigen? Das ist fern jeder
Lebensrealitit.

Hilde Mattheis hilt die Pflegestiitzpunkte fiir enorm wichtig. Hier geht es auch um
Pravention und diese wirkt sich letztendlich kostensparend aus. Elisabeth Scharfenberg
bestitigt, dass die Einfiihrung von Pflegestiitzpunkten nach dem Pflegeweiterentwick-
lungsgesetz ein guter Schritt war, aber wiinschenswert wiére eine grofRere Unabhingig-
keit gewesen. Biindnis 90/Die Griinen stehen hinter dem Modell eines unabhingigen
Case-Managements. Mit einem derartigen Instrument wire eine punktgenaue Losung
moglich und das Geld wire gut angelegt. Viele Menschen durchschauen den Pflege-
dschungel nicht und brauchen Unterstitzung. Laut Uta Meier-Grdwe belegen Studien,
dass es — wie beim ehelichen Guterrecht - bei der Bevolkerung einen eklatanten Bedarf
an Aufkldarung gibt.
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Unterschiedliche Segmente - unterschiedliche Losungen

Uta Meier-Grdwe betont, dass es in der Pflege um einen Dreiklang aus Geld, Infrastruk-
tur und Zeit geht. Es gibt sehr unterschiedliche Settings, sehr unterschiedliche Bedin-
gungen und man kann nicht nur an einer Stellschraube drehen.

Heinz Rothgang stimmt zu, dass es verschiedene Arrangements und verschiedene Situ-
ationen gibt, eine ,,One-size-fits-all-Losung* gibt es nicht. So bietet auch der Vorschlag
von Familienministerin Kristina Schroder zur Familienpflegezeit keine umfassende
Losung, ist aber gleichwohl sinnvoll fiir eine Teilgruppe: Voll erwerbstétige Pflege-
personen, die bisher ganz aus dem Beruf herausgehen mussten und vielleicht nicht
wieder in den Arbeitsmarkt hineinkamen. Nunmehr kénnen sie bei der Ubernahme
von Pflegeverantwortung ihre Berufstatigkeit bis zu 50 % reduzieren und nach spétes-
tens zwei Jahren wieder voll erwerbstitig sein. Die vorgesehene Familienpflegezeit von
zwei Jahren ist dabei ausreichend fiir mehr als die Halfte der Pflegefille, denn Pflege-
karrieren dauern fiir mehr als die Hélfte weniger als zwei Jahre.

Der Vorschlag zur Familienpflegezeit wird laut Claudia Menne nach Berechnungen des
DGB maximal 7-10% der Bevolkerung zugutekommen. Er setzt voraus, dass in den
Betrieben eine tarifvertragliche Regelung zu Arbeitszeitkonten vorliegt. Diese gibt es
nur in einem Bruchteil der deutschen Unternehmen und es handelt sich um stark
mainnlich geprégte Betriebe.

Heinz Rothgang weist des Weiteren darauf hin, dass eine unterschiedliche Definition
des Begriffs ,,Pflegeperson” enorme Folgen quantitativer Art hat.

Betrachtet man die Zahlen nach § 19 SGB XI, dann sind derzeit 40.000 Médnner und
360.000 Frauen betroffen (Verhéltnis 9:1). Das sind die Zahlen auf Grundlage der sozial-
rechtlichen Definition von Pflegeperson, die mindestens 14 Stunden Pflege pro Woche
leisten muss. Geht man auf der Grundlage des SOEP von einer anderen Definition aus,
wonach als Pflegeperson betrachtet wird, wer mindestens eine Stunde pro Tag pflegt,
dann erhilt man eine Zahl von tber 4 Mio. Pflegepersonen, 1,5 Mio. davon sind Mén-
ner.

In der Gegeniiberstellung von 4.000.000 zu 400.000 Pflegepersonen spiegeln sich
unterschiedliche Segmente und man braucht Losungen fiir die einzelnen Segmente.
Bei der Beurteilung von Pflegemodellen stellt sich folglich jeweils die Frage, ob es eine
Zielgruppe gibt, fiir die der Vorschlag niitzlich ist.

Edda Blenk-Knocke
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IV. Schlussvortrag

Zeit fir Verantwortung - eine Frage der privaten oder
der 6ffentlichen Solidaritat?

Marianne Heimbach-Steins

Einleitung

Die Studien zu den Problemfeldern (1) Reformbedarfe im Ehegiiterrecht (Meder/
Dauner-Lieb 2011), (2) soziale Sicherung und Unterstiitzung von Pflegenden
(Becker/Lauerer 2011) und (3) Lebenssituation von Familienernihrerinnen (Klam-
mer/Klenner/Pfahl 2011) bearbeiten ganz unterschiedliche rechtliche und politi-
sche Herausforderungen, die zudem in die Zustdndigkeit unterschiedlicher politi-
scher Ressorts fallen. Aber sie haben sowohl einen gemeinsamen Ausgangspunkt
in bestimmten gesellschaftlichen Verschiebungen der Geschlechterverhiltnisse
als auch einen gemeinsamen Fluchtpunkt in der Konzentration auf die zu errei-
chende Gleichstellung der Geschlechter. In meinem Beitrag werde ich diese Pers-
pektive der Gleichstellung aufnehmen und skizzenhaft in den (weiteren) Horizont
der aktuellen sozialethischen Diskussion um gerechte Partizipation/Beteiligungsge-
rechtigkeit hineinlesen. Damit wird ein gesellschaftsethischer Rahmen angeboten, in
dem die im Anschluss an die Expertisen diskutierten Fragen noch einmal gebtiindelt
werden konnen. Ich entwickele meinen Gedankengang anhand von fiinf Thesen.

1. These: Gesellschaftliche und biografische Pluralisierung und Individualisierung ver-
andern die Geschlechter- und Generationenbeziehungen; individuelle und kollektive
Solidaritatsressourcen geraten sowohl in privaten Lebenszusammenhiangen als auch
gesamtgesellschaftlich unter Druck.

Die drei Studien und die darin erarbeiteten Problemanalysen gehen - allgemein
gefasst — von der Beobachtung einer doppelten Pluralisierung aus. Sie zeigt sich einer-
seits in einer gesteigerten Pluralitdt - und damit Heterogenitat — praktizierter Lebens-
formen in der Gesellschaft und andererseits in einer hoheren Variabilitit der Lebens-
muster und -konstellationen im individuellen Biografieverlauf. Beide Dynamiken
beeinflussen sich wechselseitig und treiben den Prozess der Individualisierung! voran.
Standardannahmen tiber Lebensverlaufe und Lebensmuster, an denen sich Rechtsent-
wicklung und Sozialpolitik nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland tiber Jahr-
zehnte orientiert haben, werden dadurch ,iberholt“ Rechtsstaatliche Regelungen und

1 Individualisierung meint die Herauslésung der Einzelnen aus (bzw. die Auflésung von) traditionell vorgege-
benen Bindungen bei gleichzeitig steigender Bedeutung von Arbeitsmarkt, Bildungssystem und offentlicher
Wohlfahrtsinstitutionen fiir die personliche Lebensfithrung: Partizipation an diesen Systemen ist ein wesent-
liches Moment sozialer Integration. Dementsprechend von den Einzelnen verlangte Mobilitdt und Flexibilitat
treiben die Verdnderung individueller und familialer Lebensmuster voran.
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sozialstaatliche Arrangements, die grundsitzlich auf solche Annahmen angewiesen
sind - sie konnen nur ,Typisches“ regeln -, hinken hinterher; sie reagieren verzogert
auf den gesellschaftlichen Wandel.

Pluralisierung und Individualisierung der Lebensformen und Biografiemuster schei-
nen soziale Bindungen, jedenfalls in ihren traditionellen Erscheinungsformen, zu frag-
mentieren und Solidargemeinschaften zu schwichen, jedenfalls mit qualitativ neuen
Herausforderungen zu konfrontieren und tief greifend zu verandern (vgl. u.a. Hond-
rich/Koch-Arzberger 1992; Zulehner u.a. 1996). Beide Tendenzen erfordern daher je
fir sich dynamische Anpassungen der Rechtsordnung und der Institutionen des Sozi-
alstaates; sie tun es umso mehr in ihrem Zusammentreffen. Denn darin potenzieren
sich Herausforderungen der Solidaritdt, die sowohl in partnerschaftlichen und fami-
lidren Konstellationen gelebt als auch in den Strukturen und Institutionen des Sozial-
staats gesamtgesellschaftlich organisiert wird.

Eine Politik, die auf Individualisierung der Verantwortung setzt, ohne die sozialen
Voraussetzungen individueller Verantwortungswahrnehmung zu berticksichtigen,
verstarkt diesen Effekt zwangslaufig. Am Beispiel der ehelichen Solidaritit kann dies
nachvollzogen werden: Auf die Schwichung der Solidaritatsressourcen einer tradi-
tionellen Ehe- und Familienkonstellation, die durch gestiegene Scheidungshiufig-
keit anfélliger und fragiler wird, reagiert die Politik mit starkerer Einforderung von
Eigenverantwortung. Dies geschieht v.a. dadurch, dass starke Anreize zum Erwerb
eigenstandiger Sicherungsanspriiche fiir Frauen gesetzt und diese damit einer neuen
Normerwartung, eben jener der lebenslangen Vollzeiterwerbstitigkeit, unterworfen
werden; die Reform des Unterhaltsrechts aus dem Jahr 2008 ist ein eindrtickliches Bei-
spiel fiir dieses Reaktionsmuster. Zu berticksichtigen ist, dass ein solcher Wandel in der
Anreizstruktur jedoch nicht automatisch bedeutet, dass die neuen Erwartungen von
den Betroffenen selbstverstindlich akzeptiert und in den realen Lebensverhiltnissen
tatsachlich ,grof¥flachig”“ umgesetzt werden; vielmehr ist auch hier mit einem erhebli-
chen Beharrungsvermogen der traditionellen Geschlechterrollen zu rechnen. Auf den
ersten Blick riistet eine solche Politik die Betroffenen mit neuen Moglichkeiten (und
Herausforderungen) der Selbstsorge aus und trigt so zumindest intentional zu deren
Losung aus riskanten Abhingigkeiten bei. Zugleich greift sie aber vorhandene Solidar-
potenziale umso schirfer an: Wenn jede/jeder fiir sich selbst sorgen muss, wird die Zeit,
Verantwortung fiir andere zu iibernehmen, knapp.

Solche vermutlich nicht intendierten Wirkungen des Rechts, der Familien- und Sozial-
politik sind Ausdruck unzureichender Adaption an die tatsichlichen gesellschaftlichen
Entwicklungen. Einerseits werden reale Wirkungen von Pluralisierung und Individuali-
sierung nicht vollstindig wahrgenommen - ein Beispiel dafiir ist die bis dato im 6ffent-
lichen und politischen Bewusstsein noch kaum realisierte quantitative und qualitative
Bedeutung der Konstellation Familienerndhrerin/weibliche Haushaltsvorstinde (vgl.
Klammer/Klenner 2009; Klammer/Klenner/Pfahl 2011); andererseits ist die Notwendig-
keit, gesellschaftliche Solidarpotenziale unter eben diesen Bedingungen durch politische
Rahmenbedingungen zu férdern, vielfach noch nicht hinreichend berticksichtigt, jeden-
falls nicht hinreichend umgesetzt worden.
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Die Spannung zwischen relevanten gesellschaftlichen Entwicklungen und rechtlichen
bzw. sozialstaatlichen Regelungen stellt eine Querschnittsherausforderung fir alle
Politikfelder dar, die mit der Sicherung von Lebensméglichkeiten und der Organisa-
tion gesellschaftlicher Solidaritat befasst sind. Deren gleichstellungspolitische Spitze
bildet das Gemeinsame und damit den Subtext aller in dieser Dokumentation behan-
delten Themen und Probleme: Pluralisierungs- und Individualisierungstendenzen
wirken sich, v.a. in Wechselwirkung mit demografischen, sozialen und 6konomischen
Wandlungsprozessen, auf weibliche und méannliche Biografieverldufe unterschiedlich
aus. Gerade in diesen geschlechterspezifischen Auswirkungen sind sie hoch bedeut-
sam fiir die Chancen und Grenzen der Aktivierung privater Solidarpotenziale.

2. These: Verantwortung in Geschlechter- und Generationenbeziehungen fordert die
Einzelnen in ihren lebensweltlichen Zusammenhéngen und sozialen Rollen heraus; sol-
che Verantwortung wahrzunehmen, muss aber politisch ermdglicht werden: Manner
und Frauen miissen durch geeignete Rahmenbedingungen befihigt und durch wirksame
Anreize unterstiitzt werden, in Partnerschaften und in Eltern-Kind-Verhiltnissen ver-
lasslich Verantwortung zu iibernehmen.

Die Frage der Verantwortung stellt sich je nach Beziehungskonstellation auf verschie-

dene Weise und mit unterschiedlicher Reichweite (vgl. Heimbach-Steins 2008: 34-36):

1 Jede/jeder Erwachsene tragt grundsatzlich im Rahmen ihrer/seiner Fihigkeiten und
Moglichkeiten Verantwortung fiir sich selbst: fiir die eigene lebenslange Bildung, fiir
die Lebensunterhaltssicherung, fiir die Risikovorsorge.

I (Ehe-)Partnerinnen und (Ehe-)Partner tragen — unbeschadet der individuellen Verant-
wortlichkeiten - in bestimmten Hinsichten Verantwortung fiireinander: fiir gegen-
seitige Unterstiitzung innerhalb eines vereinbarten Modells von Partnerschaft; fiir
wechselseitig vertragliche Modelle der Wahrnehmung gemeinsam iibernommener
Aufgaben, z.B. in der Erziehung gemeinsamer (bzw. im gemeinsamen Haushalt
lebender) Kinder; fiir die Kompensation von Nachteilen aus asymmetrischen Kon-
stellationen der Arbeitsteilung.
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I Eltern tragen in einem umfassenden Sinne Verantwortung fiir ihre Kinder (zentral:
far deren Erziehung und Befdhigung zur eigenen, verantwortlichen Lebensgestal-
tung), und Kinder tragen Verantwortung fiir ihre Eltern, wenn diese im Alter Hilfe
benotigen, z.B. pflegebediirftig werden.?

Diese zu unterscheidenden Verantwortungsrelationen erfordern unterschiedliche,
teilweise miteinander konkurrierende Handlungsmuster: Die eigene Bildung, Aus- und
Weiterbildung ebenso wie die Beteiligung an Erwerbsarbeit verlangen von den Einzel-
nen in der Regel vornehmlich selbstbezogene und leistungsbezogene Handlungsmus-
ter, die auf einen individuellen ,Gewinn“ orientiert sind. Erziehung und Pflege, alle
Arten von (nicht beruflich ausgetibter) Care-Arbeit® hingegen erfordern altruistische,
auf die Bedurfnisse der Adressaten bezogene und auf die Mehrung von deren Lebens-
qualitit ausgerichtete Handlungsmuster (vgl. Schnabl 2005). Beide ,Logiken® treffen
aber in ein und derselben Biografie aufeinander und treten zueinander in Konkur-
renz. Ungiinstige Rahmenbedingungen verschirfen diese Konkurrenz und engen die
Handlungsspielraume und Wahlmoglichkeiten der Betroffenen (iiberwiegend Frauen)
zusitzlich ein (vgl. Eckstein 2009).

Die Bedingungen, unter denen derart verschiedene Verantwortungsrelationen gelebt
werden, variieren zudem im Biografieverlauf. Sie sind abhéngig von personlichen Ent-
scheidungen (Eingehen einer Partnerschaft; Trennung/Scheidung; Nachwuchs; Bil-
dungsweg- und Berufsentscheidungen etc.), von kontingenten Ereignissen, den sog.
,Wechselfillen“ des Lebens (Krankheitsfille; Scheitern von Beziehungen; Verlust des
Arbeitsplatzes etc.), und von dufleren Einfliissen (Familien- und Sozialgesetzgebung;
Entwicklung der Staatsfinanzen/Sparpolitik; lokale Infrastrukturen fiir Kinderbetreu-
ung und Pflege, Erwerbsméglichkeiten, Wohnumfeld etc.).

Anforderungen und Moglichkeiten der Wahrnehmung von Verantwortung im priva-
ten/familialen/sozialen Nahbereich sind mithin nur partiell durch die Einzelnen steu-
erbar, und sie sind heute weniger denn je fiir das ganze Leben voraussehbar. Absehbaren
und beabsichtigten Veranderungen stehen unplanbare Ereignisse und Entwicklun-
gen gegeniber, die manchmal auch sehr kurzfristig neue Verantwortungsanforde-

2 Die Verantwortungsrelationen von Eltern fiir ihre Kinder einerseits und (in der Regel) erwachsener Kinder fiir
ihre (im Alter) der Hilfe bedirftigen Eltern andererseits sind nur bedingt miteinander vergleichbar; erstere ist
in der Regel nicht nur zeitlich ausgedehnter, sondern zugleich auch elementarer und komplexer hinsichtlich
der Zielperspektive, Kinder in der langen Phase der Sozialisation und Erziehung zum eigenstindigen Leben
zu befihigen, sie darin materiell und immateriell zu unterstiitzen, Vorbilder der Lebensfiihrung zu geben und
zugleich Rdume zu schaffen, in denen die heranwachsenden Kinder sich selbst als werdende Personlichkeiten
entdecken und entwickeln kénnen. Die Verantwortung von Kindern fiir ihre alten Eltern erstreckt sich dem-
gegeniiber auf die Unterstiitzung dabei, unter prekir werdenden (physischen, sozialen und/oder mentalen)
Bedingungen so weit wie moglich Selbststandigkeit zu wahren und so weit wie notwendig Hilfe zu organi-
sieren (oder selbst zu geben), um ein Leben und schlieflich ein Sterben in Wiirde zu erméglichen. In beiden
Konstellationen unterscheiden sich auch die institutionellen und materiellen Unterstiitzungsmaglichkeiten
seitens der Gesellschaft bzw. des Staates deutlich voneinander. - Ein Sonderfall, der hier nicht behandelt wer-
den kann, der aber auch politische Aufmerksambkeit verlangt, sind Kinder und Jugendliche, die bereits in der
Phase des eigenen Heranwachsens mit herausfordernden Aufgaben der Firsorge fir kranke/hilfebediirftige
Eltern konfrontiert werden (vgl. Becker/ Lauerer 2011: S. 131 [mit weiterfithrender Literatur]).

Im Falle beruflich ausgeiibter Care-Arbeit (Pflegeberufe; pidagogische Berufe) stellt die Spannung zwischen
selbstbezogenen (6konomischen) und auf das Gegeniiber bezogenen Handlungsantrieben eine besondere
Herausforderung dar.

w
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rungen provozieren; grundsdtzlich erwartbare Phasen des Erwachsenenlebens - z.B.
Erziehungsphasen; Nach-Eltern-Phase; Pflegebediirftigkeit von Eltern u.a. - sind im
konkreten Fall weder hinsichtlich ihres Eintrittszeitpunkts und ihrer Dauer, des dann
erforderlichen Zeitbedarfs noch der tatsachlich zu bewéltigenden Anforderungen im
Voraus planbar; insofern ist es auch nur sehr bedingt moglich, individuell konkrete
Vorsorge zu treffen.

Die soziale Verantwortung im Nahbereich stellt daher hohe Anforderungen an indivi-
duelle und familiale Flexibilitat. Zugleich sind diese Aufgaben aber nicht rein privater
Natur. Die Sorge fiir die nachwachsende Generation und fir die Alten, die Kultivie-
rung familialer Raiume als Quellen des sozialen Zusammenhalts und der Solidaritit,
der Regeneration und der emotionalen Stabilisierung betreffen das Gemeinwohl der
Gesellschaft insgesamt. Die Gesellschaft ist als ganze darauf angewiesen, dass diese
Aufgaben wahrgenommen werden, und dies in einer Weise, die der Programmatik
des gesamtgesellschaftlichen Ordnungsrahmens entspricht, also menschenwiirdig,
grundrechtsaddquat und sozial vertriglich ist. Es liegt daher im Interesse der Allge-
meinheit, die Einzelnen in entsprechenden Handlungskonstellationen und Verant-
wortungsbeziehungen zu unterstiitzen, und es muss im (langfristigen) Interesse aller
Einzelnen liegen, dass die Gesellschaft als ganze mittels ihrer rechts- und sozialstaatli-
chen Instrumente die privaten Verantwortungsakteure stiarkt und unterstiitzt.

Wenn es darum geht, Zeit fiir Verantwortung zu erschliefen und zu sichern, ist die
Grenze zwischen ,privat® und ,o6ffentlich“ deshalb flieflend. Private Verantwor-
tungswahrnehmung braucht Rahmenbedingungen, die - zumindest teilweise -
politisch gesetzt und gesichert werden missen. Zwar konnen bestimmte Elemente
einer Infrastruktur der Verantwortung durch privat organisierte, lokale Netzwerke
geschaffen und getragen werden. Das ist im Sinne des Subsidiaritatsprinzips durch-
aus sinnvoll, sofern die ermdglichenden Rahmenbedingungen und die Belastungsrela-
tionen stimmen. Diese Bedingung ist - jedenfalls nach dem Subsidiaritatsverstindnis
der katholisch-sozialen Tradition - Teil der Subsidiaritit; gleichwohl muss sie unter
den obwaltenden Umstdnden ausdriicklich hervorgehoben werden (vgl. dazu die Pro-
blemanzeige bei Klammer/Klenner/Pfahl 2011: 76 f.). Damit wird der Anspruch an die
politische Verantwortung aber gerade nicht aufier Kraft gesetzt: Es ist und bleibt eine
Aufgabe der Politik, glinstige Rahmenbedingungen und Anreize fiir private/zivilge-
sellschaftliche Solidaritit zu schaffen und zu sichern sowie Solidaritit zwischen und
mit den Gesellschaftsmitgliedern zu organisieren, die in unterschiedlichen Lebensfor-
men und Beanspruchungsszenarien Verantwortung flireinander und fiir Dritte tragen,
Care-Aufgaben iibernehmen und/oder Vorsorge leisten. Diese Rahmenbedingungen
miissen den tatsdchlichen gesellschaftlichen und biografischen Dynamiken Rechnung
tragen; sie konnen ihre Adressaten nur erreichen, wenn sie nicht von zunehmend rea-
litatsfernen, fiktiven Idealverldufen ausgehen.
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3. These: Eine Politik fiir Verantwortung im Geschlechter- und Generationenverhiltnis
setzt voraus, dass die unterschiedlichen Wirkungen politischer Rahmenbedingungen auf
Frauen und Manner aufgrund fortwirkender Muster geschlechtsspezifischer Arbeits-
teilung beriicksichtigt, Anreize zur Uberwindung asymmetrischer Belastungsmuster
gesetzt und Kompensationen angesichts struktureller Benachteiligungen geschaffen
werden.

Eine Politik mit dem Ziel, Verantwortungswahrnehmung im privaten Sektor
geschlechtergerecht zu fordern, muss auf eine augenscheinlich paradoxe Situation
reagieren: Einerseits haben sich traditionelle Leitbilder tiberlebt: Sie konnen die Viel-
falt der Lebenswirklichkeiten nicht abbilden und funktionieren deshalb nicht als
Orientierungsmarken fiir eine Politik, die unter realen Bedingungen Verantwortungs-
wahrnehmung starken will. Weder die traditionelle ,Normalbiografie“ des erwachse-
nen (méannlichen) Vollzeiterwerbstitigen, noch das Modell der Familie mit traditio-
neller geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung (Alleinerndhrer-Modell) taugen linger
als (alternativlose) Leitbilder der Politik. Um Missverstindnissen vorzubeugen: Mit
dieser Einschitzung werden keineswegs die entsprechenden Lebensformen als solche
diskreditiert; sie sollen vielmehr als Option in Geltung bleiben; das ist in der Art und
Weise der politischen Steuerung zu berticksichtigen, die jedoch auf die faktische Viel-
falt familialer Lebensverhiltnisse so reagieren muss, dass alle in die Verantwortung
genommen und bei der Wahrnehmung ihrer Verantwortung unterstiitzt werden.

Andererseits zeigen die traditionellen Geschlechterrollen und die Muster der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung ein hohes Beharrungsvermogen (das gilt
auch fir das politische Bewusstsein). Retraditionalisierungstendenzen, die in jungen
Familien typischerweise mit der Geburt des ersten Kindes einsetzen (Blossfeld 2009),
die Konzentration nicht beruflich ausgeiibter Care-Aufgaben bei den Frauen, insbe-
sondere wenn dafiir die Erwerbsbeteiligung (zeitweise) zuriickgefahren oder aufge-
geben wird, der immer noch eklatante Gender Pay Gap und der frauendominierte
berufliche Care-Sektor sind - untereinander zusammenhingende - Symptome fiir
diesen Befund. Zugleich durchkreuzen soziale und 6konomische Wandlungsprozes-
se, insbesondere die Flexibilisierung/Prekarisierung von Arbeitsverhiltnissen, die
traditionellen Erwartungen an Sicherheit und Kontinuitdt in den Geschlechterbe-
ziehungen systematisch. Gerade weil zum Zeitpunkt der Eheschliefung typischer-
weise hohe Erwartungen an die Tragfihigkeit und Dauerhaftigkeit der Beziehung,
der damit verbundenen wechselseitigen Verantwortungsbereitschaft und der verein-
barten bzw. faktisch ibernommenen Aufgabenteilung bestehen, verschirfen sich fiir
die Betroffenen aufgrund der fortdauernden Geschlechterasymmetrien die ékono-
mischen und menschlichen Kosten im Fall des Scheiterns (v.a. in Scheidungsfillen;
bei unfreiwilligem Wechsel der Ernéhrerrolle von Partner zu Partnerin nach Verlust
des Arbeitsplatzes oder aufgrund einer nicht existenzsichernden Beschiftigung; bei
Unfihigkeit zur Erfiillung der Firsorgeaufgaben aufgrund von Krankheit etc.). Eine
Anpassung der Rahmenbedingungen, unter denen Frauen und Méanner langfristig
lebensunterhaltsichernde Erwerbstétigkeit und Care-Aufgaben miteinander zu ver-
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einbaren suchen, muss, gleichstellungspolitisch betrachtet, positive Anreize zur Ver-
meidung bzw. Uberwindung benachteiligender Arrangements setzen und Solidari-
tatsressourcen dort stirken, wo aufgrund der individuellen Lebensentscheidungen
und der partnerschaftlichen sowie familidren Verhéltnisse die Plausibilititen stark
und die Realisierungsbedingungen giinstig sind: Innerhalb der Ehe bzw. Partner-
schaft ist die Bereitschaft, fureinander einzustehen und sich das auch ,etwas kosten
zu lassen®, deutlich hoher als nach einer Scheidung; Versorgungsanspriiche fiir den
Partner/die Partnerin, wenn er/sie vorrangig Care-Aufgaben in der Familie wahr-
genommen und deshalb keine oder nicht ausreichende eigene Anspriiche durch
Erwerbsarbeit erworben hat, miissen deshalb sinnvollerweise innerhalb der Ehe
(-zeit) gesichert werden und nicht erst im Falle des Scheiterns der Beziehung ,auf den
Tisch“ kommen (vgl. Meder/Dauner-Lieb 2011).

Hier zeigt sich eine Grundeinsicht, die gleichstellungspolitisch geltend gemacht wer-
den muss: Individualisierung der Verantwortung muss anders und radikaler gedacht
werden als bisher: Der springende Punkt ist, dass die sozialen Voraussetzungen der Ver-
antwortungswahrnehmung durch die Einzelnen konsequent mitgedacht und model-
liert werden. Damit wird aber das Paradigma der Individualisierung - jedenfalls im
landlaufigen Verstindnis - zumindest in seinen normativen Implikationen tiberholt
(s. These 5).

4. These: Eine geschlechter- und generationengerechte Politik der Verantwortung muss
Einzelnen und Paaren die Chance erdffnen, biografisch ,,maRgeschneiderte“ und im
Lebenslauf variierende Arrangements der Arbeitsteilung zu wahlen. Frauen und Manner
werden die an sie gerichteten Erwartungen der Sorge/Care in Paarbeziehungen und in
Eltern-Kind-Beziehungen nur dann in der privaten Lebenswelt verwirklichen (kénnen),
wenn ihr Einsatz als Beitrag zum Gemeinwohl honoriert, als gesellschaftlich notwendige
»Arbeit” anerkannt und fiir die individuelle Risikovorsorge wirksam wird. In individuali-
sierten Lebensverldufen diirfen Selbstsorge auf der einen, Erziehung und Pflege auf der
anderen Seite einander nicht ausschlieBen. Verantwortung fiir sich selbst und Verant-
wortung fiir andere miissen - in individuell dosierbaren und im Lebensverlauf flexibel
zu handhabenden ,,Mischungsverhiltnissen“ - vereinbar sein.

Politische Antworten auf Individualisierungstendenzen in der Gesellschaft stehen
unter der Herausforderung, die Einzelnen moglichst nicht unter neue, uniformie-
rende Zwinge zu setzen, die flexible und zugleich verlassliche Modelle der Koopera-
tion behindern: Individualisierung der Verantwortung fiir die eigene Risikovorsorge
bedeutet jedoch - unter den heutigen Bedingungen - fiir Frauen und Ménner de fac-
to, dass sie ihre gesamte Lebensplanung unter das Vorzeichen moglichst vollzeitiger
Erwerbstitigkeit setzen miissen, um wenigstens basale Versorgungsanspriiche fir das
Alter sowie fiir den Fall von Krankheit und/oder Pflegebediirftigkeit zu erwerben. Dies
lauft auf eine implizite Pflicht zur Erwerbsarbeit hinaus. Die kann aber hiaufig entwe-
der mangels geeigneter Arbeitsplatze gar nicht eingel0st werden oder reicht trotz Voll-
zeiterwerbstatigkeit nicht aus, um den Lebensunterhalt zu sichern, dies v.a. im Falle
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von Arbeit im Niedriglohnsektor, in dem sich tiberproportional viele Frauen finden;
zudem tritt die vorsorgepolitisch motivierte Notwendigkeit lebenslanger Vollzeiter-
werbstitigkeit in Konkurrenz zu der Ubernahme lingerfristiger Care-Verantwortung,
u.a. wegen unzureichender Kinderbetreuungsinfrastruktur, Ganztagsschulangebote
und Unterstiitzungsmafinahmen fiir die Pflege im sozialen Nahraum (vgl. Becker/
Lauerer 2011: 139 ff.; Klammer/Klenner/Pfahl 2011: 95-102).

Zugleich wird aber sehr wohl gesamtgesellschaftlich erwartet, dass Erwachsene Erzie-
hungs- und Pflegeaufgaben grundsdtzlich in ihren privaten Lebenszusammenhéngen
wahrnehmen, wofiir nicht nur starke Traditionen in unserer Gesellschaft, sondern
auch rechtliche und ethische Griinde sprechen. Das Verhiltnis zwischen privatem
Engagement und o6ffentlicher Unterstiitzung ist jedoch, sowohl was den Zeiteinsatz
als auch was die Kosten angeht, durchaus umstritten und prekér (auch hierfiir kon-
nen Beispiele aus unterschiedlichen Bereichen angefiihrt werden: v.a. die Aufgaben-
zuschreibung im Bereich der frihkindlichen Erziehung; das Verhiltnis von Aufgaben
der Institution Schule und Erwartungen an elterliche Unterstiitzung der Kinder; das
Verhiltnis von privat zu tragenden und solidarisch im System der sozialen Kranken-
und Pflegeversicherung abgedeckten Kosten flir die Gesundheitssicherung und die
Pflegekosten usw.). Die entsprechenden Erwartungen sind im Ubrigen alles andere
als genderneutral. Sie richten sich mehrheitlich an Frauen und werden auch tiberwie-
gend von Frauen erfallt (vgl. Becker/Lauerer 2011: 130), was wiederum zulasten ihrer
eigenstindigen und hinreichenden Unterhaltssicherung und Risikovorsorge geht. Die
geschlechterspezifischen Asymmetrien beziiglich der sozialen und 6konomischen
Teilhabe werden so immer wieder bestatigt und verfestigt.

Das Dilemma zwischen Erwerbstétigkeit und nicht beruflicher Care-Arbeit ist daher,

soweit ich sehe, nur dann l6sbar, wenn einerseits der enge sozialpolitische Zusammen-

hang von Erwerbsarbeit und sozialen Sicherungsanspriichen gelockert wird und ande-

rerseits, wenn der gesamte Komplex der Care-Arbeit (Erziehung, Pflege) gesellschaft-

lich neu bewertet wird. Das bedeutet zweierlei:

I Erstens: Nicht berufliche, langerfristig und mit erheblichem Zeitaufwand (nicht
zwingend vollzeitig; moglicherweise auch teilzeitig in Kombination mit Teilzeiter-
werbstitigkeit) ausgetiibte Erziehungs- und/oder Pflegetitigkeit muss der Erwerbsti-
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tigkeit vergleichbare soziale Sicherungsanspriiche begriinden.* Noch dartiber hinaus
geht das Modell ,,Lohn fiir Familienarbeit*, das eine regelrechte Verberuflichung der
familidren Care-Arbeit propagiert, das ich nicht unterstiitze (vgl. Krebs 2002: 67-69;
Heimbach-Steins 2008: 40 f.).

I Zweitens: Beruflich ausgeiibte Care-Arbeit muss lebensunterhaltsichernd entlohnt
werden’. Eine solche Aufwertung ist u.a. eine notwendige (wenn auch kaum allein
hinreichende) Voraussetzung daftir, dass entsprechende Berufe auch von Ménnern
gewihlt werden und der stark steigende Bedarf an Arbeitskriften in diesem Sektor
gedeckt werden kann.

Beide Aspekte zielen auch darauf ab, die tief in die Gesellschaft eingeschriebenen und
politisch wirksamen Bewertungsmuster zu korrigieren, die durch Bezahlung/Nichtbe-
zahlung, starke/schwache Honorierung unterschiedlicher Typen notwendiger Arbeit
das traditionelle Modell der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zulasten der als
,Frauenarbeit konnotierten personnahen Dienstleistungen widerspiegeln. Diese
symbolische Ebene verweist auf die Frage nach Leitbildern, an denen sich die Politik
orientieren kann/soll.

Die traditionellen Geschlechterrollenbilder funktionieren nicht mehr als Leitbilder.
Aber es gibt bisher auch keine neuen, alternativen Leitbilder - die neue ,Normal-
biografie“ und die neue ,Normalfamilie“ -, die an die Stelle der alten treten konnten.
Gleichwohl ist deutlich: Soll es nicht beim ,,Herumdoktern“ am Symptom bleiben,
mussen Leitbilder oder Leitideen entworfen werden, an denen eine im Querschnitt
verschiedener Ressorts zu verfolgende Politik der Geschlechtergerechtigkeit auszu-
richten ist. Meines Erachtens missen zwei Leitbilder neu profiliert und politisch wirk-
sam kommuniziert werden, welche in je unterschiedlicher Hinsicht die biografische

4 In der Diskussion zu den hier dokumentierten Expertisen wurde dieses Desiderat mit der Forderung nach
einer Kindergrundsicherung in Verbindung gebracht. Ungeachtet der Frage, was fiir oder gegen einen ent-
sprechenden Systemwechsel vom Familienleistungsausgleich zu einer Kinderpolitik sprechen mag, scheint
mir diese Verkniipfung systematisch nicht konsistent zu sein: Die Idee der Kindergrundsicherung zielt auf
eine von Lebenssituation, Lebensform und Erwerbskonstellation der Eltern unabhéngige materielle Sicher-
stellung des soziokulturellen Existenzminimums sowie der Betreuungs-, Erziehungs- und (Aus-)Bildungs-
bedarfe des Kindes. Die in diesem Beitrag erorterten grundlegenden Fragen des politisch abzusichernden
Zusammenhangs von Verantwortungsermoglichung und Solidaritiat er6ffnen m.E. auch auf das Thema
Kindergrundsicherung eine sozialethisch wichtige Perspektive, die in die Diskussion einzubeziehen wire:
Das Modell Kindergrundsicherung entspricht dem Trend zur Individualisierung von Sicherungsanspriichen;
jedenfalls in den zurzeit diskutierten Modellen (die v.a. von der bayerischen SPD, von Biindnis 90/Die Griinen
sowie von verschiedenen Interessenvertretungen propagiert werden) bedeutet es die Abkehr von herkdmm-
lichen Modellen des Familienleistungsausgleichs und insbesondere von der Férderung der (ehebezogenen)
Familie als ganzer zugunsten einer Individualférderung des Kindes - mit der Konsequenz, dass die Familie als
Solidargemeinschaft als ganze aus dem politischen Fokus gertickt wird. Damit stellt sich auch hier die Frage,
wie das unbedingt unterstiitzenswerte Anliegen der Armutsprévention fiir Kinder mit der nachhaltigen For-
derung familialer und gesellschaftlicher Solidaritit vereinbart werden kann.

Hiermit ist ein komplexes Problemfeld angesprochen, das tber das hier verhandelte Thema hinaus
weitere Konnotationen hat und im gegebenen Rahmen nicht angemessen entfaltet werden kann. Es
geht nicht nur um die Bewertung der entsprechenden Titigkeiten, sondern auch um die Frage, wie in
Zukunft das notwendige Personal fiir den stark anwachsenden Pflegesektor gewonnen werden kann,
was daraus fir international ausgreifende Prozesse der (geschlechtsspezifischen) Arbeitsteilung folgt -
das Problem der ,global care chains® (vgl. u.a. Ehrenreich/Russell Hochschild 2003; Heimbach-Steins 2010a) -
und schlieRlich, wie fir die bereits heute in diesem Bereich titigen, hiufig prekar Beschiftigten (das gilt nicht
nur fir die Pflegekrifte aus Osteuropa, sondern auch fir einheimisches Pflegepersonal) faire Arbeitsbedin-
gungen geschaffen und gesichert werden kénnen.

v
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Vereinbarkeit der unterschiedlichen Verantwortungsfelder in sozialen Zusammen-
héngen abbilden und damit eine Politik sozialstaatlicher Ermoglichung und Unter-
stiitzung individueller Verantwortung orientieren konnen:

Erstens: ein neues Leitbild des verantwortlichen, erwachsenen Gesellschaftsmitglieds,
das in einem dynamischen Lebenslaufmodell soziale und 6konomische Verantwortungs-
aspekte vereint (,der/die Erwerbstitige mit Fursorgeaufgaben im Lebensverlauf*, vgl.
Klammer/Klenner/Pfahl 2011: 108). Dieses Leitbild eroéffnet Spielrdume fir unter-
schiedliche und im Biografieverlauf variierende Gewichtungen zwischen Erwerbs-
arbeit und Care-Aufgaben fir Frauen und Méanner. Es geniigt dem Anspruch der
Geschlechtergerechtigkeit durch flexible sozialpolitische Rahmenbedingungen und
kodifizierte Rechtsanspriiche, welche Kombinationen von Erwerbstatigkeit und Fiir-
sorgeaufgaben im Lebensverlauf ohne Benachteiligung beziiglich des Erwerbs sozia-
ler Sicherungsanspriiche ermoglichen.

Zweitens: ein neues Leitbild der privaten Verantwortungsgemeinschaft ,Familie“, das
die Vielgestaltigkeit tatsachlicher Verantwortungsrelationen zwischen (Ehe-)Part-
nern, Eltern und Kindern einschlieflich der individual- und familienbiografischen
Wandlungspotenziale (insofern diese wiederum genuine Verantwortungsaspekte
implizieren) abbildet und durch ehe- und familienrechtliche Regelungen absichert.®

5. These: Verantwortliche Freiheit (Autonomie) kann nur gelebt werden, wenn deren
soziale Dimension nicht ausgeblendet wird: Reale Freiheit beruht auf sozialen Vor-
aussetzungen und unterliegt bestimmten Restriktionen, die fiir Frauen und Méanner
verschieden sind. Beteiligungsgerechtigkeit fiir Frauen und Méanner zu verwirklichen
und die Ubernahme von Verantwortung zu erméglichen, liegt im Interesse der ganzen
Gesellschaft. Beide Ziele miissen deshalb auch mit den Instrumenten des Rechts und
der Familien- und Sozialpolitik verfolgt werden.

Nach meiner Beobachtung haben sich die sprachpolitischen Signale im Lauf der Pro-
jektentwicklung auf subtile, aber bedeutsame Weise verschoben: Fiir die erste Tagung
im Rahmen des Projekts ,Was kommt nach dem Erndhrermodell?” war das Stichwort
Eigenverantwortung als Chiffre der Individualisierung Titel gebend (BMFSFJ 2008). Am
Ende des Projekts steht — mit dem Titel der in diesem Band dokumentierten Tagung
- das Stichwort Zeit fiir Verantwortung im Zentrum, verkniipft mit der Frage privater
und 6ffentlicher Solidaritéten, die solche Zeitressourcen freisetzen.

Ich sehe darin keineswegs eine Riicknahme des Anspruchs individueller Verantwor-
tungstibernahme, wohl aber eine begriiflenswerte Differenzierung, mit der die veran-
derten Voraussetzungen und Rahmenbedingungen der Verantwortungsiibernahme

6 Ein solches Leitbild muss die Erweiterung des Kreises privater Verantwortungsiibernahme iber den
Bereich verwandtschaftlicher Beziehungen, v.a. durch Nachbarschaftshilfe und Freundschaftsdienste,
nicht ausschliefen. Solche auch rechtlich zu berticksichtigenden Weiterungen konnen sinnvoll sein,
etwa um entsprechende Pflegekonstellationen oder Eltern-Initiativen zur Organisation von Kinderbe-
treuung abzusichern. Eventuell wére daher mit Riicksicht auf die Pluralisierung von Lebensverlaufen und
Konstellationen gelebter Verantwortung tber ein drittes Leitbild zivilgesellschaftlicher Solidarnetzwer-
ke nachzudenken. Auf eine politische Stirkung familialer Solidarstrukturen sollte aber - gerade ange-
sichts der in Teilen der Politik offenkundigen Tendenzen zur Schwichung der familialen Struktur -
m.E. nicht verzichtet werden.
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deutlicher in den Blick kommen: Verantwortung von Einzelnen fir sich selbst und
fir andere muss gesellschaftlich ermoglicht und unterstitzt werden; das ist nicht die
Ausnahme fiir Situationen besonderer Bedurftigkeit, sondern der in zahlreichen Vari-
anten und unterschiedlichen Intensititsgraden zu beobachtende Regelfall (vgl. Heim-
bach-Steins 2010).

Dieser Zusammenhang erschliefit ein Verstindnis von verantwortlicher Freiheit (Auto-
nomie), das tiber die normative Leitidee einer Politik der Individualisierung, die auch
im Terminus der Eigenverantwortung mitschwingt (bzw. in bestimmten politischen
Lesarten des Begriffs assoziiert wird), hinausgeht. Das liberalistisch eingefirbte Ver-
stindnis von individueller Freiheit beruht auf meist ungenannten Priamissen: Das
Individuum wird losgeldst von seinen sozialen Beziigen gedacht, es entspricht einem
(realititsfremden) Ideal individueller Autarkie; bei niherem Hinsehen ist es orientiert
an der Modellfigur des erwachsenen, gesunden, 6konomisch unabhéngigen - also
biirgerlichen - Mannes (vgl. zur philosophischen Debatte um das moderne Autono-
mieverstindnis u.a. Benhabib 1989; Nagl-Docekal 2003; Rossler 2003). Die Frauen
sind darin nicht gleichsinnig ,mitgemeint! Ihre ,andere” Rolle und Position im Sinne
der traditionellen geschlechtersymbolisch besetzten Dichotomie von Privatheit und
Offentlichkeit gehort vielmehr zu den Voraussetzungen des Modells.”

Allerdings ist Vorsicht geboten, das kritisierte Verstdndnis nun in Bausch und Bogen zu
verwerfen: Es transportiert ja zugleich die modernen Axiome des Rechtes der Person,
der gleichen Rechte aller und der Achtung der (sittlich wie rechtlich) fundamentalen
Individualitit, die heute universalistisch verstanden werden. Sollen diese Errungen-
schaften der philosophischen und politischen Moderne aber Bestand haben bzw. end-
lich konsequent umgesetzt werden, dann missen sie in ein Modell tiberfiihrt werden,
das anders als im traditionellen Individualismus geeignet ist, sie wirklich fiir Frauen
und Minner gleichermafien zu sichern.

Autonomie als ,verantwortliche Freiheit® zu umschreiben, bedeutet dementspre-
chend, die Akzente anders zu setzen: Die Freiheit des Einzelnen wird nicht abstrakt,
sondern konkret gedacht; ihre ermoglichenden und limitierenden Relationen zu
konkreten Anderen werden einbezogen (vgl. Benhabib 1989). Damit wird Freiheit nicht
als blofie Unabhingigkeit, als Loslosung von ... gedacht, sondern als Eigenstand in Koope-
rationsbeziehungen, als Hinordnung auf ..., d.h. als Verantwortung, bezogen auf das eige-
ne Selbst und auf die mit ihm verbundenen Anderen. Freiheit und Handlungsmacht der
Einzelnen miissen mit sozialer Bindung und Kooperation zusammengedacht werden (vgl.
Heimbach-Steins 2008: 48). Reale Verwirklichungsbedingungen fiir solche substanzielle
Freiheit miissen durch Politik fiir alle gesichert werden.

7 Ein markantes rechtshistorisches Beispiel fiir die Wirkweise eines geschlechterasymmetrischen Auto-
nomieverstindnisses hat Stephan Meder in seinem Beitrag zur Auseinandersetzung um das Ehegiiter-
recht in der Entstehungszeit des Biirgerlichen Gesetzbuches in Deutschland aufbereitet (vgl. Meder 2009,
S.142-160).
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Dem Modell verantwortlicher Freiheit des sozial gebundenen Individuums entspricht
gesellschaftsethisch das Prinzip gerechter Beteiligung als Kern eines auf die Bedingun-
gen der spiaten Moderne hin reformulierten Konzepts sozialer Gerechtigkeit (Filipovi¢
2008). Es verkniipft zwei Momente, Teilhaben und Teilgeben (bzw. Beitragen): Maf3stébe
gerechter Teilhabe, die durch gerechte Verteilung/Distribution von ,,Glitern“ - v.a. sozi-
aler Sicherungsanspriiche - ermoglicht werden, miissen mit Mafdstdben der ,Teilga-
be“ bzw. des ,Beitragens” verkniipft werden. Aktive Beteiligung der Einzelnen an den
gesellschaftlichen Aufgaben wird auf der Basis gesicherter materieller Voraussetzun-
gen, Handlungsspielrdume und geeigneter Anreizstrukturen geférdert und eingefor-
dert.

Es braucht daher vor allem Strukturen, welche die Verwirklichung gesellschaftlicher
Partizipation (im doppelten Sinne von Teilhaben und Beitragen) fiir die Einzelnen
ermoglichen, die also der Anerkennung der Person als Verantwortungssubjekt ent-
sprechen (Filipovi¢ 2008: 183). Ziel ist die Starkung der Handlungspotenziale der Ein-
zelnen, die Ermoglichung von Verantwortung, und damit die strukturelle Absicherung
von Kooperationsverhdltnissen zwischen gesellschaftlichen Akteuren wie zwischen
Einzelnen/Familien und sozialstaatlichen Institutionen. Angesichts der realen Ent-
wicklungen in Geschlechter- und Generationenverhéltnissen erfordert die Ermogli-
chung gerechter Partizipationsbedingungen dynamische, flexible Modelle, die eine
Pluralitdt von Lebensmustern und -verldufen zu integrieren vermogen. Frauen und
Miénner, die unter hohen Verantwortungsanforderungen fiir das eigene Leben und
ihr familidres Umfeld stehen und diese unter unsicherer gewordenen gesellschaftli-
chen Bedingungen zu leben versuchen, diirfen nicht wegen der gestiegenen, keines-
wegs immer freiwilligen Variabilitit ihrer Lebensmuster zusétzlich hohen Risiken der
Nichtbeteiligung und sozialen Prekaritit ausgesetzt werden.

Schluss

Zeit fiir Verantwortung braucht unbedingt private und o6ffentliche Solidaritit. Die
Alternative ,private oder 6ffentliche Solidaritit?”im Titel dieses Beitrags ist deshalb im
Ergebnis zu korrigieren: Offentliche Solidaritit kann private Solidaritit nicht ersetzen;
m.E. soll sie das auch nicht. Aber sie ist unerldsslich, um die Einzelnen, um Frauen und
Miénner zur Wahrnehmung ihrer - tiberlappenden und teilweise konkurrierenden -
Verantwortungsbereiche zu befihigen, sie darin zu unterstiitzen und so zu ergénzen,
dass Verantwortungsbereitschaft nicht durch die Verfestigung alter, diskriminierender
Asymmetrien und durch die Provokation neuer sozialer Ausschliisse ,bestraft” wird.
In diesem Sinne braucht Verantwortung Zeit, diese Zeit aber wird nur verfiigbar durch
das Zusammenspiel privater und 6ffentlicher Solidaritdten.
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Ausblick: Gleichstellungspolitik als Lebenslaufpolitik
Eva Maria Welskop-Deffaa

Die in diesem Band dokumentierte Tagung ,Zeit flir Verantwortung im Lebensverlauf
- Politische und rechtliche Handlungsstrategien® bildet den vorlaufigen Schlusspunkt
des vom Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Kooperati-
on mit dem Max-Planck-Institut fiir auslandisches und internationales Sozialrecht in
Minchen durchgefithrten Projekts ,Was kommt nach dem Erndhrermodell?*

Die Schwerpunkte im Projektverlauf haben sich den aktuellen Fragestellungen
der Gleichstellungspolitik immer wieder angepasst und sich mit Rollenleitbildern, vor
allem im Familien-, Sozial- und Steuerrecht in Deutschland und im européischen Ver-
gleich, auseinandergesetzt. Dabei wurde das Spannungsfeld von Eigenverantwortung,
privater und offentlicher Solidaritit intensiv betrachtet. Zu den Zielen des Projektes
gehorten die wissenschaftliche Begleitung des Wandels der Rollenleitbilder, vor allem
im Recht, und die Entwicklung von Handlungsempfehlungen. Diese sind in den hier
veroffentlichten Policy Papers zum Ehegiliterrecht, zu den Familienernidhrerinnen und
zu den Pflegepersonen konkret vorgelegt worden.

Das Verhéltnis von Eigen-, Familien- und gesellschaftlicher Verantwortung unterliegt
einem Wandel, der in allen untersuchten europiischen Staaten gegenwaértig ist.

Es wurde deutlich, dass das klassische Erndhrermodell erodiert und aktuell in den
meisten Lindern Rollenpluralitit gelebt wird. Eine insgesamt stringente Hin-
wendung zum Modell der voll eigenstindigen Existenzsicherung (adult worker
model) ist weder in der Lebensrealitit noch im Recht zu finden. Der Wandel hin
zu Rollenleitbildern, bei denen prinzipiell die eigene Verantwortung Erwachsener fiir
den eigenen Lebensunterhalt im Vordergrund steht, ist jedoch in den einzelnen Lin-
dern unterschiedlich stark ausgepriagt und in den Rechtssystemen unterschiedlich
stark nachvollzogen. Deutschland ist dabei nicht in einer Vorreiterrolle.

Ein Ausgangspunkt des Projekts war die Frage nach der gesellschaftlichen Organisa-
tion von Verantwortung in unterschiedlichen Auspridgungen: Eigenverantwortung,
Verantwortung im nahen sozialen Umfeld und 6ffentliche Verantwortung. Die Verant-
wortung in den sozialen Nahrdumen ist stark von Reziprozititserwdgungen gepragt.
Dieser Gedanke wurde fiir den Bereich der Pflege noch einmal klar von Dr. Andreas
Biischer in den Diskurs hineingetragen. Das ist ein Punkt, der eine Anregung zu nachs-
ten Uberlegungen sein kénnte. Reziprozititserwigungen haben viel zu tun mit Kom-
plementarititserwartungen an Verantwortung. Diese konnen in einer zunehmend
dynamischeren und unsicheren Welt zwischen Partnern und Generationen nicht
immer verlésslich eingelost werden. Das hat keineswegs stets damit zu tun, dass der
oder die Einzelne sich aus der Verantwortung stehlen will.
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So kann es sein, dass eine Elterngeneration ihren Kindern alle Voraussetzungen flir
ein gelingendes Leben mitgegeben hat, diese Kinder jedoch aus Schicksalsgriinden
die Reziprozitatserwartung nicht erfillen kénnen. Dasselbe gilt fiir Paarbeziehungen.
Es werden Verabredungen auf Gegenseitigkeit getroffen und diese kdnnen dann aber
unter Umstdnden nicht eingel6st werden.

Besonders deutlich wird dies im Bereich der Familienerniahrerinnen, wo die Folgen
einer nicht erfiillten Rollenerwartung die Lebenssituation der Familie verdndern: Der
designierte Familienerndhrer kann - z.B. durch Krankheit oder Arbeitslosigkeit - sei-
ner Rolle nicht gerecht werden und die Partnerin muss nun unfreiwillig in die Rolle
der Familienerndhrerin hineingehen. Umgekehrt kénnen im Partnerschaftsarrange-
ment auch Frauen in ihrer Rolle als Care-Geberin nicht den Absprachen oder Erwar-
tungen des Partners entsprechend agieren, indem sie z.B. mit der Kindererziehung
oder der Haushaltsfithrung tiberfordert sind, sodass nicht das ,geleistet” wird, was der
Partner erhofft und erwartet.

Im Sinne der Komplementaritit von Verantwortung hat die Nichterfiillung der Erwar-
tungen - also das Scheitern - Folgen im privaten Bereich, aber auch im 6ffentlichen
Bereich. Die unabhingige Sachverstindigenkommission, die fiir das Bundesministe-
rium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend das Gutachten ,Neue Wege - Gleiche
Chancen, Gleichstellung von Frauen und Mannern im Lebensverlauf” fiir den ersten
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung erstellt hat, zeigt auf, wie sehr Instituti-
onen, Gesetze und Geschlechterbilder die Lebenswege von Frauen und Ménnern in
Deutschland beeinflussen.

Damit ergeben sich Anforderungen an die Organisation 6ffentlicher Rahmenbedin-
gungen, die mit bedacht werden miissen, wenn wir an den hier behandelten Themen
Ehegiiterrecht, Familienernahrerinnen und auch Pflege weiterarbeiten.

Als wichtiges Ergebnis des Projekts ist festzuhalten, dass es trotz der gelebten Rollen-
pluralitit eines einheitlichen politischen Leitbildes bedarf, an dem sich politische
Unterstlitzungsmafnahmen ausrichten kénnen. Unterschiedliche Leitbilder fithren
zu widerstreitenden Regelungen, die in der Praxis zu widerspriichlichen, inkohdrenten
Anreizen fiihren. Explizit wird in dem Policy Paper der Arbeitsgruppe Familienernih-
rerinnen das Leitbild des bzw. der Erwerbstatigen mit Zeit fiir Firsorgeaufgaben im
Lebensverlauf genannt.

Die unabhingige Sachverstindigenkommission, die das Gutachten fiir den ersten
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung erstellt hat, hat ein dhnliches neues Leit-
bild entwickelt. Ein Leitbild, das es beiden Geschlechtern ermdglicht, ihre Erwerbs-
und Firsorgeaufgaben vereinbaren zu konnen, ohne dass dadurch erhebliche persén-
liche und finanzielle Nachteile entstehen.
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Bei der Erstellung des Gutachtens ist der gesamte Lebensverlauf von Frauen und Mén-
nern in Deutschland in den Blick genommen. ,Biografische Schnittstellen“ werden
Phasen im Lebensverlauf eines Menschen genannt, in denen Entscheidungen getrof-
fen werden, die das ganze Leben pragen. Der Abschluss eines Studiums, der Einstieg in
den Arbeitsmarkt, die Geburt eines Kindes sind solche Uberginge, an denen Weichen
gestellt werden. Wo sie hinfithren, ist nicht immer absehbar: Eroffnen sie neue Mog-
lichkeiten - oder fiihren sie in eine biografische Sackgasse?

Wichtig ist es, Zeit fiir Verantwortung im Lebensverlauf zu ermoglichen, mehr Ent-
scheidungsfreiheit und Verwirklichungschancen im Lebensverlauf zu schaffen. Der
Fokus darf dabei nicht auf kurzfristigen Effekten liegen, sondern auf der Identifizie-
rung von Knotenpunkten, an denen Entscheidungen fiir den Lebensverlauf getroffen
werden, die sich auf die berufliche und familidre Situation von beiden Partnern nach-
haltig und potenziell geschlechtshierarchisch auswirken.

In Zeiten der Pluralisierung und Individualisierung miissen faire Rahmenbedingun-
gen fiir jene geschaffen werden, die sich Zeit ftir familiare Sorgeaufgaben nehmen wol-
len. Denn die Folgen gemeinsam getroffener Lebensentscheidungen diirfen in einer
modernen Gesellschaft nicht strukturell ungleich zwischen Frauen und Mannern ver-
teilt sein.

Die Bundesregierung hat in der Koalitionsvereinbarung fiir die 17. Legislaturperiode
die Vereinbarung aufgenommen, Schritte zur Harmonisierung des Unterhalts-, Steu-
er-, Sozial- und Familienrechts einzuleiten. Die 20. Konferenz der Gleichstellungs- und
Frauenministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren der Linder hat 2010
diese Forderung unterstiitzt und gebeten, bei der Priifung der Rechtsgebiete auch
Wertungs- und Wirkungswiderspriiche in Bezug auf die Rollenzuweisung an Frauen
zu untersuchen, damit die Rechtsgebiete mit dem Ziel einer eigenstindigen Existenz-
sicherung von Frauen harmonisiert werden konnen. Dazu haben die drei interdiszipli-
néren Arbeitsgruppen wertvolle Grundlagenarbeit geleistet.

Die Ausgangsfrage, die das Projekt seit 2006 bearbeitet, also ,Was kommt nach dem
Erndhrermodell?, kann mit den vorliegenden Ergebnissen des Projekts wie folgt
beantwortet werden:

Nach dem Ende der Vorherrschaft des ménnlichen Erndhrermodells finden wir eine
gelebte Rollenpluralitit, eine Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen, eine Abfolge von
verschiedenen Rollenarrangements im Lebenslauf - jeweils mit vielfaltigen prakti-
schen und rechtlichen Implikationen.

Eine moderne Gleichstellungspolitik stirkt - verstanden als Lebenslaufpolitik - den
gesellschaftlichen Zusammenhalt, die Fahigkeit, gemeinsame Entscheidungen zu tref-
fen, und die Bereitschaft, partnerschaftliche Verantwortung zu tibernehmen. Mit dem
Abschluss des Projektes fangt die Umsetzungsaufgabe an.
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	III. Unterstützung von Pflegepersonen im Rechtsvergleich
	1. Die Vielfalt der Arrangements
	2. Unterbrechung einer Erwerbstätigkeit
	3. Geldleistungen als Unterhaltsersatz während der Pflegetätigkeit
	a. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
	b. Leistungen zur Ermöglichung einer Unterbrechung der Pflegetätigkeit

	4. Weitere Leistungen an Pflegepersonen
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